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Gesetz zur Einfügung 
eines Artikels 120a in das Grundgesetz. 

Vom 14. August 1952. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates unter Einhaltung der Vorschrift des Artikels 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Nach Artikel 120 des Grundgesetzes für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundes- 
gesetzbl. S. 1) wird folgender Artikel 120a eingefügt: 

„Artikel 120a 

(1) Die Gesetze, die der Durchführung des Lasten¬ 
ausgleichs dienen, können mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß sie auf dem Gebiete 
der Ausgleichsleistungen teils durch den Bund, teils 
im Aufträge des Bundes durch die Länder ausgeführt 


werden und daß die der Bundesregierung und den 
zuständigen obersten Bundesbehörden auf Grund 
des Artikels 85 insoweit zustehenden Befugnisse 
ganz oder teilweise dem Bundesausgleichsamt über¬ 
tragen werden. Das Bundesausgleichsamt bedarf 
bei Ausübung dieser Befugnisse nicht der Zu¬ 
stimmung des Bundesrates; seine Weisungen sind, 
abgesehen von den Fällen der Dringlichkeit, an die 
obersten Landesbehörden (Landesausgleichsämter) 
zu richten. 

(2) Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung 
des Gesetzes über den Lastenausgleich in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 14. August 1952. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

DerStellvertreterdesBundeskanzlers 

Blücher 

Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 

Für den Bundes minister des Innern 
Der Bundesminister für Vertriebene 
Dr. Lukaschek 

Für den Bundesminister der Justiz 
Der Bundes minister für Wohnungsbau 
Neumayer 
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In Anerkennung des Anspruchs der durch den-Krieg und seine Folgen 
besonders betroffenen Bevölkerungsteile auf einen die Grundsätze der 
sozialen Gerechtigkeit und die Volkswirtschaftlichen Möglichkeiten berück¬ 
sichtigenden Ausgleich von Lasten und auf die zur Eingliederung der Ge¬ 
schädigten notwendige Hilfe sowie 

unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß die Gewährung und Annahme 
von Leistungen keinen Verzicht auf die Geltendmachung von Ansprüchen 
auf Rückgabe des von den Vertriebenen zurückgelassenen Vermögens 
bedeutet, 

hat der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates das nachstehende 
Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Grundsätze und Begriffsbestimmungen 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze 

§ 1 

Ziel des Lastenausgleichs 

Die Abgeltung von Schäden und Verlusten, die 
sich infolge der Vertreibungen und Zerstörungen 
der Kriegs- und Nachkriegszeit ergeben haben, 
sowie die Milderung von Härten, die infolge der 
Neuordnung des Geldwesens im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes einschließlich Berlin (West) ein¬ 
getreten sind, bestimmt sich nach diesem Gesetz; die 
erforderlichen Mittel werden nach Maßgabe dieses 
Gesetzes aufgebracht (Lastenausgleich). 

§ 2 

Durchführung des Lastenausgleichs 

(1) Zur Durchführung des Lastenausgleichs wer¬ 
den Ausgleichsabgaben erhoben und Ausgleichs- 
Icistungen gewährt. 

(2) Der Lastenausgleich vollzieht sich in Geld; 
er kann auch dadurch bewirkt werden, daß einem 
Geschädigten ermöglicht wird, andere wirtschaft¬ 
liche Werte von einem Abgabepflichtigen zu über¬ 
nehmen. 

§ 3 

Ausgleichsabgaben 

Als Ausgleichsabgaben werden erhoben: 

1. eine einmalige Vermögensabgabe (Vermögens¬ 
abgabe) -— §§ 16 bis 90 -—, 

2. eine Sonderabgabe auf Gewinne aus Schulden, 
für die Grundpfandrechte bestellt worden sind 
(Hypothekengewinnabgabe) — §§ 91 bis 160—, 

3. eine Sonderabgabe auf Schuldnergewinne ge¬ 
werblicher Betriebe (Kreditgewinnabgabe) 
— §§ 161 bis 197 —. 

§ 4 

Ausgleichsleistungen 

Als Ausgleichsleistungen werden gewährt: 

1. Hauptentschädigung — §§ 243 bis 252 —, 

2. Eingliederungsdarlehen — §§ 253 bis 260 —, 


3. Kriegsschadenrente — §§ 261 bis 292 —, 

4. Hausratentschädigung — §§ 293 bis 297 —, 

5. Wohnraumhilfe — §§ 298 bis 300 —, 

6. Leistungen aus dem Härtefonds — § 301 —, 

7. Leistungen auf Grund sonstiger Förderungs¬ 
maßnahmen — §§ 302 und 303 —, 

3. Entschädigung im Währungsausgleich für Spar¬ 
guthaben Vertriebener — § 304 —, 

§ 5 

Ausgleichsfonds 

(1) Die Ausgleichsabgaben werden einem Sonder¬ 
vermögen des Bundes (Ausgleichsfonds) zugeführt. 
In den Ausgleichsfonds fließen auch 

1. Säumniszuschläge und sonstige Zuschläge 
zu den Ausgleichsabgaben, 

2. bei Durchführung dieses Gesetzes anfal¬ 
lende Geldstrafen, sofern sie nicht in ge¬ 
richtlichen Verfahren verhängt werden, 

3. Erträge des Ausgleichsfonds, 

4. nach näherer Maßgabe eines besonderen 
Gesetzes die nach Abschluß der Wert¬ 
papierbereinigung verbleibenden Beträge, 

5. sonstige Werte, die dem Ausgleichsfonds 
durch Gesetz oder auf andere Weise be¬ 
sonders zugewiesen werden. 

(2) Aus dem Ausgleichsfonds werden nur Aus¬ 
gleichsleistungen bewirkt. Kosten der Durchführung 
dieses Gesetzes dürfen aus dem Ausgleichsfonds 
nicht bestritten werden; bei Geldinstituten aus An¬ 
laß der Gewährung von Ausgleichsleistungen ent¬ 
stehende Verwaltungskosten, die im Geschäfts¬ 
verkehr üblicherweise dem Bankkunden zur Last 
fallen, können auf den Ausgleichsfonds übernommen 
werden. 

(3) Die Haftung des Bundes für Ausgleichsleistun¬ 
gen beschränkt sich auf den Ausgleichsfonds. 

(4) Der Ausgleichsfonds ist mit sämtlichen veran¬ 
schlagten Einnahmen und Ausgaben für jedes Rech¬ 
nungsjahr als Anlage zum Bundeshaushalt nach¬ 
zuweisen. 
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§ 6 

Beitrag der öffentlichen Haushalte an den 
Ausgleichsfonds 

(1) Die Länder einschließlich des Landes Berlin 
leisten an den Ausgleichsfonds vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ab bis zum 31. De¬ 
zember 1957 Zuschüsse in Höhe des Aufkommens 
an Vermögensteuer, abzüglich eines Betrags von 
4 vom Hundert zur Abgeltung ihrer Verwaltungs- 
kosten. Sofern das Gesetz nach Artikel 107 des 
Grundgesetzes nicht bis zum 31. Dezember 1957 für 
den späteren Zeitraum eint! Regelung getroffen hat, 
ist diese Regelung bis zum 31. Dezember 1957 durch 
besonderes Gesetz zu troffen, das der Zustimmung 
des Bundesral.es bedarf. 

(2) übersteigt das Aufkommen an Vermögens¬ 
abgabe, Hypothekengewinnabgabe und Kredit¬ 
gewinnabgabe, auf das Rechnungsjahr bezogen, 
den Betrag von 1785 Millionen Deutsche Mark, so 
mindern sich die Zuschüsse nach Absatz 1 um den 
1785 Millionen Deutsche Mark übersteigenden Be¬ 
trag des Aufkommens. Der Betrag, um den sich die 
Zuschüsse mindern, wird im Verhältnis der von den 
einzelnen Ländern für das betreffende Rechnungs¬ 
jahr an den Ausgleichsfonds zu leistenden Zu¬ 
schüsse aufgeteilt. 

(3) Bund und Länder einschließlich des Landes 
Berlin leisten ferner vom Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens dieses Gesetzes ab an den Ausgleichsfonds 
jährliche Zuschüsse von 410 Millionen Deutsche 
Mark, für das Rechnungsjahr 1952 entsprechende 
Teilbeträge. Diese Zuschüsse mindern sich in dem 
Verhältnis, in dem sich der mit 890 Millionen 
Deutsche Mark veranschlagte Jahresaufwand des 
Ausgleichsfonds für Unlerhaltshilfe verringert. Der 
Bund leistet ein Drittel dieses Zuschusses; die Län¬ 
der einschließlich des Landes Berlin leisten zwei 
Drittel nach dem Verhältnis ihrer Steueraufkommen 
im jeweils vorhergehenden Rechnungsjahr. 

(4) über eine etwaige Rückzahlung der Zuschüsse, 
die bis zum 31. Dezember 1957 ausgeschlossen isl, 
bestimmt ein Gesetz, welches bis zu diesem Zeit¬ 
punkt zu erlassen ist und der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 

§ 7 

Aufnahme von Krediten und Übernahme von 
Sicherheitsleistungen für den Ausgleichsfonds 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Vor¬ 
finanzierung von Ausgleichsleistungen, soweit diese 
nicht in Rentenleistungen bestehen, für den Aus¬ 
gleichsfonds und mit verpflichtender Wirkung für 
diesen im Wege des Kredits Geldmittel bis zur 
Höhe von fünf Milliarden Deutsche Mark zu be¬ 
schaffen oder in entsprechender Höhe Sicherheits¬ 
leistungen zu übernehmen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Begriffsbestimmungen 

§ 8 

Bezeichnung von Vorschriften 

(1) In diesem Gesetz werden bezeichnet 

1. das Gesetz zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Sofoi thilfegesetz) vom 


8. August 1949 (WiGBl. S. 205) in der 
Fassung der Änderungsgesetze vom 
8. August 1950 (Bundesgesetzbl. S. 355) 
und vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 224) 

als Soforthilfegesetz, 

2. die Durchführungsverordnung zum Ersten 
Teil des Soforthilfegesetzes vom 8. August 
1949 (WiGBl. S. 214) 

als Erste Durchführungsverordnung zum 

Ersten Teil des Soforthilfegesetzes, 

3. die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Ersten Teil des Soforthilfegesetzes vom 
29. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 1951 I 
S. 51) 

als Zweite Durchführungsverordnung 

zum Ersten Teil des Soforthilfegesetzes, 

4. die Durchführungsverordnung zum Zwei¬ 
ten und Dritten Teil des Soforthilfegesetzes 
vom 8. August 1949 (WiGBl. S. 225) in 
der Fassung der Verordnung zur Ergän¬ 
zung der Durchführungsverordnung zum 
Zweiten und Dritten Teil des Soforthilfe¬ 
gesetzes vom 22. Dezember 1950 (Bundes- 
gesetzbl. 1951 I S. 51) 

als Soforthilfe-Durchführungsverordnung, 

5. das Gesetz zur Sicherung von Forderun¬ 
gen für den Lastenausgleich vom 2. Sep¬ 
tember 1948 (WiGBl. S. 87) in der Fassung 
des Änderungsgesetzes vom 10. August 
1949 (WiGBl. S. 232} 

als Hypothekensicherungsgesetz, 

6. die Verordnung zur Durchführung des Ge¬ 
setzes zur Sicherung von Forderungen für 
den Lastenausgleich vom 7. September 

1948 (WiGBl. S. 88) 

als Erste Durchführungsverordnung zum 

Hypothekensicherungsgesetz, 

7. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes zur Sicherung von Forderun¬ 
gen für den Lastenausgleich vom 8. August 

1949 (WiGBl. S. 233) 

als Zweite Durchführungsverordnung 

zum Hypothekensicherungsgesetz, 

8. das Gesetz zur Förderung der Einglie¬ 
derung von Heimatvertriebenen in die 
Landwirtschaft (Flüchtlingssiedlungsgesetz) 
vom 10. August 1949 (WiGBl. S. 231) 

als Flüchtlingssiedlungsgesetz, 

9. das Dritte Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) vom 
20. Juni 1948 (WiGBl. 1948 Beilage 5 
S. 13) unter Berücksichtigung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze 

als Umstellungsgesetz, 

10. das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) unter Be¬ 
rücksichtigung der Änderungen durch das 
Einführungsgesetz zu den Realsteuer- 
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gcsetzen vom 1. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 961) und das Gesetz zur Be¬ 
wertung des Vermögens für die Kalender¬ 
jahre 1949 bis 1951 (Hauptveranlagung 
1949) vom 16. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 22) 

als Bewert ungsgesctz, 

11. das Gesetz über die Eröffnungsbilanz 
in Deutscher Mark und die Kapitalneu¬ 
festsetzung (D-Markbilanzgesetz) vom 
21. August 1949 (WiGBl. S. 279) in der Fas¬ 
sung des Gesetzes zurÄnderung und Ergän¬ 
zung des D-Markbilanzgesetzes (D-Mark- 
bilanzergänzungsgesctz) vom 28. Dezember 
1950 (Bundesgeselzbl. S. 811) 

als D-Markbilanzgesetz, 

12. das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des D-Markbilanzgesetzes (D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetz) vom 28. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 811) 

als D-Markbilanzergänzungsgesetz, 

13. das Erste Wohnungsbaugesetz vom 
24. April 1950 (Bundesgesetzbl. S. 83) 

als Erstes Wohnungsbaugesetz, 

14. die Reichshaushaltsordnung vom 31. De¬ 
zember 1922 (Reichsgesetzbl. 1923 II S. 17) 
unter Berücksichtigung der dazu ergan¬ 
genen Änderungsgesetze 

als Reichshaushaltsordnung, 

15. die Rechnungslegungsordnung für das 
Deutsche Reich vom 3. Juli 1929 (Reichs- 
ministerialbl. S. 439) 

als Rechnungslegungsordnung, 

IG das Gesetz über die Feststellung von Ver¬ 
treibungsschäden und Kriegssachschäden 
(Feststellungsgesetz) vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) in der durch das 
vorliegende Gesetz hergestellten Fassung 

als Feststellungsgesetz. 

(2) Soweit in den Ländern der französischen Be¬ 
satzungszone und im bayerischen Kreise Lindau 
sowie in Berlin (West) Vorschriften ergangen sind, 
die den in Absatz 1 bezeichneten Vorschriften ent¬ 
sprechen, umfaßt die Verweisung auf die in Ab¬ 
satz 1 genannten Vorschriften auch die entsprechen¬ 
den Vorschriften in den Ländern der französischen 
Besatzungszone und im bayerischen Kreise Lindau 
sowie in Berlin (West). 

§ 9 

Sitz in Berlin (West) 

Als Sitz in Berlin (West) im Sinne dieses Ge¬ 
setzes gilt ein Sitz in Berlin. Ein Unternehmen, das 
zwar seinen Sitz in Berlin, aber seine Geschäfts¬ 
leitung im Inland außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes einschließlich Berlin (West) hat, 
gilt jedoch nicht als Unternehmen mit Sitz in Berlin 
(West) im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 10 

Deutsche Mark 

Deutsche Mark im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Deutsche Mark der Bank deutscher Länder. 


§ 11 

Vertriebener 

(1) Vertriebener ist, wer als deutscher Staats¬ 
angehöriger oder deutscher Volkszugehöriger 
seinen Wohnsitz in den deutschen Gebieten östlich 
der Oder-Neiße-Linie oder in den Gebieten außer¬ 
halb der Grenzen des Deutschen Reichs nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 hatte und 
diesen im Zusammenhang mit den Ereignissen des 
zweiten Weltkrieges infolge Vertreibung, insbe¬ 
sondere durch Ausweisung oder Flucht, verloren 
hat. Bei mehrfachem Wohnsitz muß derjenige 
Wohnsitz verloren gegangen sein, der für die per¬ 
sönlichen Lebensverhältnisse des Betroffenen be¬ 
stimmend war. Wer infolge von Kriegseinwirkun¬ 
gen seinen Wohnsitz in die in Satz 1 genannten 
Gebiete verlegt hat, ist jedoch nur dann Vertrie¬ 
bener, wenn aus den Umständen hervorgeht, daß 
er sich auch nach dem Kriege in diesen Gebieten 
ständig niederlassen wollte. 

(2) Als Vertriebener gilt auch, wer als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehöriger 

1. nach dem 30. Januar 1933 wegen ihm dro¬ 
hender oder gegen ihn verübter natio¬ 
nalsozialistischer Gewaltmaßnahmen auf 
Grund der politischen Überzeugung, der 
Rasse, des Glaubens oder der Welt¬ 
anschauung die in Absatz 1 genannten 
Gebiete verlassen und seinen Wohnsitz 
außerhalb des Deutschen Reichs genommen 
hat, 

2. auf Grund der während des zweiten Welt¬ 
krieges geschlossenen zwischenstaatlichen 
Verträge aus außerdeutschen Gebieten 
oder während des gleichen Zeitraumes auf 
Grund von Maßnahmen deutscher Dienst¬ 
stellen aus den von der deutschen Wehr¬ 
macht besetzten Gebieten umgesiedelt 
worden ist (Umsiedler), 

3. nach Abschluß der allgemeinen Vertrei-, 
bungsmaßnahmen die deutschen Gebiete 
östlich der Oder-Neiße-Linie, Danzig, Est¬ 
land, Lettland oder Litauen, die Sowjet¬ 
union, Polen, die Tschechoslowakei, Un¬ 
garn, Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien 
oder Albanien verlassen hat oder verläßt, 
es sei denn, daß er erst nach dem 8. Mai 
1945 einen Wohnsitz in diesen Gebieten 
begründet hat (Aussiedler), 

4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu habeh, 
sein Gewerbe oder seinen Beruf ständig in 
den in Absatz 1 genannten Gebieten aus¬ 
geübt hat und diese Tätigkeit infolge Ver¬ 
treibung aufgeben mußte. 

(3) Als Vertriebener .gilt ferner, wer, ohne selbst 
deutscher Staatsangehöriger oder deutscher Volks¬ 
zugehöriger zu sein, mit einem Vertriebenen zur 
Zeit der Vertreibung verheiratet war. und nur aus 
diesem Grunde' seinen Wohnsitz in den in Absatz 1 
genannten Gebieten aufgegeben hat. 

§ 12 

Vertreibungsschäden 

(1) Ein Vertreibungsschaden im Sinne dieses 
Gesetzes ist unter den Voraussetzungen des Ab- 
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Satzes 2 ein Schaden, der einem Vertriebenen im 
Zusammenhang mit den gegen Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit oder deutscher Volkszugehörig¬ 
keit gerichteten Vertreibungsmaßnahmen in den 
deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie 
oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des Deut¬ 
schen Reichs nach dem Gebietsstand vom 31. De¬ 
zember 1937 entstanden ist 

1. an Wirtschaftsgütem, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum Grund¬ 
vermögen oder zum Betriebsvermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit sie 
nicht unter Nr. 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Berufs¬ 
ausübung oder für die wissenschaftliche 
Forschung erforderlich sind, 

b) an Hausrat, 

c) an Reichsmarkspareinlagen, 

d) an anderen privatrechtlichen geldwer- 
ten Ansprüchen als Reichsmarkspar¬ 
einlagen, 

e) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben bei Er¬ 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 

3. als Verlust von Wohnraum, 

4. als Verlust der beruflichen oder sonstigen 
Existenzgrundlage. 

(2) Ein Schaden nach Absatz 1 ist nur dann ein 
Vertreibungsschaden, wenn im Zeitpunkt der Ver¬ 
treibung 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2 a 
und 2 b 

das Wirtschaftsgut in dem Gebiet des¬ 
jenigen Staates belegen war, aus dem 
der Vertriebene vertrieben worden ist 
(Vertreibungsgebiet) j die Gesamtheit 
der in Absatz 1 genannten Gebiete, die 
am 1. Januar 1914 zum Deutschen Reich 
oder zur Österreichisch-Ungarischen 
Monarchie oder zu einem späteren Zeit¬ 
punkt zu Polen, zu Estland, zu Lettland 
oder zu Litauen gehört haben, gilt als 
einheitliches Vertreibungsgebiet: 

2. ln den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 c und 2 d 

der Schuldner, und der Gläubiger den 
Wohnsitz oder den Sitz in demselben 
Vertreibungsgebiet (Nr. 1) hatten; 

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 e 

sowohl die Gesellschaft oder die Ge¬ 
nossenschaft als auch der Anteilseigner 
den Sitz oder den Wohnsitz ln demsel¬ 
ben Vertreibungsgebiet (Nr. 1) hatten,- 

4. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 4 

der Vertriebene den Wohnraum oder 
die berufliche oder sonstige Existenz¬ 
grundlage im Vertreibungsgebiet (Nr. 1) 
hatte. 

(3) Verluste an Schiffen, die in einem Schiffs¬ 
register im Vertreibungsgebiet (Absatz 2 Nr. 1) 
eingetragen waren, gelten als in diesem Gebiet 
entstanden. 


(4) Als VertrciLungsschaden gilt auch ein Kriegs¬ 
sachschaden (§ 13), der einem Vertriebenen im 
Vertreibungsgebiet (Absatz 2 Nr. 1) vor der Ver¬ 
treibung entstanden war. 

(5) Bei einer Person, die wegen politischer Ver¬ 
folgung als Vertriebener gilt (§ 11 Abs. 2 Nr. 1), 
gilt als Vertreibungsschaden nur ein Schaden, der 
im Zusammenhang mit Vertreibungsmaßnahmen 
(Absatz 1) entstanden oder einem solchen nach 
Absatz 4 gleichgestellt ist. 

(6) Bei einem Umsiedler (§ 11 Abs. 2 Nr. 2) 
gilt als Vertreibungsschaden nicht der Verlust des 
Vermögens, das ihm als Ersatz für das im Ur¬ 
sprungsland ‘zurückgelassene Vermögen zugeteilt 
worden ist. 

(7) Als Vertreibungsscfaaden gilt auch ein Schaden, 
der einem im Zuge von Vertreibungsmaßnahmen 
umgekommenen deutschen Staatsangehörigen oder 
deutschen Volkszugehörigen im Vertreibungsgebiet 
(Absatz 2 Nr. 1) entstanden ist. 

§ 13 

Kriegssachschäden 

(1) Ein Kriegssachschaden im Sinne dieses Ge¬ 
setzes ist ein Schaden, der in der Zeit vom 26. Au¬ 
gust 1939 bis zum 31. Juli 1945 unmittelbar durch 
Kriegshandlungen entstanden ist 

1. an Wirtschaftsgütem. die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum Grund¬ 
vermögen oder zum Betriebsvermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit sie 
nicht unter Nr. 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Berufs¬ 
ausübung oder für die wissenschaftliche 
Forschung erforderlich sind, 

bl an Hausrat, 

3. als Verlust von Wohnraum, 

4 . als Verlust der beruflichen oder sonsti¬ 
gen Existenzgrundlage. 

(2) Kriegshandlungen im Sinne des Absatzes 1 
sind 

1. die Einwirkung von Waffen oder sonsti¬ 
gen Kampfmitteln oder die hiermit un¬ 
mittelbar zusammenhängenden militäri¬ 
schen Maßnahmen, 

2. die mit kriegerischen Ereignissen zusam¬ 
menhängende Beschädigung, Wegnahme 
oder Plünderung vop. Sachen in den vom 
Gegner unmittelbar angegriffenen, unmit¬ 
telbar bedrohten oder besetzten Gebieten, 

3. die Entziehung des Besitzes an einem 
Schiff durch feindliche Handlungen sowie 
dessen Selbstversenkung, wenn diese er¬ 
folgt ist, um der feindlichen Aufbringung 
zu entgehen. 

(3) Als Kriegssachschaden gilt auch ein Schaden 
durch Beschädigung, Zerstörung oder Wegnahme 
von Sachen auf Grund behördlicher Maßnahmen, 
die im Zusammenhang mit den kriegerischen Er¬ 
eignissen getroffen worden sind. 
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§ 14 

Ostschäden 

(1) Ein Oslsdiaden irn Sinne dieses Gesetzes ist 
ein Schaden, der einer Person, die nicht Vertrie¬ 
bener ist und am 31. Dezember 1944 ihren Wohn¬ 
sitz im Gebiet des Deutschen Reichs (Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937) hatte, im Zusammenhang 
mit den Ereignissen des zweiten Weltkrieges durch 
Vermögensentziehung oder als Kriegssachschaden 
{§ 13) an Wirtschaftsgütern der in § 12 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4 bezeichneten Art in den Ostgebieten ent¬ 
standen ist; Ostgebiete sind die östlich der Oder- 
Neiße-Linie gelegenen Gebiete des Deutschen Reichs 
nach dem Gebietssiand vom 31. Dezember 1937. Bei 
Schäden der in § 12 Abs. 1 Nr. 2 c und 2 d bezeich¬ 
neten Art muß der Schuldner, bei Schäden der in 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 e bezeichneten Art die Kapital¬ 
gesellschaft oder die Erwerbs- oder Wirtschafts¬ 
genossenschaft zur Zeit der Vertreibungsmaß¬ 
nahmen den Wohnsitz oder den Sitz in den Ost¬ 
gebieten g-ehabt haben. 

(2) Verluste an Schiffen, die in einem Schiffs¬ 
register in den Ostgebieten eingetragen waren, 
gelten als in den Ostgebieten entstanden. 

§ 15 

Sparerschäden 

(1) Ein Sparerschaden ist die Minderung des 
Nennbetrags von Sparanlagen, die dadurch einge¬ 
treten ist, daß die Sparanlagen bei der Neuordnung 
des Geldwesens im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes einschließlich Berlin (West) im Verhältnis 
10 zu 1 oder in einem ungünstigeren Verhältnis aut 
Deutsche Mark umgestellt oder nach § 14 des Um¬ 


stellungsgesetzes nicht auf Deutsche Mark umge¬ 
stellt worden sind. 

(2) Sparaniagen im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Spareinlagen im Sinne des § 22 des Ge¬ 
setzes über das Kreditwesen vom 25. Sep¬ 
tember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1955) 
einschließlich der Bausparguthaben, 

2. Pfandbriefe, Rentenbriefe, Kommunal¬ 
schuldverschreibungen und andere Schuld¬ 
verschreibungen, die von Grundkredit¬ 
anstalten, Kommunalkreditanstalten,Schiffs¬ 
beleihungsbanken und Ablösungsanstalten 
ausgegeben worden sind, 

3. Schuldverschreibungen und verzinsliche 
Schatzanweisungen des Reichs, des Preu¬ 
ßischen Staates, der Reichsbahn und der 
Reichspost, einschließlich der Schuldbuch¬ 
forderungen und der Ansprüche auf Vor¬ 
zugsrente, 

4. Industrie- und gleichartige Schuldverschrei¬ 
bungen, 

5. Ansprüche aus Lebensversicherungsver¬ 
trägen, 

6. durch die Bestellung von Grundpfandrech¬ 
ten gesicherte privatrechtliche Ansprüche, 
soweit es sich nicht um Ansprüche aus 
laufender Rechnung handelt. 

(3) Einem Sparerschaden wird die Einstellung 
der Zahlung von Reichszuschüssen an Kleinrentner 
sowie die Einstellung von Rentenzahlungen, die 
aus Reichsmitteln zum Ausgleich von im ersten 
Weltkrieg erlittenen Liquidations- und Gewalt¬ 
schäden gewährt wurden, gleichgestellt. 


ZWEITER TEIL 

Ausgleichsabgaben 


ERSTER ABSCHNITT 

V ermögensabgabe 

ERSTER TITEL 
Abgabepflicht 

§ 16 

Unbeschränkte Abgabepflicht 

(1) Unbeschränkt abgabepflichtig sind 

1. natürliche Personen, die zu Beginn des 
21. Juni 1948 einen Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltüngs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) gehabt haben; 

2. die folgenden Körperschaften, Personen¬ 
vereinigungen und Vermögensmassen, die 
zu Beginn des 21. Juni 1948 ihre Geschäfts¬ 
leitung oder ihren Sitz im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
gehabt haben: 


a) Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaf¬ 
ten, Kommanditgesellschaften auf Ak¬ 
tien, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, Kolonialgesellschaften, berg¬ 
rechtliche Gewerkschaften); 

b) Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf¬ 
ten; 

c) Versicherungsvereine auf Gegenseitig¬ 
keit; 

d) sonstige juristische Personen des priva¬ 
ten Rechts; 

e) nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, 
Stiftungen und andere Zweckvermögen; 

f) Körperschaften des öffentlichen Rechts 
mit Ausnahme ihrer nach Buchstabe g 
selbständig abgabepflichtigen Betriebe 
gewerblicher Art; 

g) Betriebe gewerblicher Art von Körper¬ 
schaften des öffentlichen Rechts. 
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(2) Die unbeschränkte Abgabepflicht erstreckt 
sich auf das Gesamtvermögen. Außer Ansatz 
bleiben Vermögensgegenstände der in § 77 des Be- 
wertungsgeselzes genannten Art, die auf ein zum 
Inland gehörendes Gebiet außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs. des Grundgesetzes einschließlich Berlin 
(West) entfallen. 

§ 17 

Beschränkte Abgabepflicht 

(1) Beschränkt abgabepflichtig sind 

1. natürliche Personen, die zu Beginn des 
21. Juni 1948 weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) gehabt haben; 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die zu Beginn des 
21. Juni 1948 weder ihre Geschäftsleitung 
noch ihren Sitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) ge¬ 
habt haben. 

(2) Die beschränkte Abgabepflicht erstreckt sich 
nur auf Vermögen der in § 77 des Bewertungs¬ 
gesetzes genannten Art, das auf den Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes einschließlich Berlin 
(West) entfällt. 

§ 18 

Befreiungen 

(1) Von der Vermögensabgabe sind befreit 

1. die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
mit ihrem Vermögen, das für einen öffent¬ 
lichen Dienst oder Gebrauch unmittelbar 
benutzt wird, sowie mit ihrem forstwirt¬ 
schaftlichen Vermögen und mit ihrem 
sonstigen Vermögen im Sinne des Bewer¬ 
tungsgesetzes. Nicht befreit sind jedoch 
Berufsvertretungen und Berufs verbände; 

2. die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn mit ihrem Vermögen, soweit 
es im Rahmen ihrer Betriebspflicht für 
ihre Betriebs- oder Verwaltungszwecke 
unmittelbar benutzt wird; das gleiche gilt 
für das vom Senat des Landes Berlin ver¬ 
waltete Post- und Fernmeldewesen. Für 
die Behandlung ihres Vermögens, das der 
Personenbeförderung auf Omnibussen 
dient, gilt Nr. 9; 

3. das Unternehmen Reichsautobahnen mit 
seinem Vermögen, soweit es für seine Be¬ 
triebs- oder Verwaltungszwecke unmittel¬ 
bar benutzt wird. Das gleiche gilt für das 
in Berlin (West) treuhänderisch verwal¬ 
tete Vermögen des Unternehmens Reichs¬ 
autobahnen; 

4. die Monopolverwaltungen des Bundes 
und die Staatlichen Lotterieunternehmen. 
Das gleiche gilt für die Monopolverwal¬ 
tungen in Berlin (West), soweit ihr Ver¬ 
mögen ihren Aufgaben unmittelbar ge¬ 
widmet ist; 

5. die Bank deutscher Länder, die Deutsche 
Rentenbank, die Deutsche Rentenbank- 


Kredit mValt und die Landeszentral¬ 
banken, 

6. Unternehmen, die durch StaaLsverträge 
verpflichtet sind, die Erträge ihres Ver¬ 
mögens zur Aufbringung der Mittel für 
die Errichtung von Bundeswasserstraßen 
zu verwenden, solange das Vermögen 
der Unternehmen ausschließlich diesem 
Zweck dient; 

7. Abgabepflichtige mit demjenigen Teil 
ihres der öffentlichen Wasserversorgung 
gewidmeten Vermögens, der im Kalender¬ 
jahr 1950 dem Anteil ihrer unmittelbaren 
oder mittelbaren Abgabe von trinkbarem 
Wasser und von Wasser für Feuerlösch¬ 
zwecke an ihrer gesamten Wasserabgabe 
entspricht; 

8. Abgabepflichtige mit demjenigen Teil 
ihres der öffentlichen Energieversorgung 
gewidmeten Vermögens, der im Kalender¬ 
jahr 1950 dem Anteil ihrer unmittelbaren 
oder mittelbaren Energieabgabe im Rah¬ 
men der allgemeinen Anschluß- und Ver¬ 
sorgungspflicht nach § 6 Abs. 1 des 
Energiewirtschaftsgesetzes vom 13. De¬ 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1451) an 
ihrer gesamten Energieabgabe entspricht; 

9. Abgabepflichtige mit dem Vermögen, das 
im Rahmen der von ihnen zu erfüllenden 
Aufgaben des öffentlichen Verkehrs un¬ 
mittelbar gewidmet ist 

a) dem Betrieb und der Verwaltung von 
Eisenbahnen im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 

5. 225), 

b) dem Betrieb und der Verwaltung von 
Straßenbahnen im Sinne des § 3 des 
Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande vom 4. Dezember 
1934 in der Fassung des Gesetzes vom 

6. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1319), 

c) dem Linienverkehr im Sinne des § 4 
des unter b genannten Gesetzes in der 
Fassung des Gesetzes vom 16. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 21) mit Om¬ 
nibussen und Oberleitungsomnibussen; 

10. Abgabepflichtige mit dem Vermögen, das 
dem Betrieb, der Erhaltung und Ver¬ 
waltung öffentlicher Häfen gewidmet ist 
und in räumlichem Zusammenhang mit 
den Hafenanlagen steht. Dem Hafen- 
betrieb dient das Vermögen; soweit es 
unmittelbar für Umschlags-, Lagerei- und 
Verkehrszwecke des Hafens bestimmt ist. 
Das Vermögen der Lagerei dient dem 
Hafenbetrieb jedoch nur insoweit, als ein 
Umschlag ohne dieses Vermögen tech¬ 
nisch nicht durchführbar ist; 

11. Flughafenunternehmen mit ihren Flug¬ 
häfen und mit anderem Vermögen, soweit 
es für die Betriebs- oder Verwaltungs- 
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zwecke des Unternehmens unmittelbar 
benutzt wird: 

12. Hauberg-, Wald-, Forst- und Laub¬ 
genossenschaften und ähnliche Real- 
gemeinden; 

13. Wasser- und Bodenverbände im Sinne des 
Wasserverbandgesetzes vom 10. Februar 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 188) und der 
Ersten Wasserverbandverordnung vom 
3. September 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 933); 

14. die öffentlich-rechtlichen Religionsgesell¬ 
schaften sowie solche Körperschaften, Per¬ 
sonenvereinigungen und Vermögens¬ 
massen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach’ihrer 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließ¬ 
lich und unmittelbar kirchlichen, gemein¬ 
nützigen oder mildtätigen Zwecken die¬ 
nen. Der Umfang der Befreiung bestimmt 
sich in jedem Fall nach den Vorschriften 
der §§ 17 bis 19 des Steueranpassungs¬ 
gesetzes und der dazu ergangenen Durch¬ 
führungsverordnung (Gemeinnützigkeits¬ 
verordnung) vom 16. Dezember 1941 in 
der Fassung der Anlage 1 der Verord¬ 
nung vom 16. Oktober 1948 (WiGBl. 
S. 181). Die Befreiung nach den Sätzen 1 
und 2 gilt nicht für Wohnungsunter¬ 
nehmen, die auf Grund des Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsgesetzes vom 29. Fe¬ 
bruar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 438) als 
gemeinnützig anerkannt sind, sowie für 
Unternehmen, die nach § 28 des genann¬ 
ten Gesetzes als Organe der staatlichen 
Wohnungspolitik anerkannt sind; 

15. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-, 
Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen 
und sonstige rechtsfähige Flilfskassen für 
die Fälle der Not oder Arbeitslosigkeit 
nach den für die- Vermögensteuer hierüber 
geltenden Vorschriften; 

16. die Träger der Sozialversicherung, ferner 
Verbände und Einrichtungen der Sozial¬ 
versicherung, soweit ihr Vermögen nach 
sozialversidierungsrechtlichcn Vorschrif¬ 
ten anzulegen ist. Dasselbe gilt, soweit 
Verbände und Einrichtungen Vermögen 
nach ihrer Satzung ausschließlich in 
gleicher Weise anzulegen haben; 

17. die gesetzlichen Rechtsvorgänger der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung hinsichtlich des 
Vermögens, das auf Grund des Gesetzes 
über die Errichtung einer Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen¬ 
versicherung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 123) auf die Bundesanstalt 
übergegangen oder auf Grund dieses Ge¬ 
setzes von ihr übernommen worden ist. 

(2) Die nach den Vorschriften in Absatz 1 Nr. 1 
bis 3, 9 und 11 begünstigten Abgabepflichtigen sind 
auch mit Vermögen befreit, das nicht von ihnen 
selbst für ihre begünstigten Zwecke benutzt wird, 
sondern das 


1. von den nach den Vorschriften in Ab¬ 
satz 1 Nr. 1 bis 3, 9, 11 und 14 begün¬ 
stigten Abgabepflichtigen für deren be¬ 
günstigte Zwecke oder 

2. von den nach den Vorschriften in Ab¬ 
satz 1 Nr. 4, 5, 13, 16 und 17 begünstigten 
Abgabepflichtigen unmittelbar zur Er¬ 
füllung ihrer eigentlichen Aufgaben 

benutzt wird. 

(3) Die Befreiungen nach den Absätzen 1 und 2 
bestimmen sich, soweit sich aus diesen nichts an¬ 
deres ergibt, nach der Sach- und Rechtslage am 
21. Juni 1948. 

(4) Die Befreiungen nach den Absätzen 1 und 2 
sind auf beschränkt Abgabepflichtige nicht anzu¬ 
wenden. 

§ 19 

Befreiung von Unternehmen mit 
Ausgleichsforderungen 

(1) Unternehmen, die auf Grund des Umstellungs¬ 
gesetzes und seiner Durchführungsverordnungen 
nach dem Ergebnis ihrer Umstellungsrechnung An¬ 
spruch auf Zuteilung von Ausgleichsforderungen 
gegen die öffentliche Hand haben, sind von der 
Vermögensabgabe befreit. 

(2) Würden die in Absatz 1 genannten Unter¬ 
nehmen infolge Berücksichtigung ihrer Abgabe¬ 
schuld an Vermögensabgabe (§ 31) in der Um¬ 
stellungsrechnung einen Anspruch auf Ausgleichs¬ 
forderungen gegen die öffentliche Pfand erlangen, 
so wird Befreiung von der Vermögensabgabe nur 
insoweit gewährt, als ihnen infolge der Berück¬ 
sichtigung dieser Abgabe Ausgleidisforderungen 
zuzuteilen wären. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei Geldinstituten 
mit bankfremdem Geschäft, die getrennte Ver- 
mögeosübersichtcn für das Bankgeschäft und für das 
bankfremde Geschäft aufstellen, nur für das Bank¬ 
geschäft. 

§ 20 

Entstehung der Abgabeschuld 

Die Abgabeschuld gilt als zu Beginn des 21. Juni 
1948 entstanden. 

ZWEITER TITEL 

Bemessung der Abgabe 
§ 21 

Bemessungsgrundlage 

(1) Der Vermögensabgabe unterliegt, soweit sich 
nicht aus den §§ 22 bis 27 etwas anderes ergibt: 

1. bei unbeschränkt Abgabepflichtigen das 
Vermögen zu Beginn des 21. Juni 1948, 
das sich nach den bei der Vermögensteuer 
(Hauptveranlagung 1949) für die Ermittlung 
des Gesamtvermögens maßgebenden Vor¬ 
schriften errechnet; 

2. bei beschränkt Abgabepflichtigen das Ver¬ 
mögen zu Beginn des 21. Juni 1948, das 
sich nach den bei der Vermögensteuer 
(Hauptveranlagung 1949) für die Ermittlung 
des- Inlandsvermögens maßgebenden Vor¬ 
schriften errechnet. 
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Für die Abzugsfähigkeit der Lastenausgleichs¬ 
abgaben gilt § 210. 

(2) Der Wert des Vermögens, das bei un¬ 
beschränkt Abgabepflichtigen oder bei beschränkt 
Abgabepflichtigen der Abgabe unterliegt, wird auf 
volle 100 Deutsche Mark nach unten abgerundet, 

(3) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere 
über die Feststellung der Besteuerungsgrundlagen 
bestimmt werden. 

§ 22 

Zusammenrechnung 

(1) Das Vermögen von Ehegatten ist abweichend 
von § 75 Abs. 1 des Bcwertungsgesetzcs für die 
Ermittlung des Gesamtvermögens zusammenzurech¬ 
nen, wenn die Ehegatten nach § 38 zusammen zur 
Vermögensabgabe zu veranlagen sind. 

(2) Das Vermögen von Eltern ist abweichend von 
§ 75 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes nicht mit dem 
Vermögen von Kindern zusammenzurechnen. 

(3) Bei fortgesetzter Gütergemeinschaft ist das 
ganze Gesamlgut abweichend von § 76 des Bewer¬ 
tungsgesetzes nicht dem Vermögen des überleben¬ 
den Ehegatten zuzurechnen, Das Gesamtgut ist viel¬ 
mehr den Beteiligten nach dem Verhältnis ihrer 
Anteile (§ 11 Nr. 5 des Steueranpassungsgesetzes) 
zuzurechnen. 

§ 23 

Verlegung des Wohnsitzes oder des Betriebs 
aus Berlin (West) in den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes 

(1) Hat ein Abgabepflichtiger in der Zeit zwischen 
dem 20. Juni 1948 und dem 1. April 1949 (Zwischen¬ 
zeitraum) seinen Wohnsitz oder seinen gewöhn¬ 
lichen Aufenthalt von Berlin (West) in den Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes verlegt, so ist der 
Vermögensermittlung auf den Beginn des 21. Juni 
1948 das Vermögen zugrunde zu legen, das sich auf 
den Tag der Begründung des Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthalts im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ergibt,- für die Abgrenzung des Ver¬ 
mögens in Berlin (West) gilt § 80 Abs. 2 Nr. 2. 

(2) Ist ein gewerblicher Betrieb im Zwischenzeit¬ 
raum, von Berlin (West) in den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes wirtschaftlich verlagert worden, so 
ist der Vermögensermittlung auf den Beginn des 
21. Juni 1948 das Vermögen zugrunde zu legen, das 
in der nach § 3 Abs. 4 des D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes im Geltungsbereich des Grundgesetzes auf¬ 
zustellenden DM-Eröffnungsbilanz auszuweisen ist. 

§ 24 

Abweichungen von den für die Vermögensteuer 
geltenden Vorschriften 

Für die Ermittlung des der Abgabe unterliegen¬ 
den Vermögens gilt abweichend von den für die 
Vermögensteuer geltenden Vorschriften das Fol¬ 
gende: 

1. Von den zum sonstigen Vermögen im Sinne 
des § 67 des Bewertungsgesetzes gehörenden 
Wirtschaftsgütern sind nicht anzusetzen, so¬ 
weit sie insgesamt 150 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen, 

a) deutsche Zahlungsmittel, 


b) noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens¬ 
und Kapitalversicherungen oder aus Renten¬ 
versicherungen, aus denen der Berechtigte 
zu Beginn des 21. Juni 1948 noch nicht in 
den Rentenbezug eingetreten war, sofern 
die Versicherungen auf Reichsmark gelautet 
haben, 

c) Kapitalforderungen, Guthaben und Rechte 
auf wiederkehrende Nutzungen und Leistun¬ 
gen, wenn sie durch gesetzliche Umstellung, 
durch richterliche Vertragshilfe oder durch 
Parteivereinbarung auf einen Betrag fest¬ 
gesetzt worden sind, der ein Fünftel ihres 
Reichsmarknennbetrags nicht übersteigt, 

d) auf Deutsche Mark lautende Kapitalforde- 
rungen und Rechte auf wiederkehrende 
Nutzungen und Leistungen, die auf Grund 
einer rechtskräftigen Entscheidung oder 
Vereinbarung im Rückerstattungsverfahren 
einem Rückerstattungspfliditigen nach § 27 
Abs. 1 zuzure.chnen sind. 

Die Vorschriften der Buchstaben a bis c sind 
nicht anzuwenden auf Vermögen, das einem 
Rückerslattungsberechtigten nach § 27 zuzu¬ 
rechnen ist; für derartige Vermögen gilt § 26. 

2. Aktien, Kuxe und sonstige Anteile und Genuß¬ 
scheine an Kapitalgesellschaften, die am 
21. Juni 1948 ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt haben, sind mit 
dem halben Wert anzusetzen, soweit die An¬ 
teile oder Genußscheine vor dem 31. Dezember 
1948 zum amtlichen Verkehr an der Börse zu¬ 
gelassen waren oder im Freiverkehr gehandelt 
worden sino; sonstige Anteilsrechte dieser Art 
sowie Geschäftsguthaben bei Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften sind -beim son¬ 
stigen Vermögen und beim Betriebsvermögen 
außer Ansatz zu lassen. Außer Ansatz zu 
lassen sind auch Anteile an Familiengesell¬ 
schaften, die in der Form einer Kapitalgesell¬ 
schaft betrieben werden, soweit sich die An¬ 
teile am 21. Juni 1948 im Eigentum der Familie 
befunden haben. Durch Rechtsverordnung wird 
das Nähere bestimmt. 

3. Der n^ch § 4 Nr. 9 des Grundsteuergesetzes 
von der Grundsteuer befreite Grundbesitz ist 
außer Ansatz zu lassen. 

4. Wird eine Rente, die nach § 68 des Bewertungs¬ 
gesetzes nicht zum sonstigen Vermögen ge¬ 
hören würde, infolge einer vor dem 21. Juni 
1948 vorgenommenen Kapitalabfindung nach 
den Verhältnissen vom 1. Januar 1951 nicht 
mehr gezahlt, so ist zur Ermittlung des Gesamt¬ 
vermögens von dem Rohvermögen der sich für 
den 1. Januar 1951 ergebende Kapitalwert der 
Rente abzuziehen. Wird die Rente infolge der 
Kapitalabfindung nach den Verhältnissen vom 
1. Januar 1951 nicht voll gezahlt, so ist der sich 
für den 1. Januar 1951 ergebende Kapitalwert 
des Minderungsbetrags der Rente abzuziehen. 

5. Von dem als sonstiges Vermögen der Ver¬ 
mögensteuer unterliegenden Kapitalwert von 
Rechten auf Renten und andere wiederkehl ende 
Nutzungen und Leistungen ist der Teilbetrag 
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außer Ansatz zu lassen, der einem Jahreswert 
der Nutzung oder Leistung von 2400 Deutsche 
Mark entspricht. 

6. Verbindlichkeiten auf Grund gesetzlicher Unter¬ 
haltspflicht sind nicht abzuziehen; dies gilt 
auch, wenn die Höhe der Verbindlichkeit durch 
Vertrag oder gerichtliches Urteil festgelegl ist. 

7. Der Wert von Wirtschaftsgütern, die nach be¬ 
sonderer Vereinbarung mit anderen Staaten 
von der Vemiögensteuer befreit sind, ist dem 
Vermögen zuzurechnen, wenn sich die Be¬ 
freiung nicht zugleich auf die Vermögens¬ 
abgabe erstreckt. 

§ 25 

Behandlung von Gegenständen, deren Erhaltung 
im öffentlichen Interesse liegt 

(1) Die Vorschriften des § 73 a des Bewertungs¬ 
gesetzes sind nur auf Antrag anzuwenden. Sie sind 
unter den dort angeführten Voraussetzungen auch 
auf Gebäude und Gebäudeteile land- und forstwirt¬ 
schaftlicher Betriebe anzuwenden; die Vergünsti¬ 
gung erstredet sich in diesem Falle auf den dem 
Gebäude oder Gebäudeteil entsprechenden Teil des 
Einheitswerts des land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebs. 

(2) Die bei der Vermögensabgabe für einen 
Gegenstand nach § 73 a des Bewertungsgesetzes 
gewährte Vergünstigung ist in den folgenden Fällen 
rückwirkend aufzuheben: 

1. wenn die Voraussetzungen für sie vor dem 
1. April 1979 wegfallen; 

2. wenn der Gegenstand in einen Oil. außer¬ 
halb des Geltungsbereichs des Grund¬ 
gesetzes oder von Berlin (West) verbracht 
wird; 

3. wenn der Gegenstand vor dem 1. April 
1979 veräußert wird. Dies gilt nicht für 
unentgeltliche Veräußerungen an unbe¬ 
schränkt vermögensteuerpflichtige natür¬ 
liche Personen oder an Körperschaften des 
öffentlichen Rechts mit Sitz im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) oder an privatrechtliche Körper¬ 
schaften, Personenvereinigungen und Ver¬ 
mögensmassen mit Sitz im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West), 
die nach der Satzung, Stiftung oder son¬ 
stigen Verfassung und nach ihrer tat¬ 
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken 
dienen; 

4. wenn der Gegenstand im Wege des Erb¬ 
gangs auf (natürliche oder nicht natürliche) 
Personen übergeht, die nicht unter Nr. 3 
Satz 2 fallen. 

Als Bemessungsgrundlagc für die rückwirkende 
Erfassung der veräußerten Gegenstände durch die 
Vermögensabgabe gilt im Falle einer entgeltlichen 
Veräußerung der Erlös, in den anderen Fällen der 
gemeine Wert in dem Zeitpunkt, in dem der Fall 
der Nr. 1, 2, 3 oder 4 eintritt. Der nach Satz 1 
entstehende Anspruch auf die Nachzahlung wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids über 
die Nachzahlung fällig. 


(3) Der Antrag (Absatz 1 Satz 1) ist bis zur Ab¬ 
gabe der (wenn auch nur vorläufigen) Erklärung 
zur Vermögensabgabe zu stellen. Wird dem Antrag 
stattgegeben, so it der Antragsteller verpflichtet, 
dem für ihn zuständigen Finanzamt und der zu¬ 
ständigen Stelle für Denkmalspflege Anzeige zu 
erstatten, wenn ein Fall des Absatzes 2 Nr. 1, 2 
oder 3 eintritt; dasselbe gilt für jeden Erwerber 
im Falle einer weiteren Veräußerung durch ihn, 
es sei denn, daß die Vergünstigung nach Absatz 2 
vorher weggefallen ist. 

§ 26 

Behandlung von Vermögen, 
das der Verfügungsgewalt des Abgabepflichtigen 
zeitweise entzogen war 

(1) Der Abgabe unterliegendes Vermögen, das in 
der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 
mindestens während zweier Jahre auf Grund 
nationalsozialistischer Gewaltmaßnahmen einem 
Abgabepflichtigen wegen seiner politischen Über¬ 
zeugung, seiner Rasse, seines Glaubens oder seiner 
Weltanschauung entzogen war oder als Ausländer¬ 
vermögen der Verlügungsgewalt des Abgabepflich¬ 
tigen entzogen war, ist, soweit es nicht nach Ab¬ 
satz 2 ganz außer Ansatz bleibt, für die Vermögens¬ 
abgabe nur mit 90 vom Hundert seines Werts 
anzusetzen. 

(2) Vermögen, das einem Ruckerstattungsberech- 
tigten nach § 27 zuzurechnen ist, gilt stets als Ver¬ 
mögen im Sinne des Absatzes 1. Dieses Vermögen 
ist bei der Ermittlung des der Abgabe unterliegen¬ 
den Vermögens nur insoweit anzusetzen, als sein 
Wert den Betrag von 150 000 Deutsche Mark über¬ 
steigt. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere, 
insbesondere auch über die Anwendung des § 29 
in den Fällen des Absatzes 2, bestimmt werden. 

§ 27 

Rückerstattungsfälle 

(1) Die dinglichen und schuldrechtlichen Folgen 
einer rechtskräftigen Entscheidung oder einer Ver¬ 
einbarung, die nach dem 20. Juni 1948 über einen 
Rückerstattungsanspruch nach den Rückerstattungs¬ 
gesetzen getroffen wird, gelten für die Ermittlung 
des der Abgabe unterliegenden Vermögens vor¬ 
behaltlich des Absatzes 2 als zu Beginn des 21. Juni 
1948 eingetreten. Bis zu einer derartigen Entschei¬ 
dung oder Vereinbarung ist das Vermögen, das 
von dem Rückerstattungsanspruch berührt wird, 
vorbehaltlich des Absatzes 2 im Wege der vor¬ 
läufigen Veranlagung so zu erfassen, als wenn ein 
Rückerstattungsanspruch nicht bestände. 

(2) Bei Abgabepflichtigen, die eine steuerliche 
DM-Eröffnungsbilanz nach den Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder nach den Vorschriften 
der 42., 43. und 44. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz aufstellen, sind die Wertansätze 
in dieser Bilanz auch für die Behandlung der Rück¬ 
erstattungsansprüche und RückerstattungsVerpflich¬ 
tungen bei der Ermittlung des der Abgabe unter¬ 
liegenden Vermögens maßgebend. Der Abgabe¬ 
pflichtige ist, wenn die Entscheidung oder Verein¬ 
barung über die Rückerstattung rechtskräftig ist, 
berechtigt, die steuerliche DM-Eröffnungsbilanz, 
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soweit er die Rückerstattungsansprüche und Rück- 
erslatlungsverpflichtungen darin nicht ausgewiesen 
hat, bis zur Abgabe der (wenn auch nur vorläufi¬ 
gen) Erklärung zur Vermögensabgabe mit Wirkung 
für die Steuern vom Einkommen, Ertrag und Ver¬ 
mögen zu ändern; wird die Entscheidung oder Ver¬ 
einbarung über die Rückerstattung er.st nach diesem 
Zeitpunkt rechtskräftig, so kann der Abgabepflich¬ 
tige die steuerliche DM-Eröffnungsbilanz bis 
spätestens einen Monat nach Eintritt der Rechtskraft 
ändern. Die im vorangehenden Satz bezeichnctcn 
Fristen sind Ausschlußfristen. 

§ 28 

Demontagefälle 

Der Abgabepflichtige kann eine Rückstellung 
wegen Reparationsentnahmen (insbesondere Demon¬ 
tagen) oder Restitutionen, die nach dem 20. Juni 
1948 durchgeführt worden sind, bis zur Abgabe der 
(wenn auch nur vorläufigen) Erklärung zur Ver¬ 
mögensabgabe im Wege der Änderung der DM- 
Eröffnungsbilanz mit Wirkung für die Steuern vom 
Einkommen, Ertrag und Vermögen bilden. Dies gilt, 
auch, wenn diese Steuern bereits rechtskräftig ver¬ 
anlagt sind. Einer Zustimmung des Finanzamts oder 
der Rechtsmittelbehörde zur Bilanzänderung nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes be¬ 
darf es nicht. 

§ 29 

Ereibetrag, Besleuerungsgrenze 

(1) Beträgt bei unbeschrankt abgabepflichtigen 
natürlichen Personen das der Abgabe unterliegende 
abgerundete Vermögen weniger als 35 000 Deutsche 
Mark, so ist es für die Berechnung der Vermögens¬ 
abgabe um einen Ereibetrag zu mindern. Der Frei¬ 
betrag betragt 5000 Deutsche Mark, wenn das der 
Abgabe unterliegende abgerundete Vermögen 
25 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, übersteigt 
dieses Vermögen 25 000 Deutsche Mark, so ver¬ 
mindert sich der Freibetrag für je volle 200 Deutsche 
Mark des Mehrvermögens um jo 100 Deutsche Mark. 

(2) Die Vermögensabgabe wird bei unbeschränkt 
Abgabepflichtigen, die nicht natürliche Personen 
sind, und bei beschränkt Abgabepflichtigen nur er¬ 
hoben, wenn das der Abgabe unterliegende ab¬ 
gerundete Vermögen den Betrag von 3000 Deutsdre 
Mark übersteigt (Besteuerungsgrenze). 

§ 30 

Abgabepflichtiges Vermögen 

Als abgabepflichtiges Vermögen gilt: 

1. bei unbeschränkt abgabepflichtigen natürlichen 
Personen 

der Vermöyensbetrag, der nach Abzug des 
Freibclrags (§ 29 Abs. 1) von dem der Ab¬ 
gabe unterliegenden abgerundeten Vermögen 
verbleibt; 

2. bei unbeschränkt Abgabepflichtigen, die nicht 
natürliche Personen sind, und bei beschränkt 
Abgabepflichtigen 

das volle der Abgabe unterliegende ab¬ 
gerundete Vermögen, wenn dieses die Bc- 
steuerungsgrenze (§ 29 Abs. 2) übersteigt. 


§ 31 

Höhe der Abgabeschuld 

Die Vermögensabgabe beträgt einheitlich 50 vom 
Hundert des abgabepflichtigen Vermögens (§ 30). 
Im Falle von Kriegssachschäden, Vertreibungs¬ 
schäden oder Ostschäden wird die Abgabe nach 
Maßgabe der §§ 39 bis 47 ermäßigt. Der sich aus 
den Sätzen 1 und 2 ergebende Betrag ist die Ab¬ 
gabeschuld im Sinne dieses Abschnitts. 

§ 32 

Minderung der Abgabeschuld durch die 
Soforthilfeabgabe 

Auf die Abgabescbuid (§ 31) ist nach Maßgabe des 
§ 48 die Soforthilfeabgabe anzurechnen. 

§ 33 

Verbleibende Abgabeschuld 

(1) Als verbleibende Abgabeschuld im Sinne der 
Vorschriften über die Vermögensabgabe gilt, 

1. wenn Soforthilfeabgabe anzurechnen ist: 

die um die angerechnete Soforthilfe¬ 
abgabe geminderte Abgabeschuld (§ 32); 

2. wenn Soforthilfeabgabe nicht anzurechnen 
ist: 

die Abgabeschuld nach § 31 Satz 3. 

(2) Die verbleibende Abgabeschuld ist auf volle 
10 Deutsche Mark abzurunden. Beträge bis zu 5 
Deutsche Mark sind nach unten, Beträge über 5 
Deutsche Mark nach oben abzurunden. 

§ 34 

Entrichtung in Vierteljahrsbeträgen 

fi) Die verbleibende Abgabeschuld (§ 33) ist in 
gleichen vierteljährlichen Teilbeträgen (Vierteljahrs- 
belrägen), die eine Tilgung und Verzinsung der 
verbleibenden Abgabeschuld darstellen, bis zum 
31. März 1979 zu entrichten. 

(2) Die Vierteljahrsbeträge werden durch Anwen¬ 
dung von Hundertsätzen (Vierteljahrssätzen) auf 
die verbleibende Abgabeschuld nach Maßgabe des 
§ 36 berechnet. 

§ 35 

Abstufung der Vierteljahrssätze 

Unter Zugrundelegung eines am 1. April 1949 
beginnenden dreißigjährigen Tilgungszeitraums 
(Laufzeit) betragen die Vierteljahrssätze, gemessen 
an der verbleibenden Abgabeschuld (§ 33) 

1. 1,5 vom Hundert 

a) beim Betriebsvermögen mit Ausnahme der¬ 
jenigen Betriebsgrundstücke, für die nach 
Nr. 2 oder 3 ein ermäßigter Vierteljahrssatz 
gilt, 

b) bei den Grundstücken, für die nicht nach 
Nr. 2 oder 3 ein ermäßigter Vierteljahrssatz 
gilt, 

c) beim sonstigen Verriiögen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes; 

2. 1,25 vom Hundert 

bei gemisehtgenutzten Grundstücken im Sinne 
des § 32 der Durchführungsverordnung zum 
Bewertungsgesetz vom 2. Februar 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 81), soweit sie gehören 
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a) zum Grundvermögen im Sinne des Bewer¬ 
tungsgesetzes, 

b) zum Betriebsvermögen von Wohnungs- und 
Siedlungsunlernehmen im Sinne des § 9 der 
Verordnung zur Durchführung des Körper- 
sdiaftsteuergcsetzes in der Fassung vom 
28. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 1951 I 
S. 38), 

c) zum Betriebsvermögen von Unternehmen, 
deren Hauptzweck die Vermietung oder 
Verpachtung eigenen Grundbesitzes ist, so¬ 
weit sie nicht bereits unter Buchstabe b 
fallen; 

3. 1 vom Hundert 

a) beim land- und forstwirtschaftlichen Ver¬ 
mögen, 

b) bei Mietwohngrundstückcn und Einfamilien¬ 
häusern im Sinne des § 32 der Durch¬ 
führungsverordnung zum Bewertungsgesetz, 
wenn die in Nr. 2 Buchstabe a, b oder c 
vorgesdhricbene Voraussetzung vorliegt. 

Der Vierteljahrssatz wird durch Gesetz von 
I auf 1,25 vom Hundert erhöht werden, so¬ 
bald eine Änderung der gesetzlichen Miet¬ 
zinsregelung eine solche Erhöhung tragbar 
erscheinen läßt. 

§ 3(i 

Anwendung der Vierteljahrssälze 

(1) Die sich aus § 35 ergebenden Vierteljahrs- 
sülzc sind nur in den Fällen anzuwenden, In denen 
von der Nacherhebung der Vierteljahrsbeträge für 
die ersten drei Jahre der am 1. April 1949 beginnen¬ 
den Laufzeit abgesehen wird (§§ 56 und 88 Abs. 1). 

(2) In allen anderen Fällen sind die nach § 35 auf 
die ersten drei Jahre der dreißigjährigen Laufzeit 
entlallendcn Vicrteljahrsbeträgo in der verbleiben¬ 
den MPlx-nundzwanzigjährigen Laufzeit (1. April 
1952 bis 31. März 1979) nachzuentrichten. Die 
Viertcljahrssatze werden deshalb für die verblei¬ 
bende siebcnundzwanzigjäbrigc Laufzeit wie folgt 
erhöht: 

1. der Vierteljahrssalz von 1,5 vom Hundert 
auf 1,7 vom Hundert. 

2. der Vierteljahrssatz von 1,25 vom Hundert 
auf 1,4 vom Hundert, 

3. der Vierteljahrssatz von 1 vom Hundert 
auf 1,1 vom Hundert. 

(3) Sind nach der Zusammensetzung des Ver¬ 
mögens in den Fällen des Absatzes 1 oder 2 ver¬ 
schiedene Vierteljahrssätze maßgebend, so ist das 
gewogene Mittel aus ihnen anzuwenden. Für die 
Berechnung des gewogenen Mittels gilt § 37. 

§ 37 

Berechnung des gewogenen Mittels bei 
zusammengesetztem Vermögen 

Sind nach der Zusammensetzung des Vermögens 
nach § 36 verschiedene Vierteljahrssätze maß¬ 
gebend, so ist das anzuwendende gewogene Mittel 
aus ihnen wie folgt zu berechnen; 

1. Das abgabepflichtige Vermögen ist auf die zwei 
oder drei Vermögensteile aufzuteilen, für die 
verschiedene Vierteljahrssätze vorgeschrieben 
sind. Hierfür gilt folgendes: 


a) Schulden, ir. w.ilschaftlidiem Zusammen¬ 
hang mit bestimmten Gegenständen stehen, 
sind in erster Linie bei dem Vermögensteil 
abzuziehen, zu dem die Gegenstände ge¬ 
hören. 

b) Schulden im Sinne des Buchstaben a, soweit 
sie den Wert eines Vermögensteils über¬ 
steigen, sowie Schulden, die nicht in wirt¬ 
schaftlichem Zusammenhang mit bestimmten 
Gegenständen stehen, sind in erster Linie 
bei dem Verm.ögensteil abzuziehen, für den 
der höchste Vierteljahrssatz vorgeschrieben 
ist. 

c) Für den Abzug des Freibetrags gilt Buch¬ 
stabe b entsprechend. 

Die sich hiernach für die einzelnen Vermögens- 
teiie ergebenden Werte sind für die Durch- 
schnittsberechnung nach Nr. 2 auf volle Tau¬ 
send abzurunden. Beträge bis zu 500 Deutsche 
Mark sind nach unten, Beträge über 500 Deut¬ 
sche Mark nach oben abzurunden. 

2. Das gewogene Mittel der zwei oder drei in 
Betracht kommenden Vierteljahrssätze ist in 
der Weise zu berechnen, daß der Wert jedes 
nach Nr. 1 ermittelten Vermögensteils mit dem 
für ihn vorgeschriebenen Vierteljahrssatz ver¬ 
vielfacht und die Summe der so berechneten 
Beträge durch die Summe der Werte der Ver¬ 
mögensteile geteilt wird. 

3. Als Vierteljahrssatz ist das nach Nr. 2 be¬ 
rechnete Mittel nach dessen Abrundung auf 
eine Dezimalstelle anzuwenden. Dabei ist die 
erste Dezimalstelle auf die nächsthöhere Zahl 
zu erhöhen, wenn die zweite ■ Dezimalstelle 
höher als 5 ist 

5 38 

Zusammenveranlagung von Ehegatten 

Ehegatten werden zusammen veranlagt, wenn 
beide unbeschränkt abgabepflichtig sind und nicht 
dauernd getrennt leben. Für die Zusammenveran¬ 
lagung sind die Verhältnisse zu Beginn des 21. Juni 
1948 maßgebend. 

DRITTER TITEL 

Berücksichtigung von Kriegssach¬ 
schäden, Vertreibungsschäden und 
Ostschäden 

§ 39 

Allgemeines 

(1) Durch Ermäßigung der Vermögensabgabe 
werden beim Ermäßigungsberechtigten (§ 40) in dem 
sich aus § 47 ergebenden Ausmaß berücksichtigt 

1. Kriegssachschäden nach Maßgabe der §§ 13, 

41 und 42 

a) an Wirtschaftsgütem, die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Betriebs¬ 
vermögen im Sinne des Bewertungs¬ 
gesetzes gehören, 

b) an Gegenständen, die für. die Berufs- 
ausübung oder für die wissenschaftliche 
Forschung erforderlich sind, soweit sie 
nicht schon unter a fallen. 
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Kriegssachschäden werden nur berücksich¬ 
tigt, wenn sie im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder im Gebiet von Berlin (West) 
entstanden sind. Ein Kriegssachschaden, der 
der Schiffahrt außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs des Grundgesetzes einschließlich 
Berlin (West) entstanden ist, gilt jedoch 
als in diesem Gebiet entstanden, wenn das 
Schiff zur Zeit der Entstehung des Scha¬ 
dens in einem Schiffsregister im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
eingetragen war und der Schiffseigner zu 
dieser Zeit seine Geschäftsniederlassung 
oder seinen Wohnsitz im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
hatte; 

2. Vertreibungsschäden nach Maßgabe der 
§§ 12, 43 und 44 

a) an Wirtschaftsgütern, die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Betriebs¬ 
vermögen im Sinne des Bewertungs¬ 
gesetzes gehören, 

b) an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
sie nicht schon unter a fallen: 

aa) an Gegenständen, die für die Be¬ 
rufsausübung oder für die wissen¬ 
schaftliche Forschung erforderlich 
sind; 

bb) an privatrechtlichen geldwerten An¬ 
sprüchen. Verluste an Reichsmark¬ 
spareinlagen werden nicht berück¬ 
sichtigt, wenn für sie eine Entschä¬ 
digung im Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener gewährt 
wird; 

cc) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben bei 
Erwerbs- und Wirtschaftgenossen¬ 
schaften; 

3. Ostschäden nach Maßgabe der §§ 14, 45 
und 46 

a) an Wirtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebs¬ 
vermögen im Sinne des Bewertungs¬ 
gesetzes gehören, 

b) an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
sie nicht schon unter a fallen: 

aa) an Gegenständen, die für die Berufs- 
ausübung oder für die wissenschaft¬ 
liche Forschung erforderlich sind; 

bb) an privatrechtlichen geldwerten An¬ 
sprüchen; 

cc) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben bei 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen¬ 
schaften. 

(2) Die für die Ermäßigung der Abgabe jeweils 
zu berücksichtigenden Schäden werden zusammen¬ 
gefaßt. Schäden von Ehegatten werden zusammen¬ 


gerechnet, wenn diese nach § 38 zusammen zur Ver¬ 
mögensabgabe zu veranlagen sind. 

(3) Eine Ermäßigung der Abgabe wird nur auf 
Antrag gewährt. Der Antrag ist bis zur Abgabe 
der (wenn auch nur vorläufigen) Erklärung zur 
Vermögensabgabe zu stellen. Antragsberechtigt ist 
der Abgabepflichtige. Ist der Abgabepflichtige ver¬ 
storben, so kann jeder Erbe den Antrag auf Ermäßi¬ 
gung der Abgabe des Erblassers stellen. 

§ 40 

Ermäßigungsberechtigter 

(1) Ermäßigungsberechtigt ist der unmittelbar 
Geschädigte. War dieser eine natürliche Person 
und ist er vor dem 21. Juni 1948 verstorben, so 
sind ermäßigungsberechtigt seine Erben oder wei¬ 
tere Erben, sofern die Erben oder die weiteren 
Erben im Verhältnis zu dem unmittelbar Geschä¬ 
digten sind, 

1. der Ehegatte, 

2. eheliche Kinder, Stiefkinder, an Kindes 
Statt angenommene Personen oder sonstige 
Personen, denen die rechtliche Stellung 
ehelicher Kinder zukommt, oder uneheliche 
Kinder, 

3. Abkömmlinge der unter Nr. 2 genannten 
Kinder, 

4. Eltern, Großeltern oder weitere Voreltern 
oder Stiefeltern, 

5. voll- und halbbürtige Geschwister oder 
deren Abkömmlinge ersten Grades. 

Die Quote, mit der der Schaden des unmittelbar 
Geschädigten beim Erben zu berücksichtigen ist, be¬ 
stimmt sich nach dem Anteil des Erben am Nachlaß. 

(2) Der Erbfolge (Absatz 1) steht bei Kriegssach- 
schäden, die an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen, Grundvermögen oder Betriebsvermögen 
entstanden sind, und bei Vertreibungs- und Ost¬ 
schäden, die an Betriebsvermögen entstanden sind, 
die Übernahme zu Lebzeiten des unmittelbar Ge¬ 
schädigten (vorweggenommene Erbfolge) gleich. 

§ 41 

Schadensberechnung bei Kriegssachschäden 

(1) Kriegssachschäden (§ 39 Abs. 1 Nr. 1) sind 
nach den Vorschriften des Feststellungsgesetzes zu 
berechnen. 

(2) Bei der Berechnung von Kriegssachschäden 
an land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, Grund¬ 
stücken und Betriebsgrundstücken mindert sich der 
Schadensbetrag um den Betrag, um den die Hypo¬ 
thekengewinnabgabe des Abgabepflichtigen nach 
§100 gemindert worden ist. Sind auf beschädigtem 
Grundbesitz des Abgabepflichtigen ruhende, im 
Verhältnis von 1 Reichsmark zu 1 Deutschen Mark 
umgestellte Verbindlichkeiten im Vertragshilfe¬ 
verfahren oder durch Parteivereinbarung herab¬ 
gesetzt worden, so mindert sich der Schadensbetrag 
ferner um den Betrag der Herabsetzung, höchstens 
jedoch um den Betrag, der sich im Falle einer Um¬ 
stellung der Verbindlichkeit im Verhältnis von 10 
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zu 1 als Minderung der Hypothekengewinnabgabe 
nach § 100 ergeben wurde. 


§ 42 

Verfahren bei der Schadensberechnung 
von Kriegssachschäden 


§ 45 

Schadensberechnung bei Ostschäden 
natürlicher Personen 

Für die Schadensbcrcchnung bei Ostschäden (§ 39 
Abs. 1 Nr. 3) natürlicher Personen gilt § 43 ent¬ 
sprechend. 


(1) Wird eine Ermäßigung der Vermögensabgabe 
wegen Kriegssachschäden beantragt, so wird der 
Schadensbetrag insoweit, als er für die Abgabe von 
Bedeutung ist, im Rahmen der Veranlagung zur 
Vermögensabgabe nach den Vorschriften der Reichs¬ 
abgabenordnung von dem Finanzamt ermittelt. 

(2) Die Schäden sind nachzuweisen oder glaub¬ 
haft zu machen. Als glaubhaft gemacht gelten An¬ 
gaben, deren Richtigkeit mit einer ernstliche Zwei¬ 
fel ausschließenden Wahrscheinlichkeit dargetan 
ist. Die Abgabe eidesstattlicher Erklärungen ist 
unzulässig. 

§ 43 

Schadensberechnung bei Vertreibungsschäden 
natürlicher Personen 

(1) Vertreibungsschäden (§ 39 Abs. 1 Nr. 2) sind 
bei natürlichen Personen mit dem nach den Vor¬ 
schriften des Feststellungsgesetzes festgestellten 
Schadensbetrag anzusetzen. Die hierüber im Fest- 
slellungsbescheid (§ 36 des Feststellungsgesetzes) 
getroffene Feststellung ist bindend; § 218 Abs. 4 
der Reichsabgabenordnung gilt entsprechend. 

(2) Der Schadensbetrag mindert sich bei land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen sowie bei Grund¬ 
vermögen um den halben Rcichsmarknennbetrag 
der festgestellten langfristigen Verbindlichkeiten, 
die im Zeitpunkt der Vertreibung mit diesem Ver¬ 
mögen in wirtschaftlichem Zusammenhang standen 
oder an ihm dinglich gesichert waren. 

(3) Festgestellte Vertreibungsschäden an privat¬ 
rechtlichen geldwerten Ansprüchen im Sinne des 
§ 39 Abs. 1 Nr. 2 b unter bb sind mit dem Betrag in 
Deutscher Mark anzusetzen, auf den sie bei An¬ 
wendung der für den Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes geltenden Vorschriften umzustellen ge¬ 
wesen wären. 

§ 44 

Schadensberechnung bei Vertreibungsschäden 
juristischer Personen 

(1) Vertreibungsschäden (§ 39 Abs. 1 Nr. 2) sind 
auch bei juristischen Personen durch Ermäßigung 
der Vermögensabgabe zu berücksichtigen. Eine 
juristische Person gilt bei der Vermögensabgabe 
als Vertriebener, wenn sie ihre Geschäftsleitung 
in einem Vertreibungsgebiet hatte und im Zusam¬ 
menhang mit den gegen Personen deutscher Staats¬ 
angehörigkeit oder deutscher Volkszugehörigkeit ge¬ 
richteten Vertreibungsmaßnahmen aufgeben mußte. 

(2) Die Schäden sind nach den Vorschriften des 
Feststellungsgesetzes zu berechnen. 

(3) Für das Verfahren gilt § 42 entsprechend. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere zur 
Durchführung der Absätze 2 und 3 bestimmt 
werden. 


§ 46 

Schadensberechnung bei Ostschäden 
juristischer Personen 

(1) Ostscbäden (§ 39 Abs. 1 Nr. 3) sind auch bei 
juristischen Personen durch Ermäßigung der Ver¬ 
mögensabgabe zu berücksichtigen. Eine juristische 
Person kann Ostschäden bei der Vermögensabgabe 
geltend machen, wenn sie nicht als Vertriebener im 
Sinne des § 44 Abs. 1 gilt und am 31. Dezember 
1944 ihre Geschäftsleitung im Gebiet des Deutschen 
Reichs (Gebietssland vom 31. Dezember 1937) hatte. 

(2) Die Schäden sind nach den Vorschriften des 
Feststellungsgesetzes zu berechnen. 

(3) Für das Verfahren gilt § 42 entsprechend. 

(4) Durch Rechlsverorclnung kann das Nähere zur 
Durchführung der Absätze 2 und 3 bestimmt werden. 

§ 47 

Ausmaß der Berücksichtigung von Schäden 

(1) Das Ausmaß der Berücksichtigung der Kriegs¬ 
sachschäden, Vertreibungsschäden und Ostschäden 
bestimmt sich 

1. nach dem Verhältnis der Schäden zum Ver¬ 
mögen des Abgabepflichtigen zu Beginn 
des 21. Juni 1948, ausgedrückt in Hun¬ 
dertsteln dieses Vermögens (Schadens¬ 
punktzahl), 

2. nach der Höhe des Vermögens des Abgabe¬ 
pflichtigen zu Beginn des 21. Juni 1948. 

(2) Dafür gellen die folgenden Vorschriften: 

1. Bei Schadenspunktzahlen unter 30 wird 
keine Ermäßigung gewährt. 

2. Bei Vermögen bis zu 75 000 Deutsche Mark 
beginnt die Ermäßigung bei einer Schadens¬ 
punktzahl von 30 mit 3 vom Hundert der 
Abgabe und steigt bei höheren Schadens¬ 
punktzahlen derart, daß die Abgabe bei 
einer SchadenspunktzaFl von 400 und mehr 
wegfällt. 

3. Bei Vermögen über 75 000 Deutsche Mark, 
jedoch unter 150 000 Deutsche Mark, ver¬ 
mindern sich die Ermäßigungen nach Nr. 2 
bei steigendem Vermögen derart, daß sich 
bei Vermögen von 150 000 Deutsche Mark 
auch bei einer Schadenspunktzahl von 400 
und mehr die Abgabe nicht mehr ermäßigt. 

4. Nach den Vorschriften der Nr. 1 bis 3 ist 
eine Tabelle für die Ermäßigungen durch 
Rechtsverordnung festzustellen. 

5. Bruchteile von Schadenspunkten sind, 
wenn sie 0,5 oder weniger betragen, nicht 
zu berücksichtigen; betragen sie mehr als 
0,5, so sind sie au. einen vollen Punkt 
au fzurunden. 

(3) Als Vermögen zu Beginn des 21. Juni 1948 
und als Vermögen im Sinne des Absatzes 2 gilt das 
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Vermögen, das sich für diesen Zeitpunkt nach § 21 
ergibt, wenn § 24 Nr. 1 bis 5 nicht berücksichtigt 
wird; auch bei beschränkt Abgabepflichtigen ist 
vom Gesamtvcrmögen im Sinne des § 21 Abs. 1 
auszugehen. Diesem Vermögen sind gegebenenfalls 
zuzurechnen 

1. der in ihm nicht enthaltene Wert solcher 
Wirlschaftsgüter, die nach den Vorschrif¬ 
ten des Vermögensteuergesetzes oder an¬ 
derer Gesetze von der Vermögensteucr 
ganz oder teilweise befreit sind; 

2. bei unbeschränkt abgabepflichtigen Kapital¬ 
gesellschaften die nach § 60 des Bewer¬ 
tungsgesetzes außer Ansatz bleibenden 
Beteiligungen. 

Schulden und Lasten, die mit Wirtschaftsgülern der 
in Nr. 1 und 2 bezeichneten Art in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen, sind abzuziehen. 

VIERTER TITEL 

Entrichtung der Abgabe 
§ 48 

Anrechnung der Soforthilfeabgabe 

(1) Für die Anrechnung der Soforthilfeabgabe, 
auf die Abgabeschuld (§ 32) gelten die Vorschriften 
der Absätze 2 bis 9. 

(2) Anzurechnen sind 

1. die für die Zeit vom 1. April 1949 bis 
31. März 1952 geleistete allgemeine Sofort¬ 
hilfeabgabe; 

2. die geleistete Soforthilfesonderabgabe. 
Nicht anzurechnen ist. die nach einem Ab¬ 
gabesatz von 15 vom Hundert bemessene 
Abgabe, soweit sie auf betriebsfremde 
(branchefremde) Wirtschaftsgüter oder auf 
nichtgewerbliches Vorratsvermögen (§ 18 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 Nr. 1 des Sofort¬ 
hilfegesetzes) entfällt. 

Inwieweit auch nicht geleistete Beträge anzu¬ 
rechnen sind, wird durch Rechtsverordnung bestimmt. 

(3) Beträge an allgemeiner Soforthilfeabgabe, 
die infolge der in § 24 Abs. 1 des Soforlhilfe- 
gesetzes vorgeschriebenen Anrechnung der nach 
dem Hypothekcnsic.herungsgesetz geleisteten Zin¬ 
sen und Tilgungsbetcäge als entrichtet behandelt 
worden sind, werden aut die Abgabcschuld nicht 
angerechnet. 

(4) Beträge an allgemeiner Soforthilfeabgabe, die 
der Abgabeschuldner nach § 23 des Soforthilfe¬ 
gesetzes auf einen anderen abgewälzt hat, gelten 
nicht als Zahlungen des Abgabeschuldners, sondern 
als Zahlungen des anderen. 

(5) Ist bei der Heranziehung zur Soforthilfe- 
abgabe das Vermögen des Haushaltsvorstands mit 
dem von Kindern nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 des Sofort- 
hilfegesetzes zusammengerechnet worden, so ist 
der insgesamt anzurechnende Betrag, dem Haus¬ 
haltsvorstand anzurechnen. Auf Antrag eines Be¬ 
teiligten ist der insgesamt anzurechnende Betrag 
auf den Haushaltsvorstand und die Kinder nach 
den Hunderlsätzen zu verteilen, die dem Verhältnis 
des der Soforthilfeabgabe unterliegenden Vermö¬ 
gens jedes Beteiligten zu dem gesamten der Sofort¬ 


hilfeabgabe unterliegenden Vermögen aller Be¬ 
teiligten entsprechen. Stand mit dem der allgemeinen 
Soforthilfeabgabe unterliegenden Vermögen eines 
Beteiligten eine Schuld in wirtschaftlichem Zusam¬ 
menhang, die zu einer Abwälzung nach § 23 des 
Soforthilfegesetzes auf den Gläubiger geführt hat, 
so ist der für den Beteiligten anzurechnende Betrag 
um den Betrag zu kürzen, der nach Absatz 4 als 
Zahlung des Gläubigers gilt. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für das Gesamtgut einer fortgesetzten 
Gütergemeinschaft, das nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 des 
Soforthilfegesetzes dem Vermögen des überlebenden 
Ehegatten zugerechnet worden ist. 

(6) Von der Anrechnung ausgenommen sind Zu¬ 
schläge jeder Art (Zuschläge nach § 168 Abs. 2 der 
Reichsabgabenordnung, Säumniszuschläge, Reuezu¬ 
schläge und Strafzuschläge nach § 18 des Soforthilfe¬ 
gesetzes) sowie Stundungszinsen. 

(7) Soweit Beträge an Soforthilfeabgabe nachzu¬ 
erheben sind, bleiben die Vorschriften des Sofort- 
hilfegeselzes maßgebend. Dies gilt 

1. für nicht geleistete Beträge an Soforthilfe¬ 
sonderabgabe, die nach Absatz 2 Nr. 2 nicht 
auf die Abgabeschuld anzurechnen sind; 

2. für nicht geleistete Beträge an anzurechnen¬ 
der Soforthilfeabgabe (Absatz 2 Schlußsatz). 

Die Vorschriften des § 61 und des § 64 Abs. 3 sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(8) übersteigt die geleistete, anzurechnende So¬ 
forthilfeabgabe den Betrag der Abgabeschuld (§ 31), 
so wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe 
des Abgabebescheids durch Aufrechnung oder Zu¬ 
rückzahlung ausgeglichen. 

(9) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere zur 
Durchführung der Absätze 2 bis 8 bestimmt werden. 

§ 49 

Fälligkeit der Vierteljahrsbeträge 

Die für die Zeit vom 1. April 1952 bis 31. März 
1979 nach § 36 zu entrichtenden Vierteljahrsbeträge 
werden am 10. Februar, 10.. Mai, 10. August und 
10. November eines jeden Jahres, erstmalig am 
10. Mai 1952, fällig. Abgabepflichtige mit überwie¬ 
gend land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 
haben, wenn das Vermögen hauptsächlich der Ge¬ 
winnung von Erzeugnissen dient, die im allgemeinen 
nicht vor dem 10. August veräußert werden, den 
am 10. August fälligen Vierteljahrsbetrag zusammen 
mit dem am 10. November fälligen Vierteljahrsbctrag 
zu entrichten. 

§ 50 

Sofortige Fälligkeit bei Gefährdung 
des Abgabeanspruchs 

(1) Ist der Abgabesdiuldner mit mindestens vier 
Vierteljahrsbeträgen an Vermögensabgabe (oder an 
Vorauszahlungsbetragen) im Rückstand, ohne daß 
die Beträge gestundet worden sind, oder liegen 
Gründe vor, aus denen der Eingang der später fällig 
werdenden Vierteljahrsbeträge gefährdet erscheint, 
so kann das Finanzamt unbeschadet der Vorschriften 
der §§ 52 und 69 Abs. 4 die sofortige Fälligkeit der 
später fällig werdenden Viertcljahrsbeträge in Höhe 
ihres Zeitwerts (§ 77) anordnen. 
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(2) Das Finanzamt hat von der Anordnung der 
sofortigen Fälligkeit abzusehen oder diese aufzu¬ 
beben, wenn der Abgaboscbuldner bestehende Rück¬ 
stände tilgt und für die später fälligen Vieileljahrs- 
beträge ausreichende Sicherheit leistet. 

(3) Jeder Gesellschafter einer offenen Handels¬ 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft hat den 
Abschluß des Gesellschaftsvertrags, den Eintritt und 
das Ausscheiden eines Gesellschafters sowie die 
Auflösung der Gesellschaft dem für ihn zuständigen 
Wohnsitztinanzamt unverzüglich anzuzeigen. 

§ 51 

Sofortige Fälligkeit bei Abwanderung 

(1) Wenn eine natürliche Person, die Vermögens¬ 
abgabe schuldet, ihren Wohnsitz oder ihren ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) aufgibt oder 
aufgegeben hat, werden die noch nicht fälligen 
Vierleijahrsbeträge in Höhe ihres Ablösungswerts 
(§ 199) sofort, frühestens einen Monat nach Be¬ 
kanntgabe des Bescheids über die Vermögens¬ 
abgabe, fällig. Liegen zugleich die Voraussetzungen 
des § 50 vor, so ist dieser anzuwenden. 

(2) Das Finanzamt hat die Fortentrichtung der 
Vierteljahrsbeträge insoweit zu gestatten, als aus¬ 
reichende Sicherheit geleistet wird oder die Ab- 
gabeschuld nach § 60 von einem anderen übernom¬ 
men worden ist und die Schuldübernahme von dem 
Finanzamt genehmigt wird. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes, die ihren Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt, im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) aus dienst¬ 
lichen Gründen aufgoben oder aufgegeben haben, 
und für ihre Ehefrau und ihre minderjährigen Kin¬ 
der, wenn sie zum Haushalt des Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes zählen. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere be¬ 
stimmt werden. 

§ 52 

Sofortige Fälligkeit und Haftung 
bei Liquidation 

(1) Im Falle der Auflösung oder Aufhebung einer 
Körperschaft., Personenvereinigung oder Verinögens- 
masse, die Vermögensabgabe schuldet, werden die 
noch nicht fälligen Vierteljahrsbeträge in Höhe ihres 
Ablösungswerts (§ 199) sofort, frühestens einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheids über die 
Vermögensabgabe, fällig. Dies gilt auch, wenn die 
Auflösung oder Aufhebung vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erfolgt ist und die Abwicklung am 
21. Juni 1948 noch nicht beendet war. Die Vorschrif¬ 
ten des § 63 bleiben unberührt. 

(2) Das Finanzamt hat die Fortentrichtung der 
Vierteljahrsbelräge insoweit zu gestatten, als die 
Abgabeschuld nach § 60 von einem anderen über¬ 
nommen worden ist und die Schuldübernahme von 
dem Finanzamt genehmigt wird. 

(3) Wer nach dein 20. Juni 1948, aber vor Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes, im Zuge der Abwicklung 
einer Körperschaft, Personen Vereinigung oder Ver¬ 
mögensmasse Vermögen als Abwicklungserlös emp¬ 
fangen hat, haftet für die Abgabeschuld der Körper¬ 


schaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
bis zur Höhe des gemeinen Werts des Empfangenen 
zur Zeit des Erwerbs. 

§ 53 

Familienermäßigung 

(1) Beträgt bei unbeschränkt abgabepflichtigen 
natürlichen Personen das Gesamtvermögen weniger 
als 35 000 Deutsche Mark, so wird dem Abgabe¬ 
pflichtigen nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 eine 
Familienermäßigung gewährt. Maßgebend ist das 
Gesamtvermögen, das der Veranlagung des Abgabe¬ 
pflichtigen zur Vermögensteuer für das Kalender¬ 
jahr (Absatz 2 Nr. 2) zugrunde zu legen ist oder 
im Falle einer Veranlagung zugrunde zu legen sein 
würde, 

(2) Für die Familienermäßigung gelten folgende 
Vorschriften: 

1. Die Ermäßigung wird nur auf Antrag ge¬ 
währt. Der Antrag kann nur bis zum Ab¬ 
lauf des Kalenderjahrs, für das die Ermäßi¬ 
gung begehrt wird, gestellt werden. Die 
Antragsfrist ist eine Ausschlußfrist. 

2. Die Ermäßigung wird für Kalenderjahre, 
erstmalig für die Zeit vom 1. April 1952 bis 
31. Dezember 1952, gewährt. 

3. Für die Gewährung der Ermäßigung sind 
die Verhältnisse zu Beginn des Kalender¬ 
jahrs maßgebend, für das die Ermäßigung 
beantragt wird. 

4. Die Ermäßigung ist vorbehaltlich des letz¬ 
ten Satzes der Nr. 5 b nur zu gewähren bei 
Zahlungen auf eine Abgabeschuld, die in 
der Person des Antragstellers am 21. Juni 
1948 entstanden ist. 

5. Die Ermäßigung wird gewährt 

a) für die Ehefrau, wenn beide Ehegatten 
unbeschränkt vermögensteuerpflichtig 
sind und nicht dauernd getrennt leben. 
Die Ermäßigung wird nicht gewährt für 
eine Ehefrau, die selbständig zur Ver¬ 
mögensabgabe zu veranlagen ist; 

b) für jedes Kind, für das der Abgabe¬ 
pflichtige bei der Veranlagung zur Ver¬ 
mögensteuer einen Freibetrag erhält 
oder im Falle einer Veranlagung er¬ 
halten würde. 

Die Ermäßigung wird nicht gewährt für 
Kinder, die selbständig zur Vermögens¬ 
abgabe zu veranlagen sind. 

Solange Ehegatten zur Vermögensteuer 
zusammen veranlagt werden, sind sie 
bei der Gewährung der. Kinderermäßi¬ 
gung wie ein Abgabepflichtiger zu be¬ 
handeln. Geht die Abgabeschuld eines 
verstorbenen Ehegatten ganz oder zum 
Teil auf den überlebenden Ehegatten 
über, so steht diesem die Kinderermäßi¬ 
gung zu, soweit sie sich bei seiner 
eigenen Abgabeschuld nicht auswirken 
kann. 

6. Die Ermäßigung beträgt vierteljährlich 
5 Deutsche Mark für die Ehefrau und für 
jedes Kind, wenn das Vermögen (Absatz 1) 



462 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


25 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, 
übersteigt das Vermögen 25 000 Deutsche 
Mark, so vermindert sich die Ermäßigung 
für je volle 2000 Deutsche Mark des Mohr¬ 
vermögens um je 1 Deutsche Mark. 

(3.' Die Familienermaßigung ist nicht zu berück¬ 
sichtigen 

1. im Falle der Ablösung (§ 199) oder der so¬ 
fortigen Fälligkeit (§§ 50, 51, 63 und 200) 
der Vermögensabgabe; 

2. bei Ermittlung des Zeitwerts der Ver¬ 
mögensabgabe (tj 77). 

$ 54 

Vergünstigung wegen Alters oder 
Erwerbsunfähigkeit 

(1) Der Viertel jahrsbetrag ist unbeschränkt ab 
gabepflichtigen natürlichen Personen unter den Vor¬ 
aussetzungen des Absatzes 2 insoweit zu stunden, 
daß dem Abgabepflichtigen, von seinen Einkünften 
der für eine bescheidene Lebensführung unerläßliche 
Betrag verbleibt. Das Nähere hierüber bestimmt der 
Bundcsminisler der Finanzen.. 

(2) Eine Stundung im Sinne des Absatzes 1 ist zu 
gewähren, wenn die folgenden Voraussetzungen 
sämtlich gegeben sind: 

1. Die Stundung wird nur auf Antrag gewährt. 
Der Antrag kann nur bis zum Ablauf des 
Kalenderjahrs, Ihr das die Stundung be¬ 
gehrt. wird, gestellt werden. Die Antrags¬ 
frist isl eine Ausschlußfrist. 

2. Der Abgabepflichtige muß am Fälligkeits¬ 
tag über 00 Jahre alt oder voraussichtlich 
für mindestens drei Jahre erwerbsunfähig 
im Sinne des i) 265 sein. Wird der Lebens¬ 
unterhalt zusammen veranlagter Ehegatten 
(§ 38) überwiegend durch Einkünfte aus 
einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau be¬ 
stritten, so genügt r , wenn nicht der Ehe¬ 
mann, sondern die Ehefrau über 60 Jahre 
alt ist. 

3. Das Gesamtvm mögen darf nicht mehr als 
30 000 Deutsche Mark betragen. Maßgebend 
ist das Gesamtvermögen, das der Veran¬ 
lagung des Abgabepflichtigen zur Ver¬ 
mögensteuer für das laufende Kalenderjahr 
zugrunde zu legen ist oder im Palle einer 
Veranlagung zugrunde zu legen sein würde. 

4. Das Gesamtvermögen (Nr. 3) muß überwie¬ 
gend aus Grundvermögen, verpachtetem 
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, 
verpachtetem Betriebsvermögen oder son¬ 
stigem Vermögen irn Sinne des Bewertungs¬ 
gesetzes bestehen. Satz 1 gilt nicht für Per¬ 
sonen, die zum mindesten 80 vom Hundert 
erwerbsbeschränkl sind. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 gestundeten 
Vierteljahrsbeträge werden mit dem Tode des Ab¬ 
gabepflichtigen, bei zusammen veranlagten Ehegatten 
mit dem Tode des zuletzt sterbenden Ehegatten, 
fällig. Das Finanzamt kann jedoch in Fällen, in 
denen dem Abgabepflichtigen die Nachzahlung der 
gestundeten Beträge vor dem sich aus Satz 1 er¬ 
gebenden Fälligkeitszeitpunkt infolge erheblicher 


Besserung seiner gesamten wirtschaftlichen Lage 
offensichtlich zumutbar ist, die Stundung widerrufen 
und die Nachzahlung in angemessenen Teilzahlun¬ 
gen anordnen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Erben des Abgabepflichtigen, bei denen die Vor¬ 
aussetzungen der Absätze 1 und 2 vorliegen. 

(4) Die Stundung ist insoweit nicht zu gewähren, 
als der Abgabepflichtige sich die Mittel zur Ent¬ 
richtung der Abgabe auf zumutbare Weise, (z. B. 
durch Veräußerung von Wirtschaftsgütern) beschaf¬ 
fen kann oder wenn er die Voraussetzungen für die 
Stundung durch eigene Maßnahmen (z. B. durch Ver¬ 
schenken von Vermögen) herbeigeführt hat. 

§ 55 

Sonstige Vergünstigungen aus sozialen Gründen 

(1) Der Vierteljahrsbetrag ist Abgabepflichtigen 
zu erlassen, die am Fälligkeitstag von der öffent¬ 
lichen Fürsorge unterstützt werden oder Arbeits¬ 
losenfürsorge erhalten. 

(2) Die Vergünstigung ist nur auf Antrag zu ge¬ 
währen. Der Antrag kann für Vierteljahrsbeträge 
dos laufenden Kalenderjahrs nur bis zu dessen Ab¬ 
lauf gestellt werden. Die Antragsfrist ist eine Aus- 
schlußfrist. 

§ 56 

Verzicht auf Nacherhebung für Vermögen, 
das von der Soforthilfeabgabe befreit war 

(1) Soweit zur Vermögensabgabe Vermögen her¬ 
angezogen wird, das nach § 5 oder § 6 des Sofort- 
hitfegeselzes von der Soforthilfeabgabe befreit war, 
wird von der Nacherhebung der darauf entfallenden 
Vierteljahrsbeträge für die ersten drei Jahre der am 
t. April 1949 beginnenden Laufzeit bei den nach¬ 
stehend bezeichneten Abgabepflichtigen abgesehen: 

1. bei Berulsvertretungen (§ 5 Nr. 1 des 
Soforthilfegesetzes), 

2. bei Gewerkschaften (§ 5 Nr. 8 des Sofort- 
hilfegeselzes), 

3. bei gemeinnützigen Wohnungsunterneh¬ 
men (§ 5 Nr. 9 des Soforthilfegesetzes), 

4. bei Angehörigen der Vereinten Nationen 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1 des Soforthilfegesetzes) 
hinsichtlich des Vermögens, das ihnen be¬ 
reits am 8 Mai 1945 gehört hat, 

5. bei Kapitalgesellschaften deutschen Rechts, 
die nach § 6 Abs. 1 Nr 2 des Soforthilfe¬ 
gesetzes den Angehörigen der Vereinten 
Nationen gleichgestellt worden sind. 

Demgemäß sind die Vierteljahrsbeträge, soweit sie 
aut das sich aus Satz 1 ergebende Vermögen ent¬ 
fallen, für die Zeit ab 1. April 1952 nach § 36 Abs. 1 
zu berechnen. 

(2) Von der Nacherhebung der auf die ersten drei 
Jahre entfallenden Vierteljahrsbeträge wird hin¬ 
sichtlich der früheren Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern und des bayerischen Kreises 
Lindau auch insoweit abgesehen, als die Viertel¬ 
jahrsbeträge auf das landwirtschaftliche Vermögen 
der Gebietskörperschaften entfallen. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere 
bestimmt werden. 
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§ 57 

Vergünstigung für Privatkrankenanstalten 

(1) Die Vierleijahrsbeträge an Vermögensabgabe, 
die auf Vermögen entfallen, das dem Betrieb von 
Krankenanstalten gewidmet ist, sind auf Antrag zu 
stunden, wenn die Krankenanstalt im Kalenderjahr 
1949 in besonderem Maße der minderbemittelten 
Bevölkerung gedient und in ihm die Voraussetzun¬ 
gen für die Befreiung von der Gewerbesteuer erfüllt 
hat. Dies gilt solange, als die Krankenanstalt diese 
Voraussetzungen auch weiterhin ununterbrochen 
erfüllt. 

(2) Die gestundeten Vierteljahrsbeträge sind zu 
erlassen, wenn die Voraussetzungen für die Stun¬ 
dung nach Absatz 1 bis zum Ende der Laufzeit der 
Vermögensabgabe ununterbrochen bestanden haben. 
Fallen die Voraussetzungen für die Stundung vor 
dem Ende der Laufzeit der Vermögensabgabe weg, 
so sind die gestundeten Vierteljahrsbeträge nach¬ 
zuentrichten. 

(3) Zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 
2 vorgesehenen Vergünstigung kann durch Rechts¬ 
verordnung das Nähere bestimmt werden. 

§ 58 

Form der Entrichtung der Vermögensabgabe 
bei Wohnungsbau für Geschädigte 

(1) Die fälligen Vierteljahrsbeträge an Vermö¬ 
gensabgabe aus Wohngrundstücken werden auf 
Antrag in Darlehensschulden an den Ausgleichs¬ 
fonds umgewandelt, wenn sich der Abgabeschuid- 
ner verpflichtet, die Betrage alsbald als Eigen¬ 
leistungen für die Schaffung von Wohnungen zu 
verwenden, die in vollem Umfange Geschädigten 
im Sinne der §§ 254 Abs. 1 oder 298 zugute 
kommen. 

(2) Durch Rechtsverordnung wird das Nähere 
bestimmt. Hierbei ist vorzusehen, daß die Darlehen 
mit 4 vom Hundert zu verzinsen und mit 1 vom 
Hundert zuzüglich der ersparten Zinsen zu tilgen 
sind. Außerdem ist vorzusehen, daß die Darlehen 
auch dadurch getilgt werden können, daß in ent¬ 
sprechender Höhe Eigentumsrechte an den errich¬ 
teten Wohnungen nach Maßgabe des Wohnungs¬ 
eigentumsgesetzes vom 15. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 175) auf Geschädigte im Sinne des 
§ 254 Abs. 1 oder des § 298 übertragen werden.. 

§ 59 

Form der Entrichtung der Vermögensabgabe 
durch Übertragung von bestehenden Wohnungen 
auf Geschädigte 

Nach Maßgabe einer Rechtsverordnung kann die 
Vermögensabgabe dadurch getilgt werden, daß der 
abgabepflichtige Eigentümer von Wohnungen in 
entsprechender Höhe Eigentumsrechte an Woh¬ 
nungen nach Maßgabe des Wohnungseigentums¬ 
gesetzes vom 15. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 
175) auf Geschädigte nach § 58 überträgt. 

§ 60 

Schuldübernahme 

(1) Wenn im Falle der Veräußerung von Ver¬ 
mögen nach dem 20. Juni 1948 der Erwerber durch 


Bonn, den 18. August 1952 4 63 

Vertrag mit dem Veräußerer dessen Abgabeschuld 
ganz oder teilweise übernommen hat oder über¬ 
nimmt, so ist auf gemeinsamen Antrag der Betei¬ 
ligten die Schuldübernahme zu genehmigen, wenn 
die Aussichten für die Verwirklichung des Abgabe¬ 
anspruchs dadurch nicht wesentlich verschlechtert 
werden und der Ablösungswert der übernommenen 
Schuld die Hälfte des steuerlichen Zeitwerts des 
erworbenen Vermögens nicht übersteigt. Der An¬ 
trag muß die Angabe des Betrags, in dessen Höhe 
der Erwerber die Verpflichtung zur Entrichtung 
des Vierteljahrsbetrags übernehmen soll, und des 
Kalendervierteljahrs, von dessen Beginn ab dies 
geschehen soll, enthalten. Die Erteilung der Geneh¬ 
migung kann von der Erfüllung von Auflagen 
abhängig gemacht werden. Mit Erteilung der 
Genehmigung wird der Erwerber für die in der 
Genehmigung bezeichneten Vierteljahrsbeträge an 
Stelle des Veräußerers Abgabeschuldner. 

(2) Wenn in einem Veräußerungsvertrag von den 
Vertragsparteien eine Vereinbarung getroffen wor¬ 
den ist oder getroffen wird, nach der der Erwerber 
die Vermögensabgabe im wirtschaftlichen Ergebnis 
zu tragen hat, ist im Zweifel jeder Vertragsteil 
dem anderen gegenüber verpflichtet, sich an der 
Stellung des nach Absatz 1 erforderlichen Antrags 
zu beteiligen. 

| (3) Durch Rechtsverordnung kann das. Nähere 

bestimmt werden. 

§ 61 

Haftung des Beschenkten 

(1) Wer von dem Abgabeschuldner nach dem 
20. Juni 1948 Vermögen unentgeltlich erworben hat 
oder erwirbt, haftet neben dem Abgabescbuldner 
für dessen Abgabeschuld in Höhe des gemeinen 
Werts der Bereicherung zur Zeit des Erwerbs (Haft¬ 
summe). Einem unentgeltlichen Erwerb steht ein 
Erwerb gleich, bei dem die Gegenleistung mehr 
nach den persönlichen Beziehungen als unter dem 
Gesichtspunkt ihrer wirtschaftlichen Gleichwertig¬ 
keit bemessen wird (z. B. Altenteilsvertrag). 

(2) Der Erwerber ist auf gemeinsamen Antrag 
der Beteiligten aus der Haftung zu entlassen, wenn 
die Aussichten für die Verwirklichung des Abgabe¬ 
anspruchs dadurch nicht wesentlich verschlechtert 
werden. Die Entlassung aus der Haftung kann von- 
der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht 
werden. 

(3) übernimmt der Erwerber einen Teil der Ab- 
gabeschüld des Veräußerers nach Maßgabe des § 60, 
so bleiben hinsichtlich seiner Haftung oder seiner 
Entlassung aus der Haftung für den nicht über¬ 
nommenen Teil der Abgabeschuld die Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 anwendbar. 

(4) Durch Rechtsverördnung kann das Nähere 
bestimmt werden. 

§ 62 

Entflechtungsfälle 

Für die Fälle, in denen nach dem 20. Juni 1948 
Vermögen im Zuge der Entflechtung und Neuord¬ 
nung, insbesondere durch Beschlagnahme- und über— 
tragungsanordnüng, übergegangen ist oder über- 
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geht, können durch Rcchtsverordnung Vorschriften 
über den Übergang der Abgabeschuld erlassen 
werden. 

§ 63 

Behandlung der Vermögensabgabe im Konkurs 

(1) Im Falle des Konkurses besteht die Konkurs¬ 
forderung für die Vierleijahrsbeträge, die nach 
§ 65 der Ko.nkursordnung als fällig gelten, in deren 
sich aus § 77 ergebendem Zeitwert. 

(2) Das sich aus § 61 Nr. 2 der Konkursordnung 
für Forderungen wegen öffentlicher Abgaben er¬ 
gebende Recht auf bevorzugte Befriedigung wird 
für die Vermögensabgabe 

1. ausgedehnt auf die in den beiden letzten 
Jahren vor der Konkurseröffnung fällig 
gewordenen Vierteljahrsbeträge und 

2. hinsichtlich der erst durch die Konkurs¬ 
eröffnung fällig gewordenen Vierteljahrs- 
belräge beschränkt auf die Summe von 
zehn weiteren Vierteljahrsbeträgen (Nenn¬ 
beträgen), 

§ 64 

Bedingung und Befristung 

(1) Die Vorschriften in § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 2 und 
§ 7 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes sind für die Ver¬ 
mögensabgabe nicht anzuwenden. 

(2) Ist bei der Ermittlung des abgabepflichtigen 
Vermögens ein unter einer auflösenden Bedingung 
erworbenes Wirtschaftsgut berücksichtigt oder eine 
aufschiebend bedingte Last nicht abgezogen worden, 
so geht, wenn die Bedingung nach dem, 20. Juni 
1948 eingetreten ist oder eintritt, die Abgabesch'dd 
hinsichtlich des Teils der Vierteljahrsbeträge, der 
auf das auflösend bedingt erworbene Wirtschafts- 
gut entfällt, oder des Teils der Vicrteljahrsbeträge, 
um den diese bei Abzug der aufschiebend beding¬ 
ten Last vom Vermögen niedriger wären, auf den¬ 
jenigen über, der durch den Eintritt der Bedingung 
begünstigt ist. Maßgebend für den Abzug einer auf¬ 
schiebend bedingten Last ist deren Wert im Zeit¬ 
punkt des Eintritts der Bedingung. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für aufschiebend bedingte Lasten 
gewerblicher Betriebe, die eine DM-Eröffnungs- 
bilanz nach den Vorschriften des D-Markbilanz- 
gesetzes aufstellen. 

(3) Der Schuldübergang erstreckt sich auf lie 
noch nicht entrichteten Vicrteljahrsbeträge, die 
nach dem Eintritt der Bedingung fällig werden. 
Geht das Wirtschaftsgut, das jemand unter einer 
auflösenden Bedingung besessen hat, auf den Be¬ 
günstigten über, so haftet der Begünstigte neben 
dem Vorbesitzer für die rückständigen Vierteljahrs- 
beträge des Vorbesitzers, soweit sie auf das über¬ 
gegangene Wirtschaftsgut entfallen. Satz 2 gilt nicht 
beim Übergang eines Rechts auf wiederkehrende 
Nutzungen oder Leistungen im Sinne der §§ 15 und 
16 des Bewertungsgesetzes. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, 
wenn der Erwerb des Wirtschaftsguts oder die Ent¬ 
stehung der Last von einem Ereignis abhängt, bei 
dem nur der Zeitpunkt ungewiß ist. 


(5) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere, 
insbesondere über den Umfang des Übergangs der 
Abgabeschuld, bestimmt werden. 

§ 65 

Erlöschen der Vierteljahrsbeträge bei Leibrenten 

(1) § 16 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes ist auf 
die Vermögensabgabe nicht anzuwenden. 

(2) Die Vierteljahrsbeträge, die auf den Kapital¬ 
wert einer Leibrente oder einer anderen auf die 
Lebenszeit einer Person beschränkten Nutzung oder 
Leistung entfallen, sind zu erlassen, soweit sie nach 
dem Erlöschen des Rechts fällig werden. 

§ 66 

Aufteilung der Vierteljahrsbeträge bei 
Auflösung der Ehe 

(1) Wenn nach dem 20. Juni 1948 eine Ehe auf¬ 
gelöst oder für nichtig erklärt wird oder eine 
dauernde Trennung der Ehegatten eintritt, so sind, 
falls die Ehegatten zur Vermögensabgabe zu¬ 
sammen veranlagt worden sind, die Vierteljahrs¬ 
beträge auf Antrag eines Ehegatten (im Falle des 
Todes eines Ehegatten: auf Antrag eines seiner 
Erben) auf die Ehegatten aufzuteilen. Die Auf¬ 
teilung kann auch von Amts wegen vorgenommen 
werden. 

(2) Als Aufteilungsmaßstäbe sind in der nach¬ 
stehenden Reihenfolge anzuwenden: 

1. wenn ein gemeinsamer Antrag vorliegt: 
der vorgeschlagene Maßstab! 

2. wenn eine gerichtliche Entscheidung über 
die Aufteilung der Vermögensabgabe vor¬ 
liegt: der sich aus der Entscheidung er¬ 
gebende Maßstab; 

3. das Verhältnis der der Abgabe unterlie¬ 
genden Vermögen der Ehegatten. 

Die sieb aus Nr. 1 und 2 ergebenden Maßstäbe sind 
nicht anzuwenden, wenn die Aussichten für die 
Verwirklichung des Abgabeanspruchs gegenüber 
dem Aufteilungsmaßstab der Nr. 3 wesentlich ver¬ 
schlechtert werden. 

(3) Aufgeteilt werden, 

1. wenn die Aufteilung auf Antrag yorge- 
nommen wird: die noch nicht entrichteten 
Vierteljahrsbeträge, die nach dem Beginn 
des auf die Antragstellung folgenden Ka¬ 
lendervierteljahrs fällig werden; 

2. wenn die Aufteilung von Amts wegen vor¬ 
genommen wird: die noch nicht entrichte¬ 
ten Vierteljahrsbeträge, die nach Bekannt¬ 
gabe des Bescheids über die Aufteilung 
fällig werden. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere 
bestimmt werden. Die Rechtsverordnung kann auch 
für die Fälle, in denen die Anwendung des in 
Absatz 2 Nr. 3 vorgesehenen Aufteilungs'maßstabs 
zu Härten führt, einen anderen Maßstab bestimmen. 

§ 67 

Aufteilung der Vierteljahrsbeträge bei 
Erbfällen 

(1) Im Falle des Todes eines Abgabeschuldners 
sind auf Antrag eines Erben die Vierteljahrsbeträge 
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auf die Erben aufzuteilen. Die Aufteilung kann auch 
von Amts wegen vorgenommen werden. 

(2) Die Aufteilung darf nur erfolgen, wenn die 
Aussichten für die Verwirklichung des Abgabean¬ 
spruchs dadurch nicht wesentlich verschlechtert 
werden. 

(3) Als Aufteilungsmaßstäbe sind in der nach¬ 
stehenden Reihenfolge anzuwenden: 

1. wenn ein gemeinsamer Antrag aller Erben 
vorliegl: der vorgeschlagene Maßstab; 

2. wenn eine gerichtliche Entscheidung über 
die Aufteilung der Vermögensabgabe vor¬ 
liegt: der sich aus der Entscheidung er¬ 
gebende Maßstab; 

3. das Verhältnis der Erbteile. 

(4) Aufgeteilt werden, 

1. wenn die Aufteilung auf Antrag vorge¬ 
nommen wird: die noch nicht entrichteten 
Viertcljahrsbeträge, die nach dem Beginn 
des auf die Antragstellung folgenden Ka¬ 
lendervierteljahrs fällig werden; 

2. wenn die Aufteilung von Amts wegen vor¬ 
genommen wird: die noch nicht entrich¬ 
teten Vierteljahrsbeträge, die nach Be¬ 
kanntgabe des Bescheids über die Auf¬ 
teilung fällig werden. 

(5) Handelt es sich bei dem verstorbenen Ab¬ 
gabepflichtigen um einen Ehegatten, der mit dem 
überlebenden Ehegatten zusammen zur Vermögens¬ 
abgabe veranlagt worden ist, so sind die Absätze 
1 bis 4 und 6 auf diejenigen Vierteljahrsbeträge 
anzuwenden, die sich bei der Aufteilung nach § 66 
für den verstorbenen Ehegatten ergeben. 

(6) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere 
bestimmt werden. 

§ 68 

Aufteilung der Vierteljahrsbeträge in 
anderen Fällen 

Durch Rechtsverordnung kann über die Vor¬ 
schriften der §§ 64 bis 67 hinaus eine Aufteilung 
der Vierteljahrsbeträge bestimmt und das Nähere 
geregelt werden. 

§ 69 

Beschränkung der Haftung des Erben 

(1) Die Haftung des Erben eines Abgabeschuld¬ 
ners, der vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verstorben ist, wird auf den gemeinen Wert der 
Bereicherung zur Zeit des Erbanfalls beschränkt 
(Haftsumme). Bei der Ermittlung der Haftsumme 
ist ein Abzug für die Vermögensabgabe nicht zu¬ 
lässig; eine etwaige Erbschaftsteuer ist jedoch zu 
berücksichtigen. 

(2) Weist der Erbe nach, daß die Bereicherung 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes ganz 
oder teilweise weggefallen ist, so beschränkt sich 
die Haftung auf die Bereicherung zur Zeit des In¬ 
krafttretens des Gesetzes. 

(3) Die allgemeinen Vorschriften des bürger¬ 
lichen Rechts über die Beschränkung der Haftung 
des Erben auf den Nachlaß bleiben unberührt. 

(4) Die Beschränkung der Haftung nach Absatz 1 
tritt nur ein, wenn der Erbe seine beschränkte 
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Haftung innerhalb einer Ausschlußfrist von einem 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Er¬ 
klärung gegenüber dem Finanzamt geltend macht. 
Die Vermögensabgabe wird in diesem Falle gegen¬ 
über dem beschränkt haftenden Erben in Höhe ihres 
Ablösungswerts (§ 199) sofort fällig. 

§ 70 

Kürzung von Vermächtnissen und Auflagen 

(1) Hat ein nach dem 20. Juni 1948 verstorbener 
Erblasser vor dem 1. Oktober 1952 ein Vermächtnis 
angeordnet und dabei die durch dieses Gesetz ent¬ 
stehende Verpflichtung deS Erben, die auf den 
Nachlaß entfallende Vermögensabgabe zu tragen, 
nicht berücksichtigt, so ist im Zweifel als Wille 
des Erblassers anzunehmen, daß der Erbe berech¬ 
tigt sein soll, das Vermächtnis um den Anteil des 
Zeitwerts der Abgabeschuld zu kürzen, der dem 
Anteil des gemeinen Werts des Vermächtnisses an 
dem gemeinen Wert des Nachlasses entspricht. 
Für den Zeitwert (§ 77) der Abgabeschuld, für den 
Wert des Vermächtnisses und den Wert des Nach¬ 
lasses ist der Zeitpunkt des Erbfalls maßgebend. 
Zur Ermittlung des Nachlasses sind Vermächtnisse, 
Auflagen, Pflichtteile und die Vermögensabgabe 
außer Betracht zu lassen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann der Ver¬ 
mächtnisnehmer die Kürzung des Vermächtnisses 
dadurch abwenden, daß er die Verpflichtung zur 
Entriditung des Vierteljahrsbetrags zu dem sich 
aus Absatz 1 ergebenden Anteil dem Erben 
gegenüber übernimmt und sich auf dessen Ver¬ 
langen an der Stellung eines Antrags auf Geneh¬ 
migung der Schuldübernahme nach § 60 beteiligt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend im 
Falle einer Auflage. 

(4) Wird die einem Vermächtnisnehmer gebüh¬ 
rende Leistung auf Grund des Absatzes 1 gekürzt, 
so kann der Vermächtnisnehmer die ihm selbst auf¬ 
erlegten Beschwerungen um den Anteil des ihn be¬ 
treffenden Kürzungsbetrags mindern, der dem Ver¬ 
hältnis der auferlegten Beschwerungen zu dem 
Vermächtnis entspricht. Absatz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 4 gelten nidht für die 
Fälle, in denen das Vermächtnis in einem Nieß¬ 
brauch besteht; insoweit verbleibt es hinsichtlich 
der Lastenverteilung zwischen Eigentümer und 
Nießbraucher bei den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts in Verbindung mit § 73. 

§ 71 

Haftung des Vermächtnisnehmers und des durch 
eine Auflage Begünstigten 

(1) Wer nach dem 20. Juni 1948 auf Grund eines 
Vermächtnisses oder einer Auflage Vermögen er¬ 
worben hat oder erwirbt, haftet neben dem Erben 
für die Abgabeschuld des Erblassers in Höhe des 
gemeinen Werts der Bereicherung zur Zeit des Er¬ 
werbs (Haftsumme). 

(2) Der Vermächtnisnehmer oder der durch die 
Auflage Begünstigte ist auf Antrag aus der Haftung 
zu entlassen, wenn die Aussichten für die Verwirk¬ 
lichung des Abgabeanspruchs dadurch nicht wesent- 
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lieh verschlechtert werden. Die Entlassung aus der 
Haftung kann von der Erfüllung von Auflagen 
abhängig gemacht werden. Die Entlassung aus der 
Haftung kann auch von Amts wegen erfolgen. 

(3) Hat der Vermächtnisnehmer oder der durch 
eine Auflage Begünstigte einen Teil der Abgabe¬ 
schuld des Erblassers durch Vertrag mit dem Erben 
übernommen oder auf Grund einer letztwilligen 
Verfügung des Erblassers zu tragen, so gilt § 60 
entsprechend. In diesem Falle bleiben hinsichtlich 
der Haftung des Bedachten oder seiner Entlassung 
aus der Haftung für den nicht übernommenen Teil 
der Abgabeschuld die Vorschriftep der Absätze 1 
und 2 unberührt. 

§ 72 

Entrichtung der Abgabe aus dem Gesamtgut 
einer fortgesetzten Gütergemeinschaft 

Der an einer fortgesetzten Gütergemeinschaft be¬ 
teiligte Abkömmling kann von dem überlebenden 
Ehegatten verlangen, daß der auf seinen Anteil am 
Gesamtgut entfallende Viertcljahrsbelrag aus 
seinem Anteil am Gesamtgut gezahlt oder ihm 
ersetzt wird. 

§ 73 

Vermögensabgabe als außerordentliche Last 

(1) Bei der Lastenverleilung zwischen Ehegatten 
hinsichtlich des cingebrachten Guts, zwischen Vor¬ 
erben und Nacherben und in ähnlichen Fällen ist 
die Hälfte der Vierteljahrsbeträge als eine auf den 
Stammwert des Vermögens gelegte außerordent¬ 
liche Last im Sinne der Vorschriften des bürger¬ 
lichen Rechts anzusehen. Im Falle der Ablösung 
(§ 199) oder der sofortigen Fälligkeit (§§ 50 bis 52, 
§ 63, § 200) gilt der gesamte Ablösungswerl oder 
Zeitwert als eine auf den Stammwert des Ver¬ 
mögens gelegte außerordentliche Last. 

(2) Absatz 1 gilt für die Fälle des Nießbrauchs 
nur dann, wenn der Nießbrauch nach dem 20. Juni 
1948 bestellt worden ist oder wird. Bestand der 
Nießbrauch bereits am 21. Juni 1948, so sind Eigen¬ 
tümer und Nießbraucher auch im Verhältnis zuein¬ 
ander zur Tragung des Vierteljahrsbetrags ver¬ 
pflichtet, den sie nach der Veranlagung zur Ver¬ 
mögensabgabe zu entrichten haben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten vorbehaltlich ab 
weichender Vereinbarung der Beteiligten. 


FÜNFTER TITEL 
Sonstige 

und Uberleitungsvorschriften 
§ 74 

Erklärungspflicht und Selbstberechnung der Abgabe 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, anzuordnen, daß die Abgabepflichtigen spä¬ 
testens bis zu einem von ihm zu bestimmenden 
Zeitpunkt eine Erklärung abzrgeben haben, in der 
sie die von ihnen zu entrichtende Vermögens¬ 
abgabe nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
selbst berechnen. 


§ 75 

Vorauszahlungen 

(1) Bis zur Bekanntgabe eines Bescheids über die 
Vermögensabgabe sind an den in § 49 bestimmten 
Fälligkeitstagen, erstmalig am 10. Mai 1952, Vor¬ 
auszahlungen nach Maßgabe der Vorschriften über 
die allgemeine Soforthilfeabgabe zu entrichten. 
Macht der Abgabeschuldner glaubhaft, daß der 
Vierteljahrsbetrag der Vermögensabgabe um 
mehr als 20 vom Hundert niedriger sein wird als 
der nach Satz 1 zu leistende Vorauszahlungsbetrag, 
so sind die Vorauszahlungen auf den voraus¬ 
sichtlichen Vierteljahrsbetrag herabzusetzen. Das 
Finanzamt kann entsprechend der voraussichtlichen 
Höhe des Vierteljahrsbetrags der Vermögens¬ 
abgabe die Vorauszahlungen auf die Vermögens¬ 
abgabe anderweit festsetzen. 

(2) Macht der Bundesminister der Finanzen von 
der ihm erteilten Ermächtigung zur Anordnung von 
Selbstberechnungen (§ 74) Gebrauch, so sind von 
der Einreichung der Selbstberechnung an als Vor¬ 
auszahlungen die Beträge zu entrichten, die sich 
aus der Selbstberechnung ergeben. Das Finanzamt 
kann durch Vorauszahlungsbescheid höhere Vor¬ 
auszahlungen festsetzen. 

§ 76 

Abrechnung über die Vorauszahlungen 

(1) Ist die Summe der Vorauszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des Abgabebescheids zu entrich¬ 
ten waren (§ 75), kleiner als die Summe der Viertel¬ 
jahrsbeträge, die sich nach dem bekanntgegebenen 
Abgabebescheid für die vorangegangenen Fällig¬ 
keitstage ergibt, so ist der Unterschiedsbetrag 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Ab- 
gabebescheids zu entrichten (Nachzahlung). Die 
Verpflichtung, die rückständigen Vorauszahlungen 
schon früher zu entrichten, bleibt unberührt. 

(2) Ist die Summe der Vorauszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des Abgabebescheids entrichtet 
worden sind, größer als die Summe der Viertel¬ 
jahrsbeträge, die sich nach dem bekanntgegebenen 
Abgabebesdieid für die vorangegangenen Fällig¬ 
keitstage ergibt, so wird der Unterschiedsbetrag 
nach Bekanntgabe des Abgabebescheide durch Auf¬ 
rechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn die Veranlagung durch einen neuen Bescheid 
(z. B. Berichtigungsveranlagung, Rechtsmittelent¬ 
scheidung) geändert wird. 

§ 77 

Zeitwert der Vermögensabgabe 

(1) In den Fällen, in denen der Wert der Schuld 
an Vermögensabgabe für steuerliche Zwecke von 
Bedeutung ist, ist als Wert dieser Schuld anzu¬ 
setzen 

1. für den 21. Juni 1948 und für Zeitpunkte 
zwischen diesem und dem 1. April 1952 
die Summe der beiden folgenden Beträge: 
a) des sich für den maßgebenden Zeitpunkt 
ergebenden Zeitwerts der ab 1. April 
1952 bis 31. März 1979 auf die Ver¬ 
mögensabgabe zu entrichtenden Viertel¬ 
jahrsbeträge; 
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b) der auf die Vermögensabgabe anzurech¬ 
nenden Soforthilfeabgabe (§ 48), abzüg¬ 
lich der darauf bis zu dem maßgeben¬ 
den Zeitpunkt entrichteten Beträge, mit 
ihrem Nennbetrag; 

2. für Zeitpunkte ab 1. April 1952 die Summe 
der beiden folgenden Beträge: 

a) des sich für den maßgebenden Zeitpunkt 
ergebenden Zeitwerts der auf die Ver¬ 
mögensabgabe noch zu entrichtenden, 
noch nicht fälligen Vierteljahrsbeträge; 

b) der an dem maßgebenden Zeitpunkt 
rückständigen Beträge an anzurechnen- 
der Soforthilfeabgabe (§ 48) und an 
Vierteljahrsbeträgen der Vermögens¬ 
abgabe. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere über 
die Berechnung des Zeitwerts bestimmt werden. 

§ 78 

Durchführungsvorschriften 

Durch Rechl.sverordnung können zur Durchführung 
der Vorschriften über die Vermögensabgabe Bestim¬ 
mungen getroffen werden: 

1. über die Befreiungen nach den §§ 18 und 19; 

2. über die sich aus § 24 ergebenden Abweichun¬ 
gen von den für die Vermögensteuer geltenden 
Vorschriften; 

3. über die Berücksichtigung von Kriegssach¬ 
schäden, Vertreibungsschäden und Ostschäden 
nach den §§ 39 bis 47; 

4. über die Verpflichtung zur Abgabe einer Ver¬ 
mögenserklärung 

SECHSTER TITEL 

Sondervorschriften für Berlin (West) 
§ 79 

Allgemeine Vorschriften 

(1) An die Stelle des 21. Juni 1948 tritt 

1. in § 18 Abs. 3 für begünstigte Abgabepflich¬ 
tige in Berlin (West), 

2. in § 24 Nr. 1 b und in Nr. 4 bei Abgabe¬ 
pflichtigen mit Wohnsitz (gewöhnlichem 
Aufenthalt) in Berlin (West), 

3. in § 27 Abs. 1 für das Vermögen in Berlin 
[West] (§ 80) 

der 1. April 1949. 

(2) An die Stelle des 20. Juni 1948 tritt 

in § 28 für das Vermögen in Berlin [West] (§ 80) 

der 31. März 1949. 

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn eine DM-Eröffnungs- 
bilanz auf den 21. Juni 1948 erstellt wird. 

(4) In § 18 Abs. 1 Nr. 14 treten an die Stelle der 
Anlage 1 der Verordnung vom 16. Oktober 1948 
(WiGBl. S. 181) die Anlagen zur Einkommensteuer¬ 
durchführungsverordnung vom 16. August 1950 
(Verordnungsbl. für Groß-Berlin 1950 I S. 397). 

(5) In § 27 Abs. 2 treten bei Abgabepflichtigen, 
die eine steuerliche DM-Eröffnungsbilanz nach den 
Durchführungsbestimmungen Nr. 9, 11 und 13 vom 
30. April 1951 zur Vierten Verordung zur Neuord¬ 


nung des Geldwesens (Umstellungsergänzungsver- 
Ordnung) vom 20. März 1949 (Gesetz- und Verord¬ 
nungsbl. für Berlin 1951 S. 361, 366 und 378) auf¬ 
stellen, diese Vorschriften an die Stelle der Vor¬ 
schriften der 42., 43. und 44. Durchführungsverord¬ 
nung zum Umstellungsgesetz. 

§ 80 

Abweichende Bemessungsgrundlage 
für Vermögen in Berlin (West) 

(1) Das Vermögen in Berlin (West) ist nach den 
in Berlin (West) bei der Vermögensteuer für die Er¬ 
mittlung des Gesamtvermögens und des Inlandsver¬ 
mögens auf den 1. April 1949 maßgebenden Vor¬ 
schriften zu errechnen, soweit sich nicht aus den 
§§ 22 bis 27 oder aus den Vorschriften dieses Titels 
etwas anderes ergibt. 

(2) Als Vermögen in Berlin (West) gilt 

1. bei Abgabepflichtigen mit Wohnsitz (ge¬ 
wöhnlichem Aufenthalt) oder Geschäftslei- 
lung (Sitz) in Berlin (West) das Gesamtver¬ 
mögen mit Ausnahme von 

a) land- und forstwirtschaftlichem Vermö¬ 
gen im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes, 

b) Grundvermögen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, 

c) Betriebsvermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes; 

2. bei Abgabepflichtigen mit Wohnsitz (ge¬ 
wöhnlichem Aufenthalt) oder Geschäfts¬ 
leitung (Sitz) im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes 

a) das land- und forstwirtschaftliche Ver¬ 
mögen in Berlin (West), 

b) das Grundvermögen in Berlin (West), 

c) das Betriebsvermögen in Berlin (West); 

3. bei beschränkt Abgabepflichtigen (§ 17) 
das Inlandsvermögen im Sinne des § 77 
Abs. 2 des Bewertungsgesetzes, soweit es 
sich handelt 

a) um Wirtschaftsgüter der in § 77 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Art, die in 
Berlin (West) belegen sind, 

b) um Wirtschaftsgüter der in § 77 Abs. 2 
Nr. 4 bezeichneten Art, die in ein in 
Berlin (West) geführtes Buch oder Re¬ 
gister eingetragen sind, 

c) um Wirtschaftsgüter der in § 77 Abs. 2 
Nr. 5 bezeichneten Art, die einem in 
Berlin (West) belegenen gewerblichen 
Betrieb überlassen sind, 

d) um Wirtschaftsgüter der in § 77 Abs. 2 
Nr. 6 bezeichneten- Art, wenn das der 
Sicherung dienende Wirtschaftsgut in 
Berlin (West) belegen ist. Ein Schiff gilt 
dabei als in Berlin (West) belegen, wenn 
es in einem Schiffsregister in Berlin ein¬ 
getragen ist, es sei denn, daß der Schiffs¬ 
eigner seinen Wohnsitz oder seine Ge¬ 
schäftsleitung im Inland außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes ein¬ 
schließlich Berlin (West) hat, 
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e) um Wirtschaftsgüter der in § 77 Abs. 2 
Nr. 7 bezoichrieten Art, wenn sich die 
Geschäftsleitung des Unternehmens, an 
dem die Beteiligung besteht, in Berlin 
(West.) befindet. 

(3) Schulden, die in wirtschaftlichem Zusammen 
hang mit Vermögen in Berlin (West) stehen, sind 
in erster Linie von diesem Vermögen abzuziehen. 
Schulden, die das Vermögen in Berlin (West) über¬ 
steigen, sind vom Vermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes abzuziehen. 

(4) Schulden, die in wirtschaftlichem Zusammen¬ 
hang mit Vermögen im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes stehen, sind in erster Linie von diesem 
Vermögen abzuziehen Schn Iden, die das Vermögen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes übersteigen, 
sind vom Vermögen in Berlin (West) abzuziehen. 

(5) Schulden, die nicht in wirtschaftlichem Zu¬ 
sammenhang mit bestimmten Gegenständen stehen, 
sind in erster Linie abzuziehen 

1. bei Abgabepflichtigen, die im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes veranlagt wer¬ 
den, 

von dem Vermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes, 

2. bei Abgabepflichtigen, die in Berlin (West) 
veranlagt werden, 

von dem Vermögen in Berlin (West). 

Schulden, die das Vermögen in einem Gebiet über¬ 
steigen, sind vom Vermögen im anderen Gebiet 
abzuziehen. 

§ Öl 

Gewerbliche Betriebe mit Betriebstätten 

im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
und in Berlin (West) 

(1) Bei gewerblichen Betrieben, cie Betriebstätten 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin 
(West) gehabt haben, gilt als Vermögen in Berlin 
(West) der Teil des Betriebsvermögens, der sich aus 
der Aufteilung des Betriebsvermögens nach Absatz 
2 ergibt. 

(2) Das Betriebsvermögen ist in dem Verhältnis 
aufzuteilen, in dem der Wert der im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes liegenden Betriebsgrundstücke, 
Betriebsvorrichtungen, Maschinen und sonstigen ab¬ 
nutzbaren körperlichen Wirtschaftsgüter des Anlage¬ 
vermögens zu dem Wert der in Berlin (West) liegen¬ 
den Wirtschaftsgüter dieser Art steht, und zwar 

1, bei gewerblichen Betrieben mit Geschäfts¬ 
leitung (Sitz) im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes 

nach dem Stande des Betriebsvermögens 
am 2t. Juni 1948; 

2. bei gewerblichen Betrieben mit Geschäfts¬ 
leitung (Sitz) in Berlin (West), 

a) wenn sie eine DM-Eröffnungsbilanz er¬ 
stellen, 

nach dem Stande des Betriebsvermögens 
am Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz, 

b) wenn sie keine DM-Eröffnungsbilanz er¬ 
stellen, 


nach dem Stande des Betriebsvermögens 
am 1. April 1949; 

3. bei gewerblichen Betrieben, die nach dem 
20. Juni 1948 und vor dem 1. April 1949 
wirtschaftlich aus Berlin (West) in den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes ver¬ 
lagert worden sind, 

nach dem Stande" des Betriebsver¬ 
mögens am Stichtag der nach § 3 
Abs. 4 des D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes zu erstellenden DM-Eröff¬ 
nungsbilanz. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 ist in dem der , 
Veranlagung zur Vermögensabgabe zugrunde zu 
legenden Einheitswertbescheid für den gewerb¬ 
lichen Betrieb auch eine Feststellung darüber zu 
treffen, wie sich der Einheitswert auf den Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes und aut Berlin (West) 
verteilt. 

§ 82 

Änderungen des Vermögens in Berlin (West) 

in der Zeit zwischen dem 20. Juni 1948 und 
dem 1. April 1949 

(1) Gehören zu dem der Abgabe unterliegenden 
Vermögen in Berlin (West) Wirtschaftsgüter, die 
in der Zeit zwischen dem 20. Juni 1948 und dem 
!. April 1949 (Zwischenzeitraum) aus dem der Ab¬ 
gabe unterliegenden Vermögen im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes erworben worden sind, so 
ist auf Antrag der Wert dieser Wirtschaftsgüter ab¬ 
züglich der mit ihnen in wirtschaftlichem Zusammen¬ 
hang stehenden Schulden von dem der Abgabe 
unterliegenden Vermögen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes abzuziehen. 

(2) Hat ein Abgabepflichtiger land- und forst¬ 
wirtschaftliches Vermögen, Grundvermögen oder 
Betriebsvermögen in Berlin (West) im Zwischen¬ 
zeitraum veräußert, so ist der Veräußerungserlös, 
höchstens jedoch der Wert der veräußerten Wirt- 
schaftsgüter zur Zeit der Veräußerung, dem der 
Abgabe unterliegenden Vermögen in Berlin (West) 
hinzuzurechnen, soweit er nicht bereits in dem der 
Abgabe unterliegenden Vermögen in Berlin (West) 
enthalten ist, 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
die Fälle der Verlagerung von Wirtschaftsgütern 
aus dem Geltungsbereich des Grundgesetzes nach 
Berlin (West) und umgekehrt. § 23 bleibt un¬ 
berührt. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere 
zur Durchführung der Absätze 1 bis 3 bestimmt 
werden. 

§ 83 

Uraltkonten 

Der Abgabepflichtige kann den Ansatz für 
Ansprüche aus . der Durchführungsbestimmung 
Nr. 19 zur Berliner Umstellungsverordnung (Ur¬ 
altkontenbestimmung) in seiner DM-Eröffnungs¬ 
bilanz bis zur Abgabe der (wenn auch nur vor¬ 
läufigen) Erklärung zur Vermögensabgabe mit 
Wirkung für die Steuern vom Einkommen, Ertrag 
und Vermögen ändern; dies gilt auch, wenn diese 
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Steuern bereits rechtskräftig veranlagt sind. Einer 
Zustimmung des Finanzamts oder der Rcchtsmittel- 
behörde zur Bilanzänderung nach § 4 Abs. 2 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes bedarf es nicht. 

5 84 

Berechnung der Abgabeschuld 
und des VierteljahrsLelrags bei Abgabepflichtigen 
mit Vermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin (West) 

(1) Bei Abgabepflichtigen mit Vermögen im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin 
(West) ist je eine gesonderte Abgabeschuld (§311 
und je ein gesonderter Vierteljahrsbetrag (§ 36) für 
das Vermögen im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes und für das Vermögen in Berlin (West) zu 
berechnen. 

(2) Für den Abzug des Freibetrags gilt §80 Abs. 5 
entsprechend. 

(3) Schulden und Freibeträge sind, soweit sie das 
Vermögen in einem Gebiet übersteigen, von dem 
Vermögen im anderen Gebiet in erster Linie bei 
dem Vermögensteil abzuziehen, für den der 
höchste Vierteljahrssatz vorgeschrieben ist. 

(4) Der sich aus § 47 ergebende Gesamtbetrag 
der Ermäßigung wegen Kriegssachschäden, Ver¬ 
treibungsschäden und Ostschäden ist nach dem 
Verhältnis des abgabepflichtigen Vermögens im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes zum abgabe¬ 
pflichtigen Vermögen in Berlin (West) aufzuteilen. 

(5) Die Anrechnung der Soforthilfeabgabe nach 
§§ 32 und 48 ist nur auf die gesonderte Abgabe¬ 
schuld vorzunehmen, die aul das Vermögen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes entfällt. 

§ 85 

Schadensberechnung bei Kriegssachschaden 
in Berlin (West) 

In den Fällen des § 41 Abs. 2 ist bei in Berlin 
(West) belegenern Grundbesitz die Minderung der 
Hypothekengewinnabgnbe nach §144 zu bestimmen. 

§ 86 

Ausmaß der Berücksichtigung der Schäden 
bei Abgabepflichtigen mit Vermögen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
und in Berlin (West) 

Bei Abgabepflichtigen mit Vermögen im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes und in Berlin (West) sind 
bei der Ermittlung des Vermögens im Sinne des § 47 
Abs. 3 die Vorschriften der §§ 80 bis 82 zu berück¬ 
sichtigen. Durch Rechtsverordnung wird das Nähere 
bestimmt werden. 

§ 87 

Einheitliche Veranlagung der Abgabepflichtigen 
mit Vermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin (West) 

(1) Unbeschränkt Abgabepflichtige mit Vermögen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin 
(West) werden für ihr gesamtes der Abgabe unter¬ 
liegendes Vermögen dort veranlagt, wo sich ihr 
Wohnsitz (gewöhnlicher Aufenthalt) oder der Ort 
der Geschäflsleitung (Sitz) befindet. 


(2) Beschränkt Abgabepflichtige mit Vermögen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin 
(West) werden für ihr gesamtes der Abgabe unter¬ 
liegendes Vermögen dort veranlagt, wo sich der 
wertvollste Teil ihres der Abgabe unterliegenden 
Vermögens befunden hat. 


§ 88 

Entrichtung der Abgabe für Vermögen 
in Berlin (West) 

(1) Von der Nacherhebung der auf Vermögen in 
Berlin (West) entfallenden Vierteljahrsbeträge für 
die eisten drei Jahre der am 1. April 1949 beginnen¬ 
den Laufzeit wird abgesehen. Demgemäß sind die 
Vierteljahrsbeträge für die Zeit ab 1. April 1952 nach 
§ 36 Abs. 1 zu berechnen. 

(2) Die Vierteljahrsbeträge auf Vermögen in Ber¬ 
lin (West) sind für die Zeit, vom 1. April 1952 bis 
31. März 1957 nur in Höhe eines Drittels zu leisten. 


§ 89 

Vorauszahlungen für Vermögen 
in Berlin (West) 

(1) Die ab 1. April 1952 zu entrichtenden Voraus¬ 
zahlungen auf die Notabgabe vom Betriebsvermögen 
(Artikel III des Ersten Gesetzes über die Neuord¬ 
nung der Vermögensbesteuerung in Berlin vom 
29. Dezember 1950 — Verordnungsbl. für Berlin 1951 
I S, 26 —; § 18 des Gesetzes über Abgaben in 
Vorbereitung eines Lastenausgleichs vom 20. Dezem¬ 
ber 1951 — Gesetz- und Verordnungsbl. für Berlin I 
S. 1187 in der Fassung des Gesetzes vom 10. April 
1952 — Gesetz- und Verordnungsbl. fijr Berlin S. 261 
—) gelten in voller Höhe als Vorauszahlungen auf 
die Vermögensabgabe für Vermögen in Berlin 
(West). 

(2) Die ab 1. April 1952 für Belriebsgrundstiicke 
in Berlin (West) zu entrichtende Übergangsabgabe 
(Teil III und IV des Gesetzes über Abgaben in 
Vorbereitung eines Lastenausgleichs vom 20 Dezem¬ 
ber 1951 in der Fassung des Gesetzes vom 10. April 
1952 —Gesetz- und Verordnungsbl. für Berlins. 261) 
gilt in voller Höhe als Vorauszahlung auf die Ver¬ 
mögensabgabe iür Vermögen in Berlin (West). 

(3) Die ab 1. April 1952 zu entrichtende Uber¬ 
gangsabgabe für den nicht aus Beiriebsgrundstücken 
bestehenden Grundbesitz in Berlin (West) gilt als 
Vorauszahlung auf die Vermögensabgabe für Ver¬ 
mögen in Berlin (West) 


bei einem Grundbesitz mit einem 
Belastungsgrad von 

0°, o 

mehr als 0"/u bis 5% 
mehr als 5°/o bis 10% 
mehr als 10% bis 20% 
mehr als 20% bis 30% 
mehr als 30% bis 50% 
mehr als 50% bis 70% 
mehr als 70% bis 80% 
mehr als 80% bis 90% 
mehr als 90°/» 


in Höhe von 
100 % 
90% 
70% 
50% 
30% 
20 % 
10 % 

5% 

3% 

0 %. 
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Der verbleibende Teil an Übergangsabgabe gilt als 
Vorauszahlung aut die Hypothekengewinnabgabe. 

(4) Ist im Falle der Veräußerung eines Grund¬ 
stücks in Berlin (West) vor Ablauf des Kalender¬ 
vierteljahrs, in dem dieses Gesetz im Land Berlin 
in Kraft gesetzt wird, die Übergangsabgabe auf den 
Veräußerer und den Erwerber aufgeteilt worden, 
so gilt die vom Veräußerer zu entrichtende Über¬ 
gangsabgabe in voller Höhe als Vorauszahlung 
auf die Vermögensabgabe für Vermögen in Berlin 
(West). 

(5) Die Beträge, die nach den Absätzen 1 bis 4 
als Vorauszahlungen auf die Vermögensabgabe 
für Vermögen in Berlin (West) gelten, sind bis zur 
Bekanntgabe des Bescheids über die Vermögens¬ 
abgabe oder bis zur Einreichung einer Selbst¬ 
berechnung (§ 75 Abs. 2) an den in § 49 bestimmten 
Fälligkeitstagen weiter zu entrichten. 

(6) Wird ein Grundstück nach Ablauf des 
Kalendervierteljahrs, in dem dieses Gesetz im 
Land Berlin in Kraft gesetzt wird, veräußert, so 
sind die Vorauszahlungen, die der Veräußerer 
hierauf zu entrichten hat, auf den Betrag, der nach 
Absatz 3 auf die Vermögensabgabe entfällt, herab¬ 
zusetzen und in entsprechender Höhe für die Zeit 
vom Beginn des auf den Tag der Veräußerung 
folgenden Kalendervierteljahrs ab neu festzusetzen. 

(7) Die Vorschriften des § 75 über die Herab¬ 

setzung oder anderweitige Festsetzung der Vor¬ 
auszahlungen gelten mit der Maßgabe, daß sie auf 
die Vorauszahlungen, die für Vermögen in Berlin 
(West), und auf die Vora-hlungen, die für Ver¬ 

mögen im Geltungsbereich des Grundgesetzes zu 
entrichten sind, gesondert angewendet werden. 

§ 90 

Abrechnung über die Vorauszahlungen 

§ 76 gilt auch für die Vorauszahlungen nach § 89. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Hypothekengewinnabgabe 

ERSTER TITEL 

Allgemeine Vorschriften 
§ 91 

Gegenstand der Abgabe 

(1) Die Hypothekengewinnabgabe wird erhoben 
auf Schuldnergewinne 

1. aus der Umstellung von Reichsmark Ver¬ 
bindlichkeiten, die am 20. Juni 1948 durch 
Grundpfandrechte an einem im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes belegenen 
Grundstück des Schuldners gesichert waren. 

2. aus der Umstellung von Grundpfandrech¬ 
ten an einem im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes belegenen Grundstück, die 
am 20. Juni 1948 nicht der Sicherung einer 
persönlichen Verbindlichkeit dienten, 

soweit bei Nr. 1 die Verbindlichkeit und bei 
Nr. 2 das Grundpfandrecht nach den im Gel¬ 


tungsbereich des Grundgesetzes geltenden Umstel¬ 
lungsvorschriften im Verhältnis von 10 Reichs¬ 
mark zu 1 Deutschen Mark umgestellt worden ist. 
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten, soweit 
sie Reichsmarkverbindlichkeiten betreffen, die 
durch Grundpfandrechte gesichert waren, sinn¬ 
gemäß für Grundpfandrechte, die nicht der Siche¬ 
rung einer persönlichen Verbindlichkeit dienten. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 wird 
derjenige als Eigentümer angesehen, dem das 
Grundstück unter Berücksichtigung des § 11 des 
Steueranpassungsgesetzes steuerlich zugerechnet 
wird. War dem Schuldner gegenüber ein anderer 
zur Erfüllung der Reichsmarkverbindlichkeit ver¬ 
pflichtet, so gilt der andere als Schuldner im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 1. 

(3) Grundstücken des Schuldners stehen bei der 
Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 gleich 

1. Grundstücke im Eigentum einer Person, 
bei der nach § 11 des Vermögensteuer- 
gesotzes die Voraussetzungen für eine 
Zusammenveranlagung mit dem Schuldner 
zur Vermögensteuer für das Kalender¬ 
jahr 1949 Vorgelegen haben, 

2. Grundstücke, an denen das Grundpfand¬ 
recht im Hinblick auf den künftigen Eigen¬ 
tumserwerb des Schuldners bestellt worden 
ist. 

(4) Durch Rechtsverordnung werden die zur Aus¬ 
führung der Vorschriften dieses Abschnitts erfor¬ 
derlichen Anordnungen für die Fälle getroffen, in 
denen 

1. Absatz 3 Nr. 2 in Betracht kommt; 

2. es sich bei. der Reichsmarkverbindlichkeit 
um eine Gesamtschuld handelte, die im 
Innenverhältnis nicht oder nur zum Teil 
von dem Eigentümer des Grundstücks zu 
erfüllen war; 

3. das Grundstück dem Schuldner zusammen 
mit einer oder mehreren weiteren Personen 
nach Bruchteilen oder zur gesamten Hand 
gehörte; 

4. das Grandpfandrecht sich auf mehrere 
Grundstücke erstreckte, von denen einzelne 
dem Schuldner nicht gehörten; 

5. das Grundstück nur teilweise im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes belegen war; 

6. einzelne der durch ein Gesamtgrundpfand¬ 
recht belasteten Grundstücke nicht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes belegen 
waren. 

§ 92 

Hypothekengewinnabgabe bei ungesicherten 
Verbindlichkeiten 

(1) Bei einem Unternehmen, das nach § 161 Abs. 2 
Nr. 3 und 4 der Kreditgewinnabgabe nicht unter¬ 
liegt, unterliegen der Hypothekengewinnabgabe 
auch Schuldnergewinne aus Verbindlichkeiten, die 
nicht durch Grundpfandrechte gesichert waren, 
sofern es sich um Dauerschulden im Sinne des 
Gewerbesteuerrechts handelt. Die ungesicherten 
Verbindlichkeiten werden wie Verbindlichkeiten 
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behandelt, die am 20. Juni 1948 durch letztrangige 
Grundpfandrechte oder Gesaintgrundpfandrechte an 
den Grundstücken gesichert waren, für deren bauliche 
Finanzierung sie eingegangen sind, oder, wenn sie 
für andere Zwecke eingegangen sind, wie Verbind¬ 
lichkeiten, die am 20. Juni 1948 durch letztrangige 
Gesamtgrundpfand rechte an allen dem Schuldner am 
20. Juni 1948 und noch bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gehörigen Grundstücken gesichert waren. 

(2) Durch RedltsVerordnung können die zur Aus¬ 
führung des Absatzes 1 erforderlichen Anordnungen 
geholfen werden; dabei kann auch bestimmt wer¬ 
den, daß unter besonderen Voraussetzungen Ver¬ 
bindlichkeiten aus Spareinlagen und ähnliche Ver¬ 
bindlichkeiten nicht als Daucrschulden behandelt 
werden. 

§ 93 

Hypothekengewinnaligabe bei Verbindlichkeiten 

gegenüber Angehörigen der Vereinten Nationen 

Durch Rochtsverordnung werden die Anordnungen 
getroffen, die erforderlich sind, um die Schuldner¬ 
gewinne aus der Umstellung von Reichsmarkver- 
bindlichkeiten gegenüber Angehörigen der Ver¬ 
einten Nationen entsprechend den Grundsätzen 
dieses Abschnitts heranzuziehen. 

§ 94 

Grundstücke, Grundpfandrechte 

(1) Grundstücke im Sinne dieses Abschnitts sind 
die Grundstücke im Sinne des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs. Durch Rechtsverordnung kann zugelassen 
werden, daß mehrere Grundstücke desselben Eigen 
tiimers als ein Grundstück behandelt werden, soweit 
sie räumlich Zusammenhängen oder durch einheit¬ 
liche Finanzierung der darauf am 20. Juni 1948 vor¬ 
handenen oder begonnenen Bauten ein wirtschaft¬ 
licher Zusammenhang hergeslellt war. 

(2) Den im Geltungsbereich des Grundgesetzes be- 
legenen Grundstücken werden Erbbaurechte an sol¬ 
chen Grundstücken gleichgeachtet. 

(3) Grundpfandrechte im Sinne dieses Abschnitts 
sind . 

1. Hypotheken, Grundschulden und Renten¬ 
schulden; 

2. Abgeltungslasten, die ein Darlehen zur Ab¬ 
geltung der Gebäudeentschuldungsteuer 
nach der Verordnung über die Aufhebung 
der Gebäudeentschuldungsteuer vom 31. Juli 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) sichern; 

3. Rechte auf Befriedigung aus einem Grund¬ 
stück, die nach § 10 der (Ersten) Verord¬ 
nung des Reichspräsidenten über die Zins¬ 
erleichterung für den landwirtschaftlichen 
Realkredit vom 27. September 1932 (Reichs 
gesetzbl. 1 S. 480) oder nach § 3 des Ge¬ 
setzes über die Zinserleichterung für land¬ 
wirtschaftlichen Auslandskredit vom20.Juli 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 524) für Zusatz¬ 
forderungen bestehen, auch wenn die Rechte 
nicht im Grundbuch eingetragen sind; 

4. Renten der Deutschen Landesrentenbank; 


5. Entschuldungsrenten nach Artikel 53 und 
54 der Siebenten Verordnung zur Durch¬ 
führung der landwirtschaftlichen Schulden¬ 
regelung om 30. April 1935 (Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 572) und Artikel 5 der 
Achten Verordnung zur Durchführung der 
landwirtschaftlichen Schuldenregelung vom 
20. Juni 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 496). 

§ 95 

Kriegsschäden 

Kriegsschäden im Sinne dieses Abschnitts sind 
neben Kriegssachsdiäden am Grundbesitz (§ 13) alle 
übrigen Sachschäden am Grundbesitz, die als un¬ 
mittelbare Folge von Kriegssachschäden entstanden 
sind. Wie Kriegsschäden werden auch Sachschäden 
behandelt, die durch Maßnahmen der Besatzungs¬ 
mächte oder durch Handlungen von Besatzungs¬ 
angehörigen verursacht worden sind und sich aut 
deu Einheitswert auswirken. Belegungsschäden oder 
sonstige Besatzungssachschäden, für die eine Ent¬ 
schädigung gewährt worden ist, werden nicht be¬ 
rücksichtigt, es sei denn, daß die Entschädigung in 
Reichsmark oder nach einem Umstellungsverhältnis 
von 10 Reichsmark zu 1 Deutschen Mark in Deut¬ 
scher Mark gezahlt worden ist. 

§ 96 

Reichsmark Verbindlichkeiten 

Im Sinne der Vorschriften über die Verzinsung 
und Tilgung der Abgabeschuld liegt vor 

1. eine Tilgungshypothek, wenn die Reichsmark¬ 
verbindlichkeit durch gleichbleibende Leistun¬ 
gen in der Weise zu verzinsen und zu tilgen 
war, daß die bei fortschreitender Kapitaltilgung 
ersparten Zinsen der Tilgung Zuwachsen sollten; 

2. eine Abzahlungshypothek, wenn die Verzin¬ 
sung und die Abzahlung der Reichsmarkver¬ 
bindlichkeit unabhängig voneinander geregelt 
waren; 

3. eine Fälligkeitshypothek, wenn das ganze 
Schuldkapital der Reichsmarkverbindlichkeit an 
einem Zeitpunkt zu entrichten war; 

4. eine Rentenverbindlichkeit, wenn an regel¬ 
mäßig wiederkehrenden Terminen eine be¬ 
stimmte Reichsmarksumme (Rentenleistung) zu 
zahlen war. 

§ 97 

Ausnahmen von der Abgahepflicht 

(1) Von der Abgabepllicht sind ausgenommen 
Schuldnergewinne aus der Umstellung von 

1. Verbindlichkeiten eines gewerblichen Be- 
Betriebs, der der Kredilgewinnabgabe un¬ 
terliegt; 

2. Verbindlichkeiten eines Unternehmens, 

dessen DM-Eröffnungsbilanz nach den Vor¬ 
schriften der 42., 43, oder 44. Durch¬ 

führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
aufzustellen ist (Geldinstitute, Versiche¬ 
rungsunternehmen und Bausparkassen); 

3. Verbindlichkeiten, die öffentlich-rechtliche 
Ansprüche auf Zahlung von Abgaben, Bei 
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trägen, Gebühren, Strafen, Ordnungsstrafen, 
Sühnebeträgen und Bußen betreffen; 

4. Verbindlichkeiten aus Krediten, die in der 
Weise zweckgebunden waren, daß der 
Kreditnehmer den Kredit an dritte Per¬ 
sonen weitergewähren sollte, wenn der 
Kredit an die dritten Personen tatsächlich 
weitergewährt und ebenfalls durch Grund¬ 
pfandrechte gesichert worden ist und die 
Forderungen aus dem weitergewährten 
Kredit im Verhältnis von 10 Reichsmark zu 
1 Deutschen Mark eingestellt worden sind; 

5. Verbindlichkeiten eines Siedlungsunter¬ 
nehmens gegenüber der Deutschen Sied¬ 
lungsbank aus der Inanspruchnahme von 
Siedln ngszwischenkrediten; 

6. Verbindlichkeiten der in § 93 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Regelung der landwirtschaft¬ 
lichen Schuld Verhältnisse vom 1. Juni 1933 
(Reichsgeset/.bl. I S. 331) genannten Art, 
soweit dafür die in § 93 Abs. 1 des 
Gesetzes bezeichnete Sicherungshypothek 
bestand; 

7. Verbindlichkeiten, die zur Beseitigung eines 
Kriegsschadens an dem haftenden Grund¬ 
stück eingegangen sind, soweit der Gegen¬ 
wert vor dem 21. Juni 1948 zur Beseitigung 
des Kriegsschadens verwandt worden ist; 

8. Verbindlichkeiten zwischen Personen, bei 

denen nach § 11 des Vermögensteuer- 

geselzes die Voraussetzungen für eine Zu- 
sammenveranlagung zur Vermögensteuer 
für das Kalenderjahr 1949 Vorgelegen haben; 

9. Verbindlichkeiten, die im Wege der Zwangs¬ 
vollstreckung oder Arrestvollziehung ding¬ 
lich gesichert worden sind. 

(2) Durch Rechlsveiordnung kann eine dem Ab¬ 
satz 1 Nr. 5 entsprechende Ausnahme für Verbind¬ 
lichkeiten eines Ausgebers von Heimstätten aus der 
Inanspruchnahme von Bauzwischenkrediten ange¬ 
ordnet werden. 

§ 98 

Ermittlung der Schuldnergewinne 

Der Schuldnergewinn aus jeder Verbindlichkeit 
wird gesondert ermittelt. Durch Rechtsverordnung 
wird bestimmt, in welchen Fällen und nach welchem 
Maßstab der Schuldnergewinn bei Vorliegen eines 
Gesamtgrundpfund rechts jeweils zu dem auf das 
einzelne haftende Grundstück entfallenden Teil ge¬ 
sondert ermittelt wird. 

ZWEITER TITEL 

Höhe und Enlrichtun <j 
tl er Abgabe 

§ 99 

Abgabeschuld 

(1) Abgabeschuld ist vorbehaltlich der §§ 100 und 
101 der Betrag, um den der Nennbetrag der Ver¬ 
bindlichkeit in Reichsmark den Umstellungsbetrag 
in Deutscher Mark übersteigt. 


(2) Handelt es sich bei der Reichsmarkverbind- 

lichkeit um ein Darlehen aus Mitteln des Geld¬ 
entwertungsausgleichs bei bebauten Grundstücken, 
um ein Reichsbaudarlehen oder um ein anderes im 
Rahmen der öffentlichen Wohnungsfürsorge ge¬ 
gebenes, zinsverbilligtes Darlehen, so wird die Ab¬ 
gabeschuld abweichend von Absatz 1 wie folgt be¬ 
rechnet. Der zwanzigfache Nennbetrag der Jahres¬ 
leistung, die nach den am 31. März 1948 geltenden 
Bedingungen zu erbringen war, wird entsprechend 
dem auf volle Prozent abgerundeten Hundertsatz 
g.mindert, zu dem das Ausgangskapital der Reichs¬ 
markverbindlichkeit bis zum 20. Juni 1948 getilgt 
war; als Jahresleistung werden mindestens U/2 vom 
Hundert des Ausgangskapitals angesetzt. Die Ab¬ 
gabeschuld beträgt neun Zehntel des so errechneten 
Betrags. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer¬ 
den, inwieweit der Schuldnergewinn aus Leistungen, 
die am 21. Juni 1948 rückständig waren, und aus 
Leistungen für einen Zeitraum, der teils vor, teils 
nach dem 2t. Juni 1948 lag, zur Hypothekengewinn¬ 
abgabe herangezogen wird. 

§ 100 

Minderung der Abgabeschuld 
bei Kriegsschäden vor dem 21. Juni 1948 

(1) Ist das Grundstück, an dem die umgestellte 
Verbindlichkeit dinglich gesichert war, vor dem 
21. Juni 1948 von einem Kriegsschaden betroffen 
worden, so mindert sich die Abgabeschuld nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 6. Das gilt nicht, wenn 
die Verbindlichkeit erst nach Eintritt des Schadens¬ 
falles eingegangen ist. 

(2) Der Betrag der Minderung ergibt sich vor¬ 
behaltlich des Absatzes 3 aus der Anwendung der 
Schadensquote auf die Reichsmarkverbindlichkeit, 
aus deren Umstellung die Abgabeschuld entsteht. 
Als Schaden gilt für die Berechnung der Schadens¬ 
quote der Betrag; um den der Einheitswert, der für 
das Grundstück auf den letzten Feststellungszcit- 
punkt vor dem Schadensfall festgestellt ist, den für 
den 21. Juni i948 geltenden Einheitswert übersteigt. 
Schadensquote ist der Hundertsatz, der sich aus dem 
Verhältnis des Schadens zu dem Einheitswert er¬ 
gibt, der auf den letzten Feststellungszeitpunkt vor 
dem Schadensfall festgcstellt ist. 

(3) Betrifft die Abgabeschuld eine Darlehens- 
verbindlichkeit aus der Abgeltung der Gebäude¬ 
entschuldungsteuer, die durch eine Abgeltungslast 
oder durch eine Abgeltungshypothek gesichert war, 
so ergibt sich der Betrag der Minderung aus der 
Anwendung von 135 vom Hundert der Schadens¬ 
quote auf die Reichsmarkverbindlichkeit. 

(4) Durch Rechtsverordnung werden die Anord¬ 
nungen getroffen, die zur Berechnung der Minde¬ 
rung erforderlich sind, wenn das belastete Grund¬ 
stück größer oder kleiner als die wirtschaftliche 
Einheit im Sinne des Bewerlungsgesetzes ist, wenn 
ein Gesamtgrundpfandrecht vorliegt oder wenn sich 
der flächenmäßige oder bauliche Bestand des be¬ 
lasteten Grundstücks in der Zeit zwischen den Fest¬ 
stellungszeitpunkten der in Absatz 2 bezeichnten 
Einheitswerte vergrößert oder verkleinert hat. 

(5) Die Minderung tritt nur ein, wenn die 
Schadensquote mehr als 10 vom Hundert beträgt. 
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War das Grundstück am 20. Juni 1948 zu mehr ! 
als 70 vom Hundert des letzten Einheitswerts vor 
dem Schadensfall belastet, so tritt die Minderung 
schon dann ein, wenn die Schadensquote mehr als 
5 vom Hundert beträgt; zur Belastung des Grund¬ 
stücks werden solche Rechte nicht gerechnet, 

1. die dem Eigentümer zustanden oder gegen 
deren Geltendmachung am 20. Juni 1948 
der Eigentümer eine Einrede nicht nur 
vorübergehender Art hatte oder 

2. die auf einer erst nach dem Schadensfall 
eingegangenen Verbindlichkeit beruhten 
oder 

3. hinsichtlich deren eine Hypothekengewinn¬ 
abgabe trotz Umstellung der Verbindlich¬ 
keit im Verhältnis von 10 Reichsmark zu 
1 Deutschen Mark, nicht entsteht oder sich 
die Höhe der Hypothekengewinnabgabe 
nach § 101 Abs. 1 bestimmt. 

(6) Ist nach § 3 a des Hypothekensicherungs¬ 
gesetzes auf Umstellungsgrundschulden an dom von 
dem Kriegsschaden betroffenen Grundstück ver¬ 
zichtet worden, so mindert sich die Abgabeschuld 
mindestens um den Verzichlsbetrag, der für die 
entsprechende Umstellungsgrundschuld gewährt 
worden ist. Das gilt ohne Rücksicht darauf, auf 
welche Umstellungsgrundschuld dieser Verzichts¬ 
betrag verrechnet worden ist. Jri den Fällen des 
§ 99 Abs. 2 gelten die- Sätze 1 und 2 für einen 
Verzichtsbetrag, der in demselben Verhältnis wie 
der Nennbetrag der Reichsmarkverbindlichkeit um¬ 
gerechnet worden ist. 

§ 101 

Höhe der Abgabeschuld bei Verbindlichkeiten 
aus der letzten Reichsmarkzeit 

(1) Ist die Verbindlichkeit nach dem 8. Mai 1945 
entstanden, so sind auf die Abgabeschuld und als 
Zinsen auf diese nur die in § 105 Abs. 1 Sätze 1 
und 2 vorgeschriebenen Beträge zu entrichten; das 
gilt auch dann, wenn es sich bei den dort vor¬ 
geschriebenen Leistungen ausschließlich um Zinsen 
handelt. Die Abgabeschuld ist in diesen Fällen 
gleich dem Gesamtbetrag der nach § 105 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 zu entrichtenden Tilgungsbeträge. 
Die §§ 103 und 104 werden nicht angewandt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn es sich bei der Ver¬ 
bindlichkeit um Kaufgeld, das bei dem Erwerb des 
belasteten Grundstücks schuldig geblieben ist, oder 
um eine beim Grundstückserwerb unter Anrechnung 
auf den Kaufpreis übernommene Schuld oder um 
einen zur Beschaffung des Kaufgeldes bei einem 
Dritten aufgenommenen Kredit handelt. 

§ 102 

Entstehung der Abgabeschuld 

Die Abgabeschuld gilt in der Höhe, die sich aus 
den §§ 99 bis 101 ergibt, als zu Beginn des 21. Juni 
1948 entstanden. 

§ 103 

Herabsetzung der Abgabeschuld bei Kriegsschäden 
nach dem 20. Juni 1948 

(1) Ist das Grundstück, an dem die umgestellte 
Verbindlichkeit dinglich gesichert war, nach dem 


20. Juni 1948 von einem Kriegsschaden betroffen 
worden, so wird die Abgabeschuld auf Antrag nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 6 herabgesetzt. Ein 
nach § 3 a Abs. 1 des Hypothekensicherungsgesetzes 
gestellter Antrag gilt als Antrag nach Satz 1. 

(2) Der abzusetzende Betrag ergibt sich vor¬ 
behaltlich des Absatzes 3 aus der Anwendung der 
Schadensquole auf zehn Neuntel des Betrags, auf 
den sich die Abgabeschuld bei Einhaltung der vor¬ 
geschriebenen Tilgung zu Beginn des Monats be¬ 
läuft, in dem der Kriegsschaden eingetreten ist, Als 
Schaden gilt für die Berechnung der Schadensquote 
der Betrag, um den der Einheitswert, der für das 
Grundstück auf den letzten Feststellungszeitpunkt 
vor dem Schadensfall festgestellt ist, den auf den 
nächsten Feststellungszeitpunkt nach dem Schadens¬ 
fall festgestellten Einheitswert übersteigt. Ist der 
Kriegsschaden vordem letztgenannten Feststellungs- 
Zeitpunkt bereits wieder beseitigt worden, so gilt 
als Schaden der Betrag, um den der Einheitswert 
auf Grund des Kriegsschadens bei einer Fortschrei¬ 
bung zu ermäßigen ge'wesen wäre. Schadensquote 
ist der Hundertsatz, der sich aus dem Verhältnis 
des Schadens zu dem für den 21. Juni 1948 geltenden 
Einheitswert ergibt. 

(3) Betrifft die Abgabeschuld eine Darlehensver¬ 
bindlichkeit aus der Abgeltung der Gebäudeent¬ 
schuldungsteuer, die durch eine Abgeltungslast 
oder durch eine Abgeltungshypothek gesichert war, 
so ergibt sich der abzusetzende Betrag aus der An¬ 
wendung des Anderthalbfachen der Schadensquote 
auf den Betrag, auf den sich die Abgabeschuld bei 
Einhaltung der vorgeschriebenen Tilgung zu Beginn 
des Monats belaufen würde, in dem der Kriegs¬ 
schaden eingetreten ist. 

(4) § 100 Abs. 4 bis G gilt entsprechend. 

(5) Die Herabsetzung erfolgt mit Wirkung vom 
Beginn des Monats, in dem der Kriegsschaden ein¬ 
getreten ist, frühestens mit Wirkung vom 1. Juli 
1948. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gellen nicht, wenn in den 
Fällen des § 118 der Abgabeschuldner das Grund¬ 
stück bereits vor dem in Absatz 5 bezeichneten Zeit¬ 
punkt veräußert hatte. 

§ 104 

Herabsetzung der Abgabeschuld bei Wiederaufbau 

(1) Ist auf dem Grundstück, an dem die umge¬ 
stellte Verbindlichkeit dinglich gesichert war, ein 
zerstörtes (beschädigtes) Gebäude in der Zeit vom 

21. Juni 1948 bis zum 31. März 1956 als Daüerbau 
wiederaufgebaut (wiederhergestellt) worden, so 
wird die Abgabeschuld auf Antrag um soviel herab¬ 
gesetzt, als nadi Maßgabe der Wirtschaftlichkeits¬ 
berechnung die nach § 106 zu erbringenden Leistun¬ 
gen aus den Erträgnissen des Grundstücks nach Ab¬ 
zug der Kapital- und Bewirtschaftungskosten nicht 
aufgebracht werden können. Die Herabsetzung der 
Abqabeschuld ist auch zulässig, wenn das wieder¬ 
aufgebaute (wiederhergestelite) Gebäude in Gestal¬ 
tung oder Zweckbestimmung von dem früheren Ge¬ 
bäude abweicht. Die Herabsetzung ist unzulässig, 
wenn sich die Erträge des Grundstücks infolge der 
Art seiner Benutzung nicht hinreichend bestimmt 
von sonstigen Erträgen oder Wirtschaftsergebnissen 
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abgrenzcn lassen. Ein nach § 3 b Abs. 1 des Hypo¬ 
thekensicherungsgesetzes gestellter Antrag gilt als 
Antrag auf Herabsetzung der Abgabeschuld. 

(2) Ist nach § 3 b oder nach § 3 c des Hypothekcn- 
sicherungsgesetzcs ganz oder teilweise auf die Um¬ 
stellungsgrundschuld verzichtet worden, der die Ab- 
gabeschuld entspricht, so ist die Abgabeschuld min¬ 
destens um den gleichen Betrag herabzusetzen; das 
gilt nicht, soweit der Verzicht das Bestehen und die 
Bedienung weiterer Umstcllungsgrundschulden vor- 
aussetzle, an deren Steile keine Ilypolhekengcwinn- 
abgabe oder nur eine IlypoLliokcngewinnabgabe in 
der sich aus § 101 Abs. 1 ergebenden Höhe ent¬ 
standen ist. Diese Vorschrift ist auch anzuwenden, 
wenn nach Absatz 1 Salz 3 ('ine Herabsetzung un¬ 
zulässig wäre. In den Fällen des § 99 Abs. 2 gilt sie 
für einen Verzichtsbetrag, der in demselben Ver¬ 
hältnis wie die Reichsnjarkverbindlichkeit umge¬ 
rechnet worden ist. 

(3) Sind mchrr re Abgabeschulden vorhanden, die 
an demselben Grundstück dinglich gesicherte Ver¬ 
bindlichkeiten betreffen, so sind zuerst jeweils bis 
zu ihrem vollständigen Wegfall die Abgabeschulden 
herabzusetzen, die die an letzter Stelle gesicherten 
Verbindlichkeiten betreffen; in der Höhe, in der 
nach § 3 b oder nach § 3 c des Hypothekensiche¬ 
rungsgesetzes auf eine Umstellungsgrundschuld ver¬ 
zichtet worden ist, ist jedoch die entsprechende Ab¬ 
gabeschuld vor allen anderen Abgabeschulden her¬ 
abzusetzen. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann 

1. die Herabsetzung entsprechend den für den 
Wiederaufbau (die Wiederherstellung) tat¬ 
sächlich aufgewendeten Kosten begrenzt 
werden, soweit nicht Absatz 2 entgegen¬ 
steht; 

2. Näheres zur Abgrenzung der in Absatz 1 
Satz 3 gezeichneten Fälle bestimmt werden; 

3. die WirtschaltlichkcMtsberechnung geregelt 
werden; dabei sollen die Vorschriften der 
Verordnung über die Wiitschaftlichkeits 
und Wohnflächen berechnung für neuge- 
schaffencii Wohnraum (Berechnungsverord- 
nung) vom 20. November 1950 (Bundes 
gesetzbl. S. 753) insoweit für anwendbar 
erklärt werden, als nicht wegen der Be¬ 
schränkung dieser Verordnung auf neu¬ 
geschaffenen Wohnraum, wegen der An¬ 
wendung ihrer Vorschriften auf die Wirt¬ 
schaftseinheit oder nach den Grundsätzen 
dieses Abschnitts etwas Abweichendes oder 
Ergänzendes bestimmt werden muß; 

4. bestimmt werden, daß die Abgabeschulden 
in näher zu bezeichnenden Fällen des öf¬ 
fentlich geförderten und des steuerbegün¬ 
stigten Wohnungsbaus ohne Durchführung 
der nach Nr. 3 geregelten Wirtschaftlich¬ 
keitsberechnung auf Null herabzusetzen 
sind. 

(5) Die Herabsetzung erfolgt mit Wirkung vom 
Beginn des Monats, in dem mit dem Wiederaufbau 
(der Wiederherstellung) begonnen ist, frühestens 
mit Wirkung vom 1. Juli 1948. 

(6) Liegen die Voraussetzungen für eine Minde¬ 
rung nach § 100 vor, so kommt eine Herabsetzung 


nach den Absätzen 1 bis 5 erst in Betracht, nachdem 
die Abgabeschuld gemindert ist. 

(7) Dem aus der öffentlichen Last (§ 111) ver¬ 
pflichteten Eigentümer des Grundstücks oder dem 
Abgabeschuldner (§ 118) kann die spätere Herab¬ 
setzung der Abgabeschuld bereits vor Beginn des 
Wiederaufbaus (der Wiederherstellung) rechtsver¬ 
bindlich zugesichert werden. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht, wenn in den 
Fällen des § 118 der Abgabeschuldner das Grund¬ 
stück bereits vor dem in Absatz 5 bezeichneten 
Zeitpunkt veräußert hatte. 

§ 105 

Verzinsung und Tilgung der Abgabeschuld 
bis zum 31. März 1952 

(1) Die Beträge, die nach den Vorschriften des 
Hypothekensichcrungsgesetzes und seiner Durch¬ 
führungsverordnungen als Zinsen, Tilgungsbeträge 
oder Rentenleistungen auf die Umstellungsgrund¬ 
schuld zu entrichten sind, sind bis zu dem ersten 
auf den 31. März 1952 folgenden Fälligkeitszeit- 
punkt fortzuentrichten und gelten als Zinsen, 
Tilgungsbeträge oder Rentenleistungen, auf die Ab- 
gabcscbuld; dabei bleibt die Verrechnung der 
Leistungen auf Zinsen oder auf Tilgung auch dann 
bestehen, wenn die Abgabeschuld niedriger als die 
Umstellungsgrundschuld ist. Waren die Leistungen 
für einen am 31. März 1952 oder später endenden 
Zeitraum bereits vor dem 1. April 1952 fällig, so 
sind sie nur bis zu diesem Fälligkeitszeitpunkt fort¬ 
zuentrichten. Für Abzdhlungshypotheken, die nicht 
unter § 106 Abs. 2 Nr, 2 und 3 lallen, und für Fällig¬ 
keitshypotheken sind die Zinsen nach den Vor¬ 
schriften des Hypothekensicherungsgesetzes und 
seiner Durchführungsverordnungen für die Zeit bis 
zum 31. Marz 1952 zu entrichten. 

(2) Tilgungsbet l äge, die nach § 5 Abs. 4 der 
Ersten Durchführungsverordnung zum Ilypotheken- 
sieherungsgesetz in der Form einer Aussetzung der 
Leistungen gestundet worden sind, gelten als er¬ 
lassen, 

§ i OG 

Verzinsung und Tilgung der Abgabeschuld 
ab 1. April 1952 

(1) Die Vorschriflen der Absätze 2 bis 7 gelten 
für die Verzinsung und Tilgung derjenigen Abgabe¬ 
schuld, die verbleibt, nachdem von der Abgabe¬ 
schuld am 21. Juni 1948 die folgenden Beträge ab¬ 
gerechnet worden sind: 

1. Tilgungsbeträge, die nach § 105 Abs. 1 zu 
erbringen sind; 

2. Tilgungsbeträge, die bis zu dem Zeitpunkt, 
in dem die in § 105 Abs. 1 vorgeschriebe¬ 
nen Leistungen enden, oder, wenn Leistun¬ 
gen nach § 105 Abs. 1 nicht zu erbringen 
waren, bis zum 30. Juni 1952 freiwillig ge¬ 
leistet worden sind; 

3. Tilgungsbeträge, die nach § 105 Abs. 2 als 
erlassen gelten; 

4. der Betrag, der in den Fällen einer Herab¬ 
setzung der Abgabeschuld (§§ 103 und 104) 
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abgesetzt wird, sofern die Herabsetzung 
spätestens in dem Zeitpunkt wirksam wird, 
von dem ab sieb die Verzinsung und Til¬ 
gung nach den Absätzen 2 bis 7 richtet. 

(2) In den Fällen 

1. der Tilgungshypolhek, 

2. der Abzahlungshypolhek, bei der ent¬ 
sprechend den Bedingungen der Reichs¬ 
markverbindlichkeit bereits Abzahlungen 
auf die nach dem I lypothekensicherungs- 
gesetz entstandene UmstellungsgrundschuJd 
geleistet worden sind, 

3. einer sonstigen Abzahlungshypolhek, bei 
der das Schuldkapital durch gleichbleibende 
Raten, die in regelmäßigen Abständen z.u 
entrichten waren und jährlich 6 vom Hun¬ 
dert des Ausgangskapitals nicht über¬ 
steigen, abzuzahlen war, 

sind vorbehaltlich der in Absatz 4 getroffenen Be¬ 
stimmung an den Fälligkeitszeilpunkten, die dem 
Fälligkeitszeitpunkt der letzten Zins- oder Tilgungs¬ 
leistung nach § 105 Abs. 1 Satz 1 oder 2 folgen, für 
die Abgabeschuld neun Zehntel der Leistungen zu 
erbringen, die in den Bedingungen der Reichsmark¬ 
verbindlichkeit vorgeschrieben waren. Waren 
Leistungen nach § 105 nicht vorgeschrieben, so sind 
die Leistungen auf die Abgabeschuld von dem 
ersten Fälligkeitszeitpunkt der Reichsmarkverbind¬ 
iichkeit nach dem 30. Juni 1952 ab zu erbringen. Bei 
einer Minderung der Abgabeschuld nach § 100 
mindert sich die Leistung an Verzinsung und Til¬ 
gung in demselben Verhältnis; Entsprechendes gilt 
bei einer Herabsetzung der Abgabeschuld nach 
§§ 103 und 104 für die Zinsen und Tilgungsbeträge, 
die nach dem in § 103 Abs. 5 oder § 104 Al«. 5 
bezeichneten Zeitpunkt fällig werden. 

(3) In den Fällen der Rentenverbindlichkeit gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

(4) In den Fällen der in § 99 Abs. 2 bezeichneten 
Verbindlichkeiten ist die Abgabesdnild nach Art 
einer Tilgungshypothek halbjährlich nachträglich in 
Höhe von jährlich 4 vom Hundert zu verzinsen und 
in Höhe von jährlich 2 vom Hundert zu tilgen. Der 
Tilgungssatz wird gegebenenfalls so weit ermäßigt, 
daß die Jahresleistung neun Zehntel der in § 99 
Abs. 2 Satz 2 zugrunde gelegten Jahresleistung 
nicht übersteigt; der ermäßigte Tilgungssatz wird 
auf volle Viertel vom Hundert aufgerundet. Bei 
einer Herabsetzung der Abgabeschuld mit Wirkung 
von einem späteren Zeitpunkt als dem Zeitpunkt, 
von dem ab sich die Verzinsung und Tilgung nach 
den Sätzen 1 und 2 richtet, ermäßigen sich die 
später fällig werdenden Leistungen in demselben 
Verhältnis. 

(5) In den Fällen 

1. einer Abzahlungshypothek, die nicht unter 
Absatz 2 Nr. 2 und 3 fällt, 

2. der Fälligkeitshypothek 

ist die Abgabeschuld nach Art einer Tilgungs¬ 
hypothek ab 1. April 1952 halbjährlich nachträglich 
entsprechend dem für die Reichsmarkverbindlichkeit 
geltenden Zinssatz zu verzinsen und in Höhe des 
auf volle Vierte] aufgerundeten Hundertsatzes zu 
tilgen, bei dessen Anwendung sie bis zum 31. März 


1979 getilgt sein würde. Das gilt auch dann, wenn 
nach den Bedingungen der Reichsmarkverbindlich¬ 
keit in den Fällen der Nr. 1 als Beginn der Tilgung 
und in den Fällen der Nr. 2 als Zeitpunkt der Rück¬ 
zahlung des ganzen Schuldkapitals ein späterer Zeit¬ 
punkt als der 30. September 1952 vorgesehen war. 
A bsatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(6) Der Verzinsung und Tilgung der Abgabe¬ 
schuld nach Absatz 5 kann der aus der öffentlichen 
Last verpflichtete Eigentümer des Grundstücks 
(§ 111) oder der Abgabeschuldner (§ 118) wider¬ 
sprechen. Der Widerspruch ist schriftlich binnen einer 
Ausschlußfrist von einem Monat nach Bekanntgabe 
des Abgabebescheids beim Finanzamt einzulegen. 
Wird frist- und formgerecht Widerspruch erhoben, 
so gilt für die Verzinsung und Tilgung der Ab¬ 
gabeschuld Absatz 2 mit der Maßgabe, daß Tilgungs¬ 
beträge, die nach den Bedingungen der Reichsmark¬ 
verbindlichkeit bereits fällig geworden wären, bis 
zum 31. Dezember 1952 nachentricbtet werden 
müssen. 

(7) Die Fälle, in denen nach den Bedingungen der 
Reichsmarkverbindlichkeit der Beginn der Tilgung, 
der Beginn der Abzahlung, die Fälligkeit des ganzen 
Schuldkapitals oder der Beginn der Rentenleistun¬ 
gen von einer Kündigung abhängig gemacht war, 
werden so behandelt, als ob in den Bedingungen 
der Reichsmarkverbindiichkeit der Beginn der Lei¬ 
stungen oder die Fälligkeit zu dem Termin bestimmt 
worden wäre, zu dem eine am 31. März 1952 aus¬ 
gesprochene Kündigung wirksam werden würde. 

§ 107 

Abweichende Verzinsung und Tilgung 
der Abgabeschuld 

Soweit bei einem Verzicht nach § 3 a des Hypo¬ 
thekensicherungsgesetzes die der Abgabeschuld ent¬ 
sprechende Umstellungsgrundschuld erloschen, dafür 
aber eine andere, in die Verzichtsberechnung ein¬ 
bezogene Umstellungsgrundschuld bestehen geblie¬ 
ben ist, kann der aus der öffentlichen Last (§ 111) 
verpflichtete Grundstückseigentümer verlangen, daß 
die Verzinsung und Tilgung der Abgabeschuld ent¬ 
sprechend den Bedingungen derjenigen Reichsmark¬ 
verbindlichkeit geregelt wird, die der bestehen¬ 
gebliebenen Umstellungsgrundschuld zugrunde lag. 
Der Antrag ist schriftlich binnen einer Ausschluß¬ 
frist von einem Monat nach Bekanntgabe des Ab¬ 
gabebescheids beim Finanzamt zu stellen. 

§ 108 

Bedingungen der Reichsmarkverbindiichkeit 

(1) Soweit nach den §§ 106 und 107 für die Ver¬ 
zinsung und Tilgung der Abgabeschuld die Bedin¬ 
gungen der Reichsmarkverbindiichkeit maßgebend 
sind, sind die Bedingungen maßgebend, die am 
20. Juni 1948 galten. Galten in diesem Zeitpunkt 
Vereinbarungen, hinsichtlich derer sich der Gläu¬ 
biger ein Widerrufsrecht Vorbehalten hatte, so steht 
das Widerrufsrecht hinsichtlich der Abgabeschuld 
dem Finanzamt zu. 

(2) Mit der Reichsmarkverbindiichkeit in Zusam¬ 
menhang stehende Nebenverpflichtungen sowie 
Rechtsfolgen, die für den Fall einer Verletzung von 
Haupt- oder Nebenverpflichtungen vorgesehen sind, 
gelten sinngemäß auch für die Abgabeschuld; ins- 
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besondere richten sich auch die Folgen eines Zah¬ 
lungsverzugs ausschließlich nach den Bedingungen 
der Reichsmarkverbindlichkeit. Auf die Erfüllung 
von Nebenverpflichtungen kann verzichtet werden. 

§ 109 

Aufteilung der Abgabeschuld 

(1) Die Abgabeschulden werden aufgeteilt, wenn 
ein Teil des Grundstücks, auf dem sie nach § 111 als 
öffentliche Last ruhen, veräußert wird. 

(2) In den Fälle, • n denen die üffe Last alo 

Gesamtbelastung auf mehreren Grundstücken ruht, 
werden die Abgabeschulden aufgeteilt, wenn 

1. einzelne der Grundstücke veräußert wer¬ 
den oder 

2. die Aufteilung zur Durchführung der Be¬ 
rechnung für eine Minderung, eine Herab¬ 
setzung oder eine Berücksichtigung der 
Ertragslage geboten ist oder 

3. der Abgabeschuldner (§ 126) es beantragt 
und dabei ein berechtigtes wirtschaftliches 
Interesse an der Aufteilung darlegt. 

(3) Aufgeteilt wird jeweils der Betrag, der an 
dem in Absatz 1 oder an den in Absatz 2 Nr. 1 
bis 3 genannten Zeitpunkten noch geschuldet wird. 

(4) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung ge¬ 
regelt. 

§ HO 

Ausfall der Umstellungsgrundschuld in der 
Zwangsversteigerung 

Ist bei einer Zwangsversteigerung vor Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes die nach dem Hypotheken¬ 
sicherungsgesetz entstandene Umstellungsgrund¬ 
schuld ausgefallen, so ist insoweit auch die Abgabe¬ 
schuld weggefallen. 

DRITTER TITEL 
F o r in e n d e r A b g a b e 

§ Hl 

Abgabeschulden als öffentliche Last 

(1) Die Abgabeschulden ruhen als einheitliche 
öffentliche Last auf dem Grundstück. Das gilt nicht 
in den Fällen der §§ 118 und 119. 

(2) Auf die Tilgungslcistungen für die einzelne 
Abgabeschuld sind die für die Hypothek geltenden 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts, auf die Zinsen 
der einzelnen Abgabeschuld die für Hypotheken¬ 
zinsen geltenden Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts und auf die Leistungen auf die Abgabeschuld 
im Falle einer Rentenvcrbindlichkeit (§ 96 Nr. 41 
die in § 1200 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichnelen Vorschriften entsprechend anzuwen- 
den; für die Verjährung gilt § 203 Abs. 3. 

(3) Der Eigentümer haftet für die während der 
Dauer seines Eigentums fälligen Leistungen auch 
persönlich. 

(4) Ist auf Grui.d des Hypothekensicherungsge¬ 
setzes und der zu seiner Durchführung ergangenen 
Verordnungen ein Grundstück aus der Haftung für 
eine Umstellungsgrundschuld ganz oder teilweise 
entlassen worden, so gilt die Entlassung aus der 
Haftung auch für die öffentliche Last, 


(5) Grundstücke oder Teile von Grundstücken 
können auf Antrag aus der Haftung entlassen wer¬ 
den, wenn 

1. die Abgabeschulden dadurch ausreichend 
gesichert sind, daß die öffentliche Last auf 
den anderen Grundstücken oder dem übri¬ 
gen Teil des Grundstücks bestehen bleibt, 
oder 

2. der Eigentümer eine persönliche Abgabe¬ 
verpflichtung eingegangen ist und, soweit 
das Finanzamt es für erforderlich erachtet, 
eine andere ausreichende Sicherheit be¬ 
stellt hat. 

§ 112 

Zwangsversteigerung 

(1) Die Abgabeleistungen stehen anderen öffent¬ 
lichen Grundstückslasten innerhalb derselben Rang¬ 
klasse des § 10 Abs. 1 des Zwangsversteigerungs¬ 
gesetzes im Range nach. 

(2) Wiederkehrende Leistungen, die zur allmäh¬ 
lichen Tilgung der Abgabeschuld als Zuschlag zu 
den Zinsen zu entrichten sind, genießen das Vor¬ 
recht der Rangklasse 3 des § 10 Abs. 1 des Zwangs¬ 
versteigerungsgesetzes auch insoweit, als die Be¬ 
träge mehr als zwei Jahre rückständig sind. 

(3) Bei Feststellung des geringsten Gebots ist die 
Abgabescbuld, soweit sie noch nicht fällig ist, auch 
zu berücksichtigen, wenn fällige Abgabeleistungen 
in das geringste Gebot nicht aufzunehmen sind. Die 
öffentliche Last für die im Zeitpunkt des Zuschlags 
noch nicht lälligen Abgabeleistungen bleibt jedoch 
bestehen, auch wenn diese Leistungen bei der Fest¬ 
stellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt 
sind. 

(4) Für die Zwangsvollstreckung gilt als Wert der 
öffentlichen Last der Betrag der Abgabeschulden, 
soweit diese noch nicht getilgt sind oder durch die 
als wiederkehrende Leistungen berücksichtigten Be¬ 
ilage getilgt worden. § 92 Abs. 3 des Zwangsver- 
sleigerungsgesetzes bleibt unberührt. 

§ 113 

Vorgehende Rechte in der Zwangsversteigerung 

(1) In der Zwangsversteigerung gehen der öffent¬ 
lichen Last nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
Rechte vor, die vor oder im gleichen Range mit 
einer der Umsteliungsgrundschulden, denen die 
öffentliche Last entspricht, zu befriedigen gewesen 
wären, wenn die Zwangsversteigerung vor dem In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes durchgeführt worden 
wäre. Dieses Vorrecht gilt nicht für Grundpfand- 
rechte, die im Zeitpunkt der Beschlagnahme des 
Grundstücks dem Eigentümer oder einer Person zu¬ 
stehen, mit der der Eigentümer nach § 11 des Ver- 
mögensteuergesetzes für das Kalenderjahr der Be¬ 
schlagnahme zusammen zu veranlagen ist. Ob ein 
Recht der öffentlichen Last vorgeht, wird von den 
ordentlichen Gerichten entschieden. 

(2) In der Zwangsversteigerung sind aus dem 
Grundstück zu befriedigen 

1. vor allen fälligen Abgabeleistungen: die 
in § 10 Abs. 1 Nr. 4 des Zwangsverstei¬ 
gerungsgesetzes genannten Ansprüche aus 
Rechten, die nach Absatz 1 des vorliegen¬ 
den Paragraphen Vorgehen, und 
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.1. vor allen in clor Ritnykkisse 7 slrlu ntlcn 
Abgnbolcislungcn und vor dun nul diu A’o- 
gabcsdndd zu orbiingundun ftdligcu Ka- 
pitülleislunocn, die nicht zm allmählichen 
Tilgung der AbgabusduiltUm als Zusctdag 
zu den Zinsen wiedei kehrend zu entrich¬ 
ten sind: die in § 10 Abs. 1 Nr. 8 des 
Zwangs vcrsteigerungsgesol/o.s genannten 
Ansprüche aus Reihten, die nach Absatz. 1 
des vorliegenden Paragraphen vergehen. 

(3) Wird in der Zwangsversteigerung kein Gebot 
abgegeben, das zur Befriedigung aller narb Absatz 1 
vorgehenden Rechte ausreidrt, so hat das Gericht 
auf Antrag eines Gläubigers eines solchen Redits 
den Versteigcrungslernrin uulzuhc-ben und einen 
neuen Termin zur Versteigerung auf einen Tag an¬ 
zusetzen, der mindestens zwei und höchstens vier 
Wochen entfernt ist. Wild in dem neuen Termin 
bis zum Ablauf einer Stunde seit dem Beginn der 
Versteigerung wiederum ke in solches Gebot ab¬ 
gegeben, so ist dio Versteigerung mit der Maß¬ 
gabe forlzusetzen, daß die öffentliche Last für die 
noch nicht fälligen Abgabesdiolden nicht in das ge¬ 
ringste Gebot fällt und daß sie bei Erteilung des 
Zuschlags nur insoweit bestehen bleibt, als das 
Meistgcbot nach Bclriedigung der vergehenden 
Rechte, die durch Zahlung zu decken sind, ihren 
Wert deckt, und im übrigen erlischt;' $ 91 Abs. 3 
desZwangsvcrsleigerungsgesc l/.i'sgill entsprechend. 
Das Gericht hat vor Fortsetzung der Versteigerung 
auf diese Änderung der Vorsteigeruncjsbcdinyungeu 
sowie auf den Betrag und dio Zins- und Tilgungs¬ 
bedingungen der noch nicht lälligen Abgabe- 
sdiulden hinzuweisen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 über 
vorgehende Rechte gelten entsprechend für alle 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden 
Reihte hinsichtlith derjenigen Abgabcschuldcn, die 
auf Grund dieses Gesetzes in Fällen entstehen, in 
denen nach dem Hypothekensicherungsgesetz und 
den zu seiner Durchführung erlassenen Verord¬ 
nungen keine Umstellungsgrundschuld entstanden 
war. Durch die in § 93 vorgesehene Rechtsverord- 
nung kann bestimmt werden, daß die Abgabe- 
schulden in den Fällen, in denen der Gläubiger der 
Reichsmarkverbindlichkeit ein Angehöriger der 
Vereinten Nationen war, so behandelt werden, als 
wären Umstellungsgrundschulden entstanden. 

S 114 

Zwangsverwaltung 

(1) In der Zwangsverwaltung gellen die Vor¬ 
schriften des § 112 Abs. 1 und 4 und des § 113 
Abs. 1, 2 und 4 entsprechend. 

(2) Die Vorschriften des Zwangsversteigerungs¬ 
gesetzes über wiederkehrende Leistungen sind auf 
die zur Tilgung der Abgabesdiulden dienenden 
Leistungen nur insoweit anzuwenden, wie diese als 
Zuschlag zu den Zinsen zur allmählichen Tilgung 
zu entrichten sind. 

§ 115 

Pfändung von Miet- und Paditzlnsforderungen 

Das Gesetz über die Pfändung von Miet- und 
Pachtzinsforderungen wegen Ansprüche aus öffent¬ 


lichen Grundstückslasten vom 9. März 1934 (Reirhs- 
cjesetzbl. I S. 181) gilt nicht gegenüber einem nach 
§ 113 Abs. 1 vorgehenden Redit oder einer durch 
ein solches Recht -esichcrten Forderung. 

§ 116 

Vorrecht für Aufbaukredite 

(1) Wild zur Sicherung eines Kredits, der 

1. der Errichtung von Neubauten, dem Wie¬ 
deraufbau zerstörter Gebäude, der Wieder¬ 
herstellung beschädigter Gebäude oder dem 
Ausbau oder der Erweiterung bestehender 
Ccbäudc oder 

2. zur Durchführung notwendiger außerordent- 
lhher Reparaturen an Gebäuden 

aul dem belasteten Grundstück dient, ein Grund- 
plandredil bestellt, so kann für dieses auf Antrag 
ein Befriedigungsvorrecht vor der öffentlichen Last 
lür den Fall der Zwangsvollstreckung in das Grund¬ 
stück bewilligt werden. Das bewilligte Vorrecht be¬ 
wirkt. daß das Grundpfandrechl wie ein Recht der 
in 5 113 Abs. 1 Satz t bezeidinelen Art behandelt 
wird. 

(2) Das Yoirodd nach Absatz 1 soll nur bewilligt 
werden, wenn dadurch die Sicherheit der öffentlichen 
Last nicht gefährdet wird und wenn die Zinsen und 
Tiigungssälze für das Grundpfandredht den üblichen 
Jahresleistungen für erstrangige Tilgungshypotheken 
entsprechen. Die Bewilligung kann von der Erfüllung 
von Bedingungen abhängig gemacht werden. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ist das 
Vorrecht zu bewilligen, wenn die Gebäude oder 
Gebäudeteile in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
31. März 1956 errichtet werden und mehr als 
75 vom Hundert der neu gewonnenen Nutzfläche 
auf öffentlich geförderte Wohnungen (§ 16 Abs. 1 
und $ 28 des Ersten Wohnungsbaugesetzes) oder 
auf steuerbegünstigte Wohnungen {§ 23 Abs. 1 und 
§ 28 des Ersten Wohnungsbaugesetzes) entfallen. 
Absatz 2 ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. 

(4) Geht dem Grundprandrecht ein Recht im Range 
vor und gehört dieses nicht zu den in § 113 Abs. 1 
Satz 1 genannten Rechten, so steht ihm das Vorrecht 
in demselben Umfang zu, wie es dem Grundpfand¬ 
recht bewilligt worden ist. 

§ 117 

Grundbuchvermerk über das Vorrecht 

(1) Bei einem im Grundbuch eingetragenen Recht 
kann das in §§ 113 bis 116 bezeichnete Vorrecht im 
Grundbuch vermerkt werden. Für die Eintragung 
des Vermerks gelten die Vorschriften der Grund¬ 
buchordnung über Eintragungen in das Grundbuch 
entsprechend; die Eintragung des Vermerks bedarf 
der Bewilligung des Finanzamts. Für die Eintragung 
des Vermerks werden Gebühren und Auslagen 
nicht erhoben. 

(2) Ist der Vermerk im Grundbuch eingetragen, 
so sind auf das Vorrecht die §§ 891 bis 902 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
im Verwaltungswege Anordnungen über die Ein¬ 
tragung des Vermerks zu treffen. 
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§ 118 

Abgabeschuldner bei Veräußerung des Grundstücks 
vor Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Die §§ 111 bis 117 gelten nicht, wenn das 
Grundstück am 21. Juni 1948 einem Angehörigen 
der Vereinten Nationen gehörte und in der Zeit 
zwischen dem 21. Juni 1948 und dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes veräußert worden ist. 

(2) Von den Abgabeschulden, für die die §§ 111 
bis 117 gelten, sind, wenn das Grundstück in der 
Zeit zwischen dem 21. Juni 1948 und dem Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes veräußert worden ist, solche 
Abgabeschulden ausgenommen, bei denen 

1. das Grundpfandrecht nach § 2 Nr. 2 der 
40. Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgeset.z im Verhältnis von 1 Reichsmark 
zu 1 Deutschen Mark umgestellt worden ist 
oder 

2. es sich um den Schuldnergewinn aus einer 
dinglich nicht gesicherten Verbindlichkeit 
(§ 92) handelt oder 

3. aus sonstigen Gründen nach den Vor¬ 
schriften des Hypothekensicherungsgesetzes 
keine Umstellungsgrundschuld entstanden 
war; für die Fälle, in denen Gläubiger der 
Reichsniarkverbindlichkeit ein Angehöriger 
der Vereinten Nationen war, kann die in 
§ 93 vorgesehene Rechtsverordnung etwas 
anderes bestimmen. 

(3) In den Fällen, in denen nach Maßgabe der 
Absätze 1 und 2 Abgabeschulden nicht als öffent¬ 
liche Last auf dem Grundstück ruhen, ist derjenige, 
der am 20. Juni 1948 Schuldner der umgestellten 
Reichsmarkverbindlichkeit war, persönlich Abgabe¬ 
schuldner. 

§ 119 

Aufrechterhaltung von Umstellungsgrundschulden 
bei Verbindlichkeiten aus der letzten Reichsmarkzeit 

(1) Die §§ 111 bis 117 gelten nicht für Abgabe¬ 
schulden, deren Flöhe sich nach § 101 Abs. 1 be¬ 
stimmt. In diesen Fällen besteht die Abgabeschuld 
als Verpflichtung aus der nach dem Hypotheken- 
sicherungsgeselz entstandenen Umstellungsgrund¬ 
schuld weiter, bis die in § 105 vorgeschriebenen Lei¬ 
stungen erbracht sind. 

(2) Die Umstellungsgrundschuld erlischt, soweit 
sie nicht bereits in einem früheren Zeitpunkt er¬ 
loschen oder auf den Eigentümer tibergegangen ist, 
mit dem Ende des 31. März 1953, es Sei denn, daß 
das belastete Grundstück in diesem Zeitpunkt zum 
Zwecke der Zwangsverwaltung oder Zwangsver¬ 
steigerung beschlagnahmt ist. Wird die Zwangsver- 
waltung oder das Zwangsversteigerungsverfahren 
aufgehoben, so erlischt die Umstellungsgrundschuld 
mit der Aufhebung. 

§ 120 

Erlöschen der Umstellungsgrundschulden, 
Fortbestehen von Eigentümergrund schulden 

(1) Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes erlöschen 
die noch bestehenden Umstellungsgrundschulden, 
soweit sie nicht nach § 119 über diesen Zeitpunkt 
hinaus fortbestehen oder vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf den Eigentümer übergegangen sind; 


der durch Rangrücktritt einer Umstelluiigsgrund- 
schuld dem vortretenden Recht eingeräumte Rang 
geht nicht dadurch verloren, daß die Umsf.eliungs- 
grundschuld erlischt. 

(2) Eine auf den Eigentümer übergegangene Um¬ 
stellungsgrundschuld bedarf ab 1. April 1953 zu 
ihrer Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs der Eintragung. 

(3) Zur Eintragung der auf den Eigentümer über¬ 
gegangenen Grundschuld ist eine Bescheinigung des 
Finanzamts darüber erforderlich, inwieweit die Um¬ 
stellungsgrundschuld auf den Eigentümer über¬ 
gegangen und ob einem anderen Recht der Vorrang 
vor der Umstellungsgrundschuld eingeräumt worden 
ist. Einer Bewilligung der Betroffenen bedarf die 
Eintragung nicht. § 1115 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs ist entsprechend anzuwenden; hinsichtlich der 
Zins- und Tilgungsbedingungen kann auf die Ein¬ 
tragungsbewilligung für das Grundpfandrecht, nach 
welchem die Umstellungsgrundschuld entstanden ist, 
Bezug genommen werden, soweit sie mit den Be¬ 
dingungen des Grundpfandrechts übereinstimmen. 
Geht die Umstellungsgrundschuld einem Recht im 
Rang nach, das später als das Grundpfandrecht, nach 
welchem sie entstanden ist, in das Grundbuch ein¬ 
getragen ist, so ist der Rang bei der Umstellungs¬ 
grundschuld zu vermerken. 

(4) Ein Vermerk über den Rang eines einzutragen¬ 
den Rechts gegenüber einer auf den Eigentümer 
übergegangenenUmstellungsgrundschuld sowie eine 
Vormerkung zur Sicherung des Anspruchs auf Lö¬ 
schung einer solchen Umstellungsgrundschuld soll 
nur eingetragen werden, wenn die Umstellungs¬ 
grundschuld eingetragen ist. 

(5) Der Bundesminister der Justiz wird ermäch¬ 
tigt, im Verwaltungsweg Vorschriften darüber zu 
treffen, wie die mit den Umstellungsgrundschulden 
zusammenhängenden Eintragungen in das Grund¬ 
buch vorzunehmen sind. 

§ 121 

Rechtsbeziehungen zwischen dem Eigentümer 
und dem persönlichen Schuldner 

(1) War der Grundstückseigentümer nicht der per¬ 
sönliche Schuldner der umgestellten Reichsmarkver¬ 
bindlichkeit, so kann er für Leistungen, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund einer Um¬ 
stellungsgrundschuld nach dem Hypothekensiche¬ 
rungsgesetz oder nach dem Inkrafttreten des vor¬ 
liegenden Gesetzes auf Grund der öffentlichen Last 
(§ 111) oder der Umstellungsgrundschuld (§ 119) 
entrichtet worden sind, von dem persönlichen 
Schuldner der umgestellten Reichsmarkverbindlich¬ 
keit Ersatz verlangen. Das gilt nicht, soweit der 
Grundstückseigentümer nach den am 20. Juni 1948 
geltenden Vereinbarungen von dem persönlichen 
Schuldner im Falle der Befriedigung des Gläubigers 
keinen Ersatz verlangen konnte; die Wirkung ab¬ 
weichender Vereinbarungen, die nach dem 20. Juni 
1948 für die Leistungen auf Grund der Umstellungs¬ 
grundschuld oder der öffentlichen Last getroffen 
worden sind, bleibt unberührt. 

(2) Eine entsprechende Regelung kann in der in 
§ 93 vorgesehenen Rechtsverordnung für den Fall 
getroffen werden, daß das Grundstück, das für die 
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Verbindlichkeit gegenüber dem Angehörigen der 
Vereinten Nationen haftet, in der Zeit zwischen 
dem 21. Juni 1948 und dem Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes veräußert worden ist. 

§ 122 

Beelitsbeziehungen zwischen dem Eigentümer 
und Dritten 

(1) Vor dem 21. Juni 1948 getroffene Verein¬ 
barungen hinsichtlich einer Verpflichtung eines an¬ 
deren als des Eigentümers, die Zinsen der Hypo¬ 
thekenforderung oder der Grundschuld oder die auf 
Grund einer Rentenschuld zu entrichtenden Leistun¬ 
gen zu tragen, gelten im Verhältnis des Eigentümers 
zu dem anderen für die entsprechende Abgabesdiuld 
sinngemäß, es sei denn, daß für diese etwas Ab¬ 
weichendes vereinbart worden ist. Das gleiche gilt 
für vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes getroffene. 
Vereinbarungen hinsichtlich einer Verpflichtung 
eines anderen als des Eigentümers, die Leistungen 
auf die Umstelhingsgrundschuld zu tragen. 

(2) Der Nießbraucher des Grundstücks ist dem 
Eigentümer gegenüber verpflichtet, liir die Dauer 
des Nießbrauchs die Zinsen der Abgabeschuld und, 
wenn die Abgabeschuld auf einer Rentenverbind¬ 
lichkeit beruht, die Abgabeschuld zu tragen. Das gilt 
nicht, wenn das Grundpfand recht für die Reidis- 
markverbindlichke.it, durch deren Umstellung die 
Abgabeschuld entstanden ist, zur Zeit der Be¬ 
stellung des Nießbrauchs noch nicht auf dem Grund¬ 
stück ruhte oder wenn etwas Abweichendes verein¬ 
bart worden ist. 

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Ver¬ 
pflichtung des Ehemannes gegenüber der Ehefrau 
während der Dauer der Verwaltung und Nutz¬ 
nießung eines zum eingebrachten Gut gehörenden 
Grundstücks; jedoch ist der Ehemann gegenüber der 
Ehefrau verpflichtet, während dieser Zeit auch 
wiederkehrende Leistungen zu tragen, die zur all¬ 
mählichen Tilgung einer Abgabeschuld als Zuschlag 
zu den Zinsen zu entrichten sind. Entsprechendes 
gilt für die Verpflichtung des Vorerben im Verhält¬ 
nis zum Nacherben und für andere ähnliche Fälle. 

§ 123 

Haftung bei Grundstücksbelastungen 
und Grundstücksverkäufen 

(1) Wer nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
sich einem anderen gegenüber zur entgeltlichen Be¬ 
stellung oder Übertragung eines Rechts an dem be¬ 
lasteten Grundstück verpflichtet, haftet für die Frei¬ 
heit des Grundstücks von der in § 111 Abs. 1 be- 
zeichneten öffentlichen Last und den in den §§ 119 
und 120 bezeichneten Umslellungsgrundschulden, 
soweit nicht dem anderen bei dein Vertragsabschluß 
bekannt war, daß die Abgabeschulden entstanden 
sind. 

(2) Wird das belastete Grundstück nach dem In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes verkauft., so haftet der 
Verkäufer des Grundstücks für die Freiheit des 
Grundstücks von der in § 111 Abs. 1 bezeichneten 
öffentlichen Last und den in den §§ 119 und 120 
bezeichneten Umslellungsgrundschulden, auch wenn 
der Käufer die Belastung kennt. 

(3) Die Wirkung abweichender Vereinbarungen 
über die Haftung bleibt unberührt. 


VIERTER TITEL 

Festsetzung der Abgabe 
§ 124 

Erklärungspflicht 

(!) Bis zum 30. September 1952 ist gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt (§ 138) eine Erklärung über 
die Höhe des Schuldnergewinns abzugeben 

1. in den Fällen, in denen nach dem Hypo¬ 
thekensicherungsgesetz zwar eine Um¬ 
stellungsgrundschuld an einem Grundstück 
oder Erbbaurecht entstanden war, jedoch 
keine der Stellen, denen die Ausübung der 
Rechte aus Umstellungsgrundschulden über¬ 
tragen war, tätig geworden ist; 

2 in den Fäden, in denen das Grundpfand¬ 
recht nach § 2 Nr. 2 oder 4 der 40. Durch¬ 
führungsverordnung zum Umstellungs¬ 
gesetz im Verhältnis von 1 Reichsmark zu 
1 Deutschen Mark umgestellt worden ist; 

3. in den Fällen, in denen das für die Verbind¬ 
lichkeit haftende Grundstück oder Erbbau¬ 
recht am 21. Juni 1948 einem Angehörigen 
der Vereinten Nationen gehörte; 

4. in den übrigen Fällen, in denen nach den 
Vorschriften des Hypolhekensicherungsge- 
selzes keine Umstellungsgrundschuld ent¬ 
standen ist. 

Das gilt nicht, soweit es sich um die Verbindlich¬ 
keit eines gewerblichen Betriebs handelt, der der 
Kreditgewinnabgabe unterliegt. 

(2) Zur Abgabe der Erklärung ist verpflichtet 

1. in den Fällen der §§111 und 119 der Eigen¬ 
tümer des Grundstücks oder der Erbbau¬ 
berechtigte; 

2. ii den Fällen des § 118 der Abgabe¬ 
schuldner. 

Ist in den Fällen der Nr. 1 das Grundstück oder 
Erbbaurecht nach dem 20. Juni 1948 veräußert 
worden, so ist sowohl der Veräußerer als auch der 
Erwerber zur Abgabe der Erklärung verpflichtet. 

§ 125 

Abgabebescheid 

(1) Die Abgabeschuld wird durch Abgabebescheid 
festgesetzt, über Abgabeschulden, die nach § 111 
Abs. 1 eine einheitliche öffentliche Last bilden, wird 
ein einheitlicher Abgabebescheid erteilt. In den 
Fällen, in denen sich die Höhe der Abgabeschuld 
nach § 101 Abs. 1 bestimmt, kann von der Erteilung 
eines Abgabebescheids abgesehen werden. 

(2) Der Abgabebescheid muß die Vorausset¬ 
zungen des § 211 der Reichsabgabenordnung er¬ 
füllen; insbesondere hat er die Höhe, der Abgabe¬ 
schuld am 21. Juni 1948, ihre derzeitige Höhe, die 
Berechnung einer Minderung oder Herabsetzung 
und die zu erbringenden Leistungen zu enthalten. 

(3) Besteht keine Abgabeschuld, so kann der 
Eigentümer des Grundstücks oder derjenige, der 
nach § 118 als Abgabeschuldner in Betracht kommen 
würde, die Erteilung eines Freistellungsbescheids 
verlangen. 
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§ 126 

Rechtsstellung des Eigentümers 
in den Fällen der öffentlichen Last und 
der aufrechterhaltenen Umstellungsgrundschuld 

Für die Festsetzung und Erhebung der Abgabe, 
das Rechtsmittel verfahren und das Vorfahren der 
Zwangsvollstreckung gilt in den Fällen der §§ tll 
und 119 der Eigentümer des Grundstücks oder der 
Erbbauberechtigte als Abgabeschuldner, 


§ 127 

Wirkung des Abgabebescheids gegenüber dem 
Erwerber des Grundstücks 

(1) Der Abgabebescheid richtet sich in den Fällen 
der <j§ 111 und 119 auch gegen denjenigen, der das 
Grundstück oder das Erbbaurecht nach Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes erwirbt. War der Abgabe¬ 
bescheid dem bisherigen Eigentümer oder Erbbau¬ 
berechtigten bereits bekanntgegeben worden, so 
wirkt diese Bekanntgabe auch gegen den Erwerber. 

(2) § 240 der Reichsabgabenordnung gilt ent¬ 
sprechend. 


§ 128 

Auskunftspflicht des Finanzamts 

Das Finanzamt ist verpflichtet, dem Grundstücks¬ 
eigentümer oder Erbbauberechtigten sowie den Per¬ 
sonen, zu deren Gunsten ein Recht am Grundstück 
oder am Erbbau recht besieht, über Bestehen und In¬ 
halt einer öffentlichen Last (§ 111} Auskunft zu er¬ 
teilen; den letztgenannten Personen ist außerdem 
Auskunft über das Vorgehen oder Nachgehen ihrer 
Rechte im Falle der Zwangsvollstreckung zu er¬ 
teilen. Entsprechendes gilt für Auskünfte über Be¬ 
stehen, Inhalt und Rang einer Umstellungsgrund¬ 
schuld (§ 119). 


I I 1 Ni i I K TITEL 

B i 1 1 i g k e i l s m a ß n a h m e n 
in b o s t. i m m t e n F alle n 

§ 129 

Erlaß wegen ungünstiger Erlragslage 

(1) Fällige Leistungen aus einer Abgabeschuhl, 
die nach § 111 als öffentliche Last auf dem Grund¬ 
stück ruht., werden auf Antrag erlassen, soweit sie 
nach Maßgabe: der Ertragsberechnung aus den Er¬ 
trägen des Grundstücks nach Abzug der Bewirt¬ 
schafte ngskos teil und der nach Absatz 2 zu berück¬ 
sichtigenden Zinsen für vorgehende Rechte Dritter 
nicht aufgebracht werden können. 

(2) Für die Berücksichtigung von Zinsen für vor¬ 
gehende Rechte Dritter bei der Ertragsberechnung 
gilt folgendes: 

1. Abzugsfähig sind die Zinsen 

a) für Grundpfandrechte für Verbindlich¬ 
keiten, durch deren Umstellung die als 
öffentliche Last auf dem Grundstück 
ruhenden Abgabeschulden entstanden 
sind; 

b) für Rechte, soweit sie am 20. Juni 1948 
einem der unter a bezeichneten Grund- 
pfandrechte im Range vorgingen; 


c) für Rechte, soweit ihnen der Vorrang 
vor Umstellungsgrundschulden an dem 
belasteten Grundstück eingeräumt wor¬ 
den ist. 

2. Nicht abzugsfähig sind die Zinsen 

a) für solche Rechte, die bei Inkrafttreten 
des Gesetzes dem Eigentümer oder 
einer Person zugestanden haben, mit 
der der Eigentümer nach § 11 des Ver¬ 
mögensteuergesetzes zur Vermögen- 
sleuer für das Kalenderjahr 1952 zu¬ 
sammen zu veranlagen war; 

b) soweit sie nach der Art des in Anspruch 
genommenen Kredits zunächst aus an¬ 
deren Mitteln oder Erträgen als aus 
den Erträgen des belasteten Grund¬ 
stücks aufzubringen sind und daraus 
aufgebracht werden können. 

(3) Die Ertragsberechnung kann durch Rechtsver¬ 
ordnung geregelt werden. Dabei sollen die Bestim¬ 
mungen der in § 104 Abs. 4 Nr. 3 erwähnten Be¬ 
rechnungsverordnung insoweit für anwendbar er¬ 
klärt werden, als nicht wegen der Durchführung der 
Ertragsberechnung für den Erlaßzeitraum, wegen 
der abweichenden Berücksichtigung der Kapital¬ 
kosten, wegen der Beschränkung der Berechnungs- 
Verordnung auf neu geschaffenen Wohnraum und 
wegen der Anwendung ihrer Bestimmungen auf die 
Wirtschaftseinheit etwas anderes zu bestimmen ist. 

(4) In der Rechtsverordnung (Absatz 3) soll be¬ 
stimmt werden, daß im Rahmen der Ertragsberech- 
nung Eigenkapitalzinsen vom 1. Juli 1952 ab als ab- 
zugsfähig anerkannt werden. Abzugsfähig ist höch¬ 
stens der kleinste der drei folgenden Beträge: 

1. jährlich 3 vom Hundert des Eigenkapitals. 
Als Eigenkapital gilt der Unterschieds¬ 
behag zwischen dem für den 21. Juni 1948 
geltenden Einheitswert und den in diesem 
Zeitpunkt bestehenden Rechten Dritter ein- 
schlioßlich der Hypolhekengewinnabgabe; 

2. jährlich 0,6 vom Hundert des für den 
21. Juni 1948 geltenden Einheitswerts; 

3. der Betrag, der zur Verfügung steht, wenn 
die nach Absatz 1 errechneten Grundstücks¬ 
erträge verhältnismäßig auf Eigenkapital 
(Nr. 1) und Hypothekengewinnabgabe ver¬ 
teilt werden. 

Bei Wohngi undstücken, die öffentlich gefördert 
oder steuerbegünstigt erstellt wurden, sind — ab¬ 
weichend von Satz 2 — 0,6 vom Hundert des für 
den 21. Juni 1948 geltenden Einheitswerts abzugs¬ 
fähig. 

(5) Ein Erlaß nach den Absätzen 1 bis 4 ist un¬ 
zulässig, wenn 

1. die Abgabeschuld nach § 106 Abs. 6 Satz 3 
verzinst und getilgt wird oder 

2. es sich um ein unbebautes Grundstück oder 
um ein sonstiges Grundstück handelt, 
dessen wirtschaftliche Bedeutung sich nicht 
nach einem Gebäudeertrag richtet, oder 

3. sich die Erträge des Grundstücks infolge 
der Art seiner Benutzung nicht hinreichend 
bestimmt von sonstigen Erträgen oder 
Wirtschaftsergebnissen abgrenzen lassen. 
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Abweichend von Nr. 2 sind, wenn sieb bei einem 
bebauten Grundstück der Grundslücksertrag erst 
infolge eines Knegssebadens nicht mehr nadi 
dem Gebüudeerlrug lieblet, die Absätze 1 bis 4 noch 
solange anzuwenden, wie das Grundstück dem¬ 
jenigen gehört, der am 21. Juni 1948 oder, wenn 
der Kriegsschaden erst später eingctrelen ist, im 
Zeitpunkt des Schadenfalls Eigentümer war ; dies 
gilt längstens bis zum 31. März. 195(i. Durch Rechts¬ 
verordnung können nähere Vorschriften zur Rege¬ 
lung der in Nr. 2 und 3 bezcichncten Fälle erlassen 
werden. 

(6) Wird ein bebautes Grundstück veräußert, des¬ 
sen für den Veräußerungszeitpunkt geltender Ein- 
heitswert nach § 52 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes 
ermittelt worden ist, so gellen die Absätze 1 bis 4 
längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem Nutzungen 
und Lasten des Grundstücks aut den Erwerber über¬ 
gehen. 

(7) Zinsen werden vor Tiigungsl'jistungen der 
Abgabeschuld erlassen. Erstreckt sich die öffentliche 
Last auf mehrere Abgabesthulden, so sind von den 
fälligen Leistungen zuerst sämtliche Zinsbeträge und 
unter diesen wieder zuerst diejenigen Zinsbeträge 
zu erlassen, die die an letzter Stelle gesicherte 
Rcichsmarkverbindlichkeit betreffen; danach sind 
die Tilgungsbeträge in derselben Reihenfolge zu 
erlassen. Wird eine Abgabeschuld nach Art einer 
Rentenverbindlichkeit (§ 9C Nr. 4) bedient, so wer¬ 
den sämtliche Leistungen wie Zinsen behandelt. 

(8) In den Fällen, in denen die Voraussetzungen 
für eine Minderung oder Herabsetzung von Abgabe¬ 
schulden vorliegen, dürfen die Leistungen nur er¬ 
lassen werden, wenn die Minderung oder Herab¬ 
setzung vorher durchgeführt ist. 

(9} Das Finanzamt kann Beträge, die voraussicht¬ 
lich später zu erlassen sind, für höchstens 3 Jahre 
im voraus stunden. 

(10) An Stelle des Erlasses fälliger Leistungen 
nach den Absätzen 1 bis 8 und an Stelle ihrer vor¬ 
läufigen Stundung nach Absatz 9 kann das Finanz¬ 
amt die Tilgung der Abgabeschuld mit der Folge 
hcrabsetzen, daß sich die Tilgungsdauer verlängert, 
wenn vorauszusehen ist, daß ohne die Herabsetzung 
fortgesetzt ein Teilbetrag der fällig werdenden 
Leistungen nach den Absätzen 1 bis 8 erlassen 
werden müßte. 

§ 130 

Weitergehender Erlaß bei Aufbaukrediten 

(1) Als abzugsfähig im Rahmen der Ertragsbc- 
rcdinung nach § 129 können auch die Zinsen für 
Grundpfandrechte der in § 11G Abs. 1 bezeichn¬ 
ten Art anerkannt werden. 

(2) Für die Anerkennung der Abzugsfähigkeit 
gelten dieselben Voraussetzungen wie für die Be¬ 
willigung eines Vorrechts nach § 110. Die Anerken¬ 
nung ist jedoch nicht davon abhängig, daß sie die 
Sicherheit der öffentlichen Last nicht gefährdet. 

(3) Ist dem Grundpfandrccht für den Fall der 
Zwangsvollstreckung ein Vorrecht nach § 11G be 
willigt worden, so sind die Zinsen ohne weiteres 
abzugsfähig. 


§ 131 

Stundung und Erlaß 
wegen wirtschaftlicher Bedrängnis 

(1) Fällige Leistungen können insoweit gestundet 
oder erlassen werden, daß dem aus der öffentlichen 
Lust (§ 111) verpflichteten Eigentümer des Grund¬ 
stücks oder in den Fällen des § 118 dem Abgabe¬ 
schuldner der für eine bescheidene Lebensführung 
unerläßliche Betrag veibleibt. Das Nähere hierüber 
bestimmt der Bundesminister der Finanzen. 

(2) Soweit im Rahmen des Absatzes 1 für die 
Einkünfte aus dem Grundstück eine Ertragsberedi- 
nung aufzustellen ist, gelten dafür dieselben Grund¬ 
sätze wie für eine Ertragsberechnung im Rahmen 
des § 1.29. 

(3) § 129 Abs. 7 bis 10 gilt entsprechend. 

§ 132 

Erlaß bei Grundstücken, 
die mildtätigen Zwecken dienen 

(1) Fällige Leistungen werden auf Antrag erlas¬ 
sen, wenn die beiden folgenden Voraussetzungen 
vorliegen: 

1. Der aus der öffentlichen Last (‘ Hl) ver¬ 
pflichtete Eigentümer des Grundstücks muß 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
oder eine solche Körperschaft, Personen¬ 
vereinigung oder Vermögensmasse sein, 
die nach der Satzung, Stiftung oder son¬ 
stigen Verfassung und nach ihrer tatsäch¬ 
lichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken dient; 

2. das Grundstück muß entweder unmittelbar 
für mildtätige Zwecke oder für die Zwecke 
einer solchen Krankena- talt oder Be- 
wahrungsanstalt benutzt werden, die in 
besonderem Maße der minderbemittelten 
Bevölkerung dient. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der aus der öffent¬ 
lichen Last verpflichtete Eigentümer das Grundstück 
erst nach dem 20. Juni 1948 erworben hat. 

(3) Durch Rechtsverordnung wird das Nähere be¬ 
stimmt. 

SECHSTER TITEL 
Sonstige 

und Überleitungsvorschriften 
§ 133 

Abrechnung Uber die Leistungen 
nach dem Hypothekensicherungsgesetz 

(1) Sind auf Grund des Hypothekensicherungs¬ 
gesetzes Leistungen erbracht worden, die auf Grund 
der Vorschriften über die Hypothekengewinnabgabe 
nicht geschuldet werden, so werden die zuviel ge¬ 
leisteten Beträge vorbehaltlich des Absatzes 2 und 
des § 183 zunächst in nachstehender Reihenfolge 
angerechnet, für fällige Beträge an Hypotheken¬ 
gewinnabgabe in weiteren Fällen, an Kreditgewinn¬ 
abgabe und an Vermögensabgabe; sodann auf bis 
zum 10. April 1954 fällig werdende Beträge an Hypo¬ 
thekengewinnabgabe und an Kreditgewinnabgabe. 
Verbleibt dann noch ein zuviel geleisteter Betrag, so 
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wild dieser anderweit durch Aufrechnung oder Zu¬ 
rückzahlung ausgeglichen. 

(2) Beruht die Überzahlung darauf, daß die Ab¬ 
gabeschuld wegen eines Kriegsschadens gemindert 
oder herabgesetzt wird, während durch den Verzicht 
nach § 3a des Hypothekensicherungsgesetzes eine 
andere als die der Abgabeschuld entsprechende Um- 
stellungsgrundschuld erloschen ist, so wird der über¬ 
zahlte Betrag wie eine außerordentliche nicht vor¬ 
geschriebene Tilgungsleistung von der der anderen 
Umstellungsgrundscliuld entsprechenden Abgabe- 
Schuld abgesetzt. Die Absetzung erfolgt von dem¬ 
jenigen Betrag der Abgabeschuld, der nach § 106 
zu verzinsen und zu tilgen ist; die frühere Hohe 
dieser Abgabeschuld bleibt unberührt. 

§ 134 

Vorauszahlungen 

(1) Ist bis zu einem der in § 106 bezeichneten 
Fälligkeitszeitpullkte ein Abgabebescheid (§ 125) 
nicht bekanntgegeben, so siijd die in § 106 vorge¬ 
schriebenen Leistungen auf Grund einer Selbst¬ 
berechnung als Vorauszahlungen zu entrichten. In 
den Fällen, in denen die nach den Vorschriften des 
Hypothekensicherungsgesetzes und seinen Durch¬ 
führungsverordnungen zu entrichtenden Leistungen 
nicht ausschließlich aus Zinsen bestanden, sind diese 
Leistungen nach dem in § 105 Abs. 1 bestimmten 
Endzeitpunkt als Vorauszahlungen auf die in § 106 
vorgeschriebenen Leistungen fortzuentrichlen. Vor¬ 
auszahlungen sind nur dann nicht zu entrichten, 
wenn sich aus den Vorschriften des Gesetzes selbst 
ergibt, daß keine Hypothekengewinnabgabe er¬ 
hoben wird; aus einer im Gesetz ausgesprochenen 
Ermächtigung, nach der eine Ausnahme von der 
Abgabepflicht durch Rechtsvei Ordnung bestimmt 
werden kann, kann die Freiheit von Vorauszahlun¬ 
gen nicht hergeleitet werden. 

(2) Das Finanzamt kann die Vorauszahlungen ent¬ 
sprechend der voraussichtlichen endgültigen Höhe 
der Leistungen anderweit festsetzen. 

§ 135 

Abrechnung über die Vorauszahlungen 

(1) Ist die Summe der Vorauszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des Abgabebescheids zu entrichten 
waren (§ 134), kleiner.als die Summe der Leistungen, 
die sich nach dem Abgabebescheid (§ 125) für die 
vorangegangenen Fälligkeitszeitpunkte ergibt, so ist 
der Unterschiedsbetrag innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Abgabebescheids nachzuentrichlen 
(Nachzahlung). Die Verpflichtung, rückständige Vor¬ 
auszahlungen schon früher zu entrichten, bleibt un¬ 
berührt. 

(2) Ist die Summe der Vorauszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des Abgabebescbeids entrichtet 
worden sind, größer als die Summe der Leistun¬ 
gen, die sich nach dem Abgabebescheid für die vor¬ 
angegangenen Fälligkeitszeitpunkle ergibt, so wird 
der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Ab¬ 
gabebescheids durch Aufrechnung oder Zurückzah¬ 
lung ausgeglichen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Abgabebescheid durch einen neuen Be¬ 
scheid (z. B. Berichtigungsbescheid, Rechtsmittelent¬ 
scheidung) mit rückwirkender Kraft geändert wird. 


§ 136 

Hypothekengewinnabgabe bei Verbindlichke.,en, 
die an grundstücksgleichen Rechten, 

Schiffen oder Schiffsbauwerken gesichert waren 

Für die Heranziehung der Schuldnergewinne aus 
Verbindlichkeiten, die an anderen grundstücksglei¬ 
chen Rechten-als Erbbaurechten oder an Schiffen 
oder Schiffsbauwerken gesichert waren, gelten ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt der Entstehung der Ver¬ 
bindlichkeit die Vorschriften, nach denen die Schuld¬ 
nergewinne bei Verbindlichkeiten aus der letzten 
Reichsmarkzeit (§ 101) herangezogen werden. § 101 
Abs. 2 ist nicht anzuwenden. An die Stelle der Um- 
steliungsgrundschuld tritt bei Schiffen und Schiffs- 
bauwerken die Umstellungslast. 

§ 137 

Behandlung der Rückerstaltungstatbestände 

Die Erhebung und Gestaltung der Hypotheken¬ 
gewinnabgabe in den Fällen, in denen das Grund¬ 
stück, an dem die umgestellte Reichsmarkverbind- 
liclikeit durch Grundpfandrecht gesichert war, am 
2t. Juni 1948 einer t ückorstattungsberechligten 
Person entzogen war, wird durch Rechtsverordnung 
entsprechend den Grundsätzen dieses Gesetzes 
geregelt. 

§ 138 

örtliche Zuständigkeit der Finanzämter 

(1) Dir örtliche Zuständigkeit der Finanzämter 
richtet sich nach der Belegenheit der Grundstücke, 
bei gründetücksgleichen Rechten nach dem Ort, an 
dem sie , usgeiibt werden, und bei Schiffen und 
Schilfsbauwerken nach dem Ort, un dem das Re- 
, ; ister geführt wird. Erstreckt sich das Grundstück 
oder das grundslücksgleiche Recht auf dir Bezirke 
mehrerer Finanzämter, so ist das Finanzamt zu¬ 
ständig, auf dessen Bezirk der wertvollste Teil 
entfällt. 

(2) War die Reichsmark Verbindlichkeit durch ein 
Gesamtgrundpfandrecht an Grundstücken gesichert, 
die in verschiedenen Finanzamtsbezirken liegen, so 
ist das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk das 
Grundstück mit dem höchsten Einheitswert lieg*:. 
Entsprechendes gilt bei Gesamtpfandrechten auf 
Schiffen oder Schiffsbauwerken, für dife die Register 
in verschiedenen Finanzamtsbezirken geführt wer¬ 
den. Die Zuständigkeit wird nicht dadurch berührt, 
daß die Abgabeschuld aufgeteilt wird. 

§ 139 

Heranziehung anderer Stellen als der Finanzämter 
bei der Verwaltung der Abgabe 

(1) Durch Reehtsverordnung kann bestimmt wer¬ 
den, daß 

1. die Abgabe an andere Stellen als an die 
Finanzämter zu entrichten ist und daß die 
an diese Stellen entrichteten Beträge in be¬ 
stimmten Zeitabschnitten abzuführen sind; 

2. diese Stellen auch sonst bei der Verwal¬ 
tung der Abgabe und bei der Verwaltung 
und Verwertung der Grundstücke oder 
sonstigen Vermögensgegenstände, die in 
der Zwangsversteigerung zur Rettung 
eines Abgabeanspruchs erworben worden 
sind, herangezogen werden; 
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3. auf diese Stellen die Befugnisse, die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind, 
übertragen werden. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Stellen sind bei 
der Durchführung der ihnen übertragenen Auf¬ 
gaben in gleichem Umfang wie die Finanzämter 
von der Zahlung der in der Kostenordnung be¬ 
stimmten Gebühren befreit. Geben sie an Stelle des 
Finanzamts gegenüber Gerichten oder anderen 
Stellen Erklärungen ab, so gelten für die Form die¬ 
ser Erklärungen die iür das Finanzamt geltenden 
Vorschriften entsprechend. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen haften für 
die Abführung der an sie entrichteten Beträge und 
für die ordnungsmäßige Erledigung der ihnen sonst 
übertragenen Geschäfte. 

§ 140 

Beteiligung des Finanzamts bei der Um¬ 
stellung von Grundpfandrechten 

(1) § 5 Abs. 1 Salz 2 der 40. Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umslellungsgesctz wird wie folgt 
geändert: 

„Zur Eintragung eines Umsiellungsbetrags, der sich 
auf mehr als eine Deutsche Mark für je zehn Reichs¬ 
mark beläuft, bedarf es ferner der Zustimmung des 
Finanzamts." 

(2) § 6 Abs. 1 Satz 3 der 40. Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz wird wie folgt 
geändert: 

„Soweit der Streit oder die Ungewißheit die Ab¬ 
gabeschuld für die Hypothekengewinnabgabe be¬ 
rührt, ist Beteiligter auch das Finanzamt." 

§ 141 

Durchführungsvorschriften 

Durch Rechtsverordnung können zur Durchfüh¬ 
rung der Vorschriften über die Hypothekengewinn¬ 
abgabe Bestimmungen getroffen werden 

1. über die Nichterhebung der Abgabe, soweit 
eine vor dem 21. Juni 1948 geleistete Zah¬ 
lung erst nach dem 20. Juni 1948 zu einer 
Schuldbefreiung geführt hat oder soweit 
auf Grund anderer Umstände wirtschaftlich 
kein Schuldnergewinn entstanden ist; 

2. über die Durchführung der Veranlagung 
und die Erteilung der Abgabebescheide; 

3. zur Überleitung der Vorschriften des Hy¬ 
pothekensicherungsgesetzes in die Vor¬ 
schriften dieses Abschnitts; dabei kann auch 
bestimmt werden, daß die Grundsätze der 
Erlaßregelung (§§ 129 bis 132) ganz oder 
teilweise auch auf Erlaßzeiträume anzu-- 
wenden sind, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geendet haben. 

SIEBENTER TITEL 

Sondervorschriften für Berlin (W e s t) 

§ 142 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Die Vorschriften des Ersten bis Sechsten Titels 
gelten auch bei Grundstücken, die in Berlin (West) 


belegen sind, soweit nicht in den folgenden Vor¬ 
schriften dieses Titels etwas anderes bestimmt ist. 

(2) An die Stelle des 20. Juni 1948 tritt der 

24. Juni 1948 und an die Stelle des 21. Juni 1948 der 

25. Juni 1948, soweit nicht in den folgenden Vor¬ 
schriften dieses Titels etwas anderes bestimmt ist 

(3) Soweit im Gesetz die im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes geltenden Umstellungsvorschriften 
angeführt werden, treten an ihre Stelle die in Ber¬ 
lin (West) geltenden Umstellungsvorschriften. 

(4) In den folgenden Vorschriften dieses Titels 
wird das Gesetz über die Umstellung von Grund¬ 
pfandrechten und über Aufbaugrundschulden vom 
9. Januar 1951 (Verordnungsbl. für Berlin I S. 71) 
als Grundpfandrechtumstellungsgesetz bezeichnet 

§ 143 

Hypothekengewinnabgabe 
bei ungesicherten Verbindlichkeiten 

In § 92 Abs. 1 tritt an die Stelle des § 161 Abs. 2 
Nr. 3 und 4 der § 189 Abs. 2 Nr. 3 und 4, 

§ 144 

Minderung der Abgabeschuld 
bei Kriegsscbäden vor dem 1. April 1949 

(1) Abweichend von § 142 Abs. 2 tritt in § 100 
Abs. 1 Satz 1 an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
1. April 1949. 

(2) An die Stelle des § 100 Abs. 2 Satz 2 treten 
folgende Vorschriften: 

„Als Schaden gilt für die Berechnung der Schadens¬ 
quote der Betrag, um den der Einheitswert, der für 
das Grundstück auf den letzten Feststellungszeit¬ 
punkt vor dem Schadensfall fcstgestellt ist, den für 
den 1. April 1949 geltenden Einheitswert übersteigt 
An Stelle des für den 1. April 1949 geltenden Ein¬ 
heitswerts ist auf Antrag für ein Grundstück, bei 
dem eine Grundsteuerbilligkeitsermäßigung wegen 
Wertminderung 

1. für das Kalenderjahr 1948 oder, 

2. wenn der Schaden im ersten Vierteljahr 
1949 eingetreten ist, für das Kalenderjahr 
1949 

gewährt worden ist, der dabei zugrunde gelegte 
Wert anzusetzen; der Antrag ist spätestens bei Ab¬ 
gabe der Erklärung über die Höhe der Schuldner- 
gewinne (§ 155 Abs. 2) zu stellen. Unterlag das 
Grundstück der Abgeltung der Gebäudeentschul¬ 
dungsteuer (Hauszinssteuer), so sind für die Be¬ 
rechnung des Schadens von dem für den 1. April 
1949 geltenden Einheitswert oder von dem an seiner 
Stelle anzusetzenden Wert drei Zehntel des Haus¬ 
zinssteuerabgeltungsbetrags abzusetzen, wenn bei 
der Ermittlung dieses Einheitswerts oder Werts 
ein Hauszinssteuerabgeltungsbetrag berücksichtigt 
wurde." 

§ 145 

Höhe der Abgabeschuld bei Verbindlichkeiten 
aus der letzten Reichsmarkzeit 

An die Stelle des § 101 Abs. 1 treten folgende 
Vorschriften: 

„(1) Ist die Verbindlichkeit nach dem 8. Mai 1945 
entstanden, so sind als Abgabeschuld 20 vom Hun- 
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dort des Betrags der Reichsmark Verbindlichkeit an¬ 
zusetzen. Leistungen auf die Abgabeschuld sind 
nicht zu erbringen. Die Abgabesdiuld gilt mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes als getilgt. Die §§ 103 
und 104 werden nicht angewandt." 

§ 146 

Herabsetzung der Abgabeschuld 
bei Kriegsschäden nach dem 31. März 1949 

(1) Abweichend von § 142 Abs. 2 tritt in § 103 
Abs. 1 Satz 1 an die Stelle des 20. Juni 1948 der 
31. März 1949. 

(2) An die Stelle des § 103 Abs. 2 Satz 4 treten 
folgende Vorschriften: 

„Schaderisquote ist der Hundertsatz, der sich ergibt 
aus dem Verhältnis des Schadens 

1. zu dem für den 1. April 1949 geltenden Ein¬ 
heitswert oder 

2. auf Antrag, der spätestens bei Abgabe der 
Erklärung über die Höhe der Schuldner¬ 
gewinne (§ 155 Abs. 2) zu stellen ist, zu 
dem Wert, der einer Grundsteuerbilligkeits¬ 
ermäßigung wegen Wertminderung für das 
Kalenderjahr 1949 zugrunde gelegt worden 
ist. 

Unterlag das Grundstück der Abgeltung der Ge¬ 
bäudeentschuldungsteuer (Hauszinssteuer), so sind 
von dein Einheilswert oder Wert drei Zehntel des 
Hauszinssteuerabgeltungsbelrags abzusetzen, wenn 
bei seiner Ermittlung ein Itauszinssteuerabgeltungs- 
betrag berücksichtigt worden ist." 

§ 147 

Verzinsung und Tilgung der Abgabeschuld 

An die Stelle der §§ 105 und 106 treten die fol¬ 
genden Vorschriften: 

„(1) In den Fällen 

1. der Tilgungshypothek, 

2. der Abzahlungshypothek, bei der das 
Sehuldkapital durch gleiehbleibende Raten, 
die in regelmäßigen Abständen zu entrich¬ 
ten waren und jährlich 6 vom Hundert des 
Ausgangskapitals nicht übersteigen, abzu¬ 
zahlen war, 

ist die ■ Abgabeschuld ab 1. Juli 1948 vorbehaltlich 
der in Absatz 3 getroflenen Bestimmung nach den 
Bedingungen der Reichsmarkverbindlichkeit zu ver¬ 
zinsen und zu tilgen. An den Fälligkeitsterminen, 
die den Fälligkeitsterminen der Reichsmarkverbind¬ 
lichkeit entsprechen, sind für die Abgabeschuld 
neun Zehntel der Leistungen zu erbringen, die in 
den Bedingungen der Reichsmark Verbindlichkeit 
vorgeschrieben waren. Bei einer Minderung der Ab¬ 
gabeschuld nach § 100 mindert sich die Leistung an 
Verzinsung und Tilgung in demselben Verhältnis, 
in dem die Abgabeschuld gemindert wird; Ent¬ 
sprechendes gilt bei einer Herabsetzung der Ab¬ 
gabeschuld nach § 103 und § 104 für die Zinsen und 
Tilgungsbeträge, die nach dem in § 103 Abs. 5 oder 
§ 104 Abs. 5 bezeichncten Zeitpunkt fällig werden. 

(2) In den Fällen der Rentenverbindlichkeit gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

(3) In den Fällen der in § 99 Abs. 2 bezeidineten 
Verbindlichkeiten ist die Abgabeschuld nach Art 
einer Tilgungshypothek ab 1. Oktober 1948 halb¬ 


jährlich nachträglich in Höhe von jährlich 4 vom 
Hundert zu verzinsen und in Höhe von jährlich 
2 vom Hundert zu tilgen. Der Tilgungssatz wird 
gegebenenfalls so weit ermäßtigt, daß die Jahres¬ 
leistung neun Zehntel der in § 99 Abs. 2 Satz 2 zu¬ 
grunde gelegten Jahresleistung nicht übersteigt; der 
ermäßigte Tilgungssatz wird auf volle Viertel vom 
Hundert aufgerundet. Bei einer Herabsetzung der 
Abgabeschuld ermäßigen sich die später fällig wer¬ 
denden Leistungen in demselben Verhältnis. 

(4) In den Fällen 

1. einer Abzahlungshypothek, die nicht Unter 
Absatz 1 Nr. 2 fällt, 

2. der Fälligkeitshypothek 

ist die Abgabeschuld nach Art einer Tilgungshypo¬ 
thek ab 1. Oktober 1948 halbjährlich nachträglich 
entsprechend dem für die Reichsmarkverbindlich¬ 
keit geltenden Zinssatz zu verzinsen und in Höhe 
des auf volle Viertel aufgerundeten Hundertsatzes 
zu tilgen, bei dessen Anwendung sie bis zum 

30. September 1975 getilgt sein würde. Das gilt 
auch dann, wenn nach den Bedingungen der Reichs- 
markverbindlichkeil in den Fällen der Nr. 1 als 
Beginn der Tilgung und in den Fällen der Nr. 2 
als Zeitpunkt der Zurückzahlung des ganzen 
Schuldkapitals ein späterer Zeitpunkt als der 

31. März 1949 vorgesehen war. Absatz 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(5) Der Verzinsung und Tilgung der Abgabe¬ 
schuld nach Absatz 4 kann der aus der öffentlichen 
Last verpflichtete Eigentümer des Grundstücks 
(§ 111) oder der Abgabeschuldner (§ 118) wider¬ 
sprechen. Der Widerspruch ist schriftlich binnen 
einer Ausschlußfrist von einem Monat nach Bekannt¬ 
gabe des Abgabebescheids beim Finanzamt einzu¬ 
legen. Wird trist- und formgeiecht Widerspruch er¬ 
hoben, so gilt für die Verzinsung und Tilgung der 
Abgabesdiuld Absatz 1 mit folgender Maßgabe: 
Tilgungsbeträge, die nach den Bedingungen der 
Reichsmark Verbindlichkeit bereits fällig geworden 
wären, sind bis zum 31 Dezember 1952 nach- 
zuentrichten. Die vorgeschriebenen Zinsen sind für 
die Zeit ab 1. April 1952 zu entrichten. 

(6) Die Fälle, in denen nach den Bedingungen der 
Reichsmarkverbin Jlitnkcil der Beginn der Tilgung, 
der Beginn der Abzahlung, die Fälligkeit des ganzen 
Schuldkapitals oder der Beginn der Rentenlei¬ 
stungen von einer Kündigung abhängig gemacht 
war, werden so behandelt, als ob als Beginn der 
Leistungen oder als Zeitpunkt der Fälligkeit bei 
Giundpfandrechten im Sinne der Absätze 1 und 2 

'der i. Juli 1948, und bei Grundpfandrechten im 
Sinne von Absatz 4 der 1. Oktober 1948 bestimmt 
worden wäre. 

(7) Die bis zum 3t. März 1952 zu entrichtenden 
Zins- und Tilgungsleistungen gelten als erbracht. 
Das gilt jedoch nicht für Tilgungsleistungen, die 
nach Absatz 5 nachzuentrichlen sind." 

§ 1.48 

Wegfall von Abgabeschulden in der 
Zwangsversteigerung 

An die Stelle des § 110 treten folgende Vor 
schritten: 
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„(1) Ist bei einer Zwangsversteigerung vor Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes die nach dem Grundpfand- 
rechlumstellungsgesetz entstandene Aufbaugrund¬ 
schuld ausgefallen, so ist insoweit auch die Abgabe¬ 
schuld weggefallen. 

(2) Sind in einer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erfolgten Zwangsversteigerung aus dem Versteige- 
rungserlös Beträge auf Aufbaugrundschulden zuge¬ 
teilt worden und sind solche Beträge mit der Maß¬ 
gabe hinterlegt worden, daß die Auszahlung nur 
mit Genehmigung nach § 19 des Grundpfandrccht- 
umslellungsgeselzes erfolgen darf, so gebühren 
diese Beträge als Abgabeleislungen dem Ausgleichs¬ 
fonds.'' 

§ 149 

Entlassung aus der Haftung 

An die Stelle des § 111 Abs. 4 tritt folgende 
Vorschrift: 

„(4) Ist vor Inkralll roten dieses Gesetzes ein 
Grundstücksteil veräußert und mit Genehmigung 
nach § 19 des Grundpfandrechiumstellungsgeselzes 
aus der Haftung Ihr eine Aufbaugrundschuld ent¬ 
lassen worden, so gilt die Entlassung ans der Haf¬ 
tung auch für die öffentliche Last.“ 

§ 150 

Vorgehende Rechte in der Zwangsversteigerung 

An die Stelle des § 113 treten folgende Vor¬ 
schriften: 

„(1) In der Zwangsversteigerung gehen der öffent¬ 
lichen Last nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
Rechte vor, die einer nach dem Grundpfandrecht- 
umstellungsgeselz entstandenen Auibaugrundschuid 
im Range Vorgehen oder vorgingen oder den 
gleichen Rang mit einer solchen haben oder hatten, 
soweit aus dem Umstellungsfall, auf dem eine solche 
Aufbaugrundschuld beruht, auch die öffentliche Last 
entstanden ist. Dieses Vorrecht gilt nicht für Grund¬ 
pfandrechte, die im Zeitpunkt der Beschlagnahme 
des Grundstücks dem Eigentümer oder einer Person 
zustehen, bei der nach § 11 des Vermögensteuer¬ 
gesetzes die Voraussetzungen für eine Zusammen¬ 
veranlagung mit dem Eigentümer zur Vermögen¬ 
steuer für das Kalenderjahr der Beschlagnahme vor¬ 
liegen. Ob ein Recht der öffentlichen Last vorgeht, 
wird von den ordentlichen Gerichten entschieden. 

(2) In der Zwangsversteigerung sind aus dem 
Grundstück zu befriedigen 

1. vor allen fälligen Abgabeleistungen: die 
in § 10 Abs. 1 Nr. 4 des Zwangsversteige¬ 
rungsgesetzes genannten Ansprüche aus 
Rechten, die nach Absatz 1 des vorliegen¬ 
den Paragraphen Vorgehen, und 

2. vor allen in der Rangklasse 7 stehenden 
Abgabeleistungen und vor den auf die Ab- 
gabescbuld zu erbringenden fälligen Kapi¬ 
talleistungen, die nicht zur allmählichen 
Tilgung der Abgabeschulden als Zuschlag 
zu den Zinsen wiederkehrend zu entrichten 
sind: die in § 10 Abs. 1 Nr. 8 des Zwangs¬ 
versteigerungsgesetzes genannten An¬ 
sprüche aus Rechten, die nach Absatz 1 des 
vorliegenden Paragraphen Vorgehen. 


(3) Wird in der Zwangsversteigerung kein Ge¬ 
bot abgegeben, das zur Befriedigung aller nach Ab¬ 
satz 1 vorgehenden Rechte ausreicht, so hat das Ge¬ 
richt auf Antrag eines Gläubigers eines solchen 
Rechts den Versteigerungstermin aufzuheben und 
einen neuen Termin zur Versteigerung auf einen 
Tag anzusetzen, der mindestens zwei und höchstens 
vier Wodren entfernt ist. Wird in dem neuen Ter¬ 
min bis zum Ablauf einer Stunde seit dem Beginn 
der Versteigerung wiederum kein solches Gebot ab¬ 
gegeben, so ist die Versteigerung mit der Maßgabe 
fortzusetzen, daß die öffentliche Last für die noch 
nicht fälligen Abgabeschulden nicht in das geringste 
Gebot fällt und daß sie bei Erteilung des Zuschlags 
nur insoweit bestehen bleibt, als das Meistgebot 
nach Befriedigung der vorgehenden Rechte, die 
durch Zahlung zu decken sind, ihren Wert deckt, 
und ini übrigen erlischt; § 91 Abs. 3 des Zwangsver¬ 
steigerungsgesetzes gilt entsprechend. Das Gericht 
hat vor Fortsetzung der Versteigerung auf diese 
Änderung der Versteigerungsbedingungen sowie 
auf den Betrag und die Zins- und Tilgungs¬ 
bedingungen der noch nicht fälligen Abgabeschulden 
hinzuweisen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 über 
vorgehende Rechte gelten entsprechend für alle 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden 
Rechte hinsichtlich derjenigen Abgabeschulden, die 
auf Grund dieses Gesetzes in Fällen bestehen, in 
denen nach dem Grundpfaridrechtumstellungsgesetz 
eine Aufbaugrundschuld nicht, entstanden ist. Durch 
Rechtsverordnung kann bestimmt werden, daß die 
Abgabeschulden in den Fällen, in denen der Gläu¬ 
biger der Reichsmarkverbindlichkeit ein Angehöri¬ 
ger der Vereinten Nationen war, so behandelt wer¬ 
den, als wären Aufbaugrundschulden entstanden. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 gelten 

auch für Rechte, die vor Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes aus einer Aufbaugrundschuld hervorgegangen 
oder an die Stelle einer Aufbaugrundschuld getre¬ 
ten sind oder die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
rechtswirksam nach § 24 des Grundpfandrecht¬ 

umstellungsgesetzes an die Stelle einer Aufbau¬ 
grundschuld treten. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 gelten 
ferner für alle beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehenden Rechte, die einem aus einer Aufbau¬ 
grundschuld hervorgegangenen oder an ihre Stelle 
getretenen Recht im Range nachgehen, soweit die 
öffentliche Last und das vordem als Aufbaugrund¬ 
schuld entstandene Recht auf demselben Umstel¬ 
lungsfall beruhen.“ 

§ 151 

Zwangsverwaltung 

An die Stelle des § 114 Abs. 1 tritt folgende 
Vorschrift: 

„In der Zwangsverwaltung gelten die Vorschrif¬ 
ten des § 112 Abs. 1 und 4 und des § 150 Abs. 1, 2 , 
4, 5 und 6 entsprechend." 

§ 152 

Weiteres Vorrecht für Aufbaukredite 

(1) Ein Vorrecht mit der in § 116 Abs. 1 und 4 
vorgeschriebenen Wirkung ist auf Antrag ferner 
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zu bewilligen, wenn ein Grundpfandrecht zur 

Sicherung eines Kredits, der 

1. der Herstellung, Wiederherstellung oder 
Erhaltung überwiegend für Wohnzwecke 
bestimmter Gebäude oder Gebäudeteile auf 
dem belasteten Grundstück oder auf einem 
anderen Grundstück in Berlin (West) oder 

2. der Herstellung, Wiederherstellung oder 

Erhaltung überwiegend für eine gewerb¬ 
liche, freiberufliche oder sonstige wirt¬ 

schaftliche Tätigkeit bestimmter Gebäude 
oder Gebäudeteile auf dem belasteten 

Grundstück oder auf einem anderen Grund¬ 
stück in Berlin (West) oder 

3. der Gründung, Erhaltung oder Entwicklung 

eines gewerblichen oder sonstigen wirt¬ 

schaftlichen Betriebs oder eines freien 
Berufs 

dient, bis zum 31. März 1956 bestellt und diese 
Zweckbestimmung durch eine besondere Bescheini¬ 
gung nachgewiesen wird. Das Vorrecht erlischt in 
dem Umfange, in dem die Verpflichtung aus dem 
Kredit untergeht. 

(2) Eür die Erteilung der in Absatz 1 genannten 
Bescheinigung ist in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 der Senator für Bau- und Wohnungs¬ 
wesen und in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
und 3 der Senator für Wirtschaft und Ernährung 
zuständig. Die §§ 4 und 5 der Fusion Durchführungs¬ 
verordnung zum Grundpfanrirerb I Umstellungsgesetz 
vom 2. Mai 1951 (Gesetz- und Verordnungsbl. für 
Berlin S. 334) gellen entspreche nd. 

§ 153 

Grundbuch vermerk über das Vorrecht 

§ 117 gilt entsprechend für ein Vorrecht, das in 
§§ 150 bis 152 geregelt ist. 

§ 154 

Abgabescbuldner bei Veräußerung des 
Grundstücks vor Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) § 11 B Abs. t wird licht angewandt. 

(2) In § 118 Airs. 2 Nr. 3 lu ten an die Stelle der 
Worte „nach den Vorschriften di s Hypothekensiche¬ 
rungsgesetzes keine UmstclJiiiHjsgnindsrhuld' 1 die 
Worte „nach den Vorschriften des Grundpfandrecht 
umstellungsgesetz.es keine Autbaugrundschuld". 

§ 155 

Erklärungspüidit 

(1) § 124 wird nicht angewandt. 

(2) Im Verwaltungswege können Vorschriften 
erlassen worden, in welchen Fällen, bis zu welchem 
Zeitpunkt und von wem eine Erklärung über die 
Höhe des Schuldnergowinns abzugeben ist. 

§ 156 

Erlaß wegen ungünstiger Ertragslage 

(1) An die Stelle des § 129 Abs. 2 Nr. 1 c tritt 
folgende Vorschrift: 

,c) für Rechte, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
aus einer Aufbaugrundschuld hervorgegangen 
oder an die Stelle einer Aufbaugrundschufd ge¬ 


treten sind oder die nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtswirksam nach § 24 des Grund¬ 
pfandrechtumstellungsgesetzes an die Stelle 
einer Aufbaugrundschuld treten." 

(2) Bei Anwendung des § 129 Abs. 2 Nr. 2 b 
sind die Zinsen für diejenigen in vorstehen¬ 
dem Absatz 1 bezeichneten Rechte, bei denen der 
Kredit für 

1. ein anderes in Berlin (West) belegenes 
Grundstück des Eigentümers des belasteten 
Grundstücks oder 

2. ein in Berlin (West) belegenes Grundstück 
einer Person, bei der nach § 11 des Ver¬ 
mögensteuergesetzes die Voraussetzungen 
für eine Zusammenveranlagung mit dem 
Eigentümer des belasteten Grundstücks 
Vorgelegen haben, 

verwendet worden ist, insoweit nicht abzugsfähig, 
als sie nach Maßgabe einer Ertragsberechnung (§ 129 
Abs. 1 bis 4) aus den Erträgen des Grundstücks auf¬ 
gebracht werden können, für das der Kredit ver¬ 
wendet worden ist. § 129 Abs. 2 Nr. 2 b 

ist jedoch ohne die Besonderheit des Satzes 1 an¬ 
zuwenden, wenn sich die Erträge des Grundstücks, 
für das der Kredit verwendet worden ist, infolge 
der Art seiner Benutzung nicht hinreichend bestimmt 
von sonstigen Erträgen oder Wirtschaftsergebnissen 
abgrenzen lassen. 

(3) Mit der sich aus § 129 Abs. 2 Nr. 2 b und aus 
dem vorstehenden Absatz 2 ergebenden Einschrän¬ 
kung sind die Zinsen ohne weiteres abzugsfähig, 
wenn durch den Senator für Bau- und Wohnungs¬ 
wesen vor Inkrafttreten des Ersten Wohnungsbau¬ 
gesetzes in Berlin ein Förderungsschein für die bau¬ 
liche Maßnahme erteilt worden ist. 

(4) Die Beschränkungen des § 129 Abs. 5 Nr. 2, 
soweit es sich um bebaute Grundstücke handelt, so¬ 
wie des § 129 Abs. 6 gelten nicht bis zum 31. März 
1956. 

§ 157 

Weitergehender Erlaß bei Autbaukrediten 

(1) Als dbzuysfähig im Rahmen der Ertragsberech¬ 
nung nach § 129 können auch die Zinsen für ein 
Crundpfandrecht zur Sicherung eines solchen Kredits 
anerkannt werden, der zur Durchführung der in 
§ 116 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten baulichen Maß¬ 
nahmen auf 

1. einem anderen in Berlin (West) belegenen 
Grundstück des Eigentümers des belasteten 
Grundstücks oder 

2. einem in Berlin (West) belegenen Grund¬ 
stück einer Person, bei der nach § 11 des 
Vermögensteuergesetzes die Voraussetzun¬ 
gen für eine Zusammenveranlagung mit 
dem Eigentümer des belasteten Grundstücks 
zur Vermögensteuer vorliegen, 

dient, vorausgesetzt, daß der Kredit bis zum 31. März 
1956 aufgenommen worden ist. 

(2) Nicht abzugsfähig sind jedoch die Zinsen für 
die in Absatz 1 bezeichneten Rechte insoweit, als 
sie nach Maßgabe einer Ertragsberechnung (§ 129 
Abs. 1 bis 4) aus den Erträgen des Grundstücks auf¬ 
gebracht werden können, für das der Kredit ver- 
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wendet worden ist. In den Füllen, in denen sich die 
Erträgnisse des Grundstücks, für das der Kredit ver¬ 
wendet worden ist, infolge der Art seiner Benutzung 
nicht hinreichend bestimmt von sonstigen Erträgen 
oder Wirtschaftsergebnisseh abgrenzen lassen, gel¬ 
ten für die Abzugsfähigkeit der Zinsen die allge¬ 
meinen Grundsätze des § 129 Abs. 2 Nr. 2 b ent¬ 
sprechend. 

(3) Die Zinsen für ein Grundpfandrecht der in 
§ 116 Abs. 1 bezeichneten Art sind ohne weiteres 
als abzugsfähig anzuerkennen, wenn durch den Se¬ 
nator für Bau- und Wohnungswesen vor Inkraft¬ 
treten des Ersten Wohnungsbaugesetzes in Berlin 
ein Förderungsschein für die bauliche Maßnahme 
erteilt worden ist Dasselbe gilt in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit der sich aus Absatz 2 
ergebenden Einschränkung. 

(4) § 130 Abs. 3 gilt nicht, wenn ein Vorrecht für 
den Fall der Zwangsvollstreckung ausschließlich 
nach § 152 bewilligt worden ist. 

§ 158 

Vorauszahlungen in Berlin (West) 

(1) Abweichend von § 134 sind ab 1. April 1952 
bis zur Bekanntgabe des Abgabebescheids (§ 125) 
Vorauszahlungen auf die in Berlin (West) zu ent¬ 
richtende Hypothekengewinnabgabe nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften zu entrichten. 

(2) Die ab 1. April 1952 zu entrichtende Über¬ 
gangsabgabe für den nicht aus Betriebsgrundstücken 
bestehenden Grundbesitz in Berlin (West) gilt als 
Vorauszahlung auf die HypoLhekengewinnabgabe 
bei einem Grundbesitz mit einem 


Belastungsgrad von 

in Höhe von 

0% 

0% 

mehr als 0%> bis 5% 

10% 

mehr als 5°/o bis 10% 

30% 

mehr als IO 0 /« bis 20% 

50% 

mehr als 20°/o bis 30% 

70% 

mehr als 30% bis 50% 

80% 

mehr als 50% bis 70% 

90% 

mehr als 70% bis 80% 

95% 

mehr als 80% bis 90% 

97% 

mehr als 90% 

100%. 


(3) Ist im Falle der Veräußerung eines Grund¬ 
stücks in Berlin (West) vor Ablauf des Kalender¬ 
vierteljahrs, in dem dieses Gesetz im Land Berlin 
in Kraft gesetzt wird, die Übergangsabgabe auf den 
Veräußerer und den Erwerber aufgeteilt worden, so 
gilt die vom Erwerber zu entrichtende Übergangs¬ 
abgabe in voller Höhe als Vorauszahlung auf die 
Hypothekengewinnabgabe. 

(4) Die Beträge, die nach den Absätzen 2 und 3 
als Vorauszahlungen auf die Hypothekengewinn¬ 
abgabe gelten, sind bis zur Bekanntgabe des 
Abgabebescheids (§ 125) über die Hypotheken¬ 
gewinnabgabe weiter zu entrichten. 

(5i Wird ein Grundstück nach Ablauf des 
Kalendervierteljahrs, in dem dieses Gesetz im Land 
Berlin in Kraft gesetzt wird, veräußert, so hat der 
Erwerber vom Beginn des auf den Tag der Ver¬ 


äußerung folgenden Kalendervierteljahrs ab Vor¬ 
auszahlungen in der sich aus Absatz 2 ergebenden 
Höhe zu entrichten. 

(6) Macht der Abgabeschuldner glaubhaft, daß 
die Leistungen auf die Abgabeschuld um mehr als 
20 vom Hundert niedriger sein werden als die Be¬ 
träge, die nach den Absätzen 1 bis 5 zu entrichten 
sind, so sind die Vorauszahlungen auf den Betrag 
der auf die voraussichtliche Abgabeschuld zu ent¬ 
richtenden Leistungen herabzusetzen. 

(7) Das Finanzamt kann die Vorauszahlungen 
entsprechend der Höhe der Leistungen auf die 
voraussichtliche Abgabeschuld auch dann anderweit 
festsetzen, wenn die Voraussetzungen des Ab¬ 
satzes 6 nicht vorliegen. 

§ 159 

Abrechnung über die Vorauszahlungen 

§ 135 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend für die Ab¬ 
rechnung der Vorauszahlungen nach § 158. 

§ 160 

Hypothekengewinnabgabe bei Verbindlichkeiten, 
die an grundstücksgleichen Rechten, Schiffen oder 
Schiffsbauwerken gesichert waren 

§ 136 wird nicht angewandt. 

DRITTER ABSCHNITT 
Kreditgewinnabgabe 

ERSTER TITEL 

Vorschriften für den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 

§ 161 

Abgabepflicht 

(1) Der Kreditgewinnabgabe unterliegt jeder ge¬ 
werbliche Betrieb im Sinne des Bewertungsgesetzes, 
der eine Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark nach 
den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes für den 
21. Juni 1948 (oder nach § 3 Abs. 4 des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes auf einen abweichenden 
Stichtag) aufzustellen verpflichtet ist oder für die 
steuerliche Gewinnermittlung aufgestellt hat. 

(2) Der Kreditgewinnabgabe unterliegen nicht 

1. Unternehmen, deren DM-Eröffnangsbilanz 
nach den Vorschriften der 42., 43. oder 
44. Durchführungsverordnung zum Um¬ 
stellungsgesetz aufzustellen ist (Geld¬ 
institute, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen); dies gilt bei Geldinstituten 
mit bankfremdem Geschäft, die nach der 
48. Durchführungsverordnung zum Um¬ 
stellungsgesetz getrennte Vermögensüber¬ 
sichten für das Bankgeschäft und für das 
bankfremde Geschäft auf den 21. Juni 1948 
aufstellen, nur für das Bankgeschäft; 

2. Betriebe gewerblicher Art von Körper¬ 
schaften des öffentlichen Rerhts; 

3. Wohnungs- und Siedlungsunternehmen im 
Sinne des § 9 der Verordnung zur Durch- 
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führung des Körperschaftsteuergesetzes 
in der Fassung vorn 28. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. 1951 I S. 38); 

4. Unternehmen, deren Hauptzweck die Ver¬ 
mietung oder Verpachtung eigenen Grund¬ 
besitzes ist, soweit sie nicht schon unter 
Nr. 3 fallen. 

§ 162 

Berncssungsgrundlage 

Bemessungsgrundlage ist der Mehrbetrag (Ge¬ 
winnsaldo) an Schuldnergewinnen (§ 163) gegen¬ 
über den Gläubigerverlnsten (§ 164) und den Be¬ 
triebsverlusten (§ 166). 

§ 163 

Schuldnergewinne 

(1) Schuldnergowinn ist der Betrag, um den der 
in der steuerlichen RM-,Schlußbilanz ausgewiesene 
Wert einer Reichsmarkverbindlichkeit im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 des Umstellungsgesetzes den Ansatz in 
der steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz übersteigt. 
Verbindlichkeiten aus empfangenen Anzahlungen 
werden den Reichsmarkverbindlichkeilen gleich¬ 
gestellt. 

(2) Ist bis zur Aufstellung der DM-Eröffnungs- 
bilanz eine Verbindlichkeit durch Parteiverein¬ 
barung höher festgesetzt worden, als dem gesetz¬ 
lichen Umstellungsverhältnis entsprechen würde, 
so ist die Vereinbarung bei der Ermittlung des 
Schuldnergewinns nicht zu berücksichtigen, wenn 
das Ausmaß der Höherfestsetzung unter Berück¬ 
sichtigung aller in Betracht kommenden Umstände 
das angemessene Maß offenbar überschreitet. 

(3) Außer Betracht zu lassen sind 

1. Schuldnergewinne aus der Umstellung von 
Verbindlichkeiten eines Betriebs gegen¬ 
über einer für die Zugehörigen des Be¬ 
triebs bestimmten rechtsfähigen Pensions- ! 
kasse oder ähnlichen rechtsfähigen Kasse 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 15. Als Kas¬ 
sen in diesem Sinne gelten auch solche 
Kassen, deren Träger mehrere Geschäfts¬ 
betriebe desselben Wirtschaftszweigs sind 
(Gruppenkassen); 

2. Schuldnergewinne aus der Umstellung, 
Herabsetzung oder Neuberechnung von 
Verbindlichkeiten einer Personengesell¬ 
schaft (§ 56 Abs. 1 Nr. 7 des Bewertungs¬ 
gesetzes) gegenüber ihren Gesellschaftern, 
sowie entsprechende Schuldnergewinne 
aus Verbindlichkeiten des Gesellschafters 
gegenüber der Gesellschaft; 

3. Schuldnergewinne aus der Umstellung von 
Verbindlichkeiten, die in der steuerlichen 
RM-Schlußbilanz als verdecktes Stamm¬ 
kapital behandelt worden sind; 

4. Schuldnergewinne aus der Umstellung von 
Verbindlichkeiten einer Kapitalgesellschaft 
gegenüber einem Gesellschafter, soweit die 
Verbindlichkeiten aus einem Darlehen im 
Sinne des § 3 Abs. 1 oder des § 6 Abs. 1 
Nr. 3 des Kapitalverkehrsteuergesetzes 


vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1058) entstanden sind und nicht bereits 
unter Nr. 3 fallen. Voraussetzung ist, 
daß der Anteil dieses Gesellschafters am 
21. Juni 1948 mindestens 10 vom Hundert 
des Kapitals der Gesellschaft betragen hat; 

5. Schuldnergewinne aus einer bis zum In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes reehtswirksam 
gewordenen Herabsetzung von Verbind¬ 
lichkeiten im Wege der richterlichen Ver¬ 
tragshilfe. Der Herabsetzung im Wege der 
richterlichen Vertragshilfe wird eine Herab¬ 
setzung durch Parteivereinbarung gleich¬ 
gestellt, wenn das Ausmaß der' Herab¬ 
setzung unter Berücksichtigung aller in 
Betracht kommenden Umstände das an¬ 
gemessene Maß offenbar nicht überschrei¬ 
tet. Von der zuständigen Aufsichtsbehörde 
genehmigte Parteivereinbarungen über die 
Herabsetzung von Verbindlichkeiten gegen¬ 
über Geldinstituten, Versicherungsunter¬ 
nehmen und Bausparkassen sind anzu¬ 
erkennen. 

Durch Rechtsverordnung kann bestimmt 
werden, in welchen Fällen und in welchem 
Ausmaß Herabsetzungen umgestellter Ver¬ 
bindlichkeiten zu berücksichtigen sind, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wirksam werden. 

Durch Rechtsverordnung kann ferner be¬ 
stimmt werden, unter welchen Voraus¬ 
setzungen auch Schuldnergewinne außer 
Betracht zu lassen sind, die dadurch ent¬ 
standen sind, daß ihrem Bestand oder 
ihrer Höhe nach umstrittene Reichsmark¬ 
verbindlichkeiten auf einen Betrag in 
Deutscher Mark festgesetzt werden, der 
weniger als ein Zehntel des in der steuer¬ 
lichen RM-Schlußbilanz angesetzten Reichs¬ 
markbetrags ausmacht. 

(4) Soweit für die Umstellung einer Verbindlich¬ 
keit das in Berlin (West) geltende Umstellungs- 
rechl maßgebend ist, tritt an die Stelle des § 13 
Abs. 3 des Umstellungsgesetzes der § 26 der Ber¬ 
liner Umstellungsverordnung vom 4. Juli 1948 (Ver- 
ordnungsbl. für Groß-Berlin 1948 I S. 374). 

§ 164 

Gläubigerverluste 

(1) Gläubigerverlust ist der Betrag, um den der 
in der steuerlichen RM-Schlußbilanz ausgewiesene 
Wert für Bargeld, für ein Guthaben, einen Scheck, 
einen Wechsel, eine Forderung oder ein festverzins¬ 
liches Wertpapier den entsprechenden Ansatz in 
der steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz übersteigt; zu 
berücksichtigen sind nur auf Reichsmark lautende 
Werte. Forderungen aus geleisteten Anzahlungen 
werden den Reichsmarkforderungen gleichgestellt. 

(2) Ist bis zur Aufstellung der DM-Eröffnungs¬ 
bilanz eine Forderung durch Parteiyereinbarung 
niedriger festgesetzt worden, als dem gesetzlichen 
Umstellungsverhältnis entsprechen würde, so ist die 
Vereinbarung bei der Ermittlung des Gläubigerver¬ 
lustes nicht zu berücksichtigen, wenn das Ausmaß 
der Herabsetzung unter Berücksichtigung aller in 
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Betracht kommenden Umstände das angemessene 
Maß offenbar überschreitet. 

(3) Außer Betracht zu lassen sind 

1. Gläubigerverluste aus der Umstellung von 
Forderungen einer rechtsfähigen Pensions 
kasse oder ähnlichen Kasse im Sinne des 
§ 18 Abs. 1 Nr. 15 gegenüber dem Betrieb, 
für dessen Zugehörige die Kasse bestimmt 
ist. Als Kassen in diesem Sinne gelten auch 
solche Kassen, deren Träger mehrere Ge¬ 
schäftsbetriebe desselben Wirtschaftszweigs 
sind (Gruppenkassen); 

2. Gläubigerverluste aus der Umstellung, 
Herabsetzung oder Neuberechnung von For¬ 
derungen einer Personengesellschaft (§ 55 
Abs. 1 Nr. 7 des Bewertungsgesetzes) gegen¬ 
über ihren Gesellschaftern sowie ent¬ 
sprechende Gläubigerverluste aus Forde¬ 
rungen des Gesellschafters an die Gesell¬ 
schaft; 

3. Gläubigerverluste aus der Umstellung von 
Forderungen, wenn die gegenüberstehen¬ 
den Verbindlichkeiten beim Schuldner in 
der steuerlichen RM-Schlußbilanz als ver¬ 
decktes Stammkapital behandelt worden 
sind; 

4. Gläubigerverluste aus der Umstellung von 
Forderungen eines Gesellschafters gegen¬ 
über einer Kapitalgesellschaft, soweit die 
Forderungen aus einem Darlehen im Sinne 
des § 3 Abs. 1 oder des § 6 Abs. 1 Nr. 3 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes entstanden 
sind und nicht bereits unter Nr. 3 
fallen. Voraussetzung ist, daß der Anteil 
dieses Gesellschafters am 21. Juni 1943 
mindestens 10 vom Hundert des Kapitals 
der Gesellschaft betragen hat; 

5. Gläubigerverluste aus Forderungen an das 
Deutsche Reich auf Grund der Kriegssach¬ 
schädenverordnung. 

§ 165 

Schuldnergewinne und Gläubigerverluste 
in besonderen Fällen 

Durch Rechtsverordnung können die erforder¬ 
lichen Vorschriften erlassen werden über die Be¬ 
rechnung der Schuldnergewinne und Gläubigerver¬ 
luste für die Fälle, in denen 

1. zwar eine steuerliche DM-Eröffnungsbilanz, 
jedoch keine steuerliche RM-Schlußbilanz vor¬ 
liegt, 

2. ein Betrieb seine DM-Eröffnungsbilanz nach § 3 
Abs. 4 des D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
auf einen späteren Zeitpunkt als den 21. Juni 
1948 aufgestellt hat. 

§ 166 

Abzug von Betriebsverlusten 

(1) Bei der Ermittlung des Gewinnsaldos (§ 162) 
ist abzuziehen die Summe der für die Zeit vom 
1. Januar 1945 bis zum 20. Juni 1948 nach den Vor¬ 
schriften des Einkofnmensteuerrechts festgestellten 
Verluste des Betriebs, soweit sie die Summe c'er für 
diesen Zeitraum festgestellten Gewinne des Betriebs 


übersteigt. Bei einem vom Kalenderjahr abweichen¬ 
den Wirtschaftsjahr tritt an die Stelle des 1. Januar 
1945 der Beginn des im Kalenderjahr 1945 enden¬ 
den Wirtschaftsjahrs. 

(2) Hat der Betriebsinhaber vom 21. Juni 1948 den 
Betrieb erst nach dem 1. Januar 1945 entgeltlich 
erworben, so sind nur die für die Zeit seit dem 
Erwerb des Betriebs festgestellten Verluste und 
Gewinne zu berücksichtigen. 

§ 167 

Berücksichtigung von Vermögensverlusten 

(1) War der Wort des Betriebs an dem für die 
DM-Eröffnungsbüanz maßgebenden Stichtag gerin¬ 
ger als am 1. Januar 1940, so mindert sich der 
Gewinnsaldo (§ 162) nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 5. 

(2) Absatz 1 gilt nur, wenn der Betriebsinhaber 
während des ganzen Vergleichszeitraums derselbe 
geblieben ist (Inhaberidentität), Bei natürlichen Per¬ 
sonen gilt die Inhaberidentität auch dann als ge¬ 
wahrt, wenn der Betrieb unentgeltlich (z. B. durch 
Erbschaft oder Schenkung) vom Inhaber am 1. Januar 
1940 auf den Inhaber am 21. Juni 1948 übergegangen 
ist. Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden, 
unter welchen Voraussetzungen trotz Wechsels in 
der rechtlichen Form des Betriebs Inhaberidentität 
anzuerkennen ist und unter welchen Voraus¬ 
setzungen bei Wechsel von Mitunternehmern oder 
bei Änderung der Beteiligungsverhältnisse Inhaber¬ 
identität zu verneinen ist. 

(3) Der Gewinnsaldo wird um die Rückgangs¬ 
quote gemindert. Als Rückgang gilt der Betrag, um 
den der Wert des Betriebs am 1. Januar 1940 den 
Wert an dem für die DM-Eröffnungsbilanz maß¬ 
gebenden Stichtag übersteigt. Rückgangsquote ist 
das Verhältnis des Rückgangs zum Wert am 
1. Januar 1940. 

(4) Als Wert des Betriebs am 1. Januar 1940 gilt 
der auf diesen Zeitpunkt festgestellte Einheitswert 
mit folgenden Änderungen; 

1. Dem Einheitswert des Betriebs werden 

zugerechnet 

a) die nach § 60 des Bewertungsgesetzes 
außer Ansatz gebliebenen Beteiligungen; 

b) die Werte (Teilwerte) von Betriebsver¬ 
mögensteilen, die sich im Ausland be¬ 
funden haben, z. B. die Werte von aus¬ 
ländischen Betriebstätten und von Be¬ 
teiligungen an ausländischen Gesell¬ 
schaften, soweit sie nach besonderer 
Vereinbarung mit anderen Staaten oder 
auf Grund von Verwaltungsanweisun¬ 
gen außer Ansatz geblieben sind; 

c) der Gewinnsaldo (§ 162); 

d) die Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 1 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes, 
die dem Betrieb nach dem 31. Dezem¬ 
ber 1930 oder nach dem für die Ein¬ 
heitsbewertung auf den 1. Januar 1940 
maßgebenden abweichenden Abschluß¬ 
tag bis zum 20. Juni 1948 zugeflossen 
sind. 



490 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


2. Die Summe des Einheitswerts und der 
Hinzurechnungen wird gekürzt um 

a) die Schulden, die mit den unter Nr. 1 a 
und 1 b genannten Wirtschaftsgütern in 
wirtschaftlichem Zusammenhang gestan¬ 
den haben und wegen des Nichtansatzes 
dieser Wirtschaftsgüter bei der Fest¬ 
stellung des Einheitswerts ebenfalls 
außer Ansatz geblieben sind; 

b) die Entnahmen im Sinne des § 4 Abs. 1 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes, 
die nach dem 31. Dezember 1939 oder 
nach dem für die Einheitsbewertung 
auf den 1. Januar 1940 maßgebenden 
abweichenden Abschlußtag bis zum 
20. .Juni 1948 erfolgt sind, soweit sie 
die steuerlichen Gewinne dieses Zeit¬ 
raums übersteigen. 

(5) Als Wert des gewerblichen Betriebs an dem 
für die DM-Eröflnungsbilanz maßgebenden Stichtag 
gilt der sich für diesen Zeitpunkt nach den Grund¬ 
sätzen der Einheitsbewertung in Verbindung mit 
§ 75 Abs. 1 des D-Markbilanzgcsctzes ergebende 
Wert; nicht zu berücksichtigen ist dabei die Ab¬ 
gabeschuld aus der Kreditgewinnabgabe. Absatz 4 
Nr. 1 a, 1 b und 2 a gilt entsprechend. 

§ 168 

Zusammenfassung mehrerer Betriebe, 

die derselben natürlichen Person gehören 

(1) Gehörten am 21. Juni 1948 derselben natür¬ 
lichen Person mehrere nach § 161 der Kredit¬ 
gewinnabgabe unterliegende Betriebe, so sind auf 
Antrag für die Bemessung der Kreditgewinnab¬ 
gabe entweder 

1. alle Betriebe als ein einheitlicher Betrieb 
zu behandeln. In diesem Falle ist § 167 
nur dann anwendbar, wenn alle Betriebe 
bereits am 1. Januar 1940 bestanden haben 
und wenn für alle Betriebe Inhaberidenti¬ 
tät nach § 167 Abs. 2 gegeben ist; 

oder 

2. nur diejenigen Betriebe, die bereits am 
1. Januar 1940 bestanden haben und für 
welche Inhaberidentität nach § 167 Abs. 2 
gegeben ist, als ein einheitlicher Betrieb 
und die übrigen Betriebe einzeln zu 
behandeln; 

oder 

3. die zwischen einzelnen Betrieben, be¬ 
stehenden Forderungen i und Verbindlich¬ 
keiten bei der Ermittlung der Gewinnsal¬ 
den (§ 162) außer Ansatz zu lassen und 
die Betriebe einzeln zu behandeln. 

(2) Gehörten am 21. Juni 1948 derselben natür¬ 
lichen Person ein oder mehrere der Abgabe unter¬ 
liegende Betriebe und war diese Person zugleich 
an einer oder mehreren der Abgabe unterliegenden 
Gesellschaften (Personengesellschaften oder Kapi¬ 
talgesellschaften) unmittelbar oder mittelbar jeweils 
mindestens zu 90 vom Hundert beteiligt, so gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

(3) Der Antrag ist in den Fällen des Absatzes 1 
von der natürlichen Person, in den Fällen des Ab¬ 


satzes 2 gemeinsam von der natürlichen Person und 
allen Gesellschaften zu stellen, deren Betriebe nach 
Maßgabe des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 in die Zusam¬ 
menfassung einzubeziehen sind. 

§ 169 

Zusammenfassung mehrerer Gesellschaften 

(1) War dieselbe natürliche Person oder dieselbe 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö¬ 
gensmasse oder waren dieselben natürlichen Per¬ 
sonen, Körperschaften, Personenvereinigungen oder 
Vermögensmassen am 21. Juni 1948 an mehreren 
der Abgabe unterliegenden Gesellschaften (Per¬ 
sonengesellschaften oder Kapitalgesellschaften) un¬ 
mittelbar oder mittelbar jeweils mindestens zu 
90 vom Hundert beteiligt, so sind auf Antrag für 
die Bemessung der Kreditgewinnabgabe entweder 

1. alle Betriebe als ein einheitlicher Betrieb 
zu behandeln. In diesem Falle ist § 167 nur 
dann anwendbar, wenn alle Betriebe be¬ 
reits am 1. Januar 1940 bestanden haben 
und wenn für alle Betriebe Inhaberidenti¬ 
tät nach § 167 Abs. 2 gegeben ist; 

oder 

2. nur diejenigen Betriebe, die bereits am 
1. Januar 1940 bestanden haben und tür 
weiche Inhaberidentität nach § 167 Abs. 2 
gegeben ist, als ein einheitlicher Betrieb 
und die übrigen Betriebe einzeln zu be¬ 
handeln; 

oder 

3. die zwischen einzelnen Betrieben bestehen¬ 
den Forderungen und Verbindlichkeiten 
bei der Ermittlung der Gewinnsalden 
(§ 162) außer Ansatz zu lassen und die 
Betriebe einzeln zu behandeln. 

(2) Der Antrag ist gemeinsam von allen Gesell¬ 
schaften zu stellen, deren Betriebe nach Maßgabe 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 8 in die Zusammenfassung 
einzubeziehen sind. 

§ 170 

Personeneinheit bei Ehegatten 

Ehegatter,, die zur Vermögensabgabe zusammen 
zu veranlagen sind, gelten für die Kreditgewinn¬ 
abgabe als eine Person. 

§ 171 

Aufteilung des Gewinnsaldos 

bei Zusammenfassung mehrerer Betriebe 

Werden mehrere Betriebe nach den Vorschriften 
der §§ 168 und 169 als ein einheitlicher Betrieb an¬ 
gesehen, so ist der sich für den einheitlichen Be¬ 
trieb ergebende Gewinnsaldo, in den Fällen des 
§ 167 der geminderte Gewinnsaldo, auf die einzel¬ 
nen Betriebe nach dem Verhältnis der sich für s : e 
ergebenden Mehrbeträge an Schuldnergewinnen 
gegenüber Gläubigerverlusten aufzuteilen. Auf 
Verlangen der nach § 168 Abs. 3 oder § 169 Abs. 2 
Antragsberechtigten ist eine andere Aufteilung 
vorzunehmen, wenn die Aussichten für die Ver¬ 
wirklichung des Abgabeanspruchs dadurch nicht 
wesentlich verschlechtert werden. 
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§ 172 

Abgabeschuld, Freibehag 

Abgabeschuld ist der auf den einzelnen Betrieb 
nach Maßgabe der §§ 162 bis 171 entfallende Ge¬ 
winnsaldo, soweit er 1000 Deutsche Mark (Frei¬ 
betrag) übersteigt. 

§ 173 

Entstehung der Abgabeschuld 

Die Abgabeschuld gilt bis zu Beginn des 21. Juni 
1948 entstanden. 

5 174 

Abgabeschuldner 

Abgabeschuldner ist der Betriebsinhaber vom 
Beginn des 21. Juni 1948. Betriebsinhaber ist bei 
gewerblichen Betrieben im Sinne des § 56 des Be¬ 
wertungsgesetzes die Körperschaft, die Personen¬ 
vereinigung oder die Vermögensrnasse. 

§ 175 

Verzinsung und Tilgung der Abgabeschuld 

Die sich nach den §§ 162 bis 172 ergebende Ab¬ 
gabeschuld ist ab 1. Juli 1948 jährlich mit 4 vom 
Hundert zu verzinsen und ab 1. Juli 1952 jährlich 
mit 3 vom Hundert zuzüglich der ersparten Zinsen 
zu tilgen. 

§ 176 

Entrichtung der Abgabe 

(1) Die Jahresleistung ist in vier gleichen Teil¬ 
beträgen jeweils am 10. Januar, 10. April, 10. Juli 
und 10. Oktober, erstmalig am 10. Juli 1952, zu 
entrichten. 

(2) Die auf die Zeit vorn i. Juli 1948 bis zum 
30. Juni 1952 entfallenden Zinsen sind in der Zeit 
vom 1. Juli 1952 bis zum 30. Juni 1960 in gleichen 
Teilen an den in diesen Zeitraum fallenden Fällig¬ 
keitstagen, erstmalig am 10. Juli 1952, zu ent¬ 
richten. Bei Betrieben mit Betriebstätten in Berlin 
(West) werden diese Zinsen insoweit nicht erhoben, 
als sie bei Anwendung des Zerlegungsmaßstabs für 
die Gewerbesteuer 1949 den Berliner Betriebstätten 
zuzurechnen sind. 

§ 177 

Sofortige Fälligkeit 
bei Gefährdung des Abgabeanspruchs 

(1) Ist der Abgabeschuldner mit mindestens vier 
Vierteljahrsbeträgen an Kreditgewinnabgabe (oder 
an Vorauszahlungsbeträgen) im Rückstand, ohne 
daß die Beträge gestundet worden sind, oder liegen 
Gründe vor, aus denen der Eingang der später fällig 
werdenden Vierteljahrsbeträge gefährdet erscheint, 
so kann das Finanzamt die sofortige Fälligkeit der 
Abgabeschuld in ihrer jeweiligen Höhe anordnen. 

(2) Das Finanzamt hat von der Anordnung der 
sofortigen Fälligkeit abzusehen oder diese aufzu¬ 
heben, wenn der Abgabeschuldner bestehende 
Rückstände tilgt und für die später fälligen Viertel¬ 
jahrsbeträge ausreichende Sicherheit leistet. 


§ 178 

Sofortige Fälligkeit bei Abwanderung 

(1) Wenn eine natürliche Person, die Kredit¬ 
gewinnabgabe schuldet, ihren Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) aufgibt oder 
aufgegeben hat, wird die Abgabeschuld in Höhe 
ihres jeweiligen Ablösungswerts (§ 199) sofort, 
frühestens einen Monat nach Bekanntgabe des Be¬ 
scheids über die Kreditgewinnabgabe, fällig. Liegen 
zugleich die Voraussetzungen des § 177 vor, so ist 
dieser anzuwenden. 

(2) Das Finanzamt hat die Fortentrichtung der 
Vierteljahrsbeträge zu gestatten, wenn die Aus¬ 
sichten für die Verwirklichung des Abgabe- 
anspruchs dadurch nicht wesentlich verschlechtert 
werden. 

§ 179 

Sofortige Fälligkeit und Haftung 
bei Auflösung des Betriebs 

(1) Im Fall der Auflösung eines Betriebs wird die 
Abgabeschuld in Höhe ihres jeweiligen Ablösungs¬ 
werts (§ 199) sofort, frühestens einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheids über die Kreditgewinn¬ 
abgabe, fällig. Dies gilt auch, wenn die Auflösung 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt ist 
und die Abwicklung am 21. Juni 1948 noch nicht 
beendet war. 

(2) Das Finanzamt hat die Fortentrichtung der 
Vierteljahrsbeträge zu gestatten, wenn die Aus¬ 
sichten für die Verwirklichung des Abgabe¬ 
anspruchs dadurch nicht wesentlich verschlechtert 
werden. 

(3) Wer nach dem 20. Juni J948, aber vor Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes, im Zuge de'r Abwicklung 
einer der Kreditgewinnabgabe unterliegenden Ge¬ 
sellschaft Vermögen als Abwicklungserlös emp¬ 
fangen hat, haftet für die Abgabeschuld der Gesell¬ 
schaft bis zur Höhe des gemeinen Werts des Emp¬ 
fangenen zur Zeit des Erwerbs. 

5 180 

Behandlung der Kreditgewinnabgabe 
im Konkurs 

(1) Im Falle des Konkurses besteht die Konkurs¬ 
forderung für die nach § 65 der Konkursordnung 
als fällig geltende Abgabeschuld in deren Nenn¬ 
betrag. 

(2) Das sich aus § 61 Nr. 2 der Konkursordnung 
für Forderungen wegen öffentlicher Abgaben er¬ 
gebende Recht auf bevorzugte Befriedigung wird 
für die Kreditgewinnabgabe 

1. ausgedehnt auf die in den beiden letzten 
Jahren vor der Konkurseröffnung fällig 
gewordenen Vierteljahrsbeträge und 

2. hinsichtlich der erst durch die Konkurs¬ 
eröffnung fällig gewordenen Abgabeschuld 
beschränkt auf einen Betrag von 10 vom 
Hundert der Abgabeschuld nach ihrem 
Stand vom 21. Juni 1948. 
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§ 181 

Erklärungspflicht und Selbstberechnung 
der Abgabe 

(1) Bis zu einem vom Bundesminister der Finan¬ 
zen zu bestimmenden Zeitpunkt ist für jeden Be¬ 
trieb im Sinne des § 161 dem zuständigen Finanz¬ 
amt (§ 186) vom Betriebsinhaber eine Erklärung 
abzugeben 

1. über die Höhe der Schuldnergewinne und 
der Gläubigerverluste, wenn die Summe der 
Schuldnergewinne mehr als 1 OOO Deutsche 
Mark beträgt. Die Erklärungspflicht be¬ 
steht auch dann, wenn der Mehrbetrag der 
Schuldnergewinne gegenüber den Gläu¬ 
bigerverlusten und den Betriebsverlusten 
1000 Deutsche Mark nicht übersteigt; 

2. über die nach § 166 zu berücksichtigenden 
Betriebsverluste und Betriebsgewinne; 

3. über die nach § 167 zu berücksichtigenden 
Vermögens Verluste. 

(2) Soweit sich eine Abgabeschuld ergibt, hat 
der Betriebsinhaber in der Erklärung zugleich die 
für den Betrieb zu entrichtende Abgabe nach den 
Vorschriften der §§ 162 bis 172 selbst zu berechnen. 

§ 182 

Vorauszahlungen 

Bis zur Bekanntgabe eines Abgabebescheids (§ 186) 
sind an den in § 176 bestimmten Fälligkeitstagen 
als Vorauszahlungen die Beträge zu entrichten, die 
sich bei entsprechender Anwendung der §§ 175 und 
176 aus der Selbstberechnung (§ 181) ergeben. 

§ 183 

Anrechnung bereits geleisteter Zinsen 
und Tilgungsbeträge 

Auf Grund des Hypothekensicherungsgesetzes 
geleistete Zahlungen werden, soweit sie auf Um¬ 
stellungsgrundschulden aus Verbindlichkeiten ent¬ 
fallen, die in die Kreditgewinnabgabe einbezogen 
werden, auf die nach § 176 zu entrichtenden Be¬ 
träge angerechnet. 

§ 184 

Abrechnung über die Vorauszahlungen 

(1) Ist die Summe der Vorauszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des Abgabebescheids zu entrichten 
waren (§§ 182 und 183), kleiner als die Summe der 
Leistungen, die sich nach dem Abgabebescheid 
(§ 186) für die vorangegangenen Fälligkeitstage 
ergibt, so ist der Unterschiedsbetrag innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Abgabebescheids 
nachzuentrichten (Nachzahlung). Die Verpflichtung, 
rückständige Vorauszahlungen schon früher zu ent¬ 
richten, bleibt unberührt. 

(2) Ist die Summe der Vorauszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des Abgabebescheids entrichtet 
worden sind, größer als die Summe der Leistungen 
die sich nach dem Abgabebescheid für die voran¬ 
gegangenen Fälligkeitstage ergibt, so wird der 
Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Abgabe¬ 
bescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsjirechend, 
wenn der Abgabebescheid durch einen neuen Be¬ 
scheid (z. B. Berichtigungsbescheid, Rechtsmittelent¬ 
scheidung) mit rückwirkender Kraft geändert wird. 

§ 185 

Übergang der Abgabeschuld 

(1) Geht nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
das dem Betrieb dienende Vermögen im ganzen 
oder in Teilen, die wirtschaftlich einem selbständigen 
Betrieb gleichgeachtet werden können, auf einen an¬ 
deren über, so geht damit auch die Abgabeschuld im 
ganzen oder zu dem entsprechenden Teil auf den 
Nachfolger über. Auf gemeinsamen Antrag der Be¬ 
teiligten hat das Finanzamt eine von Satz 1 ab¬ 
weichende Regelung zu treffen, wenn die Aussichten 
für die Verwirklichung des Abgabeanspruchs da¬ 
durch nicht wesentlich verschlechtert werden. 

(2) Ist in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes das dem Betrieb 
dienende Vermögen im ganzen oder in Teilen, die 
wirtschaftlich einem selbständigen Betrieb gleich¬ 
geachtet werden können, unentgeltlich auf einen 
anderen übergegangen, so ist auch die Abgabe¬ 
schuld ganz oder zu dem entsprechenden Teil auf 
den Nachfolger übergegangen. Einem unentgeltlichen 
Übergang steht ein Erwerb gleich, bei dem die 
Gegenleistung mehr nach den persönlichen Bezie¬ 
hungen als unter dem Gesichtspunkt ihrer wirt¬ 
schaftlichen Gleichwertigkeit bemessen wird (z. B. 
Altenteilsvertrag). 

(3) über den Übergang der Abgabeschuld ist ein 
besonderer Abgabebescheid zu erteilen. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann das Nähere be¬ 
stimmt werden Dies gilt insbesondere für die Fälle, 
in denen nach dem 20 Juni 1948 Vermögen im Zuge 
der Entflechtung und Neuordnung, insbesondere 
durch Beschlagnahme- und Übertragungsanordnung, 
übergegangen ist oder übergeht. 

§ 186 

Abgabebescheid, zuständiges Finanzamt 

Für jeden Betrieb im Sinne des § 161, der nach 
ij 181 eine Erklärung abzugeben hat. ist ein Abgabe¬ 
bescheid zu erteilen Zuständig ist das Betriebs- 
nnanzamt (fj 72 Nr 2 der Reichsabgabenordnung). 

§ 187 

einheitliche und gesonderte Feststellung 
bei Zusammenfassung mehrerer Betriebe 

|l) Sind nach den §§ 168 und 169 mehrere Betriebe 
für die Bemessung der Kreditgewinnabgabe als ein 
einheitlicher Betrieb anzusehen, so wild der auf den 
einheitlichen Betrieb entfallende Gewinnsaldo, in 
den Fällen des § 167 der geminderte Gewinnsaldo, 
einheitlich und gesondert festgestellt Dabei ist auch 
eine Feststellung darüber zu treffen, wie der für den 
einheitlichen Betrieb festgestellte Gewinnsaldo sich 
auf die einzelnen Betriebe verteilt. 

(2) Zuständig für die einheitliche und gesonderte 
Feststellung ist, wenn einer der zusammengefaßten 
Betriebe als herrschender Betrieb anzusehen >st das 
für den herrschenden Betrieb ^''Ständige Betriebs- 
finanzamt. In den übrigen Fällen ist das Betriebs- 
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finanzaint des Betriebs zuständig, der in seiner Er¬ 
klärung (§ 181) den höchsten Schuldnergewinn aus¬ 
weist. Der Bundesminister der Finanzen kann ein 
anderes Finanzamt für zuständig erklären. 

§ 188 

Durchführung» Vorschrift en 

Durch Rechtsverordnung können zur Durchfüh¬ 
rung der Vorschriften über die Kreditgewinnabgabe 
Bestimmungen gelroifen werden 

1. über die Abgrenzung clor Abgabepflicht 

a) bei Geldinstituten mit bankfremdem Ge¬ 
schält, 

b) bei Unternehmen, deren Zugehörigkeit zu 
den nach § 161 Abs. 2 Nr. 3 und 4 der 
Kreditgewinnabgabe nicht unterliegenden 
Unternehmen zweifelhaft ist, 

c) in den Fällen, in denen sich aus den Vor 
Schriften des Umstellungsgesetzes und des 
D-Markbilanzgesetzes sowie der dazu er¬ 
gangenen Ausführungsverordnungen im Zu¬ 
sammenhang mit den Grundsätzen dieses 
Gesetzes Zweitel über die Abgabepflicht 
ergeben; 

2. über die Berechnung der Betriebsverluste (§ 166); 

3. über die Durchführung der Veranlagung und 

die Erteilung des Abgabobescheids. 

ZWEITER TITEL 

Sondervorschriften Mir Berlin (West) 
§ 189 

Abgabepflichl für Betriebe in Berlin (West) 

(1) Außer den in § 161 bezeichnten Betrieben 
unterliegt der Kreditgewinnabgabe jeder gewerb¬ 
liche Betrieb im Sinne des Bewertungsgesetzes, der 
eine Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark nach den 
Vorschriften des Berliner D-Markbilanzgesetzes auf¬ 
zustellen verpflichtet ist oder nach § 6 Abs. 2 der 
Uberleitungsverordnung zur Regelung des Steuer¬ 
rechts nach der Währungsergänzungsverordnung 
vom 22. Juni 1949 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin I 
S. 200) in Verbindung mit § 4 des Veranlagungs¬ 
gesetzes 1949 vom 1. Dezember 1950 (Verordnungsbl. 
für Berlin I S. 525) eine Westmarkbilanz auf den 
26. Juni 1948 aufgestellt hat. 

(2) Der Kreditgewinnabgabe unterliegen nicht 

1. Unternehmen, deren DM-Eröffnungsbilanx 
nach den Durchführungsbestimmungen Nr. 
9, 11 und 13 zur Vierten Verordnung 
zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel¬ 
lungsergänzungsverordnung) vom 20. März 
1949 (Gesetz- und Verordnungsbl. für Berlin 
1951 S. 361, 366 und 378) aufzustellen ist 
(Geldinstitute, Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen); 

2. Betriebe gewerblicher Art von Körper¬ 
schaften des öffentlichen Rechts; 

3. Wohnungs- und Siedlungsunternehmen im 
Sinne des § 9 der Verordnung zur Durch¬ 
führung des Körperschaftsteuergesetzes 
vom 16. August 1950 (Verordnungsbl. für 
Groß-Berlin I S. 407); 


4. Unternehmen, deren Hauptzweck die Ver¬ 
mietung oder Verpachtung eigenen Grund¬ 
besitzes ist, soweit sie nicht schon unter 
Nr. 3 fallen, 

§ 190 

Anwendbarkeit der Vorschriften des 
Ersten Titels 

Für di# Fälle des § 189 Abs. 1 gelten die §§ 162 
bis 188, soweit sich nicht aus den §§ 191 bis 197 
etwas anderes ergibt. 

§ 191 

Allgemeine Vorschriften 

Bei Unternehmen, die ihre DM-Eröffnungsbilanz 
nicht auf den 21. Juni 1948 erstellen, tritt 

1. an die Stelle des 20. Juni 1948 der 25. Juni 
1948, 

2. an die Stelle des 21. Juni 1948 der 26. Juni 
1948. 

§ 192 

Schuldnergewinne 

(t) Schuldnergewinn ist abweichend von § 163 
Abs, 1 

1. bei Unternehmen, die eine DM-Eröffnungs¬ 
bilanz auf den 21. Juni 1948 aufgestellt 
haben, 

der Betrag, um den der in der RM- 
Schlußbilanz ausgewiesene Wert einer 
Reichsmarkverbindlichkeit im Sinne des 
§ 26 der Berliner Umstellungsverordnung 
vom 4. Juli 1948 (Verordnungsbl. für Groß- 
Berlin 1948 I S. 374) den Ansatz in der 
steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz auf den 
21. Juni 1948 übersteigt; 

2. bei Unternehmen, die zur Aufstellung einer 
DM-Eröffnungsbilanz auf den 1. April 
1949 verpflichtet sind und eine Westmark¬ 
bilanz auf den 26. Juni 1948 aufgestellt 
haben, 

der Betrag, um den der in der RM- 
Schlußbilanz auf den 24. Juni 1948 aus¬ 
gewiesene Wert einer Reichsmarkver¬ 
bindlichkeit im Sinne des § 26 der Ber¬ 
liner Umstellungsverordnung den Ansatz 
in der Westmarkbilanz auf den 2ß. Juni 
1948 übersteigt; 

3. bei Unternehmen-, die zur Aufstellung einer 
DM-Eröffnungsbilanz auf den 1. April 1949 
verpflichtet sind und eine Westmarkbilanz 
auf den 26. Juni 1948 nicht aufgestellt 
haben, 

neun Zehntel des in der RM-Schlußbilanz 
auf den 24. Juni 1948 ausgewiesenen 
Werts einer Reichsmarkverbindlichkeit 
im Sinne des § 26 der Berliner Umstel¬ 
lungsverordnung 
oder 

auf Antrag der Betrag, um den der in 
der RM-Schlußbilanz ausgewiesene Wert 
einer solchen Reichsmarkverbindlichkeit 
den Umstellungsbetrag in Westmark 
übersteigt. Dabei sind Verpflichtungen 
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in Deutscher Mark der Deutschen Noten¬ 
bank (Ostmark) zum Kurse von 2 zu 1 zu 
berücksichtigen; 

4. bei Unternehmen, die zur Aufstellung einer 
DM-Eröffnungsbilanz nicht verpflichtet 
sind, aber eine Weslmarkbilanz auf den 
26, Juni 1948 aufgestellt haben, 

der Betrag, um den der Wert einer 
Reichsmarkverbindlichkeit im Sinne des 
§ 26 der Berliner Umstellungsverord- 
nung den Ansatz in der Westmarkbilanz 
auf den '26. Juni 1948 übersteigt. 

Verbindlichkeiten aus empfangenen Anzahlungen 
werden den Reichsmarkverbindlichkeiten gleich¬ 
gestellt. Ist eine steuerliche RM-Schlußbilanz auf¬ 
gestellt worden, so tritt diese an die Stelle der RM- 
Schlußbilanz. 

(2) Soweit für di.e Umstellung einer Verbindlich¬ 
keit das im Geltungsbereich des Grundgesetzes gel¬ 
tende Umstellungsrcclit maßgebend ist, tritt an die 
Stelle des § 26 der Berliner Umstellungsverordnung 
der § 13 Abs. 3 des Umstellungsgesetzes. 

§ 193 

Gläubigerverluste 

Gläubigerverlust ist. abweichend von § 164 Abs. 1 

1. bei Unternehmen, die eine DM-Eröffnungs¬ 
bilanz auf den 21. Juni 1948 aufgestellt haben, 

der Betrag, um den der in der RM-Schluß¬ 
bilanz auf den 20. Juni 1948 ausgewiesene 
Wert für Bargeld, für ein Guthaben, einen 
Scheck, einen Wechsel, eine Forderung oder 
ein festverzinsliches Wertpapier den ent¬ 
sprechenden Ansatz ln der steuerlichen DM- 
Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 1943 über¬ 
steigt. Zu berücksichtigen sind nur aut 
Reichsmark lautende Werte; 

2. bei Unternehmen, die zur Aufstellung einer 
DM-Eröffnungsbilanz auf den f. April 1949 ver¬ 
pflichtet sind und eine Westmarkbilanz auf 
den 26. Juni 1948 aufgestellt haben, 

der Betrag, um den der in der RM-Schluß- 
bilanz auf den 24. Juni 1948 ausgewiesene 
Wert für Wirtschaftsgüter im Sinne der 
Nr. 1 den entsprechenden Ansatz in der 
Westmarkbilanz auf den 26. Juni 1948 über¬ 
steigt; 

3. bei Unternehmen, die zur Aufstellung einer 
DM-Eröffnungsbilanz auf den 1. April 1949 ver¬ 
pflichtet sind und eine Westmarkbilanz auf den 
26. Juni 1948 nicht aufgestellt haben, 

neun Zehntel des in der RM-Schlußbilanz auf 
den 24. Juni 1948 ausgewiesenen Werts für 
Wirtschaftsgüter im Sinne der Nr. 1 
oder, 

wenn der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
in der RM-Schlußbilanz auf den 24. Juni 1948 
ausgewiesenen Wert eines solchen Wirt¬ 
schaftsguts und dem Umstellungsbetrag in 
Westmark geringer ist, dieser Unterschieds¬ 
betrag; 

4. bei Unternehmen, die zur Aufstellung einer 
DM-Eröffnungsbilanz nicht verpflichtet sind, 


aber eine Westmarkbilanz auf den 26. Juni 1S43 
aufgestellt haben, 

der Betrag, um den der Reichsmarknenn¬ 
betrag eines Wirtschaftsguts im Sinne der 
Nr. 1 den entsprechenden Ansatz in der 
Westmarkbilanz auf den 26. Juni 1948 über¬ 
steigt. An die Stelle des Reichsmarknenn¬ 
betrags tritt der für die Zwecke der Ein¬ 
kommensteuer oder Körperschaftsteuer auf 
den 25. Juni 1948 geltend gemachte Wert, 
wenn dieser niedriger ist. ' 

Forderungen aus geleisteten Anzahlungen werden 
den Reichsmarkforderungen gleichgestellt. Ist eine 
steuerliche RM-Schlußbilanz aufgestellt worden, 
so tritt diese an die Stelle der RM-Schlußbilanz. 

§ 194 

Abzug von Betriebsverlusten 

An die Stelle des § 166 Abs. 1 treten die folgen¬ 
den Vorschriften: 

1. Bei der Ermittlung des Gewinnsaldos (§ 162) ist 
abzuziehen die Summe der für die Zeit vom 
1. Januar 1945 bis zum 25. Juni 1948 nach den 
Vorschriften des Einkommensteuerrechts fest¬ 
gestellten Verluste des Betriebs, soweit sie die 
Summe der für diesen Zeitraum festgestellten 
Gewinne des Betriebs übersteigt. Soweit eine 
Veranlagung nicht vorgenommen worden ist, 
sind Verluste und Gewinne nach den Handels¬ 
bilanzen unter Berücksichtigung der Vorschrif¬ 
ten des Artikels VIII des Kontrollratsgesatzes 
Nr. 12 und der einkommensteuerlichen und 
körperschaftsteuerlichen Vorschriften über die 
Nichtabzugsfähigkeit von Personensteuern an¬ 
zusetzen. 

2. Bei Unternehmen mit Geschäftsleitung in Berlin 
(West) sind bei Ermittlung des Gewinnsaldos 
(§ 162) ferner abzuzieben 

a) nach den Vorschriften des Einkommensteuer¬ 
rechts anerkannte Verluste des Betriebs in 
der Zeit vom 26. Juni 1948 (bei Unterneh¬ 
men, die ihre DM-Eröifnungsbilanz auf den 
21. Juni 1948 erstellen: vom 21. Juni 1948) 
bis zum 31. Dezember 1949, soweit sie Ge¬ 
winne des Betriebs in diesem Zeitraum 
übersteigen, oder 

b) auf Antrag Verluste an Bankguthaben und 
Postscbeckguthaben, die nach dem 20. Juni 
1948 dadurch eingetreten sind, daß ein ge¬ 
werblicher Betrieb über diese Guthaben 
infolge von Maßnahmen in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetz¬ 
ten Sektor Berlins nicht mehr verfügen 
konnte, soweit sie sich nicht schon als 
Gläubigerverlust ausgewirkt haben. 

§ 195 

Zusammenfassung mehrerer Betriebe 

Die §§ 168 und 169 gelten mit der Einschränkung, 
daß eine Zusammenfassung von Betrieben im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes (§ 161) mit Betrie¬ 
ben in Berlin [West] (§ 189) zu einem einheitlichen 
Betrieb ausgeschlossen ist; Anträge nach § 168 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 und nach § 169 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 sind für die Betriebe im Geltungsbereich des 
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Grundgesetzes und für die Betriebe in Berlin (West) 
jeweils gesondert zu stellen. Dagegen sind Forde¬ 
rungen und Verbindlichkeiten auch zwischen ein¬ 
zelnen Betrieben im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes und Betrieben in Berlin (West) auf Antrag 
außer Ansatz zu lassen. 

§ 196 

Entrichtung der Abgabe 

(1) Bei Betrieben, die am 21. Juni VMb keine Be- 
triebslätlen im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
hallen, werden Zinsen für die Zeit vom 1. Juli 1948 
bis zum 30. Juni 1952 nicht erhoben. 

(2) Bei Betrieben, die am 21. Juni 1943 Betrieb¬ 
stätten im Geltungsbereich dos Grundgesetzes 
hatten, werden Zinsen für die Zeit vom 1. Juli 1948 
bis zum 30. Juni 1952 nur insoweit erhoben, als sie 
bei Anwendung des Zerlegungsmaßstabs für die 
Gewerbesteuer 1949 den Betriebstätten im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes zuzurechnen sind. 

§ 197 

Einheitliche und gesonderte Feststellung bei 
Zusammenfassung mehrerer Betriebe 

§ 187 Abs. 2 Satz 3 gilt mit. der Maßgabe, daß im 
Fallt: der Behandlung mehrerer Berliner Betriebe 
als ein einheitlicher Betrieb anstatt des Bundes¬ 
ministers der Finanzen der Senator für Finanzen 
ein anderes Finanzamt, für zuständig erklären kann. 


VIERTER ABSCHNITT 

Vorschriften 

für mehrere oder alle Ausgleichsabgaben 

§ 198 

Nichtberücksichtigung von Kriegsschäden 

(1) Eine durch den Krieg oder seine Folgen ver¬ 
ursachte Vermögensminderung als solche ist, soweit 
dies nicht in diesem Gesetz oder in einer Rechts¬ 
verordnung ausdrücklich vorgesehen ist, als Grund 
für einen Erlaß oder eine Stundung dci Abgaben 
nicht anzuerkennen. Das gilt auch, wenn zur Be¬ 
seitigung solcher Schäden ein Investitionsbedarf 
geltend gemacht wird. Die Anwendbarkeit der 
§§ 127 und 131 der Reichsabgabenordnung (§ 203 
dieses Gesetzes) im Hinblick auf die wirtschaftliche 
Lage des Abgabeschuldners bleibt unberührt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, für 
Gruppen von Fällen, in denen die Anwendung der 
Sätze 1 und 2 des Absatzes 1 zu unbilligen Härten 
führt, Ausnahmen zuzulassen. 

§ 199 

Ablösung der Ausgleichsabgaben 

(1) Der Abgabeschuldner kann noch nicht fällige 
Leistungen auf die Vermögensabgabe, die Hypo¬ 
thekengewinnabgabe und die Kreditgewinnabgabe 
jederzeit ganz oder in Teilen ablösen. 

(2) . Ablösungswert ist die Summe der einzelnen 
Jahresleistungen abzüglich der Zwischenzinsen 
unter Berücksichtigung von Zinseszinsen. 


(3) Für Ablösungen bis zum 31. Dezember 1954 
ist ein Zinssatz von 10 vom Hundert zugrunde zu 
legen. 

(4) Durch RechLsverordnung wird das Nähere 
sowie der Zinssatz für Ablösungen nach dem 
31. Dezember 1954 bestimmt werden. 

§ 200 

Fälligkeit kleiner Abgabeschulden 

(1) Beträgt der Ablösungswert einer Abgabe- 
sehuld an Vermögensabgabe, Hypolhekengewinn- 
abgabe oder Kreditgewmnabgabe am 1. April 1952 
nicht mehr als 100 Deutsche Mark, so kann das 
Finanzamt anordnen, daß die Abgabeschuld drei 
Monate nach Bekanntgabe des Abgabeboscheids 
fällig wird. In diesem Falle ist der Ablösungswert 
vom 1. April 1952 abzüglich eines Nachlasses von 
20 vom Hundert zu entrichten. Auf den sich hier¬ 
nach ergebenden Betrag sind die nach dem 1. April 
1952 fällig gewordenen und entrichteten Leistungen 
anzurechnen. 

(2) Beträgt der Ablösungswert einet Abgabe¬ 
schuld an Vermögensabgabe, Hypothekengewinn¬ 
abgabe oder Kreditgewinnabgabe am 1. April 1952 
mehr als 100, aber nicht mehr als 200 Deutsche 
Mark, so gilt Absatz 1 entsprechend mit der Maß¬ 
gabe, daß der Betrag zur Hälfte drei Monate und 
zur Hälfte neun Monate nach Bekanntgabe des 
Abgabebescheids fällig wird. 

§ 201 

Besondere Formen der Abgabenentrichtung 

(1) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt wer¬ 
den, unter welchen Voraussetzungen Ausgleichs¬ 
abgaben durch Leistung anderer wirtschaftlicher 
Werte als Geld entrichtet und in welcher Form 
diese Leistungen zur Gewährung von Ausgleichs¬ 
leistungen verwandt werden können. 

(2) Zur Förderung von Vorhaben, die der Ein¬ 
gliederung Geschädigter im Sinne des § 254 Abs. 1 
in die Landwirtschaft dienen, kann durch Rechtsver¬ 
ordnung bestimmt werden, daß Ausgleichsabgaben 
durch Hergabe von geeignetem Siedlungsland ab¬ 
gelöst werden können und daß hierbei eine ander¬ 
weitige als die sich aus § 199 ergebende Vergünsti¬ 
gung zu gewähren ist. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann 
auch bestimmt Werden, daß zur Ablösung von Aus¬ 
gleichsabgaben abgegebene, den Bodenreform¬ 
gesetzen unfertte'gende Grundstücke auf das nach 
diesen Gesetzen bestehende Landabgabe-Soll anzu¬ 
rechnen sind und daß durch die Einleitung eines 
Landabgabeverfahrens auf Grund der Bodenreform- 
gesetze die Ablösung von Ausgleichsabgaben nach 
Absatz 2 nicht ausgeschlossen wird. Die Anrech¬ 
nung des hiernach abgegebenen Bodenreformlandes 
auf die bei der Siedlung zu berücksichtigenden 
Personenkreise erfolgt nach Maßgabe der in den 
Ländern geltenden Bodenreform- und Siedlungs¬ 
gesetze. 

(4) Soweit die Soforthilfeabgabe nach § 5 der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum Ersten Teil 
des Soforthilfegesetzes in Wertpapieren entrichtet 
werden konnte, gilt diese Vorschrift bis zu einer 
anderweitigen Regelung durch Rechtsverordnung für 
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die nadi § 49 fällig werdenden Vierleljahisbetrage 
der Vermögensabgabe. 

§ 202 

Veräußerungen und Verpachtungen 
von Betrieben an Geschädigte 

(1) Durch Reditsverordnung kann bestimmt wer¬ 
den, daß im Falle der Veräußerung oder der lang¬ 
fristigen Verpachtung von land- und forstwirtschaft¬ 
lichen Betrieben oder von gewerblichen Betrieben 
an Geschädigte im Sinne des § 254 Abs. 1 besondere 
Vergünstigungen gewährt werden. 

(2) Bis zum Inkrafttreten der in Absatz 1 vor¬ 
gesehenen Rechtsverordnung gelten die §§ 6 und 7 
der Zweiten Durchführungsverordnung zum Ersten 
Teil des Soforthilfegesetzes weiter mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Nichterhebung der Sofort¬ 
hilfeabgabe die Nichterhebung der auf den Betrieb 
(Betriebsteil) entfallenden Vierteljahrsbeträge an 
Vermögensabgabe tritt. 

§ 203 

Anwendbarkeit von Stenergesetzen 

(1) Für die Ausgleichsabgaben gelten vorbehalt¬ 
lich der Absätze 2 bis 5 die Vorschriften der Reichs¬ 
abgabenordnung und ihrer Nebengesetze über 
Steuern sowie die Vorschriften des Bewertungs- 
gesetzes, soweit sich nicht aus den Vorschriften 
dieses Gesetzes etwas anderes ergibt; die Vorschrif¬ 
ten über die Ausgleichsabgaben gelten als Steuer¬ 
gesetz. 

(2) Unbeschadet der Entstehung der Abgabe¬ 
schulden mit dem Beginn dos 21. Juni 1948 sind die 
Zins- und Tilyungsleistungcn auf die Vermögens¬ 
abgabe und die Kredilgewinnabgabc mit ihrer ge¬ 
setzlichen Fülligkeit als einheitliche Steuerschuld 
zii behandeln. 

(3) Die Verjährung der Zins- und Tilyungs- 
leistungen aul die Vermögensabgabe, die Ilypo- 
thckcngowiniialKjdbe und die Kreditgewinnabgabe 
beginnt abweichend von 5 145 Abs. 1 der Reichs¬ 
abgabenord nung mit dem Ablauf des Jahres, in dem 
die gesetzliche Fälligkeit eingelrclen ist. 

(4) Die Bestimmung des § 3 Abs. 4 des Steuer¬ 
anpassungsgesetzes über den Todestag von Ver¬ 
schollenen ist für die Ausglcichsabgabcn nicht an¬ 
zuwenden. Als Zeitpunkt des Todes eines Verschol¬ 
lenen gilt der in dem Beschluß, durch den der Ver¬ 
schollene für tot erklärt wird, fcstgcstellle Zeit¬ 
punkt seines Todes. 

(5) Die Anwendung des § 131 der Reichsabgaben¬ 
ordnung wird durch besondere Verwaltungsanord¬ 
nung des Bundesministers der Finanzen geregelt. 

§ 204 

Auftragsverwaltung 

Die Verwaltung der Lastenausgleichsabgaben wird 
den Landesfinanzbehörden als Aufti... . erwaltung 
übertragen. Die Länder erhalten vom Bund als Bei¬ 
trag zu den Kosten der Verwaltung 4 vom Hundert 
des Istaufkommens der erhobenen Lastenausgleichs¬ 
abgaben. 


§ 205 

Verwaltung der Ausglcichsabgaben ln Berlin (West) 

(1) Solange nach Maßgabe des § 7 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes Überleitungs¬ 
gesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
das Gesetz über die Finanzverwaltung vom 6. Sep¬ 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 448) in Berlin 
(West) nidit gilt, finden die Vorschriften des § 204 
in Berlin (Westy keine Anwendung. 

(2) Die Ausgleichsabgaben werden in Berlin 
(West) durch das Landesfinanzamt Berlin und die 
Finanzämter in Berlin (West) verwaltet Das Land 
Berlin erhält vom Bund als Beitrag zu den Kosten 
der Verwaltung 4 vom Hundert des Istaufkommens 
der erhobenen Lastenausgleichsabgaben. 

(3) Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung, 
insbesondere für die Zuständigkeit und das Ver¬ 
fahren, gelten nach Maßgabe des § 7 Abs. 1 Nr. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
§ 206 

Abzugsfähigkeit der Ausgleidisabgaben 
bei aer Feststellung der Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe 
bis zur nächsten Hauptteststellung 

Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Hauptfeststcllung der Einheitswerte der ge¬ 
werblichen Betriebe auf den 21. Juni 1948 und bei 
Wertfortschrcibungen und Nachfeststellungen auf 
Feslstellungszeitpunkte vor der nächsten Hauptfest¬ 
stellung gelten folgende Vorschriften: 

1. Die Vermögensabgabe ist außer Betracht zu 
lassen. 

2. Die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit¬ 
gewinnabgabe sind nicht abzuziehen. Statt 
dessen sind Umstellungsgrundschulden, soweit 
sie mit dem gewerblichen Betrieb in wirt¬ 
schaftlichem Zusammenhang stehen, mit ihrem 
jeweiligen Wert im Feststellungszeitpunkt ab¬ 
zuziehen. In den Fällen, in denen sich die 
Höhe der Hypothekengewinnabgabe nach 
§ 101 Abs. 1 bestimmt, ist der Gesamtbetrag 
der Leistungen abzugsfähig, die auf Grund der 
Umstellungsgrundschulden nach dem Fest¬ 
stellungszeitpunkt tatsächlich entrichtet worden 
sind; das gilt auch, soweit es sich um Zinsen 
gehandelt hat. 

§ 207 

Abzugsfähigkeit der Ausglelcbsabgaben 
bei der Feststellung der Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe 
für spätere Feststellungszeitpunkte 

Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei Feststellung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betriebe gelten von der nächsten Hauptfeststellung 
ab folgende Vorschriften: 

1. Die Vermögensabgabe ist außer Betracht zu 
lassen. 
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2. Die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit¬ 
gewinnabgabe sind, soweit sie mit dem ge¬ 
werblichen Betrieb in wirtschaftlichem Zusam¬ 
menhang stehen, mit ihrem jeweiligen Wert 
im Feststellungszeitpunkt abzuziehen. 

§ 208 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 

innerhalb des am 1. Januar 1949 beginnenden 
Hauptveranlagungszeitraums der Vermögensteuer 

Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Hauptveranlagung 1949 der Vermögensteuer 
und bei Neuveranlagungen und Nachveranlagungen 
innerhalb des Hauptveranlagungszeitraums gelten 
folgende Vorschriften: 

1. Bei der Ermittlung des Gesamtvermögens oder 
des Inlands Vermögens sind statt der Vermö¬ 
gensabgabe 35 vom Hundert des Vermögens 
abzuziehen, das sich für den 21. Juni 1948 vor 
Abzug der Vermögensabgabe und nach Abzug 
der in Nr. 2 und 3 bezeichneten Beträge ergibt. 

2. Statt der Hypothekengewinnabgabe und der 
Kreditgewinnabgabe sind beim Gesamtver¬ 
mögen oder Inlandsvermögen die Umstellungs- 
grundschulden mit ihrem jeweiligen Wert ab¬ 
zuziehen. In den Fällen, in denen sich die Höhe 
der Hypothekengewinnabgabe nach § 101 Abs. 1 
bestimmt, ist der Gesamtbetrag der Leistungen 
abzugsfähig, die auf Grund der Umstellungs¬ 
grundschulden nach dem Veranlagungszeitpunkt 
tatsächlich entrichtet worden sind; das gilt auch, 
soweit es sich um Zinsen gehandelt hat. 

3. Die Soforthilfesonderabgabe ist, soweit sie nach 
§ 48 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf die Vermögensab¬ 
gabe anzurechnen ist, abzüglich der bis zu dem 
maßgebenden Stichtag entrichteten Beträge, mit 
dem Nennbetrag abzuziehen. 

§ 209 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Vermögensteuer 

für Veranlagungszeitpunkte ab 1. Januar 1953 

Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleicbsabgaben 
bei der Ermittlung des Vermögens für die Vermögen¬ 
steuer auf Veranlagungszeitpunkte ab 1. Januar 1953 
gelten folgende Vorschriften: 

1. Die Vermögensabgabe ist mit ihrem jeweiligen 
Zeitwert (§ 77) abzuziehen. 

2. Die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit¬ 
gewinnabgabe sind, soweit sie nicht mit einem 
gewerblichen Betrieb in wirtschaftlichem Zu¬ 
sammenhang stehen, mit ihrem jeweiligen Wert 
abzuziehen. 

3. Die Soforthilfesonderabgabe ist, soweit sie 
nach § 48 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf die Vermö¬ 
gensabgabe anzurechnen ist, abzüglich der bis 
zu dem maßgebenden Stichtag entrichteten 
Beträge, mit dem Nennbetrag abzuziehen. 

§ 210 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Vermögensabgabe 

Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Ermittlung des der Vermögensabgabe unter¬ 
liegenden Vermögens gelten folgende Vorschriften: 


1. Der Betrag, der nach § 208 Nr. 1 zur Abgeltung 
der Vermögensabgabe abgezogen worden ist, 
ist dem Vermögen wieder hinzuzurechnen. 

2. Die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit¬ 
gewinnabgabe sind mit ihrem Wert am 21. Juni 
1948 abzuziehen. Soweit bei der Einheitswert- 
leststellung gewerblicher Betriebe nach § 206 
Nr. 2 oder bei der Ermittlung des Gesamtver¬ 
mögens oder des Inlandsvermögens nach § 208 
Nr. 2 Umstellungsgrundschulden abgezogen 
worden sind, sind sie für die Zwecke der Ver¬ 
mögensabgabe dem Einheitswert oder dem Ver¬ 
mögen wieder hinzuzurechnen. 

3. Die Soforthilfesonderabgabe ist, soweit sie 
nach § 48 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf die Vermögens¬ 
abgabe anzurechnen ist, mit dem Nennbetrag 
abzuziehen. 

§ 211 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben bei der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 

(1) Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Ermittlung des Einkommens für die Zwecke 
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
gelten folgende Vorschriften: 

1. Die Vierteljahrsbeträge der Vermögens¬ 
abgabe sind bei dem jeweiligen Abgabe¬ 
schuldner — für die Zwecke der Einkom¬ 
mensteuer als Sonderausgaben, für die 
Zwecke der Körperschaftsteuer als Betriebs¬ 
ausgaben oder Werbungskosten — in fol¬ 
gender Höhe abzuziehen: 

in den Fällen der Nr. 1 und 2 des § 35 und 
des § 36 Abs. 2: zu einem Drittel, 

in den Fällen der Nr. 3 des § 35 und des 
§ 36 Abs. 2: zu einem Viertel; 

bei zusammengesetztem Vermögen (§ 37) 
ist der überwiegende Teil des Vermögens 
maßgebend, wobei von den nach § 37 Nr. 1 
ohne Abrundung ermittelten Teilen des 
Vermögens auszugehen ist. 

Satz 1 gilt auch für die Leistungen dessen, 
der sich dem Abgabeschuldner gegenüber 
nur im Innenverhältnis verpflichtet hat, 
dessen Vierteljahrsbeträge zu tragen; die 
zugunsten des Abgabeschuldners bewirkten 
Leistungen unterliegen bei diesem zu 
einem Drittel (einem Viertel) der Einkom¬ 
mensteuer oder der Körperschaftsteuer. 
Für Leistungen, die im Falle der sofortigen 
Fälligkeit der Abgabeschuld (§§ 50 bis 52, 
§ 63, § 200) und im Falle der Ablösung 
(§ 199) als Zeitwert oder Ablösungswert 
entrichtet werden, ist ein Abzug aus¬ 
geschlossen. 

2. Die Leistungen auf die Hypothekengewinn¬ 
abgabe und die Kreditgewinnabgabe sind, 
soweit es sieb um Zinsen handelt, abzu¬ 
ziehen. Wie Zinsen zu behandeln sind auch 
Leistungen auf die Hypothekengewinnab¬ 
gabe, die nach Art der umgestellten Ver¬ 
bindlichkeit die Bedeutung von Renten¬ 
leistungen haben, die bei der Ermittlung 
des Einkommens abzugsfähig sind. 
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3. Die Soforthilfesonderabgabe ist, auch so¬ 
weit sie nicht auf die Vermögensabgabe 
anzurcchnen ist, nicht abzuziehen (§ 48 
Abs. 2 Nr. 2 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 26 Abs. 1 des Soforthilfegesetzes). 

(2) Soweit Abgabeschulden aus Lastenausgleichs- 
abgaben in der Bilanz passiviert sind, bleiben 
Änderungen im Wertansatz der Schulden bei der 
steuerlichen Gewinnerrnitllung außer Betracht. Dies 
gilt nicht für Bilanzansätze rückständiger Zinsen 
nach § 176 Abs. 2. 

(3) § 26 Abs. 2 des Soforthilfegesetzes wird mit 
Wirkung ab 1. April 1949 aufgehoben. Für die auf 
die Zeit ab 1. April 1949 entfallenden Leistungen 
auf Umstellungsgrundschuldcn gilt Absatz 1 Nr. 2 
entsprechend, übersteigt ein bei der Ermittlung 
des Einkommens nach § 26 Abs. 2 Satz 2 des 
Soforthilfegesetzes zugelassencr Abzug den nach 
Satz 2 zulässigen Abzug, so verbleibt es für die 
Veranlagungszeii i äume 1949 und 1950 bei dem 
höheren Abzug. 

(4) Für den Lastenausglcichsgegenposten (§ 221) 
gilt § 73 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes ent¬ 
sprechend. 

§ 212 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Gewerbesteuer 

(1) Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Gewerbesteuer gelten folgende Vorschriften: 

1. Die Vierteljahrsbeträge der Vermögens¬ 
abgabe sind bei der Ermittlung des Ge¬ 
werbeertrags nicht abzuziehen; soweit sie 
bei der Ermittlung des Gewinns abgezogen 
worden sind, sind sie diesem wieder hin¬ 
zuzurechnen. 

2. Für die Abzugsfähigkeit der Hypotheken- 
gewinnabgabe und der Kreditgewinnabgabe 
gilt das Folgende: 

a) Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 
sind die Zinsen nicht abzuziehen; so¬ 
weit die Zinsen bei der Ermittlung des 
Gewinns abgezogen worden sind, sind 
sie diesem wieder hinzuzurechnen. 

b) Bei der Ermittlung des Gewerbekapitals 
sind die Hypothekengewinnabgabe und 
die Kreditgewinnabgabe nicht abzu¬ 
ziehen; soweit sie oder an ihrer Stelle 
Umstellungsgrundschulden bei der Fest¬ 
stellung des Einheitswerts abgezogen 
worden sind, sind sic diesem wieder 
hinzuzurechnen. 

(2) Die Aufhebung des § 26 Abs. 2 des Sofort¬ 
hilfegesetzes mit Wirkung ab 1. April 1949 (§ 211 
Abs. 3 Satz 1) gilt auch für die Gewerbesteuer. Für 
die auf die Zeit ab 1. April 1949 entfallenden Lei¬ 
stungen auf Umstellungsgrundschuldea gilt Ab¬ 
satz 1 Nr. 2 a entsprechend. Sind Zinsen und Til¬ 
gungsbeträge nach § 26 Abs. 2 Satz 2 des Soforthilfe¬ 
gesetzes bei der Ermittlung des Gewerbeertrags zum 
Abzug zugelassen worden, so verbleibt es für die 
Veranlagungszeiträume 1949 und 1950 bei diesem 
Abzug. 


§ 213 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Feststellung der Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe in Berlin (West) 
oder mit Betriebstätten im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin (West) 
bis zur nächsten Hauptfeststellung 

(1) Bei der Einheitswertfeststellung für gewerb¬ 
liche Betriebe in Berlin (West) gilt § 206 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
1. April 1949 tritt. 

(2) Bei Betriebsvermögen in Berlin (West) gelten 
die Vorschriften über die Abzugsfähigkeit der Um- 
stellungsgrundschulden auch für Aufbaugrund¬ 
schulden im Sinne des Berliner Grundpfandrecht¬ 
umstellungsgesetzes, die zum Betriebsvermögen in 
Berlin (West) gehören. 

§ 214 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben bei 

Steuerpflichtigen mit Vermögen in Berlin (West) 
oder mit Vermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin (West) 
innerhalb des am 1. Januar 1949 beginnenden 
Hauptveranlagungszeitraums der Vermögensteuer 

Für die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Heranziehung von Steuerpflichtigen mit 
Vermögen in Berlin (West) oder mit Vermögen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin 
(West) zur Vermögensteuer für die Kalenderjahre 
1949 bis 1951 gilt § 208 mit folgender Maßgabe: 

1. Vom Vermögen im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes ist ein Betrag in Höhe von 35 vom 
Hundert des auf den 21. Juni 1948 ermittelten 
Vermögens im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes (§§ 80 bis 82) abzuzichen. 

2. Statt der Hypothekengewinnabgabe in Berlin 
(West) sind beim Gesamlvermögen oder In¬ 
landsvermögen die Aufbaugrundschulden im 
Sinne des Berliner Grundpfandrechtumstel¬ 
lungsgesetzes abzuziehen. 

§ 215 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
bei der Vermögensabgabe für Vermögen 
in Berlin (West) 

§ 210 gilt mit der Maßgabe, daß die Hypotheken¬ 
gewinnabgabe in Berlin (West) nach dem Stand 
vom 25. Juni 1948 und die Kreditgewinnabgabe in 
Berlin (West) nach dem Stand vom 26. Juni 1948 
abzuziehen sind. Soweit bei der Einheitswerlfest¬ 
stellung gewerblicher Betriebe Aufbaugrund¬ 
schulden nach § 213 Abs. 2 oder bei der Ermittlung 
des Gesamtvermögens oder des fnlandsvermögens 
nach § 214 Nr. 2 abgezogen worden sind, sind sie 
für die Zwecke der Vermögensabgabe dem Einheits¬ 
wert oder dem Vermögen wieder hinzuzurechnen. 

§ 216 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
für Vermögen in Berlin (West) 
bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer 

Bei der Ermittlung des Einkommens für die 
Zwecke der Einkommensteuer und der Körper- 
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schaftsteuer gilt § 211 für Vermögen in Berlin 
(West) mit folgender Maßgabe: 

1. Die Beträge an Übergangsabgabe, die nach § 158 
als Vorauszahlungen auf die Hypotheken- 
gewinnabgabe gellen, sind für die Zwecke der 
Einkommensteuer als Sonderausgaben, für die 
Zwecke der Körperschaftsteuer als Betriebs¬ 
ausgaben oder Werbungskoslen in voller Höhe 
abzuziehen. Das gilt ohne Rücksicht .auf die 
spätere Anrechnung der Vorauszahlungen auf 
die Zinsen oder Tilgungsbeträge der Hypo- 
thekengewinnabgabe. 

2. Die Abzugsfähigkeit gilt nicht für Leistungen 
im Sinne des § 147 Abs. 7. 

§ 217 

Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben für 
Vermögen in Berlin (West) bei der Gewerbesteuer 

Bei der Gewerbesteuer gilt § 212 für Vermögen 
in Berlin (West) mit folgender Maßgabe: 

1. Die Beträge an Übergangsabgabe, die nach 
§ 158 als Vorauszahlungen auf die Hypotheken- 
gewinnabgabe gelten, sind bei der Ermittlung 
des Gewerbeertrags nicht abzuziehen; soweit 
die Vorauszahlungen bei der Ermittlung des 
Gewinns abgezogen worden sind, sind sie 
diesem wieder hinzuzurechnen. 

2. Aufbaugrundschulden sind bei der Ermittlung 
des Gewerbekapitals nicht abzuziehen; soweit 
sie bei der Feststellung des Einheitswerts ab¬ 
gezogen worden sind, sind sie diesem wieder 
hinzuzurechnen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Handelsrechtliche Bilanzi erungsVorschriften 

§ 218 

Behandlung der Vermögensabgabe in der 
Jahresbilanz 

(1) Die Vermögensabgabe braucht in der Jahres¬ 
bilanz einer Kapitalgesellschaft, einer bergrecht¬ 
lichen Gewerkschaft, einer Erwerbs- und Wirt¬ 
schaftsgenossenschaft oder eines Versicherungs¬ 
vereins auf Gegenseitigkeit nicht ausgewiesen zu 
werden. Wird die Vermögensabgabe nicht aus¬ 
gewiesen, so sind in der Bilanz der auf der Grund¬ 
lage eines Rechnungszinsfußes von 4’'2 vom Hundert 
zu errechnende Gegenwartswert der Vermögens¬ 
abgabe sowie der auf sie zu entrichtende Viertel- 
jahrsbetrag zu vermerken. 

(2) Die Unternehmen können eine „Rücklage für 
die Lastenausgleichs-Vermögensabgabe" bilden. Die 
Rücklage ist auf der Passivseite der Jahresbilanz 
gesondert auszuweisen. Sie darf nur zur Ablösung 
der Vermögensabgabe und zur Entrichtung der Vier¬ 
teljahrsbeträge sowie zum Ausgleich von Wertmin¬ 
derungen und zur Deckung von sonstigen Verlusten 
verwandt werden. Der Verwendung der Rücklage 
steht nicht entgegen, daß freie, zum Ausgleich von 
Wertminderungen und zur Deckung von sonstigen 
Verlusten bestimmte Rücklagen vorhanden sind. 
Der Ausweis der Rücklage befreit nicht von der 


Pflicht zum Vermerk des Gegenwartswerts der Ver¬ 
mögensabgabe sowie des auf diese zu entrichtenden 
Vierteljahrsbetrags nach Absatz 1. 

§ 219 

Behandlung der Kreditgewinnabgabe und der 

Hypothekengewinnabgabe in der Jahresbilanz 

Die Kreditgewinnabgabe und die Hypotheken¬ 
gewinnabgabe sind in der Jahresbilanz eines Kauf¬ 
manns, einer bergrechtlichen Gewerkschaft oder 
eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit auf 
der Passivseite unter einem besonderen Posten in 
Höhe ihres Betrags auszuweisen. 

§ 220 

Erstmaliger Ausweis und Ausgleich der Jahresbilanz 

(1) Die in §§ 218 Abs. 1 und 219 aufgefüiuten 
Ausgleichsabgaben sind erstmals in der Jahresbilanz 
auszuweisen oder zu vermerken, die nach dem Tag 
der Verkündung dieses Gesetzes aufgestellt wird. 
Ist am Tag der Verkündung dieses Gesetzes die 
DM-Eröffnungsbilanz noch nicht aufgestellt, sc hat 
der Ausweis oder der Vermerk bereits in der DM- 
Eröffnungsbilanz zu erfolgen. 

(2) Zum Ausgleich des Unterschiedsbetrags zwi¬ 
schen Aktiven und Passiven, der durch den Ausweis 
dieser Ausgleichsabgaben in der ersten Jahresbilanz 
(Absatz 1 Satz 1) entsteht, sowie zur Bildung einer 
Rücklage für die Lastenausgleichs-Vermögensabgabe 
kann bei Kapitalgesellschaften, Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenosserischaften und Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit neben den freien Rücklagen 
auch die gesetzliche Rücklage (die Sonderrücklage, 
der gesetzliche Reservefonds, die Verlustrücklage) 
aufgelöst werden. Sofern die gesetzliche Rücklage 
(Sondenücklage) nicht den zehnten oder den in der 
Satzung (im Gesellschaftsvertrag) bestimmten höhe¬ 
ren Teil des Nennkapitals erreicht, darf sie jedoch 
erst nach Auflösung der freien Rücklagen verwandt 
werden; das gleiche gilt hinsichtlich des gesetzlichen 
Reservefonds oder der Verlustrücklage, sofern diese 
den in dem Statut (in der Satzung) bestimmten 
Mindestbetrag nicht erreichen. 

(3) Kapitalgesellschaften können zum Ausgleich 
des Unterschiedsbetrags ihr Nennkapital herab¬ 
setzen. Sollen freie Rücklagen zum Ausgleich nur 
teilweise verwandt werden, so darf das Nennkapital 
nur so weit herabgesetzt werden, daß nach der Teil¬ 
auflösung der freien Rücklagen und der Herab¬ 
setzung des Nennkapitals das Verhältnis zwischen 
den freien Rücklagen und dem Nennkapital nicht 
zu Ungunsten des Nennkapitals verändert ist. 

(4) Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
können zum Ausgleich des Unterschiedsbetrags Ab¬ 
schreibungen von den neu festgesetzten Geschäfts¬ 
guthaben erfolgen; die Abschreibungen dürfen nicht 
höher sein als der Betrag des Geschäftsguthabens 
am Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz zuzüglich der 
an diesem Tage rückständigen Pflichteinzahlungen. 
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 221 

Lastenausgleichsgegenposten 

(1) Kann die erste Jahresbilanz (§ 220 Abs. 1 
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Satz Ij einer Kapitalgesellschaft, einer bergrecht¬ 
lichen Gewerkschaft, einer Erwerbs- und W ; rt- 
schaftsgenossenschaft oder eines Versicherungs- 
Vereins auf Gegenseitigkeit sowohl durch Auflösung 
der freien Rücklagen bis auf den zehnten Teil des 
Nennkapitals als auch durch Auflösung der gesetz¬ 
lichen Rücklage (der Sonderrücklage, des gesetz¬ 
lichen Reservefonds, der Verlustrücklage) bis auf 
den zehnten oder den in der Satzung (im Gesell¬ 
schaftsvertrag) bestimmten höheren Teil des Nenn¬ 
kapitals oder den in dem Statut (in der Satzung) 
bestimmten Mindestbetrag nicht ausgeglichen wer¬ 
den, so kann zum Ausgleich in die Jahresbilanz auf 
der Aktivseite ein Lastenausgleichsgegenposten in 
Höhe des noch verbleibenden Fehlbetrags, höchstens 
jedoch in Höhe des Betrags der Kreditgewinnab¬ 
gabe oder der Hypothekengewinnabgabe, eingestellt 
werden. Ein Lastenausgleichsgegenposten darf nicht 
eingestellt werden, wenn die Vermögensabgabe in 
der Bilanz ausgewiesen oder eine Rücklage für die 
Lastenausgleichs /ermögensabgabe gebildet wird. 

(2) Das gleiche gilt für Unternehmen, die nicht 
in einer der in Absatz 1 aufgeführten Rechtsformen 
betrieben werden, sofern die Jahresbilanz sowohl 
durch Auflösung der freien Rücklagen und einer 
zum Ausgleich von Wertminderungen oder zur 
Deckung von sonstigen Verlusten bestimmten 
Rücklage als auch durch Abschreibungen von den 
Kapitalkonten des Inhabers oder der Gesellschafter 
bis zur Hälfte des Betrags dieser Konten nicht aus¬ 
geglichen werden kann. 

(3) Der Lastenausgleichsgegenposten ist geson¬ 
dert auszuweisen. Solange er besteht, sind Wert¬ 
erhöhungen auf Grund der Berichtigung von Wert¬ 
ansätzen {§ 47 dos D-Markbilanzgesetzes) zu seiner 
Tilgung zu verwenden; ist neben dem Lastenausi 
gleichsgegenposten ein Kapitalentwertungskonto 
nach §§ 3G und 37 des D-Markbilanzgesetzes vor¬ 
handen, so sind die Werterhöhungen zuerst zur 
Tilgung dieses Kontos zu verwenden. Im übrigen 
ist der Lastenausgleichsgegenposten jährlich minde¬ 
stens in Höhe der in dem Geschäftsjahr auf die 
Kredilgewinnabgabe und die Hypothekengewinn¬ 
abgabe zu entrichtenden Tilgungsbetrage abzu¬ 
schreiben. 

§ 222 

Durchführung des Ausgleichs 

(1) Der Ausgleich (§§ 220, 221) hat in der ersten 
Jahresbilanz (§ 220 Abs. 1 Satz 1) zu erfolgen; ist 
ein Ausgleich notwendig, so ist bei Aktiengesell¬ 
schaften diese Jahresbilanz durch die Hauptver¬ 
sammlung festzustellen. 

(2) Aktiengesellschaften und Kommanditgesell¬ 
schaften auf Aktien können ihr Nennkapital zum 
Ausgleich des Unterschiedsbetrags (§ 220 Abs. 3) 
in erleichterter Form herabsetzen. In dem Beschluß 
ist festzusetzen, daß die Herabsetzung zum Aus¬ 
gleich des Unterschiedsbetrags erfolgt; sie ist auf 
diesen Betrag zu begrenzen. Auf die Herabsetzung 
sind § 175 Abs. 1, 2'und 4, §§ 176, 177, 179 bis 181 
des Aktiengesetzes über die ordentliche Kapital¬ 
herabsetzung anzuwenden. Der Beschluß über die 
Kapitalherabsetzung in erleichterter Form ist mit 
der Beschlußfassung über den Jahresabschluß (Ab¬ 


satz 1) zu verbinden; die §§ 188 bis 191 des Aktien- 
gesetzes gelten sinngemäß. 

(3) Die Sätze 1, 2 und 4 des Absatzes 2 gelten 
sinngemäß für Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung; § 58 Abs. 1 des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung über die 
bei der Herabsetzung des Stammkapitals zu 03- 
achtenden Bestimmungen ist nicht anzuwenden. 

§ 223 

Ablösung und Entrichtung der Vermögensabgabe 

(1) § 220 Abs. 2 und 3 sowie § 222 Abs. 2 und 3 
gelten entsprechend, soweit zur Ablösung der Ver¬ 
mögensabgabe Kapitalgesellschaften Rücklagen auf- 
lösen oder ihr Nennkapital gleichzeitig mit der 
Feststellung einer Jahresbilanz herabsetzen. Die 
Beträge, die aus der Auflösung der Rücklage und 
aus der Kapitalherabsetzung gewonnen werden, 
dürfen nicht zu Zahlungen an die Gesellschafter und 
nicht dazu verwandt werden, die Gesellschafter von 
der Verpflichtung zur Leistung von Einlagen zu oe- 
freien. 

(2) § 220 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend, soweit 
zur Ablösung der Vermögensabgabe Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften oder Versicherungs¬ 
vereine auf Gegenseitigkeit Rücklagen auflösen 
oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften Ab¬ 
schreibungen von den Geschäftsguthaben vor¬ 
nehmen. 

(3) Zur Entrichtung von Vierteljahrsbeträgen auf 
die Vermögensabgabe kann neben den freien Rück¬ 
lagen auch die gesetzliche Rücklage (die Sonder* 
rücklage, der gesetzliche Reservefonds, die-Verlust- 
rücklage) Verwandt weiden, soweit sie den zehnten 
oder den in der Satzung (im Gesellschaftsvertrag) 
bestimmten höheren Teil des Nennkapitals oder den 
in dem Statut (in der Satzung) bestimmten Mindest¬ 
betrag übersteigt. 

§ 224 

Ausscheiden von Genossen 

(1) Scheidet ein vor dem Stichtag der DM-Eröff- 
nungsbilanz beigetretener Genosse aus einer Er¬ 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaft aus und ist 
der Ausein mdersetzung mit ihm eine in Deutscher 
Mark aufgestellte Bilanz zugrunde zu legen, so ist 
dem ausgeschiedenen Genossen, sein Geschäftsgut¬ 
haben binnen drei Monaten nach Feststellung der 
Jahresbilanz, falls die Jahresbilanz bereits vor der 
Verkündung des Gesetzes festgestellt worden ist, 
binnen drei Monaten nach der Verkündung des 
Gesetzes auszuzahlen. Ist die Vermögensabgabe in 
der der Auseinandersetzung zugrunde zu legenden 
Bilanz nicht ausgewiesen, so ist bei der Berechnung 
des Geschäftsguthabens des ausgeschiedenen Ge¬ 
nossen ein Betrag abzuziehen, der bei Ausweis der 
Vermögensabgabe in der Eröffnungsbilanz in Deut¬ 
scher Mark nach Heranziehung des gesetzlichen 
Reservefonds, der freien Rücklagen und aller Ge¬ 
schäftsguthaben nach § 220 Abs. 2 und 4 von 
dem neu festgesetzten Geschäftsguthaben des aus¬ 
geschiedenen Genossen hätte abgeschrieben werden 
können; dieser Betrag vermindert sich in dem Ver¬ 
hältnis, in dem der Gegenwartswert der Vermögens¬ 
abgabe in der Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
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zum Gegenwartswert der Vermögensabgabe in der 
für das Ausscheiden maßgebenden Jahresbilanz 
steht. Eine Rücklage tür die Lastenausgleichs-Ver- 
mögensabgabe (§ 218 Abs. 2) gilt für die Berech¬ 
nung des Geschäftsguthabens des ausgeschiedenen 
Genossen als nicht gebildet. In der für die Aus¬ 
einandersetzung maßgebenden Rilanz sind ferner, 
soweit dies noch nicht geschehen ist, die Kredit¬ 
gewinnabgabe und die Hypothekengewinnabgabe 
nach Maßgabe des § 219 auf der Passivseite aus- 
zuweisen; ein nach § 221 gebildeter Lastenausgleichs- 
gegenposten gilt als nicht gebildet. § 73 Abs. 2 
Satz 3 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften ist nicht anzuwenden 
auf Fehlbeträge, die sich aus der Passivierung der 
Ausgleichsabgaben und der Berücksichtigung der 
Vermögensabgabe bei der Berechnung des Geschäfts¬ 
guthabens ergeben. 

(2) Scheidet ein am Stichtag der DM-Eröffnungs- 
bilanz oder später beigetretener Genosse aus der 
Genossenschaft aus, so sind die in der Bilanz 
ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus der Kredit¬ 
gewinnabgabe und der Hypothekengewinnabgabe 
nicht Schulden im Sinne des § 73 Abs. 2 Satz 3 des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts¬ 
genossenschaften. Gleiches gilt für Verbindlichkeiten 
aus der Vermögensabgabe, falls diese in der Bilanz 
ausgewiesen ist. 

§ 225 

Aufhebung von Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes 

(1) § 14 Abs. 2 und 4 des D-Markbilanzgesetzes 
werden aufgehoben. 

(2) § 72 Abs. 2 Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes 
wird aufgehoben. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Änderungen des Verniögensteuergesetzes 

§ 220 

Änderung einzelner Vorschriften 

Das Vermögeristeuergesetz in der Fassung vom 
16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 28) wird mit 
Wirkung für Veranlagungszeitpunkte ab 1. Januar 
1953 wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 werden gestrichen 

a) in Nr. 1 die Worte „die Reichsbank,"; 

b) in Nr. 5 der zweite Satz. 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Veranlagung zur Vermögensteuer 
ist das Gesamtvermögen der unbeschränkt 
Steuerpflichtigen (§ 1 Abs. 2) und das Inlands¬ 
vermögen der beschränkt Steuerpflichtigen (§ 2 
Abs. 2) mit dem Wert anzusetzen, der sich nach 
den §§ 73 bis 77 des Bewertungsgesetzes ergibt, 
wenn die Lastenausgleichsabgaben nach Maß¬ 
gabe des § 209 des Lastenausgleichsgesetzes 
berücksichtigt werden. Bei unbeschränkt steuer¬ 
pflichtigen Kapitalgesellschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a) ist mindestens der sich aus § 6 
Abs. 1 oder Abs. 1 a ergebende Vermögens¬ 
betrag anzusetzen." 


3. In § 5 

a) wird Absatz 1 Satz 3 durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

„Der Freibetrag wird auf Antrag gewährt für 
Kinder des Steuerpflichtigen, die das acht¬ 
zehnte Lebensjahr vollendet haben, wenn sie 
auf seine Kosten unterhalten und für einen 
Beruf ausgebildet werden. Haben die Kinder 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet, 
so wird der Freibetrag nur gewährt, wenn 
der Abschluß der Berufsausbildung durch Um¬ 
stände verzögert worden ist, die weder der 
Steuerpflichtige noch die Kinder zu vertreten 
_ haben (z. B. Kriegsteilnahme, Kriegsgefan¬ 
genschaft, Heilbehandlung wegen einer er¬ 
littenen Kriegsbeschädigung). 

Der Freibetrag wird ferner auf Antrag für 
ein Kind ohne Rücksicht auf sein Lebensalter 
gewährt, wenn es außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten (§ 1602 Abs. 1 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs). 

Der Freibetrag wird nicht gewährt für Kin¬ 
der, die Vermögensteuer auf Grund selbstän¬ 
diger Veranlagung zu entrichten haben."; 

b) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Weitere 10 000 Deutsche Mark sind 
steuerfrei, wenn die folgenden Voraussetzun¬ 
gen sämtlich gegeben sind: 

1. Der Steuerpflichtige muß über 
sechzig Jahre alt oder voraussicht¬ 
lich für mindestens drei Jahre er¬ 
werbsunfähig im Sinne des § 265 
des Lastenausgleichsgesetzes sein. 
Ist der Lebensunterhalt zusammen 
veranlagter Ehegatten (§ 11 Abs. 1) 
Im vorangegangenen Kalenderjahr 
überwiegend durch Einkünfte aus 
einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau 
bestritten worden, so genügt es, 
wenn nicht der Ehemann, sondern 
die Ehefrau über sechzig Jahre 
alt ist. 

2. Die Einkünfte des Steuerpflichtigen 
in dem vorangegangenen Kalender¬ 
jahr dürfen den für eine Stundung 
der Vermögensabgabe nach § 54 
Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
maßgebenden Betrag nicht über¬ 
schritten haben. 

3. Das Gesamtvermögen (§ 4) darf 

nicht mehr als 30 000 Deutsche Mark 
betragen. 

4. Das Gesamtvermögen (Ziffer 3) 
muß überwiegend aus Grundver¬ 
mögen, verpachtetem land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen, ver¬ 
pachtetem Betriebsvermögen oder 
sonstigem Vermögen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes bestehen. Satz 1 
gilt nicht für Personen, die zu min¬ 
destens 80 vom Hundert erwerbs¬ 
beschränkt sind." 

4. In § 6 

a) wird hinter Absatz 1 der folgende Absatz 1 a 
eingefügt: 
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„(1 a) Ist die Vermögensabgabe nach § 199 
des Lastenausgleichsgesetzes vorzeitig ab¬ 
gelöst worden, so ist das Mindestvermögen 
(Absatz 1) um den Zeitwert der Abgabe zu 
kürzen, der auf den Veranlagungszeitpunkt 
zu berechnen gewesen wäre, wenn keine vor¬ 
zeitige Ablösung stattgefunden hätte."; 

b) werden in Absatz 2 die Worte „10 000 
Deutsche Mark“ ersetzt durch die Worte 
„5 000 Deutsche Mark". 

5. In § 7 Nr. 1 werden ersetzt 

a) in Buchstabe b die Worte „im § 6 Abs. 1 
bezeichnete" durch die Worte „sich aus § 6 
Abs. 1 oder Abs. 1 a ergebende"; 

b) in Buchstabe c die Worte „10 000 Deutsche 
Mark" durch die Worte „5 000 Deutsche 
Mark". 

6. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Steuersatz 

Die Vermögensteuer beträgt jährlich 1 vom 
Hundert des steuerpflichtigen Vermögens (§ 7); 
sie beträgt jedoch nur jährlich 7,5 vom Tausend 
des steuerpflichtigen Vermögens, soweit dieses 
den Betrag der nach § 31 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes festgesetzten Vermögensabgabeschuld 
nicht übersteigt. Durch Rechtsverordnung kann 
das Nähere bestimmt werden.“ 


7. In § 9 werden ersetzt 

a) in der Überschrift die Worte „bei Auslands¬ 
beziehungen" durch die Worte „bei auswär¬ 
tigen Beziehungen"; 

b) in Satz 1 die Worte „im Inland entweder 
nicht oder nur beschränkt" durch die Worte 
„weder im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
noch in Berlin (West) unbeschränkt". 

8. In § 13 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „ein 
Fünftel" ersetzt durch die Worte „ein Zehntel*. 

9. In § 14 a Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte 
„10 000 Deutsche Mark" ersetzt durch die Worte 
„5 000 Deutsche Mark". 

10. In § 16 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Steuerpflichtige mit überwiegend land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen haben, wenn 
das Vermögen hauptsächlich der Gewinnung von 
Erzeugnissen dient, die im allgemeinen nicht 
vor dem 10. August veräußert werden, am 
10. Februar und am 10. Mai je ein Viertel und 
am 10. November die Hälfte der Jahressteuer¬ 
schuld zu entrichten." 

§ 227 

Neufassung des Vermögensteuergesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Vermögensteuergesetzes mit 
neuem Dalum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei Un¬ 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


DRITTER TEIL 

Ausgleichsleistungen 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 228 

Schadenstatbestände 

(1) Ausgleichsleistungen werden gewährt auf 
Grund von 

1. Vertreibungsschäden (§ 12), 

2. Kriegssachschäden (§ 13), 

3. Ostschäden (§ 14), 

4. Sparerschäden (§ 15). 

(2) Ausgleichsleistungen auf Grund von Kriegs¬ 
sachschäden werden nur gewährt, wenn diese im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) entstanden sind; auf Kriegssachschäden, die 
der Schiffahrt entstanden sind, ist § 39 Abs. 1 Nr. 1 
anzuwenden. 

(3) Zur Milderung von Härten können Ausgleichs¬ 
leistungen auch nach Maßgabe des § 301 gewährt 
werden. 

§ 229 

Geschädigte 

(1) Ausgleichsleistungen werden an Geschädigte 
gewährt; nach näherer Maßgabe dieses Gesetzes 


werden Ausgleichsleistungen auch an Erben von 
Geschädigten oder zugunsten von Geschädigten ge¬ 
währt. Als Geschädigte gelten der unmittelbar Ge¬ 
schädigte und, falls dieser vor dem 1. April 1952 
verstorben ist, seine Erben oder weitere Erben, 
sofern die Erben oder die weiteren Erben im Ver¬ 
hältnis zu dem unmittelbar Geschädigten sind 

1. dei Ehegatte, 

2. eheliche Kinder, Stiefkinder, an Kindes 
Statt angenommene Personen oder sonstige 
Personen, denen die rechtliche Stellung 
ehelicher Kinder zukommt, oder unehe¬ 
liche Kinder, 

3. Abkömmlinge der unter Nr. 2 genannten 
Kinder, 

4. Eltern, Großeltern oder weitere Voreltern 
oder Stiefeltern, 

5. voll- und halbbürtige Geschwister oder 
deren Abkömmlinge ersten Grades. 

Hinsichtlich der an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen, Grundvermögen oder Betriebsvermögen 
entstandenen Kriegssachschäden und hinsichtlich 
der an Betriebsvermögen entstandenen Vertrei¬ 
bungsschäden und Ostschäden steht der Erbfolge 
die Übernahme solchen Vermögens zu Lebzeiten des 
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unmittelbar Geschädigten (vorweggenommene Erb¬ 
folge) gleich. 

(2) Geschädigter kann nur eine natürliche Person 
sein. 

§ 230 

Stichtag für Vertreibungsschäden und Ostschäden 

(1) Vertreibungsschäden kann der Geschädigte 
nur geltend machen, wenn er am 31. Dezember 1950 
seinen ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) gehabt hat. 

(2) Ein Geschädigter, der nach dem 31. Dezember 
1950 seinen ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
genommen hat, kann einen Vertreibungsschaden 
nur geltend machen, wenn er 

1. als Kind (§ 229 Abs. 1 Nr. 2 und 3) eines 
zur Geltendmachung eines Vertreibungs¬ 
schadens berechtigten Geschädigten nach 
dem 31, Dezember 1950 geboren ist oder 

2. spätestens 6 Monate nach der Vertreibung 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) ständigen Aufenthalt ge¬ 
nommen hat oder 

3. als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrcujesetz.es vom 19. Juni 1950 
(Bundesgeset/.bl. S. 221) in der Fassung des 
Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des 
Heimkehrergesetzes vorn 30. Oktober 195t 
(Bundesgesctzbl. I S. 875, 994) im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) ständigen Aufenthalt genommen 
hat oder 

4 . im Wege der Familienzusammenführung 
zu seinem Ehegatten oder als minder¬ 
jähriger Geschädigter zu seinen Eltern oder 
als hilfsbedürftiger Geschädigter zu seinen 
Kindern in den Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder nach Berlin (West) zugezogen 
ist. 

(3) Ohne Rücksicht auf den in Absatz 1 genann¬ 
ten Stichtag kann ein Geschädigter einen Ver¬ 
treibungsschaden geltend machen, wenn er als An¬ 
gehöriger des öffentlichen Dienstes vor dem 31. De¬ 
zember 1950 seinen ständigen Aufenthalt im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) in das Ausland verlegt hat. 

(4) Absatz 1, Absatz 2 Nr. 3 und Absatz 3 finden 
auf die Geltendmachung von Ostscbäden ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§ 231 

Rechtsnaiur der Ausgleichsleistungen 

Es werden gewährt 

1. Ausgleichsleistungen mit Rechtsanspruch, 

2. Ausgleichsleistungen ohne Rechtsanspruch. 

§ 232 

Ausgleichsleistungen mit Rechtsanspruch 

(1) Als Ausgleichsleistungen mit Rechtsanspruch 
werden gewährt 

1. Hauptentschädigung (§§ 243 bis 252), 

2. Kriegsschadenrente (§§ 261 bis 292), 


3. Hausratentschädigung (§§ 293 bis 297), 

4. Entschädigung im Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener (§ 304). 

(2) Der Rechtsanspruch gilt als mit dem 1. April 
19.52 in der Person des Geschädigten (§ 229) ent¬ 
standen. 

§ 233 

Ausgleichsleistungen ohne Rechtsanspruch 

(1) Als Ausgleichsleistungen ohne Rechtsanspruch 
werden nach Maßgabe der verfügbaren Mittel ge¬ 
währt 

1. Eingliederungsdarlehen (§§ 253 bis 260), 

2. Wohnraumhilfe (§§ 298 bis 300), 

3. Leistungen aus dem Härtefonds (§ 301), 

4. Leistungen auf Grund sonstiger Förde¬ 
rungsmaßnahmen (§§ 302, 303). 

(2) Ausgleichsleistungen ohne Rechtsanspruch 
können an Erben von Geschädigten nur gewährt 
werden, soweit die Erben zum Personenkreis des 
§ 229 Abs. 1 gehören. 

§ 234 

Antrag 

Ausgleichsleistungen werden nur auf Antrag ge¬ 
währt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Feststellung von Schäden 

ERSTER TITEL 
Grundsätze 
§ 235 

Schadensfeststellung 

als Voraussetzung von Ausgleichsleistungen 

Ausgleichsleistungen, auf die nach diesem Gesetz 
ein Rechtsanspruch besteht, werden nur gewährt, 
wenn der Schaden festgestellt ist. 

§ 236 

Schadensfeststellung nach dem Feststellungsgesetz 

(1) Bei Schäden im Sinne der §§ 3 bis 5 des Fest- 
stellungsgesetzes ist die Feststellung nach dem Fest¬ 
stellungsgesetz Voraussetzung für die Gewährung 
von Ausgleichsleistungen mit Rechtsanspruch; diese 
Feststellung ist bindend. 

(2) Antrag auf Feststellung solcher Schäden kann 
nur bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gestellt werden; in den Fällen des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 des Feststellungsgesetzes 
kann Antrag auf Feststellung innerhalb von 6 Mo¬ 
naten nach Ablauf des Monats gestellt werden, in 
dem der Geschädigte den ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) genommen hat. Nach diesem Zeitpunkt kann 
Antrag auf Feststellung nicht mehr gestellt werden, 
es sei denn, daß die rechtzeitige Stellung des An¬ 
trags nachweisbar ohne Verschulden unterblieben 
ist und unverzüglich nachgeholt wird. 
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§ 237 

Schadensfeststellung 
außerhalb des Feststellungsgesetzes 

(1) Der Feststellung nach den besonderen Vor¬ 
schriften dieses Gesetzes unterliegen 

1. Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden 
und Ostschäden durch VeiiusL der beruf¬ 
lichen oder sonstigen Existenzgrundlage 
(§ 12 Abs 1 Nr. 4, § 13 Abs. 1 Nr. 4, § 14), 

2. Sparerschäden (§ 15). 

(2) Sparerschäden, deren Höhe insgesamt 500 
Reichsmark nicht übersteigt, werden nicht fest¬ 
gestellt. 

(3) Soweit Schäden nach Absatz 1 die Voraus¬ 
setzung für die Gewährung von Ausgleichsleistun¬ 
gen mit Rechtsanspruch bilden, gilt der Antrag auf 
Gewährung solcher Ausgleichsleistungen zugleich 
als Antrag auf Feststellung des Schadens. Ein ge¬ 
sonderter Antrag auf Feststellung des Schadens ist 
in diesen Fällen ausgeschlossen. 


ZWEITER TITEL 
Schadensberechnun 
§ 238 

Schadensberechnung nach dem Feslslellungsgesetz 

Für die Berechnung von Schäden, die nach dem 
Feststeilungsgesetz testzustellen sind, gelten die 
Vorschriften des Peststellungsgesetzes. 

§ 239 

Schadensberechnung bei Verlust der beruflichen 
oder sonstigen Existenzgrundlage 

(1) Bei Feststellung des einem Vertriebenen, 
Kriegssachgeschadigten oder Ostgeschädigten durch 
den Verlust der beruflichen oder sonstigen Existenz¬ 
grundlage (§ 12 Abs. 1 Ni. 4, § 13 Abs. 1 Nr. 4, § 14) 
entstandenen Schadens ist von den Einkünften aus¬ 
zugehen, die der unmittelbar Geschädigte und sein 
Ehegatte im Durchschnitt der Jahre 1937. 1938 und 
1939 bezogen und durch die Schädigung verloren 
haben; falls der unmittelbar Geschädigte und sein 
Ehegatte erst nach dem Jahre 1937 Einkünfte be¬ 
zogen haben, treten an die Stelle der Jahre 1937, 
1938 und 1939 die 3 Jahre, die dem Jahr folgen, in 
dem sie zuerst Einkünfte bezogen haben. Liegen 
Unterlagen über die nach Satz 1 maßgebenden Ein¬ 
künfte nicht vor, so ist von dem Beruf des Geschä¬ 
digten im Zeitpunkt der Schädigung aus/.ugehen. 
Eine durch die Kriegsverhältnisse oder durch Maß¬ 
nahmen der nationalsozialistischen Gewaltherr¬ 
schaft bedingte berufsfremde Verwendung bleibt bei 
der Schadensberechnung unberücksichtigt. 

(2) Als Einkünfte im Sinne des Absatzes 1 gelten 
nicht Leistungen der öffentlichen Fürsorge. Durch 
die Schädigung verlorene Einkünfte, die 35 Reichs¬ 
mark monatlich nicht überstiegen haben, werden 
nicht festgestellt; bei Vertriebenen wird vermutet, 
daß ihre Einkünfte diese Mindesthöhe überstiegen 
haben. 

(3) Durch Rechtsverordnung werden Vorschriften 
über die Berechnung und den Nachweis der Ein¬ 


künfte sowie darüber getroffen, welche Einkom¬ 
mensrichtsätze für die einzelnen Berufsgruppen an¬ 
zunehmen sind. 

§ 240 

Schadensberechnung bei Sparerschäden 

(1) Sparerschäden sind mit dem Reichsmarknenn¬ 
betrag des durch die Umstellung betroffenen An¬ 
spruchs abzüglich des Umstellungsbetrags anzu¬ 
setzen. 

(2) Durch Rechtsverordnung wird Näheres über 
die Ermittlung des Reichsmarknennbetrags solcher 
Ansprüche bestimmt, deren Reichsmarknennbetrag 
nicht ohne weiteres festliegt. 

§ 241 

Berücksichtigung früherer Vermögenserklärungen 

Bei dpi Berechnung von Sparerschäden sind 
frühere Vermögenserklärungen des unmittelbar Ge¬ 
schädigten in entsprechender Anwendung des § 22 
des Feststellungsgesetzes zu berücksichtigen. 

§ 242 

Zusammenfassung der Einzelfeststellungen 

Zum Zwecke der Gewährung von Ausgleichs¬ 
leistungen werden die für die Gewährung einer 
Ausgleichsleistung jeweils zu berücksichtigenden 
Schäden, die dem unmittelbar Geschädigten ent¬ 
standen sind, zusammengefaßt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Hauptentschädigung 

§ 243 

Voraussetzungen 

Hauptentschädigung wird gewährt zur Abgel¬ 
tung von 

1. Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden und 
Ostschäden an Wirtschaftsgütern, die zum 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebsvermögen 
im Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, so¬ 
wie an Gegenständen, die für die Berufsaus¬ 
übung oder für die wissenschaftliche Forschung 
erforderlich sind, 

2. Vertreibungsschäden und Ostschäden an 
Reichsmarkspareinlagen, an anderen privat¬ 
rechtlichen geldwerten Ansprüchen sowie an 
Anteilen an Kapitalgesellschaften und an Ge¬ 
schäftsguthaben bei Erwerbs- und Wirtschafts¬ 
genossenschaften, soweit es sich nicht um 
Reichsmarkspareinlagen handelt, aus denen 
Entschädigung im Währungsausgleich für Spar¬ 
guthaben Vertriebener gewährt wird. 

§ 244 

Übertragbarkeit 

Der Anspruch auf Hauptentschädigung ist vererb¬ 
lich und übertragbar; er unterliegt jedoch in der 
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Person des Geschädigten nicht der Zwangsvoll¬ 
streckung. 

§ 245 

Schadenbetrag 

Für die Bemessung der Hauptentschädigung wer¬ 
den die dem unmittelbar Geschädigten entstandenen 
Schäden (§243) zu einem.Schadensbetrag zusammen¬ 
gefaßt. Hierbei sind 

1. von Vertreibungsschaden und Ostschäden an 
iand- und forstwirtschaftlichem Vermögen so¬ 
wie an Grundvermögen festgestellte langfri¬ 
stige Verbindlichkeiten, die im Zeitpunkt der 
Vertreibung mit diesem Vermögen in wirt¬ 
schaftlichem Zusammenhang standen oder an 
ihm dinglich gesichert waren, mit ihrem hal¬ 
ben Reichsmarknennbetrag abzusetzen, 

2. von Kriegssachschäden an land- und forstwirt¬ 
schaftlichem Vermögen sowie an Grundver¬ 
mögen festgestellle Verbindlichkeiten mit dem¬ 
jenigen Betrag abzusetzen, um den die auf 
Grund dieser Verbindlichkeiten entstandene 
Hypothekengewinnabgabe nach § 100 gemin¬ 
dert worden ist oder um den diese Verbindlich¬ 
keiten aus den in § 103 Abs. 2 Satze 2 und 3 
erwähnten Gründen herabgesetzt worden sind, 

3. Vertreibungsschäden und Ostschäden an 
Reichsmarkspareinlagen und an anderen privat¬ 
rechtlichen geldwerten Ansprüchen mit dem¬ 
jenigen Betrag anzusetzen, mit dem sie bei 
Anwendung der für den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes geltenden Umstellungsvorschrif¬ 
ten auf Deutsche Mark umzustellen gewesen 
wären. 

§ 246 

Schadensgruppen und Grundbeträge 

(1) Auf Grund der Schadensfeststellung wird 
der Geschädigte in eine der nachfolgenden Scha¬ 
densgruppen eingestuft. Die Hauptentschädigung 
bernißt sich nach einem Grundbetrag, welcher der 
Schadensgruppe entspricht, in die der Geschädigte 
eingereiht worden ist. 

(2) Es werden folgende Schadensgruppen gebildet 
und folgende Grundbeträge festgesetzt: 


Schadens- 

gruppe 

Schadensbetrag 

Reichsmark 

in 

Grundbetrag in 
Deutscher Mark 

i 

500 

bis 

1 500 

800 

2 

1 501 

bis 

2 200 

1 100 

3 

2 201 

bis 

3 000 

1 400 

4 

3 001 

bis 

4 200 

1 800 

5 

4 201 

bis 

6 000 

2 300 

6 

6 001 

bis 

8 500 

2 900 

7 

8 501 

bis 

12 000 

3 600 

8 

12 001 

bis 

16 000 

4 200 

9 

16 001 

bis 

20 000 

5 000 

10 

20 001 

bis 

30 000 

5 500 

11 

30 001 

bis 

40 000 

7 000 

12 

40 001 

bis 

52 500 

8 200 

13 

52 501 

bis 

70 000 

9 800 

14 

70 001 

bis 

90 000 

11 200 

15 

00 001 

bis 

1 25 000 

13 000 

16 

125 001 

bis 

175 000 

15 000 


Schadens- Schadensbetrag in Grundbetrag in 

gruppe Reichsmark Deutscher Mark 


17 

175 001 

bis 

225 000 

18 000 

18 

225 001 

bis 

275 000 

21 000 

19 

275 001 

bis 

325 000 

24 000 

20 

325 001 

bis 

375 000 

27 500 

Zi 

375 001 

bis 

425 000 

30 500 

22 

425 001 

bis 

475 000 

33 000 

23 

475 001 

bis 

550 000 

36 000 

24 

550 00! 

bis 

650 000 

39 500 

25 

650 001 

bis 

750 000 

42 500 

26 

750 001 

bis 

850 000 

45 500 

27 

850 001 

bis 

1 000 000 

50 000. 


Bei Schadensbeträgen über 1 000 000 Reichsmark be¬ 
trägt der Grundbetrag 50 000 Deutsche Mark 
zuzüglich 3 vom Hundert des 1 000 000 Reichsmark 
und 2 vom Hundert des 2 000 000 Reichsmark über¬ 
steigenden Schadensbetrags, Ist in Schadensgruppe 1 
der Schadensbetrag niedriger als der Grundbetrag, 
so ist als Grundbetrag der Schadensbetrag anzu¬ 
setzen. 

(3) Sobald hinreichende Unterlagen über die Höhe 
der verfügbaren Mittel und über den Umfang der zu 
berücksichtigenden Schäden vorliegen, spätestens 
bis zum 31 März 1957, wird durch Gesetz bestimmt, 
ob und in welchem Umfang die Grundbeträge erhöht 
werden. 

§ 247 

Peilung des Grundbetrags 

Der Grundbetrag, der aut den für den unmittelbar 
Geschädigten errechneten Schadensbetrag entfällt, 
wird, wenn der unmittelbar Geschädigte vor dem 
1 April 1952 verstorben ist, auf die Erben (§ 229 
Abs. ! Satz 2) nach dem Verhältnis ihrer Erbteile 
aufgeteilt. 

§ 248 

Zuschlag zum Grundbetrag 

Der für den Geschädigten nach den §§ 246, 247 
sich ei gebende Grundbetrag erhöht sich um 10 vom 
Hundert für Heimatvertriebene sowie für Kriegssach- 
geschädigte. die bis zum 1 April 1952 in den Stadt¬ 
oder Landkreis, in dem sie zur Zeit der Schädigung 
wohnten, nicht zurückkehren konnten und bis zu 
diesem Zeitpunkt an ihrem neuen Wohnsitz eine 
angemessene Lebensgrundlage nicht wieder haben 
finden können Heimatvertriebener ist ein Vertrie¬ 
bener, der am 31. Dezember 1937 oder bereits ein¬ 
mal vorher seinen Wohnsitz im Vertreibungsgebiet 
(§ 12 Abs. 2 Nr 1) hatte: das gleiche gilt für'einen 
vertriebenen Ehegatten oder einen nach dem 31 De¬ 
zember 1937 geborenen Abkömmling, wenn der an¬ 
dere Ehegatte oder bei Abkömmlingen ein Elternteil 
als deutscher Staatsangehöriger oder deutscher 
Volkszugehöriqer am 31. Dezember 1937 oder be¬ 
reits einmal vorher seinen Wohnsitz im Ver¬ 
treibungsgebiet hatte. 

§ 249 

Kürzung des Grundbetrags 

(1) Der Grundbetrag (§§ 246 bis 248) ist der 
Reihenfolge nach zu kürzen 

1 insoweit, als sich durch seine Zurechnung 
zu dem Vermögen des Geschädigten am 
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21. Juni 1948 eine Summe ergeben würde, 
die 50 vom Hundert des Anfangsvermögens 
des Geschädigten übersteigt, wobei als An¬ 
fangsvermögen die Summe des Schadens¬ 
betrags und des Vermögens am Währungs¬ 
stichtag gilt; 

2. um 10 vom Hundert derjenigen Entschädi¬ 
gungszahlung in Reichsmark, die für den 
Verlust des bei der Berechnung des 
Schadensbetrags berücksichtigten Ver¬ 
mögens bereits nach der Kriegssachschäden¬ 
verordnung vom 30. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1547) oder nach dem 
Reichsleistungsgesetz vom 1. September 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1645) gewährt 
worden ist; 

3. um denjenigen Betrag, um den wegen der 
bei der Bemessung des Schadensbetrags be¬ 
rücksichtigten Schäden Abgabeverpflich¬ 
tungen des Geschädigten hinsichtlich der 
Vermögensabgabe nach den §§ 39 bis 47 
gemindert worden sind; 

4. um nicht rückzahlbare Leistungen, die nach 
dem 20. Juni 1948 zur Gründung oder 
Sicherung einer Existenz auf Grund des 
§ 44 des Soforthilfegesetzes oder als Bei¬ 
hilfe nach dem Flüchtlingssiedlungsgesetz 
oder im Hinblick auf die Schädigung außer¬ 
halb der öffentlichen Fürsorge aus Haus¬ 
haltsmitteln des Bundes, der Länder, Ge¬ 
meinden und Gemeindeverbände gewährt 
worden sind, Leistungen aus Haushalts¬ 
mitteln jedoch nur, wenn sie den Betrag 
von 500 Deutsche Mark übersteigen. 

(2) Die Vorschrift des § 246 Abs. 2, wonach bei 
kleinen Schadensbeträgen 50 vom Hundert des 
Schadensbetrags übersteigende Grundbeträge ge¬ 
währt werden können, wird durch Absatz 1 Nr. 1 
nicht berührt; doch ist der Grundbetrag, soweit er 
50 Vom Hundert des Schadensbetrags übersteigt, 
insoweit zu kürzen, als ihm Vermögen am Wäh¬ 
rungsstichtag gegenübersteht. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann Näheres be¬ 
stimmt werden 

1. über die Berechnung des nach Absatz 1 
Nr. 1 für den 21. Juni 1948 zu Grunde 
zu legenden Vermögens, 

2. darüber, bei welchen Geschädigten nach 
den §§ 39 bis 47 durchgeführte Minde¬ 
rungen der Vermögensabgabe in Zweifels¬ 
fällen durch Kürzung des Grundbetrags zu 
berücksichtigen sind. 

§ 250 

Zuerkennung des Anspruchs 

Der Anspruch auf Hauptentschädigung wird dem 
Geschädigten mit dem sich ergebenden Grundbetrag 
zuerkannt; dabei ist anzugeben, wie der Grund¬ 
betrag aus dem Schadensbetrag errechnet ist. 

§ 251 

Erfüllung des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf Hauptentschädigung wird 
in Höhe des dem Geschädigten zuerkannten Grund¬ 


betrags erfüllt; zu dem Grundbetrag tritt vom 
1. Januar 1953 ab ein Zinszuschlag von 1 vom Hun¬ 
dert für jedes angefangene Vierteljahr (Aus¬ 
zahlungsbetrag). 

(2) Der Anspruch kann auch in Teilbeträgen er¬ 
füllt werden. 

§ 252 

Reihenfolge und Zeitpunkt der Erfüllung 

(1) Die Reihenfolge der Erfüllung der Ansprüche 
auf Hauptentschädigung bestimmt sich unter Berück¬ 
sichtigung sozialer und volkswirtschaftlicher Ge¬ 
sichtspunkte nach der Dringlichkeit. 

(2) Bis zum Inkrafttreten des in § 246 Abs. 3 vor¬ 
behaltenen Gesetzes wird der Anspruch auf Haupt- 
entschädigung nur nach Maßgabe des § 258 erfüllt 


VIERTER ABSCHNITT 

Eingliederungsdai lehen 

ERSTER TITEL 

Allgemeine Vorschriften 
§ 253 

Zweckbestimmung 

(1) Bis zum Inkrafttreten des in § 246 Abs. 3 vor¬ 
behaltenen Gesetzes werden nach Maßgabe der ver¬ 
fügbaren Mittel Darlehen gewährt, um die Einglie¬ 
derung von Vertriebenen oder Kriegssachgeschädig- 
ten zu ermöglichen (Eingliederungsdarlehen). Die 
Eingliederungsdarlehen werden entweder unmittel¬ 
bar an die einzelnen Geschädigten oder unter Zu¬ 
sammenfassung von Mitteln zur Beschaffung von 
Dauerarbeitsplätzen für Geschädigte gewährt. 

(2) Die Gewährung der Darlehen ist an Be¬ 
dingungen und Auflagen zu knüpfen, welche die 
Verwendung für Zwecke der Eingliederung sicher¬ 
stellen. 

ZWEITER TITEL 

Einglieeerungsdarlehen an einzelne 
Geschädigte (Aufbaudarlehen) 

§ 254 

Voraussetzungen 

(1) Ein Aufbaudarlehen kann Personen, die Ver¬ 
treibungsschäden oder Kriegssachschäden geltend 
machen können, gewährt werden, wenn sie ein Vor¬ 
haben nachweisen, durch das sie in den Stand gesetzt 
werden, an Stelle einer durch die Schädigung ver¬ 
lorenen Lebensgrundlage eine neue gesicherte Le¬ 
bensgrundlage, für die sie die erforderlichen per¬ 
sönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllen, 
zu schaffen oder eine bereits wieder geschaffene, 
aber noch gefährdete Lebensgrundlage zu sichern. 

(2) Ein Aufbaudarlehen kann Personen, die Ver¬ 
treibungsschäden oder Kriegssachschäden geltend 
machen können, auch dann gewährt werden, wenn 
sie hierdurch in den Stand gesetzt werden, ihren zer¬ 
störten oder beschädigten Grundbesitz wiederaufzu¬ 
bauen; dem Wiederaufbau steht ein Neubau an 
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anderer Stelle dann gleich, wenn der Wiederaufbau 
unmöglich ist und der Neubau als angemessener 
Ersatzbau anzuerkennen ist. 

(3) Als Vorhaben im Sinne des Absatzes 1 gdt 
auch der Bau einer Wohnung am Ort eines ge¬ 
sicherten Arbeitsplatzes, wenn die Wohnung nach 
Größe und Ausstattung den Voraussetzungen des 
sozialen Wohnungsbaues nach den §§ l und 17 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes entspricht. 

§ 255 

Höhe des Aufbaudarlehens 

(1) Die Flöhe des Aufbaudarlehens bestimmt sich 
nach dem Umfang der zur Durchführung des bean¬ 
tragten Vorhabens erforderlichen Mittel; das Vor¬ 
haben soll dem Umfang der erlittenen Schädigung 
angemessen sein. 

(2) Der Höchstbetrag, der darlehensweise nach 
§ 254 Abs. 1 bis 3 an einen einzelnen Geschädigten 
gegeben werden kann, beträgt insgesamt 35 000 
Deutsche Mark. Ist auf Grund rechtskräftige 7 ' Fest¬ 
stellung des Schadens ein Anspruch auf Hauptent¬ 
schädigung mit einem höheren Grundbetrag (§ 250) 
zuerkannt worden, so kann ein Darlehen bis zur 
Höhe dieses Grundbetrags, höchstens jedoch bis zu 
einem Betrag von 50 000 Deutsche Mark gewährt 
werden. 

§ 256 

Verzinsung und Tilgung 

(1) Das Aufbaudarlehen ist mit 3 vom Hundert 
jährlich zu verzinsen. Es ist nach zwei Freijahren 
in acht gleichen Jahresraten zu tilgen; das erste 
Freijahr beginnt mit dem auf die Auszahlung fol¬ 
genden Halbjahrsersten. 

(2) Für .einzelne Arten von Vorhaben kann be¬ 
stimmt werden, daß, die Zins- und Tilgungsbedin¬ 
gungen abweichend festgesetzt werden. 

§ 257 

Dringlichkeitsfolge 

Die Reihenfolge der Gewährung von Aufbaudar¬ 
lehen bestimmt sich nach der sozialen Dringlichkeit 
und nach der volkswirtschaftlichen Förderungswür¬ 
digkeit der Vorhaben. 

§ 258 

Verhältnis zur Hauptentschädigung 

(1) Soweit der Empfänger eines Aufbaudarlehens 
Anspruch auf Hauptentschädigung hat, wird der 
Darlehensbetrag auf den Anspruch auf Haupt¬ 
entschädigung wie folgt angerechnet: 

1. Ist der Anspruch auf Hauptentschädigung 
vor Gewährung des Aufbaudarlehens zu¬ 
erkannt, tritt die Erfüllung des Anspruchs 
auf Hauptentschädigung in Höhe des Aus- 
zahlungsbetrags (§ 251) an die Stelle der 
Darlehensgewährung. 

2. Wird der Anspruch auf Hauptentschädi¬ 
gung nach Gewährung des Aufbaudar¬ 
lehens zuerkannt, dann gilt der Anspruch 


auf Hauptentschädigung in Höhe des Dar¬ 
lehensbetrags als im Zeitpunkt der Dar¬ 
lehensgewährung erfüllt. Die Darlehens¬ 
verbindlichkeit gilt insoweit als nicht ent¬ 
standen. Geleistete Zins- und Tilgungs- 
beträge werden der Hauptentschädigung 
mit Wirkung vom Zeitpunkt der Zu¬ 
erkennung des Anspruchs zugeschlagen. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 Nr. 2 findet 
entsprechende Anwendung auf Darlehen, die dem 
Geschädigten zum Existenzaufbau nach § 44 des 
Soforthilfegesetzes • oder nach den Vorschriften 
des Flüchtlingssiedlungsgesetzes gewährt worden 
sind. 


DRITTER TITEL 

Eingliederungsdarlehen zur 
Schaffung von D a u e r a r b e i t s p 1 ä t z e n 
(Arbeitsplatzdarlehen) 

§ 259 

Voraussetzungen 

(1) Ein Arbeitsplatzdarlehen kann gewährt wer¬ 
den, wenn hierdurch die Schaffung von Dauerarbeits¬ 
plätzen für Arbeitnehmer gewährleistet wird, welche 
infolge von Vertreibungsschäden oder Kriegssach¬ 
schäden, die sie oder iljre früheren Arbeitgeber er¬ 
litten haben, arbeitslos sind oder berufsfremd ein¬ 
gesetzt sind. Die Schaffung von Arbeitsplätzen für 
ältere Arbeitnehmer ist hierbei bevorzugt zu för¬ 
dern. Dauerarbeitsplätze können auch durch Bau 
von Wohnungen am Ort des gesicherten Arbeits¬ 
platzes geschaffen werden. 

(2) Das Arbeitsplatzdarlehen kann an Betriebe ge¬ 
währt werden, die mindestens fünf Dauerarbeits¬ 
plätze nach Absatz 1 zu schaffen in der Lage sind. 
Die Betriebe müssen ihrerseits 

1. Kriegssachschäden nicht unwesentlichen Um¬ 
fangs erlitten haben oder 

2. im Zusammenhang mit Vertreibungsmaß¬ 
nahmen (§ 12 Abs. 1) in den Geltungsbe¬ 
reich des Grundgesetzes oder nach Berlin 
(West) verlagert worden sein oder 

3. nach ihrer Zusammensetzung (Teilhaber, 
Gesellschafter oder Genossen) Gemein¬ 
schaften von Geschädigten sein. 

(3) Von den Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 2 kann> abgesehen werden, wenn der Betrieb 
durch Inanspruchnahme von Arbeitsplatzdarlehen in 
den Stand gesetzt wird, unter besonders günstigen 
Bedingungen Dauerarbeitsplätze für eine größere 
Anzahl von Geschädigten zu schaffen. 

§ 260 

Höhe des Arbeitsplatzdarlehens 

Die Höhe des Arbeitsplatzdarlehens bemißt sich 
nach der Zahl der zu schaffenden Dauerarbeitsplätze. 
Zur Schaffung eines Dauerarbeitsplatzes können, so¬ 
weit nichts anderes bestimmt wird, bis zu 5000 
Deutsche Mark bewilligt werden. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Ki iegsschadenrente 

ERSTER TITEL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 261 

Voraussetzungen 

(1) Kriegsschadenrenle wird zur Abgeltung von 
Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden, Ostschä¬ 
den und Sparerschäden gewährt, wenn 

1. der Geschädigte in vorgeschrittenemLebens- 
aller steht oder infolge von Krankheit oder 
Gebrechen dauernd erwerbsunfähig ist und 

2, ihm nach seinen Einkommens- und Ver¬ 
mögensverhältnissen die Bestreitung des 
Lebensunterhalts nicht möglich oder zu¬ 
mutbar ist. 

(2) Kriegsschadenrente erhält nur der unmittelbar 
Geschädigte oder, falls dieser verstorben ist, seine 
Ehefrau, sofern diese im Zeitpunkt des Todes des 
Geschädigten nicht dauernd von ihm getrennt gelebt 
hat. Sind der unmittelbar Geschädigte und dessen 
Ehefrau verstorben, so wird Kriegsschadenrente 
auch einer alleinstehenden Tochter gewährt, die mit 
ihren Eltern oder einem Elternteil bis zu deren Tode 
im gemeinsamen Haushalt gelebt und an Stelle eige¬ 
ner Erwerbstätigkeit für ihre Angehörigen hauswirt¬ 
schaftliche Arbeit geleistet hat, sofern sie das durch 
die Schädigung betroffene Vermögen von Todes 
wegen erworben hat oder hätte. 

(3) Für den Verlust von Flausrat, soweit dieser 
Verlust nicht für die Vernichtung der Existenzgrund¬ 
lage des Geschädigten ursächlich ist, sowie für den 
Verlust von Wohnraum wird Kriegsschadenrente 
nicht gewährt. 

§ 262 

Übertragbarkeit 

Der Anspruch auf Kriegsschadenrente kann, so¬ 
weit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt 
ist, nicht übertragen, nicht gepfändet und nicht ver¬ 
pfändet werden; dies gilt nicht für Beträge, die für 
einen in der Vergangenheit liegenden Zeitraum be¬ 
willigt werden. 

§ 263 

Formen der Kriegsschadenrente 

(1) Kriegsschadenrente wird gewährt als 

1. Unterhaltshilfe (§§ 267 bis 278), 

2. Entschädigungsrente (§§ 279 bis 285). 

(2) Die Unterhaltshilfe dient der Sicherung der 
sozialen Lebensgrundlage. Die Entschädigungsrente 
wird nach Maßgabe der Vorschriften dieses Ab¬ 
schnitts entweder mit der Unterhaltshilfe oder selb¬ 
ständig gewährt. 

§ 264 

Lebensalter 

Wegen vorgeschrittenen Lebensalters wird Kriegs¬ 
schadenrente nur gewährt, wenn der Geschädigte 
bei Antragstellung das 65. (eine Frau das 60.) Le¬ 


bensjahr vollendet hat und vor dem 1. Januar 1890 
(eine Frau vor dem 1. Januar 1895) geboren ist. 

§ 265 

Erwerbsunfähigkeit 

(1) Wegen Erwerbsunfähigkeit wird Kriegs- 
schadeniL./ 0 nur gewährt, wenn der Geschädigte 
dauernd außerstande ist, durch eine Tätigkeit, die 
seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht und ihm 
unter billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung 
und seines bisherigen Berufs zugemutet werden 
kann, die Hälfte dessen zu erwerben, was körper¬ 
lich und geistig gesunde Menschen derselben Art 
mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend durch 
Arbeit zu verdienen pflegen. 

(2) Einem Erwerbsunfähigen wird eine allein¬ 
stehende Frau ohne Rücksicht auf ihr Lebensalter 
gleichgestellt, sofern sie am Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes für mindestens drei zu ihrem Haus¬ 
halt gehörende Kinder zu sorgen hat, die das 15. 
oder, wenn sie noch in Ausbildung stehen, das 19. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben; gleich¬ 
gestellt sind ohne Rücksicht auf das Lebensalter 
Kinder, die wegen Gebrechlichkeit besonderer Pflege 
bedürfen. Kinder sind eheliche Kinder, Stiefkinder, 
an Kindes Statt angenommene Personen oder son¬ 
stige Personen, denen die rechtliche Stellung ehe¬ 
licher Kinder zukommt, und uneheliche Kinder so¬ 
wie Pflegekinder und, falls die Eltern verstorben 
oder zur Erfüllung ihrer LhiterhaKsverpflichtung 
außerstande sind, bei dem Geschädigten lebende 
Enkelkinder. 

(3) Als erwerbsunfähig gelten ferner Vollwaisen 
bis zur Vollendung des 15. oder, wenn sie noch in 
Ausbildung stehen, des 19. Lebensjahres; Voll¬ 
waisen gleichgestellt sind Kinder, deren Eltern Sich 
in Kriegsgefangenschaft befinden oder außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder von 
Berlin (West) festgehalten oder unbekannten Auf¬ 
enthalts sind. 

(4) Antrag auf Kriegsschadenrente wegen Er¬ 
werbsunfähigkeit kann von Personen, die nach dem 
in § 264 genannten Zeitpunkt geboren sind, nur in¬ 
nerhalb eines Jahres gestellt werden; die Jahres¬ 
frist beginnt bei Personen, die nach § 230 Abs. 2 
antragsberechtigt sind, mit dem Ersten des Monats, 
der auf die Aufenthaltnahme im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) folgt, in 
allen übrigen Fällen mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. Nach Ablauf der Jahresfrist kann Antrag 
auf Kriegsschadenrente nur gestellt werden, wenn 
nachgewiesen wird, daß die Erwerbsunfähigkeit 
zwar schon bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Vor¬ 
gelegen hat, aber noch nicht erkennbar gewor¬ 
den ist. 

(5) Bestehen Zweifel, ob der Geschädigte erwerbs¬ 
unfähig ist, so ist ein Gutachten des für seinen stän¬ 
digen Aufenthalt zuständigen Gesundheitsamts ein- 
zuholen. Erscheint die Einholung eines Obergut¬ 
achtens erforderlich, so ist die zuständige Univer¬ 
sitätsklinik um ein solches zu ersuchen. 

§ 266 

Schadensbetrag und Grundbetrag 

(1) Soweit für Zwecke der Kriegsschadenrente 
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die Ermittlung eines Schadensbetrags erforderlich 
ist, werden, vorbehaltlich des § 284 Abs. 2, die dem 
unmittelbar Geschädigten entstandenen Schäden 
(§ 261) zu einem Sdiadensbetrag zusammengefaßt: 
§ 245 Satz 2 gilt entsprechend. Vertreibungsschäden 
und Ostschäden an Reichsmarkspareinlagen und an 
anderen privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen, 
soweit es sich um Sparanlagen im Sinne des § 15 
Abs. 2 handelt, werden in Abweichung von § 245 
Satz 2 Nr. 3 mit dem Reichsmarknennbetrag, ab¬ 
züglich des etwa auf Deutsche Mark umgestellten 
oder im Währungsausgleich für Sparguthaben Ver¬ 
triebener gutgeschriebenen Betrags, angesetzt. 

(2) Schäden nicht dauernd getrennt lebender Ehe¬ 
gatten werden zusarnmengerechnet, auch wenn einer 
der Ehegatten nach der Schädigung gestorben ist. 

(3) Bei Vermögensschäden wird für die Berech¬ 
nung der Kriegsschadenrente von dem Grundbetrag 
ausgegangen, der sich bei entsprechender Anwen¬ 
dung der §§ 246 bis 249 ergibt. 

(4) Schäden durch Verlust der beruflichen oder 
sonstigen Existenzgrundlage werden, vorbehaltlich 
des § 284, nur dem Grunde nach festgestellt. 


ZWEITER TITEL 

Unter haltshilfe 
§ 267 

Einkommenshöchstbetrag 

(1) Unterhallshilfe wird gewährt, wenn die Ein¬ 
künfte des Berechtigten (§ 261) insgesamt 85 Deutsche 
Mark monatlich nicht übersteigen. Dieser Betrag 
erhöht sich für den nicht dauernd von ihm getrennt 
lebenden Ehegatten oder für eine PfJegeperson, 
deren der Berechtigte wegen besonderer Gebrech¬ 
lichkeit bedarf, um 37,50 Deutsche Mark und für 
jedes Kind im Sinne des § 265 Abs. 2, sofern es 
von dem Berechtigten überwiegend unterhalten 
wird, um 27,50 Deutsche Mark monatlich. 

(2) Als Einkünfte gelten alle Bezüge in Geld oder 
Geldeswert, die dem Berechtigten lind seinem nicht 
dauernd von ihm gelrennt lebenden Ehegatten so¬ 
wie seinen Kindern im Sinne des Absatzes 1 nach 
Abzug der Aufwendungen verbleiben, die nach den 
Grundsätzen des Einkommensteuerrschis als Wer¬ 
bungskosten zu berücksichtigen sind: hiervon 
gelten jedoch folgende Ausnahmen: 

1. Gesetzliche und freiwillige Unlcrhallslei- 
stungen von Verwandten sowie karitative 
Leistungen sind nicht als Einkünfte anzu¬ 
sehen. 

2. Zweckgebundene Sonderleistungen einma¬ 
liger oder laufender Art wie Pflegezulagen, 
Pflegegelder, Ersatz der außergewöhnlichen 
Kosten für erhöhten Kleider- und Wäsche¬ 
verschleiß, Unterhaltsbeträge für einen 
Blindenführhund bleiben unberücksichtigt. 
Ferner werden nachstehenden Personen 
wegen der Aufwendungen, die ihnen un¬ 
mittelbar durch ihre besonderen Verhält¬ 
nisse erwachsen, Freibeträge gewährt und 
zwar 


a) Kriegsbeschädigten und Kriegpiwitwen, 
die Grundrente nach dem Bundesversor¬ 
gungsgesetz beziehen, 

Freibeträge in Höhe dieser Grundrente, 

Kriegsbeschädigten, die Pflegezulage nach 
dem Bundesversorgungsgesetz beziehen, 
jedoch stets 

ein Freibetrag von 75 DM monatlich; 

b) Personen, die infolge Unfalls oder in¬ 
folge von Schäden, die sie als Verfolgte 
im Sinne der Gesetze zur Wiedergut¬ 
machung nationalsozialistischen Un¬ 
rechts an Körper oder Gesundheit er¬ 
litten haben, erwerbsbeschränkt sind, 
folgende Freibeträge: 

bei einer Erwerbsbeschränkung 
von 40 bis 50 v. H. = 10 DM monatlich, 

über 50 bis 60 v. H. = 20 DM monatlich, 

über 60 bis 80 v. H. — 30 DM monatlich, 

über 80 v. H. - 40 DM monatlich, 

Personen, die Pflege¬ 
geld nach der Reichs¬ 
versicherungsordnung 
beziehen, jedoch stets 
ein Freibetrag von 75 DM monatlich: 

c) körperbehinderten 
Personen, die nicht 
unter Buchstabe a 
oder b fallen, aber im 
Sinne der Reichsver¬ 
sicherung sordnung 
pflegebedürftig sind, 
stets 

ein Freibetrag von 75 DM monatlich; 

d) Witwen, die eine Wit¬ 
wenrente aus der ge¬ 
setzlichen Unfallver¬ 
sicherung beziehen, 

ein Freibetrag von 20 DM monatlich. 

3. Einkünfte aus selbständiger oder nichtselb¬ 
ständiger Erwerbstätigkeit bleiben bis zum 
Betrag von 20 Deutsche Mark monatlich 
außer Ansatz: übersteigen sie diesen Be¬ 
trag, so werden sie bis zur Höhe der Sätze 
der Unterhaltshilfe zur Hälfte, mit dem 
Mehrbetrag zu 75 vom Hundert angesetzt. 

4. Staatliche Gratiale sowie freiwil'ige Lei¬ 
stungen, die mit Rücksicht auf ein früheres 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis oder eine 
frühere selbständige Berufstätigkeit gewährt 
werden, gelten nur, wenn sie die Hälfte der 
Sätze der Unterhaltshilfe übersteigen, und 
zwar mit 50 vom Hundert des Mehrbetrags 
als Einkünfte; dies gilt auch dann, wenn auf 
Grund betrieblicher Übung oder einer län¬ 
gere Zeit hindurch erfolgten Gewährung 
nach der Rechtsprechung ein Rechtsanspruch 
angenommen wird. 

5. Rentenleistungen und sonstige Einkünfte, 
die Vollwaisen (§ 265 Abs. 3) oder Kinder 
(Absatz 1) beziehen, oder die der Berech- 
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tigte als Zulage für Kinder erhält, werden 
nur insoweit angesetzt, als sie je Vollwaise 
oder Kind den Betrag von 20 Deutsche Mark 
monatlich übersteigen. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann Näheres über 
die Berechnung des Einkommenshöchstbetrags be¬ 
stimmt werden, 

§ 268 

V ermögensgrenze 

(1) Unterhaltshilfe wird nicht gewährt, wenn das 
Vermögen des Berechtigten, seines nicht dauernd 
von ihm getrennt lebenden Ehegatten und seiner 
Kinder im Sinne des § 267 Abs. 1 den Betrag von 
5000 Deutsche Mark übersteigt und die Verwertung 
dieses Vermögens zumutbar ist. 

(2) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, unter 
welchen Voraussetzungen die Verwertung eines 
5000 Deutsche Mark übersteigenden Vermögens zu¬ 
mutbar ist. Dabei kann zur Vermeidung von Härten 
bestimmt werden, daß Unterhaltshilfe unter der Be¬ 
dingung gewährt wird, daß die Leistungen bei Tod 
des Berechtigten zurückgezahlt werden und der 
Rückforderungsanspruch dinglich gesichert wird. 

§ 269 

Höhe der Unterhaltshilfe 

(1) Die Unterhaltshilfe beträgt für den Berechtig¬ 
ten monatlich 85 Deutsche Mark. 

(2) Die Unterhaltshilfe erhöht sich um monatlich 
37,50 Deutsche Mark für den nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten oder für eine Pflegeperson, 
deren der Berechtigte wegen besonderer Gebrech¬ 
lichkeit bedarf, und um monatlich 27,50 Deutsche 
Mark für jedes Kind im Sinne des § 265 Abs. 2, so¬ 
fern es von dem Berechtigten überwiegend unter¬ 
halten wird. 

§ 270 

Anrechnung von Einkünften 

(1) Renlenleistungen und sonstige Einkünfte wer¬ 
den auf die Unterhaltshilfe insoweit angcrechnet, 
als sie bei Berechnung des Einkommenshöchstbetrags 
nach § 267 Abs. 2 als Einkünfte gelten. Der Anrech¬ 
nungsbetrag wird auf volle Deutsche Mark nach 
unten abgerundet. 

(2) Betragen die Gesamteinkünfte des Berechtig¬ 
ten nach § 267 Abs. 2 unter Hinzurechnung derjeni¬ 
gen Beträge, die nach § 267 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2, 
Nr. 3 und 4 von der Anrechnung freizustellen sind, 
zusammen mit der nach § 269 und nach Absatz 1 
sich ergebenden Unterhaltshilfe mehr als das Dop¬ 
pelte des Einkommenshöchstbetrags nach § 267 
Abs. 1, so wird die Unterhaltshilfe um den das Dop¬ 
pelte des Einkommenshöchstbetrags übersteigenden 
Betrag gekürzt. 

(3) Rentenleistungen, die dem Berechtigten für 
zurückliegende Monate bewilligt werden, sind auf 
die für diese Monate gewährte Unterhaltshilfe nach¬ 
träglich anzurechnen. 

§ 271 

Dauer der Unterhaltshilfe 

(1) Die Unterhaltshilfe wird auf Lebenszeit oder 
auf Zeit gewährt. 


(2) Durch das Inkrafttreten des in § 246 Abs. 3 
vorbehaltenen Gesetzes wird die Dauer der Ge¬ 
währung der Unterhaltshilfe nicht berührt. 

§ 272 

Unterhaltshilfe auf Lebenszeit 

(1) Unterhaltshilfe auf Lebenszeit wird gewährt, 
wenn durch die Schädigung die Existenzgrundlage 
des Berechtigten auf die Dauer vernichtet worden 
ist. Diese Voraussetzung gilt stets dann als gegeben, 
wenn der Schaden als Verlust der beruflichen oder 
sonstigen Existenzgrundlage festgestellt ist. Bei Ver¬ 
mögensschäden wird die dauernde Vernichtung der 
Existenzgrundlage des Berechtigten vermutet, wenn 
der Berechtigte Vertriebener ist; bei Kriegssachge- 
schädigten, Ostgeschädigten und Sparern ist der 
Verlust der Existenzgrundlage stets dann anzuneh¬ 
men, wenn sich ein Schadensbetrag (§ 266) von mehr 
als 10 000 Reichsmark ergibt. 

(2) Im Falle des Todes des Berechtigten endet die 
Zahlung mit dem letzten Tage des auf den Todestag 
folgenden Monats. Ist der Berechtigte im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes verheiratet, so 
tritt seine nicht dauernd von ihm getrennt lebende 
Ehefrau, falls sie vor dem 1. Januar 1895 geboren 
ist oder im Zeitpunkt des Todes des Ehegatten das 
60. Lebensjahr vollendet hat oder erwerbsunfähig 
im Sinne des § 265 ist, vom Beginn des auf den 
Todestag folgenden übernächsten Monats ohne 
neuen Antrag an die Stelle des bisher Berechtigten; 
dies gilt für eine alleinstehende Tochter (§ 261 Abs. 2 
Satz 2) entsprechend. 

§ 273 

Unterhaltshilfe auf Zeit 

(1) Unterhaltshilfe auf Zeit wird gewährt, wenn 
die besonderen Voraussetzungen für die Gewährung 
auf Lebenszeit nach § 272 nicht vorliegen. 

(2) Unterhaltshilfe auf Zeit wird solange gewährt, 
bis die Summe der anzurechnenden Zahlungen den 
Grundbetrag (§ 266 Abs. 3) erreicht hat; anzu¬ 
rechnen sind die tatsächlichen Zahlungen an Unter¬ 
haltshilfe nach diesem Gesetz und an Unterhalts¬ 
hilfe nach dem Soforthilfegesetz je mit dem halben 
Betrag, Zahlungen an Unterhaltszuschuß mit dem 
vollen Betrag. Die Unterhaltshilfe wird längstens tis 
zum Tode des Berechtigten oder im Falle des § 272 
Abs. 2 Satz 2 bis zum Tode der Ehefrau oder der 
alleinstehenden Tochter gewährt. 

(3) Empfänger von Unterhaltszuschuß nach § 37 
des Soforthilfegesetzes erhalten, soweit sie nicht 
Unterhaltshilfe nach diesem Gesetz beziehen, Ünter- 
haltszuschuß weiter, bis der aus § 33 des Sofort¬ 
hilfegesetzes sich ergebende Gesamtbetrag der Lei¬ 
stungen erreicht ist. 

§ 274 

Sonderregelung 

bei Wegfall öffentlicher Renten 

(1) Beruht der Anspruch des Berechtigten auf 
einem Sparerschaden, der durch Wegfall von Vor¬ 
zugsrenten oder von Liquidationsrenten des ersten 
Weltkriegs oder durch die Einstellung der Zahlung 
von Reichszuschüssen an Kleinrentner entstanden 
ist (§ 15 Abs. 3), und übersteigen die Einkünfte des 
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Berechtigten (§ 267 Abs. 2) nicht den Einkommens¬ 
höchstbetrag nach § 279, so wird Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit gewährt. Die Berechnung eines Schadens¬ 
betrags und eines Grundbetrags entfällt. 

(2) Der Berechtigte erhält Unterhaltshilfe in Höhe 
der weggefallenen monatlichen Zahlung zuzüglich 
20 vom Hundert, höchstens jedoch in Höhe der Sätze 
der Unterhaltshilfe nach § 269; als weggefallene 
Zahlung gilt bei Kleinrentnern ein Betrag von monat¬ 
lich 20 Reichsmark für den Alleinstehenden und von 
30 Reichsmark für den Verheirateten. § 270 findet 
keine Anwendung; jedoch darf der Gesamtbetrag 
der Einkünfte einschließlich der Unterhaltshilfe den 
Einkommenshöchstbetrag nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
übersteigen. 

(3) Trifft mit einem Sparerschaden der in Absatz 1 
genannten Art ein anderer Schaden, der einen An¬ 
spruch auf Unterhaltshilfe begründet, zusammen, so 
hat der Berechtigte die Wahl, ob er die Kriegs¬ 
schadenrente nach den allgemeinen Vorschriften 
oder die Sonderregelung nach den Absätzen 1 und 2 
in Anspruch nehmen will. 

§ 275 

Unterhaltshilfe für Vollwaisen 

(1) Vollwaisen im Sinne des § 265 Abs. 3 erhalten 
Unterhallshilfe auf Zeit nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts; an die Stelle des in § 2G7 Abs. 1 und 
des in § 269 Abs. 1 bestimmten Betrags tritt jedoch 
ein Satz von monatlich 45 Deutsche Mark. 

(2) Die Gewährung der Unterhaltshilfe endet mit 
dem Ende des Monats, in dem die Vollwaise das 
15. oder, wenn sie noch in Ausbildung steht, das 
19. Lebensjahr vollendet hat, soweit sich nicht aus 
§ 273 Abs. 2 ein früherer Wegfall ergibt. 

§ 276 

Krankenversicherung 

(1) Empfänger von Unterhaltshilfe werden für 
den Fall der Krankheit versichert. Sie erhalten auf 
Grund dieser Versicherung für sich und ihre zu¬ 
schlagsberechtigten Angehörigen ambulante ärzt¬ 
liche und zahnärztliche Behandlung, Arzneien, Ver¬ 
band- und Heilmittel sowie Krankenhausbehand¬ 
lung. Barleistungen werden nicht gewährt. Voraus¬ 
setzung für diese Versicherung ist, daß nicht auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften bereits eine 
Versicherung gegen Krankheit oder ein Anspruch 
auf entsprechende Leistungen besteht. 

(2) Für die Versicherung ist die Allgemeine Orts¬ 
krankenkasse oder, wo eine solche nicht besteht, 
die Landkrankenkasse des Wohnorts des Unter¬ 
haltshilfeempfängers zuständig. Hat der Unterhalts¬ 
hilfeempfänger früher einer anderen Krankenkasse 
angehört, so hat er das Recht, die Versicherung bei 
dieser zu beantragen. 

(3) Die Kosten der Krankenversicherung tragen 
die Bezirksfürsorgeverbände. Der Ausgleichsfonds 
erstattet von diesen Kosten 25 vom Hundert; der 
verbleibende Betrag wird vom Bund, den Ländern 
einschließlich des Landes Berlin und den Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) in dem Verhältnis übernom¬ 


men, in dem die im Rahmen der Kriegsfolgehilfe 
anfallenden Fürsorgekosten verrechnet werden. 

(4) Durch Rechtsverordnung werden bestimmt 

1. die Höhe des Beitrags sowie das Nähere 
über die Aufbringung und Zahlung der 
Beiträge sowie das Meldeverfahren, 

2. Art, Dauer und Umfang der Krankenhilfe 
sowie die Voraussetzungen für die Gewäh¬ 
rung der Krankenhausbehandlung, 

3. der Umfang, bis Zu dem bei länger dauern¬ 
der Krankenhausbehandlung Barbezüge der 
Empfänger von Unterhaltshilfe zu den ent¬ 
stehenden Kosten herangezogen werden 
können. 

(5) Bis zum Erlaß der in Absatz 4 vorgesehenen 
Rechtsverordnung erhalten Empfänger von Unter¬ 
haltshilfe Krankenversorgung in derselben Art und 
in demselben Umfange wie Empfänger von Für¬ 
sorgeleistungen. Wegen der Kosten findet Absatz'3 
entsprechende Anwendung. 

§ 277 

Sterbegeld 

(1) Empfänger von Unterhaltshilfe können bean¬ 
tragen, daß ihnen im Fall ihres Todes oder des 
Todes ihres Ehegatten ein Sterbegeld von je 240 
Deutsche Mark gewährt wird. Zu den entstehenden 
Kosten tragen der Unterhaltshilfeempfänger monat¬ 
liche 1 Deutsche Mark, sein Ehegatte 0,50 Deutsche 
Mark bei. Im übrigen trägt die Kosten der Aus¬ 
gleichsfonds. 

(2) Unterhaltshilfeempfänger auf Zeit erhalten 
bei Ausscheiden aus der Unterhaltshilfe die gelei¬ 
steten Beiträge zurück. 

(3) Der Antrag nach Absatz 1 kann nur bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Rechtskraft des Bescheids 
über die Gewährung von Unterhaltshilfe gestellt 
werden. 

(4) Das Sterbegeld wird an diejenige Person aus¬ 
gezahlt, die der Untcrhaltshilfeempfänger als emp¬ 
fangsberechtigt erklärt hat, im Zweifel an diejenige 
Person, die nachweislich die Bestattungskosten ge¬ 
tragen hat. 

§ 278 

Anrechnung auf die Hauptentschädigung 

(1) Durch die Gewährung von Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit gilt der Anspruch auf Hauptentschädi¬ 
gung, soweit er 5000 Deutsche Mark nicht über¬ 
steigt, vorbehaltlich anderweitiger Bestimmung 
durch das in § 246 Abs. 3 vorbehaltene Gesetz als 
erfüllt. Stirbt der Berechtigte vor dem Inkrafttreten 
des vorbehaltenen Gesetzes, ohne daß seine Ehefrau 
oder seine alleinstehende Tochter nach § 272 Abs. 2 
oder nach § 273 Abs. 2 an seine Stelle tritt, so wird 
die Hälfte der geleisteten Zahlungen auf den Grund¬ 
betrag der Hauptentschädigung angerechnet. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf 
die nach dem Soforthilfegesetz geleisteten Zahlun¬ 
gen an Unterhaltshilfe und Unterhaltszuschuß ent¬ 
sprechende Anwendung; Leistungen an Unterhalts¬ 
zuschuß werden jedoch voll angerechnet. 
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DRITTER TITEL 

Entschädigungsrente 
§ 279 

Einkommenshöchstbetrag 

(1) Entschädigungsrente wird gewährt, wenn die 
Einkünfte des Berechtigten insgesamt 200 Deutsche 
Mark monatlich nicht übersteigen. Dieser Betrag 
erhöht sich für den nicht dauernd von ihm getrennt 
lebenden Ehegatten oder für eine Pflegeperson, 
deren der Berechtigte wegen besonderer Gebrech¬ 
lichkeit bedarf, um 50 Deutsche Mark monatlich und 
für jedes Kind im Sinne des § 267 Abs. 1 um 20 
Deutsche Mark monatlich. Bei Vollwaisen (§ 265 
Abs. 3) beträgt der Einkommenshöchstbetrag 100 
Deutsche Mark monatlich. 

(2) Für die Berechnung des Einkommenshöchst¬ 
betrags gilt § 267 Abs. 2 und 3. 

§ 280 

Höhe der Entschädigungsrente 

(1) Die Entschädigungsrente beträgt jährlich 
4 vom Hundert des Grundbetrags (§ 266 Abs. 3). 
Erhält der Berechtigte Unterhaltshilfe, so beträgt 
die Entschädigungsrente 4 vom Hundert des Grund¬ 
betrags, soweit dieser 5000 Deutsche Mark über¬ 
steigt. 

(2) Der Hundertsatz nach Absatz 1 erhöht sich, 
wenn der Berechtigte am 1. Januar 1952 ein 
höheres als das 65. Lebensjahr vollendet hatte, um 
je Vü vom Hundert für jedes weitere am 1. Januar 
1952 vollendete Lebensjahr. Der Hundertsatz be¬ 
trägt jedoch mindestens 

bei Personen, die infolge Körper¬ 
beschädigung 80 vom Hundert oder 
mehr erwerbsbeschränkt sind, 6 vom Hundert, 
bei Personen, die eine Pflegezulage 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
oder ein Pflegegeld nach der Reichs¬ 
versicherungsordnung beziehen oder 
die im Sinne der Reichversiche¬ 
rungsordnung pflegebedürftig sind, 8 vom Hundert. 

(3) Würde sich bei Zusammenrechnung der Ent¬ 
schädigungsrente mit den sonstigen Einkünften 
(§ 267 Abs. 2) des Berechtigten einschließlich einer 
von ihm bezogenen Unterhaltshilfe ein höherer Ge¬ 
samtbetrag als der Einkommenshöchstbetrag nach 
§ 279 ergeben, dann wird die Entschädigungsrente 
um den übersteigenden Betrag gekürzt. 

(4) Betragen die Gesamteinkünfte nach § 267 
Abs. 2 unter Hinzurechnung derjenigen Beträge, 
die nach § 267 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2, Nr. 3 und 4 von 
der Anrechnung freizustellen sind, zusammen mit 
der sich ergebenden Kriegsschadenrente mehr als 
150 vom Hundert des Einkommenshöchstbetrags nach 
§ 279 Abs. 1, so wird die Entschädigungsrente um 
den 150 vom Hundert des Einkommenshöcbstbetrags 
übersteigenden Betrag gekürzt. 

§ 281 

Vorauszahlungen auf die Entschädigungsrente 

Liegen neben den Voraussetzungen der Gewäh¬ 
rung \ron Unterhaltshilfe die Voraussetzungen für 


die Gewährung, der Entschädigungsrente vor und 
macht der Berechtigte glaubhaft, daß ihm ein Ver¬ 
mögensschaden von mehr als 20 000 Reichsmark ent¬ 
standen ist, so können bis zur Festsetzung des An¬ 
spruchs auf Entschädigungsrente Vorauszahlungen 
auf die Entschädigungsrente in Höhe von 20 Deut¬ 
sche Mark monatlich gewährt werden. Die Voraus¬ 
zahlungen erhöhen sich uni 2 Deutsche Mark monat¬ 
lich für jedes Lebensjahr, das der Berechtigte- am 
1. Januar 1952 über das 70. Lebensjahr hinaus voll¬ 
endet hatte. 

§ 282 

Verhältnis zur Unterhaltshilfe 

(1) Die Entschädigungsrente wird, wenn der 
Grundbetrag des Berechtigten den in § 280 Abs. 1 
Satz 2 bezeichneten Betrag übersteigt, neben der 
Unterhaltshilfe gewährt; der Berechtigte kann be¬ 
antragen, daß ihm ausschließlich Entschädigungs¬ 
rente gewährt wird. 

(2) Die Entschädigungsrente wird, falls der Grund¬ 
betrag des Berechtigten den in § 280 Abs. 1 Satz 2 
bezeichneten Betrag nicht übersteigt, nur gewährt, 
wenn der Berechtigte Unterhaltshilfe nicht bean¬ 
spruchen kann oder nicht beansprucht. 


§ 283 

Verhältnis zur Hauptentschädigung 

Entschädigungsrente gilt bei Berechtigten, die An¬ 
spruch auf Hauptentschädigung haben, mit 4 vom 
Hundert als Verzinsung, mit dem übersteigenden 
Hundertsalz als Tilgung des Grundbetrags der 
Hauptentschädigung, wobei ersparte Zinsbeträge 
der Tilgung Zuwachsen. 


§ 284 

Sonderregelung bei Verlust der berullichen 
oder sonstigen Existenzgrundlage 


(1) Ist ein Schaden durch Verlust der beruflichen 
oder sonstigen Existenzgrundlage festgestellt, so 
wird als Entschädigungsrente gewährt 

bei Durchschnittsjahres- monatliche Ent- 

einkünften.nach § 239 Schädigungsrente 


von 4 001 bis 6 500 RM 20 DM 

von 6 501 bis 9 000 RM 30 DM 

von 9 00i bis 12 000 RM 40 DM 

über 12 000 RM 50 DM. 


Erhält der Berechtigte Unterhaltshilfe, so gelten 
von den vorstehenden Beträgen 20 Deutsche Mark 
als durch die Unterhaltshilfe abgegolten. 

(2) Kann der Berechtigte Entschädigungsrente so¬ 
wohl wegen- Vermögensschäden als auch wegen 
Schäden durch Verlust der beruflichen oder son¬ 
stigen Existenzgrundlage beanspruchen, so kann er 
die für ihn günstigere Regelung wählen. 

(3) § 280 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 


§ 285 

Dauer der Entschädigungsrente 

(1) Die Entschädigungsrente endet, soweit nichts 
anderes bestimmt ist oder in dem in § 246 Abs. 3 
vorbehaltenen Gesetz bestimmt wird, 

1. mit dem Tode des Berechtigten, 

2. im Falle des § 272 Abs. 2 Satz 2 mit dem 
Tode der Ehefrau oder, sofern die Ent- 
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Schädigungsrente wegen Vermögensschäden 
gewährt wird, mit dem Tode der allein¬ 
stehenden Tochter, 

3. bei Vollwaisen mit dem Ende des Monats, 
in dem die Vollwaise das 15. oder, wenn 
sie noch in Ausbildung steht, das 19. Lebens¬ 
jahr vollendet hat. 

(?) Die Entschädigungsrenle endet, sofern sie für 
Vermögensschäden gewährt wird, spätestens mit 
der vollen Tilgung des Grundbetrags (§ 266 Abs. 3). 

VIERTER TITEL 

G emcinsame Vorschriften 

§ 286 

Zuerkennung des Anspruchs auf Kriegsschadenrente 

Der Anspruch wird dem Berechtigten nach Höhe 
und Dauer zuerkannt. 

§ 287 

Erfüllung des Anspruchs auf Kriegsschadenrente 

(!) Kriegsschadenrenle (§ 263) wird bei Vorliegen 
der sonstigen Voraussetzungen mit Wirkung vom 
1. April 1952 ab gewährt, wenn der Antrag bis zum 
31. Dezember 1952 gestellt wird; sie wird, wenn die 
Voraussetzungen für die Gewährung von Kriegs¬ 
schadenrente in der Zeit zwischen dem 1. April 1952 
und dem 31. Dezember 1952 erfüllt werden, von dem 
Ersten des Monats ab gewährt, in dem die Voraus¬ 
setzungen für die Gewährung von Kriegsschaden- 
rente vorliegen. In allen übrigen Fällen wird Kriegs¬ 
schadenrente mit Wirkung von dem auf den Tag 
der Antragstellung folgenden Monatsersten ab ge¬ 
währt. Die laufende Zahlung hat in gleichen Monats- 
beträgen im voraus jeweils bis zum 5. Tag eines 
Monats zu erfolgen; beträgt die sich ergebende 
monatliche Zahlung weniger als 10 Deutsche Mark, 
so geschieht die Auszahlung vierteljährlich im vor¬ 
aus. Mit der ersten laufenden Zahlung werden die 
Beträge für zurückliegende Monate nachbezahlt. 

(2) Die Kriegsschadenrente. ruht, solange die Vor¬ 
aussetzungen für ihre Gewährung in der Person des 
Berechtigten nicht vorliegen; sie ruht auch, solange 
der Berechtigte seinen ständigen Aufenthalt nicht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) hat. 

§ 288 

Wirkung von Veränderungen 

(1) Nachträglich eingetretene, nach den Vorschrif¬ 
ten dieses Abschnitts bedeutsame Umstände wer¬ 
den, soweit sie sich zugunsten des Berechtigten aus¬ 
wirken, mit Wirkung vom Ersten des laufenden 
Monats, soweit sie sich zuungunsten des Berechtig¬ 
ten auswirken, vom folgenden Monatsersten ab be¬ 
rücksichtigt. 

(2) Bei Personen ohne festes Einkommen werden 
Umstände, die zu einer Veränderung des Anrech¬ 
nungsbetrags nach § 270 führen würden, innerhalb 
des laufenden Kalenderjahres nur berücksichtigt, 
wenn der Monatsbetrag der anzurechnenden Ein¬ 
künfte im Jahresdurchschnitt um mehr als ein Fünf¬ 
tel von dem bisherigen Anrechnungsbetrag nach 
oben oder unten abweicht. 


§ 289 

Meldepflicht 

(1) Treten nachträglich Umstände ein, die für den 
Anspruch auf Kriegsschadenrente oder für seine 
Höhe von Bedeutung sind, so ist der Berechtigte, 
sofern diese Umstände zu einer Minderung oder 
zu einem Wegfall der Kriegsschadenrente führen 
können, verpflichtet, dies anzuzeigen. 

(2) Der Berechtigte ist insbesondere verpflichtet, 
anzuzeigen, wenn ihm rückwirkend eine Rente für 
Monate zuerkannt wird, für die er bereits Unter¬ 
haltshilfe erhalten hat. 

(3) Ist der Berechtigte verstorben oder nicht in 
der Lage, Anzeige zu erstatten, so sind hierzu der 
Ehegatte und die Erben, gegebenenfalls deren ge¬ 
setzliche Vertreter, verpflichtet. 

§ 290 

Erstattungspflicht 

(1) Der Berechtigte ist verpflichtet, zuviel erhal¬ 
tene Beträge an Kriegsschadenrente sowie an Unter¬ 
haltshilfe nach dem Soforthilfegesetz und an Teue¬ 
rungszuschlägen nach dem Soforthilfeanpassungs¬ 
gesetz zurückzuerstatten. Ist er hierzu nicht in der 
Lage, so erfolgt in erster Linie eine Verrechnung mit 
etwaigen Nachzahlungsbeträgen, in zweiter Linie, 
soweit ein Anspruch auf Hauptentschädigung be¬ 
steht, Verrechnung mit der Hauptentschädigung. 
Soweit ein Anspruch auf Hauptentschädigung nicht 
oder nicht mehr besteht, kann die Überzahlung als 
Vorausleistung auf die laufenden Zahlungen behan¬ 
delt werden, es sei denn, daß der Berechtigte nach¬ 
weist, daß er den zuviel erhaltenen Betrag im guten 
Glauben angenommen und verbraucht hat. Eine 
Kürzung der laufenden Zahlungen ist jedoch nur 
bis zu einem Betrag von monatlich 10 Deutsche 
Mark zulässig. 

(2) Der Berechtigte ist ferner verpflichtet, den 
Anspruch auf Rentenleistungen, die ihm für zurück¬ 
liegende Monate bewilligt werden, dem Ausgleichs¬ 
fonds insoweit abzutreten, als er nach Absatz 1 zur 
Erstattung verpflichtet ist. 

(3) Die Träger der Sozialversicherung und die 
ihnen nach § 18 Abs. 1 Nr. 16 gleichgestellten Ver¬ 
bände und Einrichtungen sind verpflichtet, die Aus¬ 
zahlung von Rentenleistungen, die den Beziehern 
von Unterhaltshilfe für zurückliegende Monate be¬ 
willigt werden, unmittelbar an den Ausgieichsfonds 
zu bewirken, soweit diese Leistungen nach § 270 
auf die Unterhaltshilfe anzurechnen sind. Treffen 
Erstattungsansprüche des Ausgleichsfonds mit sol¬ 
chen anderer öffentlicher Kassen zusammen, so hat 
der Ausgleichsfonds den Vorrang. 

§ 291 

Verhältnis zu Aufbaudarlehen 

(1) Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten, 
welche die Voraussetzungen für die Gewährung so¬ 
wohl von Kriegsschadenrente als auch von Aufbau¬ 
darlehen erfüllen, kann nach ihrer Wahl entweder 
Kriegsschadenrente oder ein Aufbaudarlehen ge¬ 
währt werden. Sind auf ein Aufbaudarlehen bereits 
Leistungen bewirkt worden, so kann Kriegsschaden¬ 
rente nur gewährt werden, wenn diese Leistungen 
zurückerstattet sind; dies gilt auch für Leistungen, 
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die dem Berechtigten zum Existenzaufbau nach § 44 
des Soforthilfegesetzes oder nach den Vorschriften 
des Flüchtlingssiedlungsgesetzes gewährt worden 
sind. 

(2) Der Berechtigte, der zunächst Kriegsschaden¬ 
rente gewählt hatte (Absatz 1), kann nachträglich 
ein Aufbaudarlehen beantragen; die Zahlung der 
Kriegsschadenrente ist in diesem Fall spätestens 
6 Monate nach Gewährung des Aufbaudarlehens 
einzustellen. 

§ 292 

Verhältnis zur allgemeinen Fürsorge 
und zur Arbeitslosenfürsorge 

(1) Für Berechtigte, die trotz Empfangs den Kriegs¬ 
schadenrente hilfsbedürftig im Sinne der Reichs¬ 
grundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 sind, 
geltem ergänzend die allgemeinen fürsorgerecht¬ 
lichen Bestimmungen. 

(2) Als Teil eines Vermögens, von dessen Ver¬ 
brauch oder Verwertung die Fürsorge nicht abhängig 
gemacht werden darf, gilt 

1. die nach § 274 gewählte Unlerhaltshilfe, 
höchstens jedoch monatlich 3h Deutsche 
Mark, 

2. der 4 vom Hundert des Grundbetrags über¬ 
steigende Teil der Entschädigungsrente 
nach § 280 oder 

3. die Hälfte des Aus/.ahlungsbetrags der Ent¬ 
schädigungsrente nach § 284. 

(3) Auf Nachzahlungen an Unlerhaltshilfe für 
zurückliegende Monate worden für den gleichen 
Zeitraum gewährte Fürsorgeleistungen angerochnoi, 
soweit der Fürsorgeverband richtsatzmäßige Bar¬ 
unterst iit/.ung und Mielbeihiife oder Unterbringung 
in einer Anstalt oder in Pflege gewährt hat Dot 
Anspruch aut Nachzahlung geht in Hohe der an 
gerechneten Beträge auf den Fürsorgeverband über. 
Entsprechendes gilt für den nicht unter Absatz 2 
Nr. 2 oder 3 fallenden Teil der Entschädigungsrente. 

(4) Bei der Unterbringung in einer Anstalt oder 
in Pflege kann der Fürsorgeverband den Anspruch 
aul laufende Zahlungen von Unterhaltshilfe bis zu 
vier Fünfteln der Sätze der Untorhaltshilfe im Sinne 
des § 269 Abs. 1 oder Abs. 2 auf sich überleiten. 
Entsprechendes gilt für den nicht unter Absatz 2 
Nr. 2 oder 3 fallenden Teil der Entschädigungsrente, 

(5) Die Bezüge der Arbeitslosenfürsorge sind Ein¬ 
künfte im Sinne des § 267 Abs. 2. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Hausratenlschädigung 

§ 293 

Voraussetzungen 

(1) Hausratentschädigung wird gewährt zur Abgel¬ 
tung von Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden 
und Ostschäden, die in dem Verlust von Hausrat 
bestehen. 

(2) Als Geschädigte gelten, wenn der Hausrat- 
verlust im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehe¬ 
gatten entstanden ist, ohne Rücksicht aut die Eigen¬ 
tumsverhältnisse beide Ehegatten. Die Hausrat¬ 


entschädigung wird demjenigen der beiden Ehe¬ 
gatten gewährt, für den der Hausratverlust fest¬ 
gestellt worden ist. Lebten die Ehegatten am 
1. April 1952 getrennt oder waren sie geschieden, 
so kann jeder der Ehegatten die Hälfte der Hausrat¬ 
entschädigung beanspruchen, es sei denn, daß einer 
der Ehegatten nachweist, daß er allein Eigentümer 
des verlorenen Hausrats war. 

(3) Hausratentschädigung wird nicht gewährt, 
wenn der Geschädigte im Durchschnitt der Jahre 
1949, 1950 und 1951 ein Einkommen von mehr als 
10 000 Deutsche Mark bezogen oder am 1. Januar 
1949 ein Vermögen von mehr als 35 000 Deutsche 
Mark gehabt hat; der Einkommensbetrag erhöht 
sich für den nicht dauernd von ihm getrennt leben¬ 
den Ehegatten um 2000 Deutsche Mark und für 
jedes Kind im Sinne des § 265 Abs. 2 um 1000 
Deutsche Mark. Bei der Einkommensberechnung 
wird das Einkommen des Geschädigten mit dem 
seines Ehegatten und seiner Kinder, soweit diese 
am 1. April 1952 zu seinem Haushalt gehörten und 
wirtschaftlich von ihm abhängig waren, zusammen¬ 
gerechnet. 

(4) Durch Rechtsverordnung kann Näheres über 
die Berechnung und den Nachweis des Einkommens 
und Vermögens bestimmt werden. 

§ 294 

Übertragbarkeit 

(1) Ist der Geschädigte nach dem 31. März 1952 
verstorben, so geht der Anspruch auf Hausratent¬ 
schädigung auf die Erben nach Maßgabe ihrer Erb¬ 
teile über, soweit die Erben j,m Verhältnis zu dem 
unmittelbar Geschädigten sind 

1. der Ehegatte, 

2. eheliche Kinder, Stiefkinder, an Kindes 
Slatt angenommene Personen oder sonstige 
Personen, denen die rechtliche Stellung 
ehelicher Kinder zukommt, oder uneheliche 
Kinder, 

3 Abkömmlinge der unter Nr, 2 genannten 
Kinder, 

4. Eltern, Großeltern oder weitere Voreltern 
oder Stiefeltern, 

5, voll- und halbbürtige Geschwister oder 
deren Abkömmlinge ersten Grades, 

6 eine Person, die im Zeitpunkt des Todes 
des Geschädigten mit ihm in Haushalls- 
gomeinschaft lebte. 

(2) Der Anspruch aut Hausratentschädigung kann 
verpfändet, jedoch nicht übertragen oder gepfändet 
werden. 

§ 295 

Zuerkennung und Höhe des Anspruchs 

(1) Der Anspruch wird dem Geschädigten nach 
Maßgabe der Schadensberechnung nach § 16 des 
Feststellungsgesetzes zuerkannt; die Hausratent¬ 
schädigung beträgt 

bei Einkünften bis zu 4000 RM jähr¬ 
lich oder bei einem Vermögen bis zu 
20 000 RM 800 DM, 

bei Einkünften bis zu 6500 RM jähr¬ 
lich oder bei einem Vermögen bis zu 
40 000 RM 1 200 DM, 
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bei Einkünften über 6500 RM jähr¬ 
lich oder einem höheren Vermögen als 
40 000 RM 1 400 DM. 

Führte ein unverheirateter Geschädigter keinen 
Haushalt mit überwiegend eigener Einrichtung, 
besaß er aber im Zeitpunkt der Schädigung min¬ 
destens die Möbel für einen Wohnraum, so ist ihm 
Hausratentschädigung in halber Höhe des seinen 
Einkünften oder seinem Vermögen entsprechenden 
Betrags zuzuerkennen. 

(2) Ist der unmittelbar Geschädigte verstorben, so 
gilt § 247 entsprechend. 

(3) Zu den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Entschädigungsbeträgen werden nach dem Familien¬ 
stand des Geschädigten am 1. April 1952 die folgen¬ 
den Zuschläge gewährt: 

1. für den von dem Geschädigten 

nicht dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten 200 DM, 

2. für jeden weiteren, zum Haus¬ 

halt des Geschädigten gehören¬ 
den und von ihm wirtschaftlich 
abhängigen Familienangehörigen, 
sofern dieser zu dem in § 294 
Abs. 1 Nr. 2 bis 5 genannten Per¬ 
sonenkreis gehört und nicht selbst 
entschädigungsberechtigt ist, 100 DM, 

3. für das dritte und jedes weitere 

nach Nr. 2 berücksichtigte Kind 
bis zur Vollendung des 18. Lebens¬ 
jahres weitere je 100 DM. 

(4) Durch das nach § 246 Abs. 3 vorbehaltene 
Gesetz wird bestimmt, ob und in welchem Umfang 
die Beträge der I Iausratentschädigung erhöht 
werden und ferner, ob und in welcher flöhe vom 
Zeitpunkt seines Inkrafttretens ab eine Verzinsung 
der Ansprüche auf Hausratentschädigung gewährt 
wird. 

§ 296 

Anrechnung früherer Zahlungen 

(1) Hat der Geschädigte für den Verlust seines 
Hausrats bereits Entschädigungszahlungen in Reichs¬ 
mark erhalten, so werden diese in Höhe von 
10 vom Hundert in Deutscher Mark auf den An¬ 
spruch auf Hausratentschädigung angerechnet, es 
sei denn, daß der aus den Entschädigungszahlungen 
wiederbeschaffte Hausrat durch Kriegsereignisse 
erneut verlorengegangen ist. 

(2) Leistungen an Hausrathilfe nach § 45 des 
Soforthilfegesetzes und nach dem Hausrathilfegesetz 
des Landes Berlin vom 22. November 1951 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. für Berlin S. 1117) und den 
dazu ergangenen Ergänzungsvorschriften sowie 
entsprechende Leistungen aus sonstigen öffentlichen 
Mitteln, wenn diese letzteren Leistungen den Be¬ 
trag von 200 Deutsche Mark übersteigen, werden 
auf den Anspruch auf Hausratentschädigung nach 
diesem Gesetz voll angerechnct. 

§ 297 

Erfüllung des Anspruchs 

(1) Die Reihenfolge der Erfüllung der Ansprüche 
bestimmt sich unter Berücksichtigung sozialer Ge¬ 
sichtspunkte nach der Dringlichkeit. 


(2) Die Leistungen auf Grund von Ansprüchen 
auf Hausratentschädigung werden zunächst nach 
Maßgabe der verfügbaren Mittel bis zur Höhe von 
800 Deutsche Mark zuzüglich des Familienzuschlags 
nach § 295 Abs. 3 bewirkt (Hausrathilfe). Die Haus¬ 
rathilfe kann in höchstens zwei Teilbeträgen ge¬ 
währt werden. 

(3) Ansprüche auf Hausratentschädigung werden 
mit dem die Leistungen nach Absatz 2 übersteigen¬ 
den Teil erst erfüllt, wenn die Leistungen nach 
Absatz 2 bewirkt sind. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Wohnraumhilfe 

§ 298 

Voraussetzungen 

Wohnraumhilfe kann Vertriebenen und Kriegs- 
sachgeschädigten gewährt werden, wenn sie nach- 
weisen, daß sie 

1. durch die Schädigung den notwendigen Wohn¬ 
raum verloren haben und 

2. sich bis zum Zeitpunkt der Antragstellung aus¬ 
reichende Wohnmöglichkeit überhaupt nicht 
oder nicht an dem Ort, an dem sie Arbeit 
finden konnten oder finden könnten, zu be¬ 
schaffen in der Lage waren. 

§ 299 

Grundsätze 

(1) Wohnraumhilfe wird in der Weise gewährt, 
daß dem Geschädigten Gelegenheit zum Bezug 
einer Wohnung beschafft wird, deren Bereitstellung 
durch Darlehen des Ausgleichsfonds ermöglicht 
worden ist. 

(2) Die Darlehen sollen bevorzugt zur Erstellung 
von Eigenheimen, Kleinsiedlungen und Wohnungen 
in der Rechtsform des Wohnungseigentums oder 
des Dauerwohnrechts für Geschädigte gewährt 
werden. 

§ 300 

Einsatz der Mittel 

Die Mittel sind so einzusetzen, daß der Bau einer 
möglichst großen Zahl von Wohnungen für Ge¬ 
schädigte, welche die Voraussetzungen des § 298 
erfüllen, erreicht wird. Geschädigte, die Vertrei¬ 
bungsschäden oder Kriegssachschäden der in § 12 
Abs. 1 Nr. 1 und § 13 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Art erlitten haben, haben als Bauherren bei der 
Darlehensgewährung den Vorrang vor den übrigen 
Antragstellern. 

ACHTER ABSCHNITT 

§ 301 

Härtefonds 

(1) Zur Milderung von Härten kann für Gruppen 
von Personen bestimmt werden, daß diese Personen 
aus einem innerhalb des Ausgleichsfonds zu bilden¬ 
den Sonderfonds (Härtefonds) Leistungen erhalten, 
wenn sie durch Schäden, die den in diesem Gesetz 
berücksichtigten Schäden entsprechen oder ähnlich 
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sind, deren Ausgleich in diesem Gesetz jedoch nicht 
vorgesehen ist, in eine Notlage geraten sind. Aus 
dem Härtefonds sollen insbesondere auch deutsche 
Staatsangehörige oder deutsche Volkszugehörige 
berücksichtigt werden, die zur Abwendung einer 
ihnen unverschuldet drohenden unmittelbaren Ge¬ 
fahr für Leib und Leben oder die persönliche Frei¬ 
heit aus der sowjetischen Besatzungszone oder aus 
dem sowjetischen Sektor von Berlin geflüchtet sind 
oder dorthin nicht zurückkehren konnten, ohne sich 
offensichtlich einer unmittelbaren und unverschul¬ 
deten Gefahr für Leib und Leben oder die persön¬ 
liche Freiheit auszusetzen (Sowjetzonenflüchtlinge). 

(2) Voraussetzung für die Gewährung von Lei¬ 
stungen aus dem Härtefonds ist, daß die Ge¬ 
schädigten ihren ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
haben. 

(3) 'Leistungen aus dem Härtefonds werden als 
Beihilfen zum Lebensunterhalt, zur Beschaffung von 
Hausrat und Wohnraum sowie zum Existenzaufbau 
oder zur Berufsausbildung gewährt. Die Leistungen 
an den einzelnen Geschädigten aus dem Härtefonds 
dürfen die in diesem Gesetz vorgesehenen ent¬ 
sprechenden Ausgleichslcistungen nicht übersteigen. 

(4) Durch Rechtsverordnung wird Näheres über 
die Voraussetzungen und den Personenkreis, der 
Leistungen aus dem Härtefonds erhalten kann, be¬ 
stimmt. In dieser Rechtsverordnung kann auch be¬ 
stimmt werden, daß aus dem Härtefonds zugunsten 
einzelner geschädigter Personen über einen Betrag 
bis zu insgesamt 100 000 Deutsche Mark jährlich 
verfügt werden kann, um besondere durch den 
Krieg und seine Folgen eingetretene Notstände zu 
mildern. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Sonstige Förderungsmaßnahmen 

§ 302 

Bereitstellung von Mitteln 

Zur weiteren wirtschaftlichen und sozialen Förde¬ 
rung von Geschädigten (§ 229) im Wege der Be¬ 
rufsausbildung Jugendlicher, der Umschulung für 
einen geeigneten Beruf, der Errichtung von Heimen 
und Ausbildungsstätten für heimat- und berufslose 
Jugendliche sowie des Aufbaus von Einrichtungen 
der Wohlfahrtspflege können Mittel in der durch 
dieses Gesetz begrenzten Höhe bereitgestellt wer¬ 
den. Es muß gewährleistet sein, daß die Mittel aus¬ 
schließlich Geschädigten zugute kommen. 

§ 303 

Übernahme von Bürgschaften 

(1) Zur wirtschaftlichen und sozialen Förderung 
von Geschädigten (§ 229) sowie von Personen, die 
Leistungen nach § 301 erhallen können, kann der 
Ausgtetchsfonds Bürgschaften übernehmen und in 
Verbindung damit mit Zustimmung der Bundes¬ 
regierung Liquiditätskredite gewähren. 

(2) Zu gleichen Zwecken kann der Ausgleichs¬ 
fonds sich an öffentlich-rechtlichen Anstalten der 
Bundesrepublik Deutschland beteiligen. 


ZEHNTER ABSCHNITT 

§ 304 

Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 

Zur Abgeltung von Verlusten, die an Spargut¬ 
haben Vertriebener entstanden sind, wird aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds Entschädigung nach 
Maßgabe des Gesetzes über einen Währungsaus¬ 
gleich für Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 213) gewährt. 

ELFTER ABSCHNITT 

Organisation 

§ 305 

Auftragsverwaltung 

(1) Die Vorschriften des Dritten Teils dieses Ge¬ 
setzes, des Feststellungsgesetzes (§ 236) und des 
Gesetzes über einen Währungsausgleich für Spar¬ 
guthaben Vertriebener (§ 304) werden teils vom 
Bund, teils im Auftrag des Bundes von den Ländern 
und vom Land Berlin durchgeführt. 

(2) Soweit die Länder diese Vorschriften nicht 
durch eigene Behörden durchführen, können sie die 
Gemeinden und Gemeindeverbände mit der Durch¬ 
führung beauftragen. 

§ 306 

Landesbehörden 

Im Bereich der Länder werden von den Landes¬ 
regierungen innerhalb der bestehenden Behörden 
Ausgleichsämter und Landesausgleichsämter er¬ 
richtet. 

§ 307 

Bundesoberbehörde 

Im Bereich des Bundes wird ein Bundesausgleichs- 
aml als selbständige Bundesoberbehörde errichtet. 

§ 308 

Ausgleichsämter 

(1) Für jeden Landkreis und jeden Stadtkreis 
wird innerhalb der allgemeinen Verwaltung ein 
Ausgleichsamt eingerichtet; im Bedarfsfälle können 
Zweigstellen eingerichtet werden. Im Bereich der 
Hansestädte Hamburg und Bremen sowie in Berlin 
(West) können mehrere Ausgleichsämter eingerich¬ 
tet werden. 

(2) Zur Führung der Geschäfte des Ausgleichs- 
amts wird ein ständiger Vertreter des Leiters der 
Behörde, bei der das Ausgleichsamt eingerichtet 
wird, bestellt (Dienststellenleiter). 

(3) Zum Dienststellenleiter und zu dessen Stell¬ 
vertreter sind nur Personen zu bestellen, welche die 
erforderliche persönliche und fachliche Eignung für 
ein solches Amt besitzen. Die erforderliche fachliche 
Eignung ist in der Regel anzunehmen, wenn die zu 
bestellende Person die Befähigung zum gehobenen 
Verwaltungsdienst besitzt. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 3 über die er¬ 
forderliche fachliche Eignung finden auf denjenigen 
Sachbearbeiter, der im Feststellungsverfahren mit 
Bewertungsangelegenheiten betraut ’ ist, ent¬ 
sprechende Anwendung. 
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(5) Die in den Absätzen 2 bis 4 vorgesehenen 
Personen werden im Einvernehmen mit dem Leiter 
der obersten Landesbehörde bestellt, bei der das 
Landesausgleichsamt gebildet ist. 

§ 309 

Ausgleichsausschüsse 

(1) Bei jedem Ausgleichsamt wird ein Ausgleichs¬ 
ausschuß gebildet; bei Bedarf können mehrere Aus¬ 
gleichsausschüsse gebildet werden. 

(2) Der Ausgleichsausschuß besteht aus 

1. dem Leiter der Behörde, bei der das Aus¬ 
gleichsamt eingerichtet ist, oder seinem 
Stellvertreter oder dem Dienststellenleiter 
oder dessen Stellvertreter als Vorsitzen¬ 
dem, 

2. zwei ehrenamtlichen Beisitzern. 

(3) Einer der Beisitzer muß Geschädigter sein; ist 
der Antragsteller Vertriebener oder Kriegssach- 
geschädigter, so ist einer der Beisitzer derjenigen 
Geschädigtengruppe zu entnehmen, welcher der 
Antragsteller angehört. Der zweite Beisitzer soll 
nicht Vertriebener oder Kriegssachgeschädigter sein. 

(4) Die Beisitzer werden in den Landkreisen und 
in den Stadtkreisen von den dort zuständigen 
Wahlkörperschaften auf die Dauer von zwei Jahren 
gewählt und von dem Vorsitzenden des Ausgleichs¬ 
ausschusses auf die gewissenhafte und unparteiische 
Wahrnehmung ihrer Amtsobliegenheiten verpflich¬ 
tet. Vor der Wahl der Beisitzer sind die von den 
Landesregierungen anerkannten Geschädigtenver¬ 
bände zu hören. 

§ 310 

Beschwerdeausschüsse 

(1) Für den Bereich eines Stadt- oder Landkreises 
oder mehrerer Kreise wird ein Beschtverdeausschuß 
gebildet; bei Bedarf können mehrere Beschwerde¬ 
ausschüsse gebildet werden. 

(2) Der Beschwerdeausschuß besteht aus einem 
Vorsitzenden und zwei ehrenamtlichen Beisitzern. 
Mitglieder des Ausgleichsausschusses können nicht 
zugleich Mitglieder des Beschwerdeausschusses 
sein. 

(3) § 309 Abs. 2 bis 4 finden entsprechende An¬ 
wendung; wird ein Beschwerdeausschuß für mehrere 
Kreise gebildet, so bestimmen die Landesregie¬ 
rungen nach Landesrecht über Sitz und Amts¬ 
bereich des Beschwerdeausschusses sowie darüber, 
welche Wahlkörperschaft für die Wahl der Bei¬ 
sitzer zuständig ist. 

§ 311 

Landesausgleichsämter 

(1) Für jedes Land wird ein Landesausgleichsamt 
eingerichtet; erforderlichenfalls sind Außenstellen 
dieses Amtes einzurichten. Das Landesausgleichs¬ 
amt ist bei einer obersten Landesbehörde zu bilden. 

(2) § 308 Abs. 2 bis 4 finden entsprechende An¬ 
wendung; die erforderliche fachliche Eignung ist 
in der Regel anzunehmen, wenn die zu bestellende 
Person die Befähigung zum höheren Verwaltungs¬ 
dienst besitzt. 


(3) Das Landesausgleichsamt übt die Sachaufsicht 
über die Ausgleichsämter seines Bereichs aus. 

§ 312 

Bunricsausgleichsamt 

(1) Das Bundesausgleichsamt wird von einem 
Präsidenten geleitet. Der Präsident des Bundesaus¬ 
gleichsamts wird auf Vorschlag der Bundesregie¬ 
rung durch den Bundespräsidenten ernannt und 
entlassen; der Vorschlag der Bundesregierung er¬ 
folgt im Einvernehmen mit dem Bundesrat. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts übt 
nach Maßgabe des § 319 Abs. 2 die Sachaufsicht 
über die Landesausgleichsämter aus. 

(3) Das Bundesausgleichsamt untersteht der 
Dienstaufsicht des Bundesministers der Finanzen, 
der auch den Sitz des Amtes bestimmt. 

§ 313 

KontrollausschuB 

(1) Bei dem Bundesausgleichsamt wird ein Kon- 
troilausschuß von 20. Mitgliedern gebildet. Zehn 
Mitglieder wählt der Bundestag. Je ein Mitglied 
ernennen die Regierungen der Länder einschließ¬ 
lich des Landes Berlin; verringert sich die Zahl der 
Länder, so wählt der Bundesrat an Stelle der damit 
ausscheidenden Mitglieder in entsprechender Zahl 
neue Mitglieder. 

(2) Für jedes Mitglied des Kontrollausschusses ist 
zugleich ein Stellvertreter zu wählen oder zu 
ernennen. 

(3) Der KontrollausschuB wählt aus den vom 
Bundestag gewählten Mitgliedern einen Vorsitzen¬ 
den und einen Stellvertreter. Er gibt sich eine 
Geschäftsordnung. Beschlüsse des Kontrollaus¬ 
schusses ergehen mit Stimmenmehrheit. Der Kon- 
trollausschuß kann Arbeitsausschüsse eimetzen und 
ihm zustehende Befugnisse diesen übertragen. 

(4) Die Bundesregierung kann Vertreter in den 
KontrollausschuB entsenden, die an den Beratungen 
ohne Stimmrecht teilnehmen. 

§ 314 

Ständiger Beirat 

(1} Bei dem Bundesausgleichsamt wird ein Stän¬ 
diger Beirat gebildet, der aus Vertretern der Ge¬ 
schädigten und aus Sachverständigen besteht. Je 
einen Vertreter der Geschädigten wählen che Parla¬ 
mente der Länder einschließlich des Landes Berlin. 
Fünf Vertreter entsenden die vom Bundesminister 
für Vertriebene anerkannten Vertriebenenverbände; 
fünf Vertreter entsenden die vom Bundesminister 
des Innern anerkannten Kriegssachgaschädigten- 
verbände. Die Bundesregierung ernennt acht Sach¬ 
verständige. 

(2) § 313 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende An¬ 
wendung, 

§ 315 

Allgemeine Verwaltungsgerichrte 

Die zur Durchführung der Vorschriften des 
Dritten Teils dieses Gesetzes erforderliche recht¬ 
sprechende Tätigkeit wird durch die allgemeine» 
Verwaltungsgerichte der Länder einschließlich des 
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Landes Berlin sowie durch das Bundesverwaltungs¬ 
gericht ausgeübt. 

§ 316 

Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds 

(1) Die Regierungen der Länder einschließlich des 
Landes Berlin bestellen im Benehmen mit dem 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts aus der Zahl 
der Landesbediensteten bei den Ausgleichsaus¬ 
schüssen, den Beschwerdeausschüssen und den Ver¬ 
waltungsgerichten der Länder Vertreter der Inter¬ 
essen des Ausgleichsfonds. Der Bundesminister der 
Finanzen bestellt auf Vorschlag des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts bei dem Bundesverwaltungs¬ 
gericht einen Vertreter der Interessen des Aus¬ 
gleichsfonds. 

(2) Auf die Vertreter der Interessen des Aus¬ 
gleichsfonds finden die Vorschriften des § 308 Abs. 3 
und des § 311 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 

(3) Die Vertreter der Interessen des Ausgleichs¬ 
fonds sind an die Weisungen des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts gebunden. 

§ 317 

Amts- und Rechtshilfe 

Alle Behörden und Gerichte haben den in diesem 
Abschnitt genannten Behörden unentgeltlich Amts¬ 
und Rechtshilfe zu leisten. Für die Rechtshilfe der 
Gerichte gelten die §§ 156 ff des Gerichtsver¬ 
fassungsgesetzes entsprechend. 


ZWÖLFTER ABSCHNITT 

Verwaltung des Ausgleichsfonds 

§ 318 

Richtlinien der Bundesregierung 

Die Bundesregierung erläßt nach Anhörung des 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts und mit 
Zustimmung des Bundesrates Richtlinien für die 
Verwaltung und für die Verwendung der Mittel des 
Ausgleichsfonds. 

§ 319 

Aufgaben 

des Präsidenten des Bundesausgleichsamts 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamts ver¬ 
waltet den Ausgleichsfonds und verfügt über die 
Verwendung der Mittel. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts be¬ 
stimmt im Rahmen dieses Gesetzes, der dazu er¬ 
gehenden Rechtsverordnungen sowie der Richt¬ 
linien der Bundesregierung Näheres über die Ge¬ 
währung von Ausgleichsleistungen. Er erläßt die 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschrif¬ 
ten. Er übt die der Bundesregierung und den zu¬ 
ständigen obersten Bundesbehörden nach Artikel 85 
des Grundgesetzes zustehenden Befugnisse nach 
Maßgabe des Artikels 120 a des Grundgesetzes aus. 

(3) Der Präsident des Bundesausgleichsamts ist 
verpflichtet, dem Kontrollausschuß und dem Stän¬ 
digen Beirat Auskunft über die Verwaltung, den 
Bestand und die Verwendung der Mittel zu ertei¬ 


len; er ist insbesondere verpflichtet, dem Kontroll¬ 
ausschuß und dem Ständigen Beirat jeweils für das 
bevorstehende Rechnungsjahr oder für Abschnitte 
eines solchen Rechnungsjahres einen Wirtschafts¬ 
und Finanzplan vorzulegen. 

§ 320 

Aufgaben des Kontrollausschusses 

(1) Der Kontrollausschuß überwacht die Verwal¬ 
tung des Ausgleichsfonds. 

(2) Verfügungen des Präsidenten des Bundes¬ 
ausgleichsamts über die Verwendung von Mitteln 
des Ausgleichsfonds nach § 319 Abs. 1 sowie die 
nach § 319 Abs. 2 Satz 1 und 2 getroffenen An¬ 
ordnungen des Präsidenten des Bundesausgleichs¬ 
amts bedürfen der Zustimmung des Kontrollaus¬ 
schusses. Versagt der Kontrollausschuß einer vom 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts beabsichtig¬ 
ten Maßnahme die Zustimmung, so kann diese 
Maßnahme nur durchgeführt werden, wenn die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Durchführung der Maßnahme anordnet. 

§ 321 

Aufgaben des Ständigen Beirats 

(1) Der Ständige Beirat berät den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts. 

(2) Der Ständige Beirat ist zu Maßnahmen des 
Präsidenten des Bundesausgleichsamts, die nach 
§ 320 Abs. 2 Satz 1 der Zustimmung des Kontroll¬ 
ausschusses bedürfen, zu hören. 

(3) Der Ständige Beirat bestimmt einen Bericht¬ 
erstatter, der in den Sitzungen des Kontrollaus¬ 
schusses die Auffassung des Ständigen Beirats dar¬ 
legt. 

§ 322 

Aufgaben der Vertreter der Interessen 
des Ausgleichsfonds 

Die Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds 
wachen in ihrem Bereich darüber, daß über Mittel 
des Ausgleichsfonds nicht gesetzwidrig oder miß¬ 
bräuchlich verfügt wird. Sie sind an den Verfahren 
über die Gewährung von Ausgleichsleistungen be¬ 
teiligt; sie sind befugt, Auskünfte einzuholen und 
Anträge zu stellen, insbesondere Rechtsmittel ein¬ 
zulegen.. 

§ 323 

Sondervorschriften über die Verwendung 
von Mitteln 

(1) Für Zwecke der Wohnraumhilfe (§§ 298 bis 

300) sind die Erträge aus der Hypothekengewinn¬ 
abgabe (§§ 91 ff), mindestens jedoch jährlich 

300 Millionen Deutsche Mark, bereitzustellen; die 
Mittel werclen den Ländern darlehensweise zur Ver¬ 
fügung gestellt. In den auf das Rechnungsjahr 1956 
folgenden zehn Rechnungsjahren ermäßigt sich 
der Betrag jeweils um 10 vom Hundert des nach 
Satz 1 bereitzustellenden Betrags. 

(2) Bei der Verteilung der Mittel für die Gewäh¬ 
rung von Arbeitsplatzdarlehen (§§ 259, 260) sind 
die Länder mit überdurchschnittlicher Arbeitslosig¬ 
keit bevorzugt zu berücksichtigen. 
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(3) Für den Härlofonds (§ 301) und für sonstige 
Förderungsmaßnahmcn (§ 302) werden bis zum 
Ablauf des auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
folgenden zehnten Rechnungsjahres jährlich zusam¬ 
men 150 Millionen Deutsche Mark bereilgestellt.. 

(4) Vorn Ausgleichsfonds können mit Zustim 
iming der Bundesregierung Bürgschaften (§ 303) bis 
zu einem Gesamtbeträge von einer Milliarde Deut¬ 
sche Mark sowie Beteiligungen (§ 303) bis zu einem 
Gesamtbeträge von 30 Millionen Deutsche Mark 
übernommen werden. Im Falle der Übernahme von 
Bürgschaften ist in dem Ausgabeplan die voraus¬ 
sichtliche Inanspruchnahme des Ausgleichsfonds zu 
berücksichtigen. 

(5) Zur Durchführung des Gesetzes über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 
(§ 304) werden aus dem Ausgleichsfonds jährlich 
mindestens 50 Millionen Deutsche Mark so lange 
bereitgestellt, bis der Währungsausgleich durchge- 
führt ist. 

§ 324 

Haushaltsrechtliche Vorschriften 

(1) Für den Ausgleichsfonds gelten die Vor¬ 
schriften der Reichshaushaltsordnung sowie die zu 
ihrer Ergänzung und Durchführung erlassenen Vor¬ 
schriften sinngemäß. Soweit in diesen Vorschriften 
die Mitwirkung des zuständigen Bundesministers 
vorgesehen ist, tritt an dessen Stelle der Präsident 
des Bundesausgleichsamts. Die Bundesregierung 
kann durch Rechtsverordnung Näheres über die 
haushaltsmäßige sowie kassen- und rechnungs¬ 
mäßige Verwaltung des Ausgleichsfonds bestim¬ 
men; sie kann dabei von den Vorschriften der 
Reichshaushaltsordnung über die Anlage von Mit¬ 
teln, die Übernahme von Beteiligungen sowie über 
die Niederschlagung von Forderungen abweichen, 

(2) über die Einnahmen und Ausgaben sowie 
über cias Vermögen und die Schulden des Aus¬ 
gleichsfonds ist jährlich Rechnung zu legen. Die 
Rechnung unterliegt, nach Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof, zusammen mit der Bundes¬ 
haushaltsrechnung der Entlastung durch den Bundes¬ 
tag und den Bundesrnt. 

(3) Werden den Behörden der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände Mittel des Ausgleichsfonds 
zur Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz 
übertragenen Aufgaben zur Verfügung gestellt, so 
sind diese Behörden mit der Durchführung des Ein¬ 
nahme- und Ausgabeplans des Ausgleichsfonds be¬ 
traut. 


DREIZEHNTER ABSCHNITT 
Verfahren 

ERSTER TITEL 

Allgemeine Vorschriften 
§ 325 

Antragstellung 

(1) Anträge auf Gewährung von Ausgleichsleistun¬ 
gen sind, soweit nichts anderes bestimmt wird, an 


das für den ständigen Aufenthalt des Geschädigten 
zuständige Ausgleichsamt zu richten. Hat der An¬ 
tragsteller keinen ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin' (West), 
so ist zuständig 

1. bei Vertreibungsschäden, Ostschäden und 
Sparerschäden dasjenige Ausgleichsamt, in 
dessen Bereich der Antragsteller zuletzt 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
gehabt hat, 

2. bei Kriegssachschäden dasjenige Aüsgleichs- 
amt, in. dessen Bereich der Kriegssach¬ 
schaden eingetreten ist. 

(2) Sind einem Antragsteller, der keinen ständi¬ 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West) hat, Kriegssach¬ 
schäden im Bereich mehrerer Ausgleichsämter ent¬ 
standen oder bestehen aus anderen Gründen Zweifel 
darüber, welches Ausgleidisamt für die Entgegen¬ 
nahme des Antrags zuständig ist, so bestimmt der 
Präsident des Bundesausgleichsamts das zuständige 
Ausgleichsamt. 

(3) Der Antrag ist, soweit nichts anderes bestimmt 
wird, bei der für den ständigen Aufenthalt des 
Geschädigten zuständigen Gemeindebehörde einzu¬ 
reichen. Die Gemeindebehörde oder die an deren 
Stelle bestimmte Behörde hat, soweit der Antiag 
nicht hinreichend begründet ist oder die Angaben 
unvollständig sind, auf Ergänzung hinzuwirken und 
erforderlichenfalls den Antragsteller vorzuladen. 
Sie hat den Antrag mit kurzer eigener Stellung¬ 
nahme weiterzuleiten. 

(4) Anträge auf Gewährung von Ausgleichsleistun¬ 
gen, auf die nach diesem Gesetz ein Rechtsanspruch 
besteht, sind auf amtlichem Formblatt einzureichen. 

§' 326 

Weiterbehandlung der Anträge 

Das nach § 325 zuständige Ausgleichsamt ist, 
soweit nichts anderes bestimmt wird, auch für d ; e 
Weiterbehandlung des Antrags zuständig. Es prüft 
den Antrag und legt ihn, soweit für die Entschei¬ 
dung ein Ausschuß zuständig ist, diesem mit eigen?r 
Stellungnahme zur Entscheidung vor. 

§ 327 

Vertretung 

(1) Der Antragsteller kann sich im Verfahren vor 

den Äusgleichsbehörden und den bei diesen gebil¬ 
deten Ausschüssen vertreten lassen; jedoch kann 
sein persönliches Erscheinen angeordnet werden. 
Personen, die als Angehörige der Ausgleichsbehör¬ 
den, der bei diesen gebildeten Ausschüsse, der 
Heimatauskunftstelleh (§ 24 des Feststellungs¬ 

gesetzes) oder der bei diesen gebildeten Kommis¬ 
sionen tätig geworden sind, sind von der Vertre¬ 
tung ausgeschlossen. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann eine Zulassungs¬ 
und Gebührenregelung für Personen, die Vertretun¬ 
gen im Verfahren vor den Ausgleichsbehörden und 
den bei diesen gebildeten Ausschüssen übernehmen, 
getroffen werden. 
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§ 328 

Ausschließung von der Mitwirkung am Verfahren 

Die Angehörigen der Ausgleichsbehörden, der 
bei diesen gebildeten Ausschüsse, der Heimataus- 
kunftstellen und der bei diesen gebildeten Kommis¬ 
sionen sind von der Mitwirkung an der Entschei¬ 
dung über eigene Anträge oder über Anträge ihrer 
Angehörigen im Sinne des § 10 des Steueranpas¬ 
sungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichsgeselz- 
blatt I S. 925) ausgeschlossen. Im übrigen finden die 
Vorschriften über die Ausschließung von Gerichts- 
personen nach der Zivilprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. 

§ 329 

Verbindung von Verfahren 

Das Verfahren über die Gewährung von Aus¬ 
gleichsleistungen, deren Gewährung von der Fest¬ 
stellung eines Schadens nach dem Feststellungs¬ 
gesetz abhängt, soll mit dem Feststellungsverfahren 
verbunden werden. 

§ 330 

Beweiserhebung 

(1) Die Ausgleichsbehörden und die bei ihnen 
gebildeten Ausschüsse erheben von Amts wegen 
alle Beweise, die für die Gewährung von Ausgleichs¬ 
leistungen notwendig sind. 

(2) Im Verfahren vor den Ausgleichsbehörden 
und den bei diesen gebildeten Ausschüssen ist die 
Abgabe eidesstattlicher Erklärungen unzulässig 
und der Parteieid ausgeschlossen. 

(3) Um die eidliche Vernehmung eines Zeugen 
oder Sachverständigen ist das Amtsgericht, in des¬ 
sen Bezirk der Zeuge oder Sachverständige seinen 
ständigen Aufenthalt hat, zu ersuchen. Auf das Ver¬ 
nehmungsersuchen sind die Vorschriften des Ge- 
riditsverfassungsgcsel7.es und der Zivilprozeßord¬ 
nung sinngemäß anzuwenden. 

§ 331 

Beweiswürdigung 

(1) Die Ausgleichsbehörden und die bei diesen 
gebildeten Ausschüsse entscheiden in freier Beweis¬ 
würdigung darüber, welche für die Entscheidung 
maßgebenden Angaben als bewiesen oder glaubhalt 
gemacht anzusehen sind. Als glaubhaft gemacht gel¬ 
ten Angaben, deren Richtigkeit mit einer ernst¬ 
liche Zweifel ausschließenden Wahrscheinlichkeit 
dargetan ist. 

(2) Angaben, die nicht bewiesen oder glaubhaft 
gemacht sind, werden nicht berücksichtigt. 

§ 332 

Entscheidungen 

(1) Entscheidungen über Ausgleichsleistungen er¬ 
gehen schriftlich und sind zu begründen. Sie müssen 
eine Belehrung darüber enthalten, ob ein Rechts¬ 
behelf und welcher Ffv-btsbehelf gegeben ist. Ent¬ 
scheidungen der Ausgieichsbehörden und der bei 
ihnen gebildeten Ausschüsse über Ausgleichs¬ 
leistungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht, er¬ 
gehen nach amtlichem Formblatt. 


(2) Die Entscheidungen sind dem Antragsteller 
und dem Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds bekanntzugeben. Die Bekanntgabe wird durch 
eingeschriebenen Brief (gegen Rückschein) oder in 
der Weise bewirkt, daß das Schriftstück dem Emp¬ 
fänger gegen datierte Empfangsbescheinigung aus¬ 
gehändigt wird. 

§ 333 

Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 

Im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten gel¬ 
ten die für diese Gerichte maßgebenden Vor¬ 
schriften. 

§ 334 

Gebühren und Kosten 

(1) Das Verfahren vor den Ausgieichsbehörden 
und den bei diesen gebildeten Ausschüssen ist ge¬ 
bührenfrei. 

(2) Die nolwcndigen Kosten des Verfahrens vor 
den Ausgleichsbehörden und den bei diesen gebil¬ 
deten Ausschüssen dürfen dem Antragsteller nicht 
auferlegt werden. Im übrigen wird über die Tra¬ 
gung der Kosten bei Entscheidung zur Sache mit 
entschieden. 

(3) Im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
der Länder werden Gebühren und Kosten in Höhe 
des Mindestsatzes erhoben. Im Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht ermäßigen sich die Ge¬ 
bühren und Kosten auf ein Viertel. 

(4) Die Kosten einer Vertretung trägt, soweit 
nicht Anwaltszwang besteht, stets der Antragsteller. 


ZWEITER TITEL 

V o r f a h r c n bei Ifauplentschädigung, 
Kiiegsschadenrente und 
Hausratentschädigung 

§ 335 

Bescheid 

(1) über den Antrag auf Gewährung von 

1. Ifauplentschädigung, 

2. Kriegsschadenrente, 

3. Hausratenlschädigung 

entscheidet der Ausgleichsausschuß durch Bescheid. 

(2) An Stelle des Ausgleichsausschusses kann der 
l.eiter des Ausgleichsamts entscheiden, wenn dem 
Antrag in vollem Umfang entsprochen werden kann 
oder wenn der Antragsteller sich mit dem Inhalt 
der beabsichtigten Entscheidung einverstanden er¬ 
klärt hat. 

(3) Kann nach dem Ergebnis der Ermittlungen 
über einen Teil des Anspruchs entschieden werden, 
so kann ein Teilbescheid erlassen werden; ein 
solcher Teilbescheid ist auf Antrag zu erlassen, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, Nach Abschluß 
des Verfahrens ist ein Gesamtbescheid zu erlassen. 

§ 336 

Beschwerde 

(1) Gegen den Bescheid können der Antragsteller 
und der Vertreter der Interessen des Ausgleichs¬ 
fonds binnen eines Monats nach Bekanntgabe Be- 
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schwcrde cinlegen. Uber die Beschwerde ent¬ 
scheidet, sofern ihr nicht abgeholfen wird, der 

Beschwerdeausschuß. 

(2) Die Beschwerde soll bei derjenigen Stelle an¬ 
gebracht werden, die den Bescheid erlassen hat; 
die Frist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde 
rechtzeitig unmittelbar beim Beschwerdeausschuß 
angebracht wird. 

(3) Die Beschwerde kann schriftlich oder zur 
Niederschrift angebracht werden und ist zu be¬ 
gründen. Sofern die Begründung nicht gleichzeitig 
mit der Anbringung der Beschwerde erfolgt, kann 
«ie in angemessener Frist nachgeholt werden. 

§ 337 

Beschluß des Beschwerdeausschusses 

(1) Der Beschwerdeausschuß entscheidet durch 
Beschluß. Er kann, statt selbst zu entscheiden, die 
Sache ah das Ausgleichsamt zurüdkverweisen. 

(2) Der Beschwerdeausschuß kann den Bescheid 
auch zum Nachteil dessen, der die Beschwerde ein¬ 
gelegt hat, ändern. 

§ 338 

Anfechtungsklage beim Verwaltungsgericht 

Gegen den Beschluß des Beschwerdeausschusses 
können der Antragsteller und der Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe die Anfechtungsklage 
beim Vcrwaltungsgericht erheben. 

5 339 

Revision an das Bundesverwaltungsgericht 

(t) Gegen die Endentscheidung des Verwaltungs- 
gerichts können der Antragsteller und der Ver¬ 
treter der Interessen des Ausgleichsfonds binnen 
eines Monats nach Zustellung Revision beim 
Bundesverwaltungsgericht cinlegen, wenn das Ver- 
waltungsgericht die Revision wegen grundsätz¬ 
licher Bedeutung der Sache in seiner Endentschei¬ 
dung zugelassen hat; besonderer Zulassung bedarf 
es nicht, wenn ausschließlich wesentliche Mängel 
des Verfahrens gerügt werden. 

(2) Die Nichtzulassung der Revision kann selb¬ 
ständig durch Beschwerde innerhalb eines Monats 
nach Zustellung der Endentscheidung angefochten 
werden. Die Beschwerde ist bei dem Gericht ein¬ 
zulegen, dessen Entscheidung angefochten werden 
soll. Die Einlegung der Beschwerde hemmt die 
Rechtskraft der Endentscheidung. Wird der Be¬ 
schwerde nicht abgeholfen, so entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht durch Beschluß Mit der 
Ablehnung der Beschwerde durch das Puudesver- 
wallungsgeridit wird die Endentscheidung rechts¬ 
kräftig. Wird der Beschwerde stattgegeben, so 
beginnt mit der Zustellung des Beschwerde¬ 
bescheids der Lauf der Revisionsfrist. 

(3) Die Berufung gegen die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichls ist ausgeschlossen. 

§ 340 

Aufschiebcnde Wirkung 

Die Beschwerde, die Anfechtungsklage und die 
Revision haben aufschiebende Wirkung. 


§ 341 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

Wer durch Naturereignisse oder durch unab¬ 
wendbare Zufälle verhindert worden ist, eine Frist 
zur Einlegung oder zur Begründung eines Rechts- 
n..aels einzuhalten, kann die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand beantragen. Die Vorschriften 
der §§ 233 bis 237 der Zivilprozeßordnung in der 
Fassung vom 12. September 1950 (Bundesgcsetzbl. 
S. 455, 533) finden entsprechende Anwendung. 

§ 342 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Wer eine Urkunde auffindet oder zu benutzen 
in den Stand gesetzt wird, die eine ihm günstigere 
Entscheidung herbeigelührt haben würde, kann 
beim Ausgleichsausschuß die Wiederaufnahme des 
Verfahrens beantragen. 

(2) Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann 
ferner beantragt werden, wenn die Voraussetzungen 
für die Gewährung einer Ausgleichsleistung nach¬ 
träglich wegfallen, weil Vermögen, auf dessen Ver¬ 
lust diese Gewährung, beruhte, dem Geschädigten 
zurückerstattet wird. 

§ 343 

Einstellung und Rückforderung 
von Krlegssdiadenrente 

(1) Andern sich die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Kriegsschadenrente nachträglich 
(§ 288), so verfügt der Leiter des Ausgleichsamts die 
Einstellung oder Änderung der Zahlungen. 

(2) Gegen die Verfügung kann binnen eines 
Monats die Entscheidung des Ausgleichsausschusses 
angerufen werden. Für das weitere Verfahren 
gelten die Vorschriften der §§ 336 ff. Ein Redits- 
behelf hat keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Berechtigte verpflichtet ist, zu viel erhal¬ 
tene Beträge zurückzuerstatten (§ 290). Ein Rechts¬ 
behelf hat aufschiebende Wirkung. 

§ 344 

Feststellungsveriahren 

Die Vorschriften der §§ 336 bis 339 gelten auch 
für das Feststellungsverfahren nach dem Fest- 
stellungsgesctz, jedoch mit der Maßgabe, daß 
Rechtsmittel nicht gegeben sind, wenn auch bei 
erfolgreicher Durchführung des Rechtsmittelverfah¬ 
rens höhere Ausgleichsleistungen nach den Vor¬ 
schriften dieses Gesetzes nicht gewährt werden 
könnten. 


DRITTER TITEL 

Verfahren bei E i n g 1 i e d e r u n g s- 
darleben, Hausrathilfe, Leistungen 
aus dem Härtefonds und auf Grund 
sonstiger Förderungsmaßnahmen 

§ 345 

Grundsatzregelung 

(1) Uber den Antrag auf Gewährung von Ein- 
g.'ederungsdarlehen (§§ 253 ff), Hausrathilfe (§ 297 
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Abs. 2), Leistungen aus dem Härtefonds (§ 301) 
und Leistungen auf Grund sonstiger Förderungs¬ 
maßnahmen (§ 302) entscheidet der Leiter des 
Ausgicichsamts nach Anhörung des Ausgleichsaus¬ 
schusses durch Bescheid. Der Bescheid kann auch 
dahin lauten, daß dem Antrag zur Zeit mangels ver¬ 
fügbarer Mitte] nicht entsprochen werden kann, 
der Antrag jedoch erneut geprüft werde, sobald 
hinreichende MiLtcl zur Verfügung stehen. 

(2) Gegen den Bescheid können der Geschädigte 
und der Vertreter der Interessen des Ausgleichs¬ 
fonds die Entscheidung des Beschwerdeausschusses 
anrufen, der durch Beschluß entscheidet. Gegen 
den Bescheid, daß zur Zeit einem Antrag mangels 
verfügbarer Mitte! nicht entsprochen werden kann, 
kann der Antragsteller die Entscheidung des Be¬ 
schwerdeausschusses nur zur Nachprüfung, ob ein 
Ermessensmißbrauch vorliegt, anrufen. 

(3) Gegen die Entscheidung des Beschwerde¬ 
ausschusses ist eine weitere Beschwerde nicht zu¬ 
lässig. 

§ 346 

Besondere Regelung 

Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
nach Maßgabe des § 319 Abs. 2 Salz 1 das Ver¬ 
fahren abweichend von den Vorschriften des § 345 
regeln. Dabei ist sicherzustcllcn, daß Vertreter der 
Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten vor der 
Entscheidung gehört werden. Der Geschädigte muß 
eine Nachprüfung des Bescheids, sofern dieser 
nicht durch den Präsidenten des Bundesausgleichs¬ 
amts ergangen ist, herbeiführen können; die Nach¬ 
prüfung muß sich mindestens darauf beziehen, ob 
ein Ermessensmißbrauch vorliegt. 


VIERTER TITEL 

Verfahren bei der Wohnraumhilfe 
§ 347 

Entscheidung des Ausgfeichsausschusses 

Auf den Antrag auf Wohnraumhilfe entscheidet der 
Leiter des Ausgleichsamts, ob der Antragsteller als 
bevorzugter Anwärter auf Wohnraum anerkannt 
wird, durch Bescheid. Der Geschädigte kann binnen 
eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheids die 
Entscheidung des Ausgleichsausschusses anrufen. 
Gegen die Entscheidung des Ausgleichsausschusses 
ist Einspruch oder Beschwerde nicht zulässig. 

§ 348 

Zuteilung der Mittel 

(1) Die für die Wohnraumhilfe bereitgestellten 
Mittel sind zur nachstelligen Finanzierung des 
Wohnungsbaus für die Geschädigten als öffentliche 
Mittel gemäß § 3 Abs. 1 des Ersten Wohnungsbau¬ 
gesetzes einzusetzen. Sie dürfen vorübergehend 
auch als Überbrückungskredit an Stelle erststelliger 
Hypotheken verwendet werden. 

(2) Die Mittel sind von den Ländern als ersten 
Darlehensnehmern dem Ausgleichsfonds gegenüber 
derart zu tilgen, daß die Tilgung innerhalb von 
30 Jahren abgeschlossen ist. Zinsen, die aus dem 


vorübergehenden Einsatz von Mitteln für Über¬ 
brückungskredite an Stelle erststelliger Hypothe¬ 
ken aufkommen, sind an den Ausgleichsfonds ab¬ 
zuführen. Die Verzinsung und Tilgung der Mittel 
durch den letzten Darlehensnehmer bestimmt sich 
nach § 17 Abs. 3 des Ersten Wohnungsbaugesetzes. 

(3) Näheres über die Verteilung und den Einsatz 
der Mittel, über die Darlehensbedingungen und über 
die Verteilung der Wohnungen an Geschädigte wird 
vom Präsidenten des Bundesausgleichsamts nach 
Maßgabe des § 319 Abs. 2 Satz 1 bestimmt, wobei 
von den folgenden Grundsätzen auszugehen ist: 

1. Es muß sichergestellt werden, daß der unter 
Einsatz dieser Mittel geschaffene Wohn¬ 
raum oder angemessener Ersatzwohnraum 
den nach § 347 anerkannten Geschädigten 
zur Verfügung gestellt wird. Ersatzwohn¬ 
raum darf nur zugeteiit werden, wenn der 
Geschädigte oder, wenn die Befragung des 
Geschädigten bei Baubeginn nicht möglich 
ist, das Ausgleichsamt zugestimmt hat. 

2. Für die Dringlichkeit der Vorhaben gilt, 
unbeschadet des § 300 Satz 1, die folgende 
Reihenfolge: 

a) die Zuteilung von Mitteln an kriegs¬ 
geschädigte Bauherren (§ 300 Satz 2), 

b) die Zuteilung von Mitteln in sonstigen 
Fällen. 

VIERZEHNTER ABSCHNITT 
§ 349 

Naturalausgleich 

Ausgleichsleistungen nach diesem Teil des Gesetzes 
können mit Zustimmung des Geschädigten auch 
durch Hergabe anderer wirtschaftlicher Werte als 
Celd gewährt werden. Durch die in § 201 vor¬ 
gesehene Rechtsverordnung werden die Grundsätze 
über die Voraussetzungen und die Form der Gewäh¬ 
rung solcher Leistungen sowie über deren Bewer¬ 
tung festgelegl; hierbei kann von den Verfahrens- 
Vorschriften des Dreizehnten Abschnitts dieses Teils 
des Gesetzes abgewichen werden. 

FÜNFZEHNTER ABSCHNITT 

Sonstige und Überleitungsvorschriften 

§ 350 

Ehrenamtliche Mitarbeit 

(1) Im Geltungsbereich des Grundgesetzes und in 
Berlin (West) wohnende Personen, die zur ehren¬ 
amtlichen Mitarbeit bei der Durchführung der Vor¬ 
schriften des Dritten Teils dieses Gesetzes aufge¬ 
fordert werden, sind zu dieser Mitarbeit verpflichtet. 

(2) Ehrenamtliche Mitarbeit, insbesondere als 
Beisitzer in den Ausgleichsausschüssen und in den 
Beschwerdeausschüssen, kann nur aus wichtigen 
Gründen abgelehnt werden. 

(3) Die Gewährung von Fahrtkosten, Tage- und 
Übernachtungsgeldern sowie Ersatz des Verdienst- 
ausfalis an Beisitzer der Ausschüsse richtet sich nach 
den für die Entschädigung der Schotten und Ge¬ 
schworenen geltenden Vorschriften. 
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§ 351 

Verwaltungskosten 

(1) Die Kosten des Bundesausgleichsamts, des 
Kontrollausschusses, des Ständigen Beirats und der 
Heimatauskunftstellen sowie die sächlichen Kosten 
der Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds 
im Bereich der Länder einschließlich des Landes 
Berlin trägt der Bund. 

(2) Im übrigen tragen die Länder einschließlich 
des Landes Berlin und die anderen an der Durch¬ 
führung der Vorschriften des Dritten Teils dieses 
Gesetzes beteiligten Gebietskörperschaften diejeni¬ 
gen Kosten selbst, die tatsächlich bei ihnen anfallen. 

(3) Der Bund erstattet die Hälfte der Kosten nach 
Absatz 2. Die Bundesregierung kann durch Rechts¬ 
verordnung bestimmen, in welcher Weise diese 
Kosten pauschal festgelegt werden und wie der auf 
den Bund entfallende Anteil auf die Länder und die 
anderen Gebietskörperschaften aufgeteilt wird. 

§ 352 

Überleitung der Behördenorganisation 

(1) Das Hauptamt für Soforthilfe nimmt bis zur 
Übernahme der Geschäfte durch das Bundesaus¬ 
gleichsamt dessen Geschäfte wahr. 

(2) Ausgleichsämter, Ausgleichsausschüsse und 
Landesausgleichsämter sind die auf Grund der Vor¬ 
schriften der Soforthilfegesetze gebildeten Ämter 
für Soforthilfe, Soforthilfeausschüsse und Landes¬ 
ämter für Soforthilfe, soweit die Länder nach Maß¬ 
gabe der Bestimmungen der §§ 305 bis 311 keine 
abweichende Regelung treffen oder zu treffen haben. 

(3) Die Beauftragten des Hauptamts für Sofort¬ 
hilfe nehmen bis zur Bestellung der Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds deren Aufgaben 
wahr. 

§ 353 

Überleitung anhängiger Verfahren 

Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an¬ 
hängigen Verfahren gilt folgende Regelung: 

1. Die bei den Ämtern für Soforthilfe gestellten 
Anträge werden nach den Verfahrensvor¬ 
schriften dieses Gesetzes weiter behandelt. 
Nach dem Inkrafltreten dieses Gesetzes ein¬ 
gelegte Beschwerden werden, sofern die an- 
gefochtene Entscheidung bereits vor diesem 
Zeitpunkt ergangen ist, als Beschwerden nach 
diesem Gesetz behandelt. 

2. Die bei den Beschwerdeausschüssen an¬ 
hängigen Verfahren weiden aut die Beschwerde¬ 
ausschüsse nach diesem Gesetz übergeleitet. 
Für das weitere Verfahren gelten die Ver- 
fahrensvorschriiten dieses Teils des Gesetzes. 
Dies gilt auch für Rechtsbeschwerden, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingelegt 
werden, sofern die angefochtene Entscheidung 
bereits vor diesem Zeitpunkt ergangen ist. 

3. Die bei dem Spruchsenat für Soforthilfe an¬ 
hängigen Rechtsbeschwerden werden, sofern 
die Rechtsbeschwerde zulässig war und ein 
Bescheid oder Vorbescheid des Vorsitzenden 
noch nicht ergangen ist, an den nach diesem 


Gesetz zuständigen Beschwerdeausschuß ab¬ 
gegeben. Der Beschwerdeausschuß hat zu 
prüfen, ob er der Rechtsbeschwerde unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung des 
Spruchsenats für Soforthilfe abzuhelfen ver¬ 
mag; dabei ist der Beschwerdeausschuß in 
Fällen, in denen der Geschädigte Rechts¬ 
beschwerde eingelegt hat, an die beieits ge¬ 
troffenen amtlichen Feststellungen gebunden. 
Der Beschwerdeausschuß ist auch für Ent¬ 
scheidungen über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand bei Versäumnis der Frist zur 
Einlegung der Rechtsbeschwerde zuständig. 
Vermag der Beschwerdeausschuß der Rechts¬ 
beschwerde nicht abzuhelfen, so ist die Rechts- 
beschwerde als Revision nach § 339 dieses 
Gesetzes zu behandeln; eine Gebühr wird 
jedoch nicht erhoben. 

§ 354 

Überführung der Soforthilfefonds und sonstiger 
Fonds auf den Ausgleichsfonds 

(t) Die Soforthilfefonds, die auf Grund des Sofort¬ 
hilfegesetzes des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
und der entsprechenden Gesetze der Länder der 
französischen Besatzungszone sowie der ent¬ 
sprechenden Rechtsanordnung des Kreispräsi¬ 
denten des bayerischen Kreises Lindau gebildet 
worden sind, gehen mit dem Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens dieses Gesetzes auf den Ausgle chsfonds 
über. Beträge, die auf Grund des § 48 der in Satz 1 
genannten Soforthilfegesetze den Soforthilfefonds 
zuzuführen sind, fließen vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ab in den Ausgleichsfonds. Entsprechen¬ 
des gilt für Beträge, die auf Grund des Hypotheken¬ 
sicherungsgesetzes und der entsprechenden Gesetze 
der Länder dei französischen Besatzungszone sowie 
der entsprechenden Rechtsanordnung des Kreis¬ 
präsidenten des bayerischen Kreises Lindau nach 
dem ersten auf den 31. März 1952 folgenden Fällig¬ 
keitszeitpunkt fällig geworden sind und nach In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes aufkommen. 

(2) Dem Ausgleichsfonds sind ferner zu/uführen 
Erlöse aus der Verwertung von Sachen, die im 
Zuge der Räumung von Gebieten im Zusammen¬ 
hang mit den Kriegsereignisseh den Eigentümern 
abhanden gekommen sind und ihnen nicht wieder 
zugeführt werden konnten. 

§ 355 

Erstattung von Vorschußzahlungen 
für Teuerungszuschläge 

Die auf Grund des § 6 des Soforthilfeanpassungs¬ 
gesetzes vom 4. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 934) von den Soforthilfefonds für die Zeit vom 
1. Oktober 1951 bis zum Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes geleisteten Vorschußzahlungen für Teuerungs¬ 
zuschläge werden dem Ausgleichsfonds vom Beginn 
des Rechnungsjahres 1953 ab in zehn gleichen 
Vierteljahresraten durch die öffentlichen Haushalte 
erstattet. Der Bund trägt drei Fünftel, die Länder 
tragen zwei Fünftel der aufgewendeten Beträge 
nach dem Verhältnis ihrer Steueraufkommen in dem 
jeweils vorangegangenen Rechnungsjahr. 



524 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


§ 35G 

Ubergangsvorschrift für politisch Verfolgte 

(1) Politisch Verfolgten im Sinne des § 31 Nr. 4 
des Soforthilfegesetzes, die Unterhaltshilfe nach 
den §§ 35 ff des Soforthilfegesetzes erhalten haben 
oder nur deswegen nicht erhalten konnten, weil sie 
am 21. Juni 1948 keinen Wohnsitz im Währungs¬ 
gebiet hatten, kann Unterhaltshilfe nach den Vor¬ 
schriften des vorliegenden Gesetzes gewährt werden, 
wenn sie die Voraussetzungen der §§ 264, 265, 267, 
268 und 270 erfüllen und am 31. Dezember 1951 den 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West) gehabt haben. 

(2) Politisch Verfolgten, bei denen die Voraus¬ 
setzungen der §§ 43 bis 45 des Soforthilfegesetzes 
für die Gewährung von Ausbildungshilfe, Aufbau¬ 
hilfe oder Hausrathilfe vorliegen, können entspre¬ 
chende Leistungen nach dem vorliegenden Gesetz 
gewährt werden, wenn sie am 31. Dezember 1951 
den ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) gehabt haben. 

(3) Leistungen auf Grund der Absätze 1 und 2 
werden nur gewährt, solange und soweit die poli¬ 
tisch Verfolgten Enlschädigungsleistungen auf Grund 
der Wiedergutmachungsgesetzgebung der Länder 
(einschließlich des Landes Berlin) oder des Bundes 
nicht erhalten. 

§ 357 

Weitere Überleitungsvorschriften 

(1) Durch Rcchtsvorordnung können weitere Vor¬ 
schriften erlassen werden 

1. zur Überleitung der Vorschriften über die 
Hilfen des Soforthilfegesetzes in die Vor¬ 
schriften über die Ausgleichsleistungen 
dieses Gesetzes; 

2. zur Überleitung der Vorschriften des Sofort- 
hilfegesetzos über Organisation und Ver¬ 
fahren in die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

(2) Bis zum Eilaß der in Absatz 1 Nr. 1 vor¬ 
behaltenen Rechlsverordnung wird die nach dem 


Soforthilfegesetz bewilligte Unterhaltshilfe ein¬ 
schließlich der Teuerungszuschläge nach dem Sofort¬ 
hilfeanpassungsgesetz weitergewährt. Der Präsi¬ 
dent des Bundesausgleichsamts kann bestimmen, 
daß bis zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt auch 
andere Soforthilfeleistungen weitergewährt werden. 

§ 358 

Sondervorschriften für Berlin 

Die Vorschriften des Dritten Teils dieses Gesetzes 
gelten in Berlin (West) mit folgender Maßgabe; 

1. Soweit für die Kürzung des Grundbetrags nach 
§ 249 Abs. 1 Nr. 1 Vermögen in Berlin (West) 
zu berücksichtigen ist, ist es nach Maßgabe 
der §§80 bis 83 anzusetzen. Die Ermächtigung 
in § 249 Abs. 3 Nr. 1 gilt auch für die Bestim¬ 
mungen über die Berechnung des nach Satz 1 
zugrundezulegenden Vermögens. 

2. An die Stelle der in § 352 Abs. 2 genannten 
Behörden treten die Dienststellen für Hausrat¬ 
hilfe und Kriegsschäden sowie ein beim Sena¬ 
tor für Finanzen gebildetes Landesamt für 
Soforthilfe. 

3. § 353 Nr. 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Verfahren, die auf Grund des Hausralhilfe- 
gesetzes vom 22. November 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. für Berlin S. 1117) bei den 
Dienststellen für Hausrathilfe und Kriegs¬ 
schäden sowie den beim Senator für Finanzen 
gebildeten Beschwerdeausschüssen anhängig 
sind. 

4. § 354 Abs. 1 gilt von dem Zeitpunkt ab, an 
dem das Gesetz in Berlin (West) in Kraft tritt, 
entsprechend für den auf Grund von Artikel III 
§ 11 des Ersten Gesetzes über die Neuord¬ 
nung der Vermögensbesteuerung in Berlin vom 
29. Dezember 1950 (Verordnungsbl. für Berlin 
1951 I S. 26) gebildeten Soforthilfe-Sonderstock. 

5. Die Ermächtigung des § 357 gilt. entsprechend 
für die Vorschriften des Hausrathilfegesetzes 
in Berlin (West). 


VIERTER TEIL 

Gemeinsame Schlußvorschriften 


§ 359 

Nichtberücksichtigung von Schäden und Verlusten 

(1) Schäden und Verluste an Vermögensgegen¬ 
ständen, die in Ausnutzung von Maßnahmen der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft erworben 
worden sind, können weder einen Anspruch auf 
Ausgleichsleistungen begründen, noch bei Fest¬ 
setzung der Vermögensabgabe berücksichtigt werden. 

(2) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
bestimmt. Dabei kann auch bestimmt werden, daß 
und unter welchen Voraussetzungen Schäden und 
Verluste an Vermögensgegenständen, die ein Ver¬ 
folgter (§ 11 Abs. 2 Nr. 1) im Vertreibungsgebiet 


infolge von Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft eingebüßt hat, von dem Verfolg¬ 
ten geltend gemacht werden können. 

§ 360 

Ausschließung von Ausgleichsleistungen 
und Vergünstigungen 

(1) Von Ausgleichsleistungen sowie von den Ver¬ 
günstigungen bei der Vermögensabgabe wird un¬ 
beschadet einer strafrechtlichen oder steuerstraf¬ 
rechtlichen Verfolgung ausgeschlossen 

1. wer in eigener oder fremder Sache wissent¬ 
lich oder grob fahrlässig falsche Angaben 
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über die Entstehung oder den Umfang des 
Schadens gemacht, veranlaßt oder zuge¬ 
lassen oder zum Zwecke der Täuschung 
sonstige für die Entscheidung erhebliche 
Tatsachen verschwiegen, entstellt oder vor¬ 
gespiegelt hat, 

2. wer in eigener oder fremder Sache Zeugen, 
Sachverständigen oder Personen, die mit 
der Schadenssache befaßt sind, Geschenke 
oder andere Vorteile angeboten, ver¬ 
sprochen oder gewährt oder ihnen Nach¬ 
teile angedroht oder zugefügt hat, um sie 
zu einer falschen Aussage, zu einem fal¬ 
schen Gutachten oder einer Handlupg, die 
eine Verletzung der Dienst- oder Amts¬ 
pflicht enthält, zu bestimmen, 

3. wer absichtlich eine Verschlechterung sei¬ 
ner Verhältnisse herbeigeführt oder her¬ 
beizuführen versucht hat, um dadurch die 
Voraussetzungen für die Gewährung von 
Ausgleichsleistungen oder Vergünstigungen 
zu schaffen. 

(2) über die Ausschließung von der Gewährung 
von Ausgleichsleistungen entscheidet auf Antrag 
des Leiters des Ausgleichsamts der Leiter des 
Landesausgleichsamts nach Anhörung des Be¬ 
schwerdeausschusses. Die Entscheidung ist zu be¬ 
gründen; sie kann vom Geschädigten und vom Ver¬ 
treter der Interessen des Ausgleichsfonds nach 
§§ 338 ff angefochten werden. Die Anfechtung hat 
keine aufschiebende Wirkung. Die Entscheidung 
kann auf Antrag des Vertreters der Interessen des 
Ausgleichsfonds auch nach der Zuerkennung des 
Anspruchs oder nach dessen Erfüllung erfolgen; 
gewährte Leistungen sind zurückzuerstatten. 

(3) Für die Entscheidung über die Ausschließung 
von Vergünstigungen bei der Vermögensabgabe 
nach Absatz 1 und für die Anfechtung solcher Ent¬ 
scheidungen gelten die Vorschriften der Reichsab- 
gabenordnung. 

§ 361 

Vertragshilfe 

Soweit in einem Verfahren der richterlichen Ver¬ 
tragshilfe oder in einem diesem entsprechenden, 
der Schuldenregelung dienenden gerichtlichen Ver¬ 
fahren die Vermögens- oder Einkommensverhält¬ 
nisse einer Person zu berücksichtigen sind, sind hier¬ 
bei Ansprüche, die ihr auf Grund dieses Gesetzes 
zustehen, außer Betracht zu lassen. 

§ 362 

Vollstreckungsschutz 
wegen alter Verbindlichkeiten 

(1) Vollstreckungsmaßnahmen wegen Verbind¬ 
lichkeiten, die vor dem 8. Mai 1945 eingegangen 
worden sind, hat das Vollstreckungsgericht auf An¬ 
trag eines Schuldners, der Aufbaudarlehen nach die¬ 
sem Gesetz, Aufbauhilfe nach dem Soforthilfegesetz 
oder Darlehen oder Beihilfen nach dem Flüchtlings¬ 
siedlungsgesetz empfangen hat, bis zur Durchfüh¬ 
rung eines Vertragshilfeverfahrens, längstens je¬ 
doch bis zum 31. Dezember 1953, einstweilen ein¬ 
zustellen. 


(2) Nach Erlaß des Einstellungsbeschlusses kann 
auch der Gläubiger den Antrag auf Einleitung des 
Vertragshilfeverfahrens stellen. 

§ 363 

Schutz gegen Inanspruchnahme 
aus Fürsorgeleistungen 

Ist der Unterhaltsanspruch eines Unterhaltsbe¬ 
rechtigten, der im Wege der öffentlichen Fürsorge 
oder der Arbeitslosenfürsorge unterstützt worden 
ist, auf den Fürsorgeverband oder das Arbeitsamt 
übergegangen, so darf wegen dieses Anspruchs die 
Zwangsvollstreckung gegen den Unterhaltsverpflich¬ 
teten nicht betrieben werden, wenn dieser Ver¬ 
triebener öder Kriegssachgeschädigter ist und wenn 
durch die Zwangsvollstreckung die Neubegründung 
oder Sicherung der Existenz des Geschädigten ge¬ 
fährdet würde. 

§ 364 

Ergänzende Maßnahmen 

(1) Durch die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Leistungen werden Förderungsmaßnahmfen, weiche 
der Bund, die Länder, Gemeinden und Gemeinde¬ 
verbände zum Zwecke der Eingliederung von Ver¬ 
triebenen und Kriegssachgeschädigten durchführen, 
nicht berührt. 

(2) Zur Durchführung des Lastenausgleichs, ins¬ 
besondere auch zur Förderung der Durchführung 
des Naturalausgleichs, bleibt es den Gebietskörper¬ 
schaften Vorbehalten, ergänzende Vorschriften über 
Erleichterungen auf dem Gebiet der öffentlichen Ab¬ 
gaben sowie der Gebühren und Kosten zu treffen; 
im Bereich des Bundes kann das Nähere durch 
Rechtsverordnung bestimmt werden. 

§ 365 

Altsparerregelung 

über die in diesem Gesetz vorgesehenen Maß¬ 
nahmen zum Ausgleich von Sparerschäden hinaus 
wird bis zum 31. März 1953 eine weitergehende 
gesetzliche Regelung zum Ausgleich von Verlusten, 
die infolge der Neuordnung des Geldwesens im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin 
(West) an Altsparanlagen eingetreten sind, ge¬ 
troffen werden (Altsparergesetz). Hierfür werden 
Mittel aus dem Ausgleidisfonds zur Verfügung ge¬ 
stellt werden. 

§ 366 

Vorbehalt weiterer Sondergesetze 

(1) Eine besondere gesetzliche Regelung bleibt 
Vorbehalten für Kriegs- und Kriegsfolgeschäden, die 
in diesem Gesetz nicht berücksichtigt sind. 

(2) Werden durch die in Absatz 1 bezeichnete be¬ 
sondere gesetz' Tie Regelung Entschädigungen für 
Schäden oder Verluste gewährt, für die nach diesem 
Gesetz bereits Leistungen gewährt worden sind, so 
sind die Entschädigungen nach näherer gesetzlicher 
Maßgabe um den Betrag zu kürzen, der auf Grund 
dieses Gesetzes gewährt worden ist. Dieser Betrag 
ist dem Ausgleichsfonds zuzuführen. 
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§ 367 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechts¬ 
verordnungen erläßt die Bundesregierung mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates. 

§ 368 

Änderung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 

Der § 15 des Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 
24. April 1950 (Bundesgesetzbl. S. 83) wird auf¬ 
gehoben. 

§ 369 

Änderung des Erbschaftsteuergesetzes 

In § 18 Abs. 1 des Erbschaftsteuergesetzes vom 
30. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 764) wird folgende 
Nr. 10 a eingefügt: 

„10 a. Ansprüche auf Leistungen nach dem Dritten 
Teil des Lastenausgleichsgesetzes und nach 
den iri den §§ 365, 366 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes vorbehaltenen Regelungen.“ 

§ 370 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
17. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 33) wird wie 
folgt geändert: 

§ 3 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Bezüge im Rahmen der Soforthilfe nach dem 
Soforthilfegesetz und Ausgleichsleistungen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz.'' 

§ 371 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

(1) Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 3 bis 5 erhalten folgende Fassung: 

.,§ 3 

Vertreibungsschäden 

(1) Vertriebener im Sinne dieses Gesetzes 
ist, wer Vertriebener im Sinne des § 11 des 
Lastenausgleichsgesetzes ist. 

(2) Ein Vertreibungsschaden im Sinne dieses 
Gesetzes ist unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 3 ein Schaden, der einem Vertriebenen 
im Zusammenhang mit den gegen Personen 
deutscher Staatsangehörigkeit oder deutscher 
Volkszugehörigkeit gerichteten Vertreibungs¬ 
maßnahmen in den deutschen Gebieten östlich 
der Oder-Neiße-Linie oder in Gebieten 
außerhalb der Grenzen des Deutschen Reichs 
nach dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 
entstanden ist 

1. an Wirtschaftsgütern, die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Be¬ 
triebsvermögen im Sinne des Bewer¬ 
tungsgesetzes gehören, 


2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
sie nicht unter Nr. 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Be¬ 
rufsausübung oder für die wissen¬ 
schaftliche Forschung erforderlich 
sind, 

b) an Hausrat, 

c) an Reichsmarkspareinlagen, 

d) an anderen privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen als ReichsmatK- 
spareinlagen, 

e) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben bei Er¬ 
werbs- und Wirtschaftsgenossen¬ 
schaften. 

(3) Ein Schaden nach Absatz 2 ist nur dann 
ein Vertreibungsschaden, wenn im Zeitpunkt der 
Vertreibung 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 2 a 
und 2 b 

das Wirtschaftsgut in dem Gebiet des¬ 
jenigen Staates belegen war, aus dem 
der Vertriebene vertrieben worden ist 
(Vertreibungsgebiet); die Gesamtheit 
der in Absatz 2 genannten Gebiete, die 
am 1. Januar 1914 zum Deutschen 
Reich oder zur österreichisch - Unga¬ 
rischen Monarchie oder zu einem spä¬ 
teren Zeitpunkt zu Polen, zu Estland, 
zu Lettland oder zu Litauen gehört 
haben, gilt als einheitliches Vertrei¬ 
bungsgebiet; 

2. in den Fallen des Absatzes 2 Nr, 2 c 
und 2 d 

der Schuldner und der Gläubiger den 
Wohnsitz oder den Sitz in demselben 
Vertreibungsgebiet (Nr. 1) hatten; 

3. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 e 
sowohl die Gesellschaft oder die Ge¬ 
nossenschaf- als auch der Anteilseigner 
den Sitz oder den Wohnsitz in dem¬ 
selben Vertreibungsgebiet (Nr. 1) hatten. 

(4) Verluste an Schitfen, die in einem Schiffs¬ 
register im Vertreibungsgebiet (Absatz 3 Nr. 1) 
eingetragen waren, gelten als in diesem Gebiet 
entstanden. 

(5) Als Vertreibungsschaden gilt auch ein 
Kriegssachschaden (§ 4), der einem Vertriebenen 
im Vertieibungsgebiet (Absatz 3 Nr. 1) vor der 
Vertreibung entstanden war. 

(6) Bei einer Person, die wegen politischer 
Verfolgung als. Vertriebener gilt (§ 11 Abs. 2 
Nr. 1 des Lastenausgleichsgesetzes), gilt als Ver¬ 
treibungsschaden nur ein Schaden, der im 
Zusammenhang mit Vertreibungsmaßnahmen 
(Absatz 2) entstanden oder einem solchen nach 
Absatz 5 gleichgestellt ist. 

(7) Bei einem Umsiedler (§ 11 Abs. 2 Nr. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes) gilt als Verlrei- 
bungsschaden nicht der Verlust des Vermögens, 
das ihm als Ersatz für das im Ursprungslan 1 
zurückgelassene Vermögen zugeteilt worden ist- 
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(8) Als Vertreibungsschaden gilt auch ein 
Schaden, der einem im Zuge von Vertreibungs¬ 
maßnahmen umgekommenen deutschen Staats¬ 
angehörigen oder deutschen Volkszugehörigen 
im Vertreibungsgebiet (Absatz 3 Nr. 1) entstan¬ 
den ist. 

§4 

Kriegssachschäden 

fl) Ein Kriegssachschaden im Sinne dieses Ge¬ 
setzes ist ein Schaden, der in der Zeit vom 
2G. August 1939 bis zum 31. Juli 1945 unmittel¬ 
bar durch Kriegshandlungen entstanden ist 

1. an Wirtschaftsgiitern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebsver¬ 
mögen im Sinne des Bewertungsgc- 
setzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
sie nicht unter Nr. 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Be- 
rufsausübung oder für die wissen¬ 
schaftliche Forschung erforderlich 
sind, 

b) an Hausrat. 

(2) Kriegshandiungen im Sinne des Absatzes 1 
sind 

1. die Einwirkung von Waffen oder son¬ 
stigen Kampfmitteln oder die hiermit 
unmittelbar zusammenhängenden mili¬ 
tärischen Maßnahmen, 

2. die mit kriegerischen Ereignissen zu¬ 
sammenhängende Beschädigung, Weg¬ 
nahme oder Plünderung von Sachen in 
den vorn Gegner unmittelbar angegrif¬ 
fenen, unmittelbar bedrohten oder be¬ 
setzten Gebieten, 

3. die Entziehung cies Besitzes an einem 
Schiff durch feindliche Handlungen so¬ 
wie dessen Selbstversenkung, wenn 
diese erfolgt ist, um der feindlichen 
Aufbringung zu entgehen. 

(3) Als Kriegssachschaden gilt auch ein 
Schaden durch Beschädigung, Zerstörung oder 
Wegnahme von Sachen auf Grund behördlicher 
Maßnahmen, die im Zusammenhang mit den 
kriegerischen Ereignissen getroffen worden sind. 

§ 5 

Ostschäden 

(1) Ein Oslschaden im Sinne dieses Gesetzes 
ist ein Schaden, der einer Person, die nicht Ver¬ 
triebener ist und am 31. Dezember 1944 ihren 
Wohnsitz im Gebiet des Deutschen Reichs (Ge- 
bictsstand vom 31. Dezember 1937) hatte, im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des zweiten 
Weltkriegs durch Vermögensentziehung oder 
als Kriegssachschaden (§ 4) an Wirtschaftsgütern 
der in § 3 Abs. 2 bezeichneten Art in den Ost¬ 
gebieten entstanden ist; Ostgebiete sind die 
östlich der Oder-Neiße-Linie gelegenen Gebiete 
des Deutschen Reichs nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937. Bei Schäden der in 


§ 3 Abs. 2 Nr. 2 c und 2 d bezeichneten Art muß 
der Schuldner, bei Schäden der in § 3 Abs. 2 
Nr. 2 e bezeichneten Art die Kapitalgesellschaft 
oder die Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossen¬ 
schaft zur Zeit der Vertreibungsmaßnahmen den 
Wohnsitz oder den Sitz in den Ostgebieten ge¬ 
habt haben. 

(2) Verluste an Schiffen, die in einem Schiffs¬ 
register in den Ostgebieten eingetragen waren, 
gelten als in den Ostgebieten entstanden." 

2. In § 6 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
,,im Sinne des § .3 Abs. 1" die Worte „im Sinne 
des § 3 Abs. 2". 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 treten an die Stelle der Worte 
„unbeschadet des § 3 Abs. 4" die Worte „un¬ 
beschadet des § 3 Abs. 5" 

b) In Absatz 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Ein Kriegssachschaden, der der Schiffahrt 
durch Kriegshandlungen im Sinne des § 4 
Abs. 2 Nr. 3 außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes und des Gebiets von 
Berlin (West) entstanden ist, gilt jedoch als 
in diesem Gebiet entstanden, wenn das Schiff 
zur Zeit der Entstehung des Schadens in 
einem Schiffsregister im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin eingetragen 
war und der Schiffseigner zu dieser Zeit seine 
Geschäftsniederlassung oder seinen Wohn¬ 
sitz im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) hatte." 

c) Folgender Absatz 3 wird neu angefügt: 

„(3) ln der nach Absatz 2 Nr. 5 vorgesehenen 
Rechtsverordnung kann auch bestimmt wer¬ 
den, daß und unter welchen Voraussetzungen 
Schäden und Verluste an Vermögensgegen¬ 
ständen, die ein Verfolgter (§11 Abs. 2 Nr. 1 
des Lastenausgleichsgesetzes) im Vertrei¬ 
bungsgebiet infolge von Maßnahmen der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft ein¬ 
gebüßt hat, als Vertreibungsschaden zu¬ 
gunsten des Verfolgten festgestellt werden 
können." 

4. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

Antragsberechtigung bei Vertreibungsschäden 

(1) Die Feststellung eines Vertreibungs¬ 
schadens kann nur eine natürliche Person bean¬ 
tragen, und zwar, wenn sie am 1. April 1952 
die folgenden Voraussetzungen erfüllt hat: 

1. Der Antragsteller muß der unmittelbar 
Geschädigte selbst sein; falls er vor dem 
1. April 1952 verstorben ist, treten an 
die Stelle des unmittelbar Geschädigten 
seine Erben oder weitere Erben, sofern 
dfe Erben oder die weiteren Erben im 
Verhältnis zu dem unmittelbar Geschä¬ 
digten sind 

a) der Ehegatte, 
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b) eheliche Kinder, Stiefkinder, an 
Kindes Statt angenommene Personen 
oder sonstige Personen, denen die 
rechtliche Stellung ehelicher Kinder 
zukommt, oder uneheliche Kinder, 

c) Abkömmlinge der unter b genannten 
Kinder, 

d) Ellern, Großeltern oder weitere Vor¬ 
eltern oder Stiefeltern, 

e) voll- und halbbürtige Geschwister 
oder deren Abkömmlinge ersten 
Grades. 

Hinsichtlich der an Betriebsvermögen 
entstandenen Vertreibungsschäden steht 
der Erbfolge die Übernahme solchen 
Vermögens zu Lebzeiten des unmittel¬ 
bar Geschädigten (vorweggenommene 
Erbfolge) gleich. 

2. Der Antragsteller muß am 31. Dezem¬ 
ber 1950 seinen ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt haben. 
Ein Geschädigter, der nach dem 31. De¬ 
zember 1950 seinen ständigen Aufent¬ 
halt im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West) ge¬ 
nommen hat, kann Antrag nur stellen, 
wenn er 

a) als Kind (Absatz 1 Nr. 1 b und 1 c) 
eines zur Antragstellung berech¬ 
tigten Geschädiglen nach dem 31. 
Dezember 1950 geboren ist oder 

b) spätestens 6 Monate nach der Ver¬ 
treibung im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin jWest.) 
ständigen Aufenthalt genommen hat 
oder 

c) als Heimkehrer nach den Vorschrif¬ 
ten des Heimkehrergesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Ergän¬ 
zung und Änderung des Heim¬ 
kehrergesetzes vom 30. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 875, 994) im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) ständigen Auf¬ 
enthalt genommen hat oder 

d) im Wege der Familienzusammenfüh¬ 
rung zu seinem Ehegatten oder als 
minderjähriger Geschädigter zu sei¬ 
nen Eltern oder als hilfsbedürftiger 
Geschädigter zu seinen Kindern in 
den Geltungsbereich des Grundge¬ 
setzes oder nach Berlin (West) zu¬ 
gezogen ist. 

Ohne Rücksicht auf den genannten 
Stichtag kann ein Geschädigter die Fest¬ 
stellung eines Vertreibungsschadens 
beantragen, wenn er als Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes vor dem 
31. Dezember 1950 seinen ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich des 


Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
in das Ausland verlegt hat. 

(2) Ist nach dem 31. März 1952 derjenige, der 
nach Absatz 1 die Feststellung eines Vertrei- 
bungsschadens beantragen kann, verstorben, so 
geht das Recht der Antragstellung nach den all¬ 
gemeinen Grundsätzen des Erbrechts auf die 
Erben über." 


(1) Bei Verlusten an Hausrat (§ 3 Abs. 2 
Nr. 2 b, § 4 Abs. 1 Nr. " b, § 5) ist auszu¬ 
gehen 

1. von den Einkünften, die der unmittel¬ 
bar Geschädigte und die zu seinem 
Haushalt gehörenden und von ihm 
wirtschaftlich abhängigen Familien¬ 
angehörigen, sofern diese zu dem in 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 genannten Personen¬ 
kreis gehören und nicht selbst antrags¬ 
berechtigt sind, im Durchschnitt der 
Jahre 1937, 1938 und 1939 bezogen 
haben; falls der Geschädigte und seine 
Familienangehörigen erst nach dem 
Jahre 1937 Einkünfte bezogen haben, 
treten an die Stelle der Jahre 1937, 
1938 und 1939 die drei Jahre, die dem 
Jahr folgen, in dem zuerst Einkünfte 
bezogen worden sind; 

oder 

2. falls dies für den Antragsteller gün¬ 
stiger ist, von dem Vermögen, das für 
den letzten vor der Schädigung liegen¬ 
den Hauptveranlagungszeitraum der 
Vermögensteuer zu Grunde gelegt wor¬ 
den ist; 

oder 

3. falls Unterlagen nach Nr. 1 und 2 nicht 
vorliegen, von dem Beruf des Ge¬ 
schädigten im Zeitpunkt der Schädi¬ 
gung. 

Eine durch Kriegsverhältnisse oder durch Maß¬ 
nahmen der nationalsozialistischen Gewaltherr- 


5. In § 10 erhält der erste Halbsatz die folgende 
Fassung; 

„(1) Die Feststellung eines Kriegssachschadens 
kann nur eine natürliche Person beantragen, und 
zwar nur der unmittelbar Geschädigte selbst 
oder, falls dieser vor dem 1. April 1952 ver¬ 
storben ist, wer als Erbe im Sinne des § 9 Abs. 1 
Nr. 1 an die Stelle des unmittelbar Geschädigten 
getreten ist;". 

6. § 12 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 tritt an die Stelle von 
„(§ 3 Abs. 1 Ziff. 1)" das Zitat „(§ 3 Abs.,2 
Nr. 1)". 

b) In Absatz 3 wird vor dem Wort „Verbind¬ 
lichkeiten" das Wort „Langfristige“ eingefügt. 

7. In § 15 tritt in der Klammer an die Stelle von 
„§ 3 Abs. 1 Ziff. 2 a" das Zitat „§ 3 Abs. 2 
Nr. 2 a“. 

8. 3 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

Schadensberechnung 
bei Verlusten an Hausrat 
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Schaft bedingte berufsfremde Verwendung bleibt 
unberücksichtigt. 


Maßgabe des Artikels 120 a des Grundgesetzes 
aus." 


(2) In Anwendung des Absatzes 1 ist fest¬ 
zustellen,, daß die Einkünfte oder das Vermögen 
des Geschädigten betragen haben 


1. die Einkünfte bis zu 4 000 RM jährlich 
oder das Vermögen 
bis zu 20 000 RM 

oder 


2. die Einkünfte bis zu 6 500 RM jährlich 
oder das Vermögen 
bis zu 40 000 RM 

oder 


3. die Einkünfte über 6 500 RM jährlich 
oder das Vermögen 
über 40 000RM. 


(3) Als Geschädigte gelten, wenn die Haus¬ 
ratverluste Ehegatten entstanden sind, die im 
Zeitpunkt der Schädigung im gemeinsamen 
Haushalt gelebt haben, ohne Rücksicht auf die 
Eigentumsverhältnisse beide Ehegatten; es kann 
jedoch nur ein Antrag gestellt werden. 

(4) Voraussetzung für die Anerkennung eines 
Hausratverlusles ist, daß der Geschädigte Eigen¬ 
tümer von Möbeln für mindestens einen Wohn- 
raurn war. 

(5) Die Vorschrift des Absatzes 2 findet auch 
dann Anwendung, wenn der Hausrat nicht in 
vollem Umfange, aber zu mehr als 50 vom Hun¬ 
dert, berechnet nach den gemeinen Werten, 
verlorengegangen ist. 

(6) Führte ein unverheirateter Geschädigter 
keinen Haushalt mit überwiegend eigener Ein¬ 
richtung, so ist dies gesondert festzustellen. 

(7) Durch Rechtsverordnung werden Vor¬ 
schriften über die Berechnung und den Nach¬ 
weis der Einkünfte und des Vermögens sowie 
darüber getroffen, welche Einkommensrichtsätze 
für die einzelnen Berufsgruppen anzunehmen 
sind." 

9. In § 17 Abs. 1 tritt an die Stelle von „(§ 3 Abs. 1 
Ziff. 2 c)" das Zitat „(§ 3 Abs. 2 Nr. 2 c und 2d)“. 

10. In § 18 tritt an die Steile von „(§ 3 Abs. 1 
Ziff. 2 d)" das Zitat „(§ 3 Abs. 2 Nr. 2e)\ 

11. § 23 erhält folgende Fassung: 


.,§ 23 

Feststeliungsbehörden 

(1) Die Feststellung der Schäden wird durch 
diejenigen Behörden, Ausschüsse und Gerichte 
durchgeführt, welche für di; Durchführung des 
Dritten Teils des Lastenausgleichsgesetzes zu¬ 
ständig sind. Die Ausgleichsämter werden als 
Feststellungsämter, die Ausgleichsausschüsse 
werden als Feststellungsausschüsse tätig. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts 
bestimmt mit Zustimmung des Kontrollaus- 
schusses Näheres über die Durchführung der 
Schadensfeststellung. Er erläßt die erforderlichen 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Er übt 
die der Bundesregierung und den zuständigen 
obersten Bundesbehörden nach Artikel 85 des 
Grundgesetzes zustehenden Befugnisse nach 


12. § 24 wird wie iolgt geändert: 

In Absatz 1 lautet Satz 1: 

„Bei den Landesausgleichsämtern werden 
Heimatauskunftstellen eingerichtet"; 

In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Landes¬ 
feststellungsbehörden" ersetzt durch das Wort 
„Landesausgleichsämtern": 

In Absatz 2 werden die Worte „der Landes- 
feststellun'gsbehörde" ersetzt durch die Worte 
„des Landesausgleichsamts"; 

In Absatz 5 werden die Worte „der Landes¬ 
feststellungsbehörde, bei der" ersetzt durch die 
Worte „des Landesausgleichsamts, bei dem". 

Hinter Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an¬ 
gelegt: 

„(6) Der Präsident des Bundesausgieichsamts 
übt die Sachaufsicht über die Heimatauskunft¬ 
stellen aus. Er erläßt die zur Durchführung der 
Aufgaben -der Heimatauskunftstellen erforder¬ 
lichen Anordnungen und allgemeinen Verwal¬ 
tungsvorschriften." 

13. Dem § 25 wird folgender neuer Absatz 5 an¬ 
gefügt: 

„(5) Die Heimatauskunftstellen haben den 
Finanzbehörden, soweit diesen die Ermittlung 
von Vertreibungsschäden und Ostschäden ob¬ 
liegt, auf Ersuchen Auskünfte zu erteilen und 
zu den ihnen vorgelegten Fragen gutachtlich 
Stellung z'y nehmen." 

14. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 

Amts- und Rechtshilfe 

Alle Behörden und Gerichte haben den in 
§ 23 genannten Behörden unentgeltlich Amts¬ 
und Rechtshilfe zu leisten. Für die Rechtshilfe 
der Gerichte gelten die §§ 156 ff des Gerichts¬ 
verfassungsgesetzes entsprechend.“ 

15. § 29 erhält folgende Fassung: 

„§ 29 

Antragstellung 

(1) Die Anträge sind an das für den ständigen 
Aufenthalt des Antragstellers zuständige Fest¬ 
stellungsamt zu richten. Hat der Antragsteller 
keinen ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West), so 
ist zuständig 

1. bei Vertreibungsschäden und Ostschä¬ 
den dasjenige Feststellungsamt, in 
dessen Bezirk der Antragsteller oder 
derjenige, von dem er als Erbe sein 
Recht auf Antragstellung herleitet, zu¬ 
letzt ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) gehabt hat, 

2. bei Kriegssachschäden dasjenige Fest¬ 
stellungsamt, in dessen Bereich der 
Kriegssachschaden entstanden ist. 
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(2) Sind einem Antragsteller, der keinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) hat, 
Kriegssachschäden im Bereich mehrerer Aus¬ 
gleichsämter entstanden oder bestehen aus an¬ 
deren Gründen Zweifel darüber, welches Fest¬ 
stellungsamt für die Entgegennahme des An¬ 
trags zuständig ist, so bestimmt der Präsident 
des Bundesausgleichsamts das zuständige Fest¬ 
stellungsamt. 

(3) Der Antrag ist, soweit nichts anderes be¬ 
stimmt wird, bei der für den ständigen Aufent¬ 
halt des Antragstellers zuständigen Gemeinde¬ 
behörde einzureichen. Die Gemeindebehörde 
oder die an deren Stelle bestimmte Behörde hat, 
soweit der Antrag nicht hinreichend begründet 
ist oder die Angaben unvollständig sind, auf 
Ergänzung hinzuwirken und erforderlichenfalls 
den Antragsteller vorzuladen. Sie hat den An¬ 
trag mit kurzer eigener Stellungnahme weiter¬ 
zuleiten." 

16. In § 30 wird dem Absatz 1 folgender Satz an¬ 
gefügt: 

„§ 327 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes findet 
Anwendung." 

17. § 31 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Das nach § 29 zuständige Feststellungsamt 
ist, soweit nichts anderes bestimmt wird, auch 
für die Feststellung der Schäden zuständig. 

• (2) Handelt es sich um Anteilsrechte an Kapi¬ 
talgesellschaften, für deren Anteile Kurswerte 
nicht bestehen oder bestanden haben, oder sind 
an einem Vermögensgegenstand mehrere be¬ 
teiligt, so wird der Schaden einheitlich durch 
dasjenige Feststellungsamt festgestellt, das der 
Präsident des Bundesausgleichsamts bestimmt 
hat." 

18. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

Verfahren vor den Feststellungsämtern 
und -ausschüssen 

(1) über den Antrag entscheidet der Fest¬ 
stellungsausschuß durch Bescheid. 

(2) Der Leiter des Feststellungsamts kann 
über den Antrag selbst entscheiden, wenn dem 
Antrag in vollem Umfang entsprochen werden 
kann oder wenn der Antragsteller sich mit dem 
Inhalt der beabsichtigten Entscheidung einver¬ 
standen erklärt hat. 

(3) Für die Ausschließung von der Mitwirkung 
am Feststellungsverfahren gilt § 328 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes." 

19. Dem § 33 wird folgender neuer Absatz 4 an¬ 
gefügt: 

„(4) Für die Feststellung eines Kriegssacn- 
schadens ist die Schadensbeiechnung bindend, 


die die Finanzbehörden bei der Veranlagung der 
Vermögensabgabe getroffen haben,- dies gilt 
nur insoweit, als die Schadensberechnung für 
die Höhe der Vermögensabgabe von Bedeutung 
war Satz 1 gilt, wenn ein Vertreibungsschaden 
oder ein Ostschaden an Anteden an einer Kapi¬ 
talgesellschaft festgestellt werden soll, für die 
Berechnung eines dieser Gesellschaft entstande¬ 
nen Schadens durch die Finanzbehörde ent¬ 
sprechend." 

20. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 treten an die Stelle der Worte 
„seinen Wohnsitz hat oder sich aufhält" die 
Worte „seinen ständigen Aufenthalt hat"; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf das Vernehmungsersuchen sind 
die Vorschriften des Gerichtsverfassungs- 
geselzes und der Zivilprozeßordnung sinn¬ 
gemäß anzuwenden." 

21. In § 35 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Der Leiter des Feststellungsamts und der 
Fcststellungsausschuß entscheiden in freier Be- 
weiswurdigung darüber, welche für die Ent¬ 
scheidung maßgebenden Angaben als bewiesen 
oder glaubhaft gemacht anzusehen sind." 

22. In § 36 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Für die Form des Feststellungsbescheids 
und seine Bekanntgabe gilt § 332 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes entsprechend.“ 

23. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

Rechtsmittel 

(1) Für das Beschwerdeverfahren und das 
weitere Rechtsmittelverfahren gelten die §§ 336 
bis 339 und § 344 des Lastenausgleichsgesetzes; 
bei Bescheiden, die vor dem Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes bekanntgegeben wer¬ 
den, beginnt die Frist zur Einlegung der Be¬ 
schwerde mit dem Tage des Inkrafttretens des 
Lastenausgleichsgesetzes. 

(2) Für das Verfahren vor den Beschwerde¬ 
ausschüssen finden die Vorschriften des § 30 
Abs. 1, § 32 Abs. 3 und der §§ 33 bi« 37 dieses 
Gesetzes, für das Verfahren vor den Verwal- 
tungsgeri.chten findet § 333 des Lastenausgleidis- 
gesetzes Anwendung." 

24. An die Stelle des bisherigen § 39 tritt folgende 
Vorschrift: 

„§ 39 

Sonstige Verfahrensvorschriften 

(1) Für die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand und für die Wiederaufnahme des Ver¬ 
fahrens gelten die §§ 341 und 342 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes. 

(2) Für die Erhebung von Gebühren und für 
die Kosten des Verfahrens gilt § 334 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes. " 
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25. § 40 erhält folgende Fassung: 

„§ 40 

Verwaltungskosten 

(1) Für die Kosten der Durchführung dieses 
Gesetzes gilt § 351 des Lastenausgleichsgesetzes 
entsprechend. 

(2) § 351 des Lastenausgleichsgesetzes gdt 
auch für diejenigen Kosten, die aus Anlaß der 
Durchführung des Feststellungsgesetzes vor 
Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes ent¬ 
standen sind; über eine pauschalierte Ermitt¬ 
lung dies.er Kosten trifft die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates die näheren 
Anordnungen." 

26. In § 41 Abs. 2 wird im Satz 1 das Wort „Landes¬ 
feststellungsamts“ ersetzt durch das Wort 
„Landesausgleichsamts" und im Satz 2 das Zitat 
„§ 38 Abs. 2" durch das Zitat „§ 338 ff des 
Lastenausgleichsgesetzes". 

27. In § 44 wird Ziffer 7 gestrichen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, den Wortlaut des Feststellungsgesetzes in der 
durch das vorliegende Gesetz geänderten Fassung 
neu bekanntzugeben und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 372 

Änderung des Gesetzes über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 

(1) Das Gesetz über einen Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 213) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Vertriebener im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer Vertriebener im Sinne des § 11 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes ist; wer infolge von Kriegs¬ 
einwirkungen seinen Wohnsitz in die deutschen 
Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie oder in Ge¬ 
biete außerhalb der Grenzen des Deutschen 
Reichs (Gebietsstand vom 31. Dezember 1937) 
verlegt hat, gilt jedoch bei Vorliegen der son¬ 
stigen Voraussetzungen auch dann als Vertrie¬ 
bener, wenn nicht aus den Umständen hervor¬ 
geht, daß er sich auch nach dem Kriege in diesen 
Gebieten ständig niederlassen wollte. Für Per¬ 
sonen, die wegen politischer Verfolgung als Ver¬ 
triebene gelten, gilt § 12 Abs. 5 des Lastenaus¬ 
gleichsgesetzes entsprechend." 

2. In § 2 Abs. 1 erhält die Nr. 3 folgende Fassung: 
„3. Sie muß am 31. Dezember 1950 ihren stän¬ 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) gehabt 
haben. Wer nach dem 31. Dezember 1950 
seinen ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) genommen hat, kann Entschädigung 
nur beanspruchen, wenn er 

a) als Kind (Nr. 1 b und 1 c) eines Entschä¬ 
digungsberechtigten nach dem 31. Dezem¬ 
ber 1950 geboren ist oder 

b) spätestens 6 Monate nach der Vertreibung 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 


oder in Berlin (West) ständigen Aufent¬ 
halt genommen hat oder 

c) als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fassung 
des Gesetzes zur Ergänzung und Ände¬ 
rung des Heimkehrergesetzes vom 30. Ok¬ 
tober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 875, 994) 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) ständigen Aufenthalt 
genommen hat oder 

d) im Wege der Familienzusammenführung 
zu seinem Ehegatten oder als minderjäh¬ 
riger Geschädigter zu seinen Eltern oder 
als hilfsbedürftiger Geschädigter zu seinen 
Kindern in den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder nach Berlin (West) 
zugezogen ist. 

Ohne Rücksicht auf den genannten Stichtag 
kann ein Geschädigter Entschädigung bean¬ 
spruchen, wenn er als Angehöriger des öffent¬ 
lichen Dienstes vor dem 31. Dezember 1950 
seinen ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) in das Ausland verlegt hat." 

3. § 3 Abs. 1 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Zur Berechnung der Entschädigung wird das 
Sparguthaben auf volle Reichsmark aufgerundet." 

4. fn § 6 erhalten die Absätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„(1) Uber Ansprüche auf Entschädigung im 
Währungsausgleich für Sparguthaben Vertrie¬ 
bener entscheiden diejenigen Behörden, Aus¬ 
schüsse und Gerichte, welche für die Durchfüh¬ 
rung des Dritten Teils des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes zuständig sind. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts 
bestimmt mit Zustimmung des Kontrollaus- 
schusses Näheres über die Durchführung des 
Währungsausgleichs. Er erläßt die erforderlichen 
allgemeinen Verhaltungsvorschriften. Er übt die 
der Bundesregierung und den zuständigen ober¬ 
sten Bundesbehörden nach Artikel 85 des Grund¬ 
gesetzes zustehenden Befugnisse nach Maßgabe 
des Artikels 120 a des Grundgesetzes aus." 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 treten an die Stelle der 
Worte „für den Wohnsitz" die Worte „für 
den ständigen Aufenthalt"; 

b) in Absatz 4 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„In den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 muß 
der Antrag binnen 6 Monaten, nachdem der 
Antragsteller im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West) ständigen Auf¬ 
enthalt genommen hat, gestellt werden." 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird „(§ 6 Abs. 2 )‘‘ gestrichen. 

b) An die Stelle der Absätze 5 und 6 tritt fol¬ 
gender neuer Absatz 5: 

,,(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 be¬ 
stimmt sich das weitere Verfahren nach den 



532 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


§§ 335 bis 342 des Lastenausgleichsgesetzes. 
§§ 327 und 328 sowie §§ 330 bis 334 des 
Lastenausgleichsgesetzes finden mit der Maß¬ 
gabe Anwendung, daß hinsichtlich dar Beweis¬ 
führung für den Verlust von Reichsmarkspar¬ 
einlagen § 8 dieses Gesetzes unberührt bleibt 
und daß bei Bescheiden, die vor dem Inkraft¬ 
treten des Lastenausgleichsgesetzes bekanntge¬ 
geben werden, die Frist mit dem Tage des 
Inkrafttretens des Lastenausgleichsgesetzes 
beginnt.” 

7. In § 11 Abs. 1 werden Satz 2 und 3 gestrichen. 

8. In § 13 erhält Absatz 2 folgende Fas'ung: 

,,(2) Für das Verfahren gilt § 360 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes entsprechend." 

9. § 14 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Für die Kosten der Durchführung dieses 
Gesetzes gilt § 351 des Lastenausgleichsgesetzes 
entsprechend. 

(2) Die Geldinstitute und die Deutsche Bundes¬ 
post erhalten für jeden von ihnen erteilten Be¬ 
scheid (§ 9 Abs. 1) vom Bund einen Unkosten¬ 
beitrag von einer Deutschen Mark; anerkannten 
Stellen, die in den Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder nach Berlin (West) verlagertes 
Kontenmaterial treuhänderisch verwalten (§ 8 
Abs. 1 Nr. 2), können die notwendigen Kosten 
der zur Durchführung dieses Gesetzes erforder¬ 
lichen Ausstellung von Kontoauszügen insoweit 
erstattet werden, als die Übernahme dieser Kosten 
für die verwaltenden Stellen nicht zumutbar ist." 

(2) Der Bundesminisior der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 
in der durch das vorliegende Gesetz geänderten 
Fassung neu bekanntzugeben und dabei Unstimmig¬ 
keiten des Wortlautes zu beseitigen. 

§ 373 

Aufhebung von Gesetzen 

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes er¬ 
gibt, treten mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
jeweils mit den dazu ergangenen Änderungsge¬ 
setzen und Durchführungsvorschriften außer Kraft 

1. das für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet erlas¬ 
sene Gesetz zur Milderung dringender sozialer 
Notstände (Soforthilfegesetz) vom 8. August 
1949 (WiGBl. S. 205), 

das Landesgesetz zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegesetz) vom 
20. September 1949 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 323), 

das Landesgesetz zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegeseiz) vom 
6. September 1949 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
der Landesregierung Rheinland-Pfalz I S. 457), 


das Gesetz zur Milderung dringender sozialer 
Notstände (Soforthilfegesetz) vom 22. Juli 1949 
(Regierungsbl. für das Land Würüemberg- 
Hohenzollern S. 323), 

die Rechtsanordnung des Kreispräsidenten des 
bayerischen Kreises Lindau vom 6. September 
1949 (Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 35 a) über die Einführung des Gesetzes zur 
Milderung dringender sozialer Notstände (So¬ 
forthilfegesetz) des Landes Württemberg-Ho- 
henzollern vom 22. Juli 1949 im Kreise Lindau, 

das Gesetz des Landes Berlin über Sofort¬ 
hilfemaßnahmen zur Beschaffung von Hausrat 
für Kriegssachgeschädigte und Vertriebene 
(Hausrathilfegesetz) vom 22. November 1951 
(Gesetz- und Verordnungsbl. für Berlin S. 1117) 
und die dazu ergangenen Ergänzungsvor¬ 
schriften, 

die §§ 2, 3 und 6 des Soforthilfeanpassungs¬ 
gesetzes vom 4. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 934); 

2. das Gesetz zur Sicherung von Forderungen für 
den Lastenausgleich vom 2. September 1948 
(WiGBl. S. 87), 

das Landesgesetz zur Sicherung von Forderun¬ 
gen für den Lüstenausgleich und zur Förderung 
des Wohnungsbaus vom 22. Februar 1949 (Ba¬ 
disches Gesetz- und Verordnungsbl. S. 81), 

das Landesgesetz zur Sicherung von Forderun¬ 
gen für den Lastenausgleich vom 23. November 
1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. der Landes¬ 
regierung Rheinland-Pfalz Teil I S. 409), 

das Gesetz zur Sicherung von Forderungen für 
den Lastenausgleich vom 3. Dezember 1948 (Re¬ 
gierungsbl. für das Land Württemberg-Hohen- 
zollern 1949 S. 3), 

die Rechtsanordnung des Kreispräsidenten des 
bayerischen Kreises Lindau zur Sicherung von 
Forderungen für den Lastenausgleich vom 4. Fe¬ 
bruar 1949 (Amtsblatt des bayerischen Kreises 
Lindau Nr. 7); 

3. die Kriegssachschädenverordnung vom 30. No¬ 
vember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1547), soweit 
sie sich auf Schäden bezieht, die im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes einschließlich Berlin 
(West) oder in den östlich der Oder-Neiße- 
Linie gelegenen Gebieten des Deutschen Reichs 
nach dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 
entstanden sind. 


§ 374 

Anwendung des Gesetzes in Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses Gesetzes 
ergehenden Rechtsverordnungen, allgemeinen Ver- 
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waltungsanordnungen und Weisungen gelten auch 
in Berlin (West), wenn das Land Berlin die Anwen¬ 
dung dieses Gesetzes gemäß Artikel 87 Abs. 2 sei¬ 
ner Verfassung beschließt. 

§ 375 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem vierzehnten Tage 
nach Ablauf des Tages seiner Verkündung in Kraft. 
Vorschriften, die eine Ermächtigung zum Erlaß von 


Rechtsverordnungen enthalten, treten mit dem Tage 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft 

(2) In Berlin (West) tritt das Gesetz mit dem vier¬ 
zehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an 
dem das Gesetz zur Übernahme dieses Gesetzes 
(§ 374) im Land Berlin verkündet wird. 

(3) Die Vorschriften, nach denen Rechtsansprüche 
auf Ausgleichsleistungen mit Wirkung ab 1. April 
1952 als entstanden gelten, sowie die Vorschriften, 
die bei den Ausgleichsabgaben eine Rückwirkung 
anordnen, bleiben unberührt. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 14. August 1952. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 


DerStellvertreterdesB un deskanzlers 
Blücher 


Der B u n d e s m i n i s t e r der Finanzen 
Schaffer 
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Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes 
über die Feststellung von Vertreibungsschäden und Kriegssachschäden 

(Feststellungsgesetz). 

Vom 14. August 1952. 

Auf Grund des § 371 Abs. 2 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) wird nachstehend der Wortlaut des Gesetzes 
über die Feststellung von Vertreibungsschäden 
und Kriegssachschäden (Feststellungsgesetz) vom 
21. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 237) in der nun¬ 
mehr geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Bonn, den 14. August 1952. 


Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 
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Gesetz über die Feststellung 
von Vertreibungsschäden und Kriegssachschäden 
(Feststellungsgesetz) 
in der Fassung vom 14» August 1952. 


ERSTER ABSCHNITT 

Feststellbare Vermögensverluste 

und antragsberechtigte Personen 

§ 1 

Gegenstand der Feststellung 

Nach den Vorschriften dieses Gesetzes werden 
auf Antrag festgestellt 

1. Vertreibungsschäden (§ 3), 

2. Kriegssachschäden (§ 4), 

3. Ostschäden (§ 5). 

§ 2 

Bedeutung der Feststellung 

Die Feststellung von Schäden nach diesem Gesetz 
begründet keinen Anspruch auf Berücksichtigung 
im Lastenausgleich. Ob und inwieweit festgestellte 
Schäden im Lastenausgleich zu berücksichtigen sind, 
wird durch die Gesetzgebung über den Lastenaus¬ 
gleich bestimmt. 

§ 3 

Vertreibungsschäden 

(1) Vertriebener im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer Vertriebener im Sinne des § 11 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes ist. 

(2) Ein Vertreibungsschaden im Sinne dieses 
Gesetzes ist unter den Voraussetzungen des Ab¬ 
satzes 3 ein Schaden, der einem Vertriebenen im 
Zusammenhang mit den gegen Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit oder deutscher Volkszugehörig¬ 
keit gerichteten Vertreibungsmaßnahmen in den 
deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie 
oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des Deut¬ 
schen Reichs nach dem Gebietsstand vom 31. De¬ 
zember 1937 entstanden ist 

1. an Wirtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum Grund¬ 
vermögen oder zum Betriebsvermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit sie 
nicht unter Nr. 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Berufs¬ 
ausübung oder für die wissenschaftliche 
Forschung erforderlich sind, 

b) an Hausrat, 

c) an Reichsmarkspareinlagen, 


d) an anderen privatrechtlichen geldwer- 
ten Ansprüchen als Reichsmarkspar¬ 
einlagen, 

e) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben bei Er¬ 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 

(3) Ein Schaden nach Absatz 2 ist nur dann ein 
Vertreibungsschaden, wenn im Zeitpunkt der Ver¬ 
treibung 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 2 a und 
2 b 

das Wirtschaftsgut in dem Gebiet des¬ 
jenigen Staates belegen war, aus dem dar 
Vertriebene vertrieben worden ist (Ver¬ 
treibungsgebiet); die Gesamtheit der in 
Absatz 2 genannten Gebiete, die am 1. Ja¬ 
nuar 1914 zum Deutschen Reich oder zur 
Österreichisch-Ungarischen Monarchie oder 
zu einem späteren Zeitpunkt zu Polen, zu 
Estland, zu Lettland oder zu Litauen gehört 
haben, gilt als einheitliches Vertreibungs¬ 
gebiet; 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 c ynd 2 d 
der Schuldner und der Gläubiger den 
Wohnsitz oder den Sitz in demselben 
Vertreibungsgebiet (Nr. 1) hatten. 

3. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 a 
sowohl die Gesellschaft oder die Genossen¬ 
schaft als auch der Anteilseigner den Sitz 
oder den Wohnsitz in demselben '"'ertroi- 
bungsgebiet (Nr. 1) hatten. 

(4) Verluste an Schiffen, die in einem Schiffsregister 
im Vertreibungsgebiet (Absatz 3 Nr. 1) eingetragen 
waren, gelten als in diesem Gebiet entstanden. 

(5.) Als Vertreibungsschaden gilt auch ein Kriegs¬ 
sachschaden (§ 4), der einem Vertriebenen im Ver¬ 
treibungsgebiet (Absatz 3 Nr. 1) vor der Vertrei¬ 
bung entstanden war. 

(6) Bei einer Person, die wegen politischer Ver¬ 
folgung als Vertriebener gilt (§ 11 Abs. 2 Nr. 1 des 
LastenauSgleichsgesetzes), gilt als Vertreibungs¬ 
schaden nur ein Schaden, der im Zusammenhang 
mit Vertreibungsmaßnahmen (Absatz 2) entstanden 
oder einem selchen nach Absatz 5 gleichgestellt ist. 

(7) Bei einem Umsiedler (§ 11 Abs. 2 Nr. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes) gilt als Vertreibungs¬ 
schaden nicht der Verlust des Vermögens, das ihm 
als Ersatz für da im Ursprungsland zurückgelassene 
Vermögen zugeteilt worden ist. 



S36 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


(8) Als Vertreibungsschaden gilt auch ein Scha¬ 
den, der einem im Zuge von Vertreibungsmaß¬ 
nahmen umgekommenen deutschen Staatsangehöri¬ 
gen oder deutschen Volkzugehörigen im Vertrei¬ 
bungsgebiet (Absatz 3 Nr. 1) entstanden ist. 

§ 4 

Kriegssachschäden 

(1) Ein Kriegssachschaden im Sinne dieses Ge¬ 
setzes ist ein Schaden, der in der Zeit vom 26 Au¬ 
gust 1939 bis zum 31. Juli 1945 unmittelbar durch 
Kriegshandlungen entstanden ist 

1. an Wirtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum Grund¬ 
vermögen oder zum Betriebsvermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit sie 
nicht unter Nr. 1 fallen: 

a) an Gegenständen, die für die Berufs¬ 
ausübung oder für die wissenschartliche 
Forschung erforderlich sind, 

b) an Hausrat. 

(2) Kriegshandlungen im Sinne des Absatzes 1 
sind 

1. die Einwirkung von Waffen oder sonstigen 
Kampfmitteln oder die hiermit unmittelbar 
zusammenhängenden militärischen Maß¬ 
nahmen, 

2. die mit kriegerischen Ereignissen zusam¬ 
menhängende Beschädigung, Wegnahme 
oder Plünderung von Sachen in den vom 
Gegner unmittelbar angegriffenen, unmit¬ 
telbar bedrohten oder besetzten Gebieten, 

3. die Entziehung des Besitzes an einem Schiff 
durch feindliche Handlungen sowie dessen 
Selbstversenkung, wenn diese erfolgt ist., 
um der feindlichen Aufbringung zu ent¬ 
gehen. 

(3) Als Kriegssachschaden gilt auch ein Schaden 
durch Beschädigung, Zerstörung oder Wegnahme 
von Sachen auf Grund behördlicher Maßnahmen, die 
im Zusammenhang mit den kriegerischen Ereig¬ 
nissen getroffen worden sind. 

§ 5 

Ostschäden 

(1) Ein Ostschaden im Sinne dieses Gesetzes ist 
ein Schaden, der einer Person, die nicht Vertriebe¬ 
ner ist und am 31. Dezember 1944 ihren Wohnsitz 
im Gebiet des Deutschen Reichs (Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937) hatte, im Zusammenhang mit 
den Ereignissen des zweiten Weltkriegs durch Ver¬ 
mögensentziehung oder als Kriegssachschaden (§ 4) 
an Wirtschaftsgütern der in § 3 Abs. 2 bezeichneten 
Art in den Ostgebieten entstanden ist: Ostgebiete 
sind die östlich der Oder-Neiße-Linie gelegenen Ge¬ 
biete des Deutschen Reichs nach dem Gebietsstand 


vom 31. Dezember 1937. Bei Schäden der in § 3 
Abs. 2 Nr. 2 c und 2 d bezeichneten Art muß der 
Schuldner, bei Schäden der in § 3 Abs. 2 Nr. 2 e 
bezeichneten Art die Kapitalgesellschaft oder die 
Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft zur Zeit 
der Vertreibungsmaßnahmen den Wohnsitz oder 
den Sitz in den Ostgebieten gehabt haben. 

(2) Verluste an Schiffen, die in einem Schiffs¬ 
register in den Ostgebieten eingetragen waren, gel¬ 
ten als in den Ostgebieten entstanden. 

§ 6 

Schäden im Falle von Beteiligungsverhältnissen 

(1) Waren an einem Wirtschaftsgut im Sinne des 
§ 3 Abs. 2, des § 4 Abs. 1 oder des § 5 Abs. 1 im 
Zeitpunkt der Schädigung mehrere Personen be¬ 
teiligt, so bestimmt sich der Schaden eines Betei¬ 
ligten nach seinem Anteil an dem Wirtschaftsgut im 
Zeitpunkt der Schädigung. 

(2) Ist ein Schaden am Vermögen einer offenen 
Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
oder einer ähnlichen Gesellschaft, bei der die Ge¬ 
sellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) an¬ 
zusehen sind, entstanden, so bestimmt sich der 
Schaden eines Gesellschafters nach dem Verhältnis 
seines Anteils am Vermögen der Gesellschaft im 
Zeitpunkt der Schädigung. 

§ 7 

Niehl feststellbare Vermögens Verluste 

Nicht feststellbar sind Nutzungsschäden sowie 
Schäden an Vermögensgegenständen, die in den 
§§ 3, 4 und 5 nicht aufgeführt sind. Insbesondere 
werden, soweit die betroffenen Wirtschaftsgüter 
nicht zum Betriebsvermögen gehören, nicht festge¬ 
stellt Verluste an 

1. barem Geld, 

2. Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen, 

3. Gegenständen aus edlem Metall, Schmuck¬ 
gegenständen und sonstigen Luxusgegen¬ 
ständen, 

4. Kunstgegenständen und Sammlungen. 

§ 8 

Von der Feststellung ausgenommene 
Vermögensverluste 

(1) Von der Feststellung ausgenommen sind, un¬ 
beschadet des § 3 Abs. 5 und des § 5, Kriegssach¬ 
schäden (§ 4), die außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes und des Gebiets von Berlin 
(West) entstanden sind. Ein Kriegssachschaden, der 
der Schiffahrt durch Kriegshandlungen im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 Nr. 3 außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes und des Gebiets von Berlin (West) 
entstanden ist, gilt jedoch als in diesem Gebiet ent¬ 
standen, wenn das Schiff zur Zeit der Entstehung 
des Schadens in einem Schiffsregister im Geltungs- 
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bereich des Grundgesetzes oder in Berlin eingetra¬ 
gen war und der Schiffseigner zu dieser Zeit seine 
Geschäftsniederlassung oder seinen Wohnsitz im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) hatte. 

(2) Von der Feststellung sind ferner ausgenommen 
Schäden, wenn es sich handelt um 

1. Verluste an Hausrat, wenn nicht mehr als 
50 vom Hundert des Hausrats, berechnet 
nach den gemeinen Werten, verlorenge¬ 
gangen sind, 

2. Verluste an Anteilen an Kapitalgesell¬ 
schaften oder an Geschäftsguthaben bei 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
wenn der Wert der einzelnen Beteiligung 
100 Reichsmark nicht übersteigt, 

3. Verluste aus Forderungen gegen die in 
§ 14 des Umstellungsgesetzes bezeichneten 
Schuldner oder gegen das Land Preußen, 

4. Verluste, für die bereits auf Grund der 
Kriegssachschädenverordnung vom 30. No¬ 
vember 1940 (Reichsgesetzbl. 1 S. 1547) 
Entschädigungsleistungen von mehr als 
50 vom Hundert des nach dieser Verord¬ 
nung anzuerkennenden Verlustes gewährt 
worden sind, 

5. Verluste an Vermögensgegenständen, die 
in Ausnützung der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft erworben worden sind; 
das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
bestimmt, 

G. Verluste — abgesehen von Verlusten an 
Hausrat —, deren Gesamtbetrag 500 Reichs¬ 
mark nicht übersteigt. 

(3) In der nach Absatz 2 Nr. 5 vorgesehenen 
Rechtsverordnung kann auch bestimmt werden, daß 
und unter welchen Voraussetzungen Schäden und 
Verluste an Vermögensgegenständen, die ein Ver¬ 
folgter (§ 11 Abs. 2 Nr. 1 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes) im Vertreibungsgebiet infolge von Maß¬ 
nahmen der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
eingebüßt hat, als Verlxeibungsschaden zugunsten 
des Verfolgten festgestellt werden können. 

§ 9 

Antragsberechtigung bei Vertreibungsschäden 

(1) Die Feststellung eines Vertreibungsschadens 
kann nur eine natürliche Person beantragen, und 
zwar, wenn sie am 1. April 1952 die folgenden Vor¬ 
aussetzungen erfüllt hat: 

1. Der Antragsteller muß der unmittelbar Ge¬ 
schädigte selbst sein; falls er vor dem 
1. April 1952 verstorben ist, treten an die 
Stelle des unmittelbar Geschädigten seine 
Erben oder weitere Erben, sofern die Erben 
oder die weiteren Erben im Verhältnis zu 
dem unmittelbar Geschädigten sind 

a) der Ehegatte, 
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b) eheliche Kinder, Stiefkinder, an Kindes 
Statt angenommene Personen oder son¬ 
stige Personen, denen die rechtliche 
Stellung ehelicher Kinder zukommt, 
oder uneheliche Kinder, 

c) Abkömmlinge der unter b genannten 
Kinder, 

d) Eltern, Großeltern oder weitere Vor¬ 
eltern oder Stiefeltern, 

e) voll- und halbbürtige Geschwister oder 
deren Abkömmlinge ersten Grades. 

Hinsichtlich der an Betriebsvermögen ent¬ 
standenen Vertreibungsschäden steht der 
Erbfolge die Übernahme solchen Vermö¬ 
gens zu Lebzeiten des unmittelbar Geschä¬ 
digten (vorweggenommene Erbfolge) gleich. 

2. Der Antragsteller muß am 31. Dezember 
1950 seinen ständigen Aufenthalt im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) gehabt haben. Ein Geschä¬ 
digter, der nach dem 31. Dezember 1950 
seinen ständigen Aufenthalt im Geltungs¬ 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) genommen hat, kann Antrag nur 
stellen, wenn er 

a) als Kind (Absatz 1 Nr. 1 b und 1 c) eines 
zur Antragstellung berechtigten Ge¬ 
schädigten nach dem 31. Dezember 1950 
geboren ist oder 

b) spätestens 6 Monate nach der Vertrei¬ 
bung im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West) ständigen 
Aufenthalt genommen hat oder 

c) als Heimkehrer nach den Vorschriften 
des Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fas¬ 
sung des Gesetzes zur Ergänzung und 
Änderung des Heimkehrergesetzes vom 
30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875, 994) im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
ständigen Aufenthalt genommen hat 
oder 

d) im Wege der Familienzusammenfüh¬ 
rung zu seinem Ehegatten oder als min¬ 
derjähriger Geschädigter zu seinen 
Eltern oder als hilfsbedürftiger Geschä¬ 
digter zu seinen Kindern in den Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
nach Berlin (West) zugezogen ist. 

Ohne Rücksicht auf den genannten Stichtag 
kann ein Geschädigter die Feststellung 
eines Vertreibungsschadens beantragen, 
wenn er als Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes vor dem 31. Dezember 1950 seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
in das Ausland verlegt hat. 

(2) Ist nach dem 31. März 1952 derjenige, der 
nach Absatz 1 die Feststellung eines Vertreibungs- 
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Schadens beantragen kann, verstorben, so geht das 
Recht der Antragstellung nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Erbrechts auf die Erben über. 

§ 10 

Antragsberechtigung bei Kriegssachschäden 

(1) Die Feststellung eines Kriegssachschadens 
kann nur eine natürliche Person beantragen, und 
zwar nur der unmittelbar Geschädigte selbst oder, 
falls dieser vor dem 1. April 1952 verstorben ist, 
wer als Erbe im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 an die 
Stelle des unmittelbar Geschädigten getreten ist; 
hinsichtlich der an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen, Grundvermögen oder Betriebsvermögen 
entstandenen Kriegssachschäden steht der Erbfolge 
die Übernahme solchen Vermögens zu Lebzeiten 
des Geschädigten (vorweggenommene Erbfolge) 
gleich. 

(2) Die Vorschrift des § 9 Abs. 2 findet ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§ 11 

Antragsberechtigung bei Ostschäden 

Für das Recht, die Feststellung eines Ostschadens 
zu beantragen, gilt § 9 entsprechend. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Schadensberechnung 

§ 12 

Schadensberechnung bei Vertreibungsschäden 

an land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, 
Grundvermögen und Betriebsvermögen 

(1) Vertreibungsschäden an land- und forstwirt¬ 
schaftlichem Vermögen, Grundvermögen und Be¬ 
triebsvermögen im Sinne des Bewertungsgesetzes 
(§ 3 Abs. 2 Nr. 1) sind unter Zugrundelegung des 
zuletzt festgestellten Einheitswerts festzustellen. 
Dem zuletzt festgestellten Einheitswert ist bei 
Grundstücken, die zum Grundvermögen gehören 
und für die ein Abgeltungsbetrag gemäß der Ver¬ 
ordnung über die Aufhebung der Gebäudeentschul¬ 
dungsteuer vom 31. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 501) entrichtet worden ist, der Abgeltungsbetrag 
hinzuzurechnen. 

(2) Ist für wirtschaftliche Einheiten der in Absatz 1 
bezeichneten Vermögensarten ein Einheitswert nicht 
festgestellt worden oder nicht mehr bekannt, so ist 
der Schadensberechnung der Wert zugrunde zu 
ler- an, der auf den letzten Feststellungszeitpunkt 
'xrr der Vertreibung bei Berücksichtigung der nach 
dem Bewertungsgosetz wesentlichen Gesichtspunkte 
als Einheitswert festzustellen gewesen wäre. Ab¬ 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend; ist der Abgeltungs¬ 
betrag nicht mehr bekannt, so ist er zu schätzen. 

(3) Langfristige Verbindlichkeiten, die im Zeit¬ 
punkt der Vertreibung mit land- und forstwirtschaft¬ 
lichem Vermögen oder Grundvermögen der in Ab¬ 


satz 1 bezeichneten Art in wirtschaftlichem Zusam¬ 
menhang standen oder an solchem Vermögen ding¬ 
lich gesichert waren, sind gesondert festzustellen. 


§ 13 

Schadensberechnung bei Kriegssachschäden 
an land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, 

Grundvermögen und Betriebsvermögen 

(1) Kriegssachschäden an land- und forstwirtschaft¬ 
lichem Vermögen und an Grundvermögen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes sind, vorbehaltlich der Sätze 
2 und 3, mit dem Betrag festzustellen, um den der 
Einheitswert, der für die beschädigte wirtschaftliche 
Einheit auf den letzten Feststellungszeitpunkt vor 
Eintritt des Schadens festgestellt ist, den für die¬ 
selbe wirtschaftliche Einheit für den Währungsstich¬ 
tag geltenden Einheitswert übersteigt. Ist für ein 
vom Kriegssachschaden betroffenes Grundstück ein 
Abgeltungsbetrag gemäß der Verordnung über die 
Aufhebung der Gebäudeentschuldungsteuer vom 
31. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) entrichtet wor¬ 
den, so ist für die Schadensberechnung dem auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt vor Eintritt des Scha¬ 
dens festgestellten Einheitswert der Abgeltungs¬ 
betrag oder bei Teilschäden ein diesen entsprechen¬ 
der Teil des Abgeltungsbetrags hinzuzurechnen. 
Bei Teilveräußerungen im Vergleichszeitraum min¬ 
dert sich der Schadensbetrag um den Teil des auf 
den letzten Feststellungszeitpunkt vor Eintritt des 
Schadens festgestellten Einheitswerts oder des um 
den Abgeltungsbetrag erhöhten Einheitwerts, der 
auf den veräußerten Teil des land- und forstwirt¬ 
schaftlichen Betriebs oder des Grundstücks entfällt. 

(2) Verbindlichkeiten, die durch Grundpfandrechte 
an Grundstücken der beschädigten wirtschaftlichen 
Einheiten gesAhert waren, oder auf ihnen lastende 
Grundschulden oder Rentenschulden sind mit ihrem 
Reichsmarkbetrag nach dem Stande am 20. Juni 1948 
gesondert festzustellen. 

(3) Kriegssachschäden an Betriebsvermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes werden, vorbehaltlich 
des Absatzes 4, in der folgenden Weise festgestellt: 

1. Für die Feststellung des Kriegssachschadens 
an Betriebsgrundstücken im Sinne des § 57 
des Bewertungsgesetzes gilt Absatz 1 ent¬ 
sprechend. 

2. Der an anderen Wirtschaftsgütern als Be¬ 
triebsgrundstücken entstandene Kriegssach¬ 
schaden wird mit dem Betrage festgestellt, 
um den sich die Summe der Teilwerte 
dieser Wirtschaftsgüter infolge des Scha¬ 
dens gemindert hat. Maßgebend sind die 
Teilwerte im Zeitpunkt der Schädigung. 

(4) Der gewerblichen Betrieben insgesamt ent¬ 
standene Kriegssachschaden wird höchstens mit dem 
Betrage festgestellt, um den der für den gewerb¬ 
lichen Betrieb auf den 1. Januar 1940 festgestelite 
Einheitswert den für den Betrieb auf den Währungs¬ 
stichtag festgestellten F.inheitswert übersteigt. Bei 
Neugründung des gewerblichen Betriebs nach dem 
31. Dezember 1939 tritt an die Stelle des Einheits- 
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Werts vom 1. Januar 1940 der Einheitswert vom 
Nadifeststellungszeitpunkt. 


§ 14 

Schadensberechnung bei Veräußerung 

von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, 
Grundvermögen und Betriebsvermögen 
vor dem Währungsstichtag 

Ist der beschädigte Betrieb oder das beschädigte 
Grundstück in der Zeit zwischen dem Eintritt des 
Kriegssachschadens und dem Währungsstichtag ver¬ 
äußert worden, so ist für die Schadensermittlung 
§ 13 Abs. 1, 3 und 4 mit folgender Maßgabe anzu¬ 
wenden: 

1, Bei einer wirtschaftlichen Einheit des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens oder des 
Grundvermögens: 

a) Hat sich der Bestand des Betriebs oder des 
Grundstücks in der Zeit zwischen der Ver¬ 
äußerung und dem Währungsstichtag ver¬ 
ändert, so tritt bei der Ermittlung des 
Kriegssachschadens an die Stelle des für 
den Währungsstichtag geltenden Einheits¬ 
werts der Wert, der bei Zugrundelegung 
der Bestandsverhältnisse im Zeitpunkt der 
Veräußerung als Einheitswert festzustellen 
gewesen wäre. 

b) In allen übrigen Fällen verbleibt es bei der 
Zugrundelegung des Einheitswerts vom 
Währungsstichtag (§ 13 Abs, 1 Satz 1). 

c) Sind der Veräußerung der ganzen wirt¬ 
schaftlichen Einheit Teilveräußerungen im 
Vergleichszeitraum vorausgegangen, so 
mindert sich der Schadensbetrag um deu 
Teil des auf den letzten Feststellungszeit¬ 
punkt vor Eintritt des Schadens festge¬ 
stellten Einheitswerts oder des um den 
Abgeltungsbetrag erhöhten Einheitswerts, 
der auf den veräußerten Teil des land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs oder des 
Grundstücks entfällt. 

2. Bei einer wirtschaftlichen Einheit des Betriebs¬ 
vermögens: 

a) Für die Ermittlung des Kriegssachschadens 
an Betriebsgrundstücken (§ 13 Abs. 3 Nr. i) 
gilt Nr. 1 entsprechend. 

b) Bei dem Vermögensvergleich für den ge¬ 
werblichen Betrieb (§13 Abs. 4) tritt an die 
Stelle des Einheitswerts vom Währungs¬ 
stichtag der Veräußerungserlös. Liegt der 
Veräußerung ganz oder teilweise eine 
Schenkung oder eine sonstige freigebige 
Zuwendung zugrunde, so tritt an die Stelle 
des Einheitswerts vom Währungsstichtag 
der bei der Veranlagung der Erbschaftsteuer 
(Schenkungsteuer) festgestellte Wert des 
veräußerten Betriebs. 


§ 15 

Schadensberechnung bei Verlusten an Gegenständen 
der Berufsaüsübung 

Gegenstände der Berufsausübung oder der wissen¬ 
schaftlichen Forschung (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 a, § 4 Abs. 1 
Nr. 2 a) sind mit dem Anschaffungspreis abzüglich 
einer angemessenen Abschreibung, mindestens je¬ 
doch mit dem gemeinen Wert im Zeitpunkt der 
Schädigung, anzusetzen. 


§ 16 

Schadensberechnung bei Verlusten an Hausrat 

(1) Bei Verlusten an Hausrat (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 b, 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 b, § 5) ist auszugehen 

1. von den Einkünften, die der unmittelbar 
Geschädigte und die zu seinem Haushalt 
gehörenden und von ihm wirtschaftlich ab¬ 
hängigen Familienangehörigen, sofern diese 
zu dem in § 9 Abs. 1 Nr. 1 genannten Per¬ 
sonenkreis gehören und nicht selbst antrags¬ 
berechtigt sind, im Durchschnitt der Jahre 
1937, 1938 und 1939 bezogen haben; falls 
der Geschädigte und seine Familienangehö¬ 
rigen erst nach dem Jahre 1937 Einkünfte 
bezogen haben, treten an die Stelle der 
Jahre 1937, 1938 und 1939 die drei Jahre, 
die dem Jahr folgen, in dem zuerst Ein¬ 
künfte bezogen worden sind, oder 

2. falls dies für den Antragsteller günstiger 
ist, von dem Vermögen, das für den letzten 
vor der Schädigung liegenden Hauptveran¬ 
lagungszeitraum der Vermögensteuer zu 
Grunde gelegt worden ist, oder 

3. falls Unterlagen nach Nr. 1 und 2 nicht 
vorliegen, von dem Beruf des Geschädigten 
im Zeitpunkt der Schädigung. 

Eine durch Kriegsverhältnisse oder durch Maßnah¬ 
men der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
bedingte berufsfremde Verwendung bleibt unberück¬ 
sichtigt. 

(2) In Anwendung des Absatzes 1 ist festzustellen, 
daß die Einkünfte oder das Vermögen des Geschä¬ 
digten betragen haben: 

1. die Einkünfte bis zu 4 000 RM jährlich 
oder das Vermögen 

bis zu 20 000 RM 

oder 

2. die Einkünfte bis zu 6 500 RM jährlich 
oder das Vermögen 

bis zu 40 000 RM 

oder 

3. die Einkünfte über 6 500 RM jährlich 

oder das Vermögen 

über 40 000 RM. 

(3) Als Geschädigte gelten, wenn die Hausratver¬ 
luste Ehegatten entstanden sind, die im Zeitpunkt 
der Schädigung im gemeinsamen Haushalt geleot 




540 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


haben, ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhält¬ 
nisse beide Ehegatten; es kann jedoch nur ein 
Antrag gestellt werden. 

(4) Voraussetzung für d e Anerkennung eines 
Hausratverlustes ist, daß der Geschädigte Eigen¬ 
tümer von Möbeln für mindestens einen Wohnraum 
war. 

(5) Die Vorschrift des Absatzes 2 findet auch dann 
Anwendung, wenn der Hausrat nicht in vollem Um¬ 
fange, aber zu mehr als 50 vom Hundert, berechnet 
nach den gemeinen Werten, verlorengegangen ist. 

(6) Führte ein unverheirateter Geschädigter 
keinen Haushalt mit überwiegend eigener Einrich¬ 
tung, so ist dies gesondert festzustellen. 

(7) Durch Rechtsverordnung werden Vorschriften 
über die Berechnung und den Nachweis der Ein¬ 
künfte und des Vermögens sowie darüber getroffen, 
welche Einkommensrichtsätze für die einzelnen 
Berufsgruppen anzunehnien sind. 

§ 17 

Schadensberechnung bei Verlusten aus Ansprüchen 
Vertriebener 

(1) Privatrechtliche geldwerte Ansprüche Vertrie¬ 
bener (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 c und d) sind, vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3, mit ihrem Reicbsmarkbetrag an¬ 
zusetzen. Vertreibungsschäden an solchen An¬ 
sprüchen sind mit dem vollen Reichsmarkbetrag des 
Anspruchs festzustellen, es sei denn, daß der An¬ 
spruch im Zeitpunkt der Antragstellung offensicht¬ 
lich noch einen wirtschaftlichen Wert darstellt. 

(2) In Wertpapieren verbriefte Forderungen sind 
mit dem für die Vermögensteuerveranlagung nach 
dem Stande vom 1. Januar 1945 geltenden Wert 
anzusetzen. 

(3) Ansprüche aus noch nicht fälligen Lebens¬ 
versicherungsverträgen sind mit zwei Dritteln der 
bis zum Zeitpunkt der Schädigung eingezahlten 
Prämien anzusetzen. 

(4) Ansprüche aus Nießbrauchsrechten und aus 
Rechten auf Renten, Altenteile sowie andere wieder¬ 
kehrende Nutzungen und Leistungen sind mit dem 
Kapitalwert gemäß §§ 15 bis 17 des Bewertungs¬ 
gesetzes in der am 1. Januar 1945 geltenden 
Fassung anzusetzen. 

§ 18 

Schadensberechnung 

bei Verlusten aus Anteilsrechten Vertriebener 

Anteilsrechte Vertriebener an Kapitalgesellschaf¬ 
ten (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 e) sind mit dem für die Ver¬ 
mögensteuerveranlagung nach dem Stande vom 
1. Januar 1945 geltenden Wert, Geschäftsguthaben 
bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sind 
mit dem Nennwert anzusetzen. 


§ 19 

Schadensberechnung bei Ostschäden 

Auf die Schadensberechnung bei Ostschäden 
finden die Vorschriften über die Schadensberechnung 
bei Vertreibungsschäden entsprechende Anwendung. 

§ 20 

Schadensberechnung bei Vermögenswerten 
in fremder Währung 

Wertansätze, die auf eine andere Währung als 
Reichsmark lauten, sind bei Anwendung der Vor¬ 
schriften dieses Abschnitts unter Zugrundelegung 
der Umsatzsteuerum.rechnungssätze vom 15. März 
1945 (Reichssteuerbl. S. 69) auf Reichsmark umzu¬ 
rechnen. 

§ 21 

Schadensberechnung bei Teilverlusten 

Hat in den Fällen der §§ 12, 15, 17 oder 18 ein 
Wirtschaftsgut trotz der Schädigung noch einen 
wirtschaftlichen Wert, dann ist der nach den be¬ 
zeichnten Vorschriften anzusetzende Wert des 
Wirtschaftsguts zur Ermittlung des festzustellenden 
Schadens um den Teil zu kürzen, der dem Ver¬ 
hältnis des Werts des erhaltenen Teils zu dem 
Wert des ganzen Wirtschaftsguts entspricht. 

§ 22 

Berücksichtigung früherer Vermögenserklärungen 

(1) Hat der unmittelbar Geschädigte für den letz¬ 
ten Veranlagungszeitraum vor der Schädigung eine 
Vermögenserklärung abgegeben und liegt diese Ver¬ 
mögenserklärung vor, so sind bei der Feststellung des 
Schadens die Angaben in dieser Erklärung zugrunde 
zu legen; der Geschädigte kann sich nicht darauf 
berufen, daß diese Angaben unrichtig waren. 

(2) Hat der Geschädigte für den letzten Veran¬ 
lagungszeitraum vor der Schädigung nachweislich 
eine Erklärung nicht abgegeben, so ist bei der Fest¬ 
stellung des Schadens davon auszugehen, daß sein 
Vermögen unterhalb der Grenze des vermögen¬ 
steuerpflichtigen Vermögens gelegen hat; dies gilt 
nicht für Geschädigte aus Gebieten, in denen das 
deutsche Vermögensteuerrecht keine Geltung hatte. 

DRITTER ABSCHNITT 
Organisation 

§ 23 

Feststellungsbehörden 

(1) Die Feststellung der Schäden wird durch die¬ 
jenigen Behörden, Ausschüsse und Gerichte durch¬ 
geführt, welche für die Durchführung des Dritten 
Teils des Lastenausgleichsgesetzes zuständig sind. 
Die Ausgleichsämter werden als Feststellungsämter, 
die Ausgleichsausschüsse werden als Feststellungs¬ 
ausschüsse tätig. 
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(2) Der Präsident des Bnndcsausgleichsamts be¬ 
stimmt mit Zustimmung des Kontrollausschusses 
Näheres über die Durchführung der Schadensfest- 
stellung. Er erläßt die erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften. Er übt die der Bundes¬ 
regierung und den zuständigen obersten Bundes¬ 
behörden nach Artikel 85 des Grundgesetzes zu- 
stebenden Befugnisse nach Maßgabe des Artikels 
120 a des Grundgesetzes aus. 

§ 24 

Heimatauskunftstellen 

(1) Bei den Landesausgleichsämtern werden Hei¬ 
matauskunftstellen eingerichtet. Durch Rechtsver¬ 
ordnung kann bestimmt werden, für welche Heimat¬ 
gebiete Heimatauskunftstellen gebildet und bei 
welchen Landesausgleichsämtern sie eingerichtet 
werden; die Heimatauskunftstellen sind in der 
Regel auf der Grundlage früherer Regierungs¬ 
bezirke oder entsprechender Bezirke zu bilden. 

(2) Die Heimatauskunftstelle besteht aus dem 
Leiter und einem oder mehreren Vertretern, die 
nach den für die Angehörigen des Landesausgleichs¬ 
amts geltenden Grundsätzen bestellt werden. Der 
Leiter der Heimatauskunftstelle und sein Vertreter 
sollen Vertriebene aus dem Heimatgebiet sein, für 
welches die Heimatauskunftstelle zuständig ist. 

(3) Der Leiter der Heimatauskunftstelle beruft 
eine Kommission von besonders sachkundigen Per¬ 
sönlichkeiten für das Heimatgebiet, für das die 
Heimatauskunftstelle zuständig ist, zu ehrenamt¬ 
licher Mitarbeit. 

(4) Vor der Bestellung der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Personen sollen die vom Bundes- 
minister für Vertriebene anerkannten Vertriebenen- 
verbände gehört werden. 

(5) Der Leiter der Heimatauskunftstelle und seine 
Vertreter sind durch den Leiter des Landesaus¬ 
gleichsamts, bei dem die Heimatauskunftstelle ein¬ 
gerichtet ist, zu verpflichten, ihre Gutachten und 
Auskünfte in eigener Verantwortung, der Wahrheit 
entsprechend und vollständig zu erteilen und über 
die durch ihre Tätigkeit zu ihrer Kenntnis gelang¬ 
ten Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. 

(6) Der Präsident des Bundesausgleichsamts übt 
die Sachaufsicht über die Heimatauskunftstellen 
aus. Er erläßt die zur Durchführung der Aufgaben 
der Heimatauskunftstellen erforderlichen Anord¬ 
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

§ 25 

Aufgaben der Heimatauskunftstellen 

(1) Die Heimatauskunftstellen haben die Aufgabe, 
auf Anforderung der Feststellungsbehörden die An¬ 
träge der Vertriebenen auf Schadensfeststellung zu 


begutachten, Auskünfte zu erteilen und Zeugen und 
Sachverständige zu benennen, deren Aussage für 
die Entscheidung über Feststellungsanträge der Ver¬ 
triebenen wesentlich sein könnte. 

(2) Wenn über die Anträge nicht bereits auf 
C nd der dem Antrag beigefügten oder im Antrag 
angebotenen Beweise oder der der Feststellungs¬ 
behörde erreichbaren sonstigen Unterlagen ent¬ 
schieden werden kann, müssen die Feststellungs¬ 
behörden die Anträge der Vertriebenen den Heimat- 
auskunftstellen zur Begutachtung zuleiten. Dies gilt 
nicht für Anträge, welche nur die Feststellung von 
Verlusten an Hausrät, an privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen, soweit sie nicht dinglich ge¬ 
sichert sind, sowie an Anteilen an Kapitalgesell¬ 
schaften und an Geschäftsguthaben bei Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften betreffen. 

(3) Die Feststellungsbehörden können den Heimat¬ 
auskunftstellen auch Anträge auf Feststellung von 
Ostschäden zur Begutachtung, zur Auskunftsertei¬ 
lung und zur Benennung von Zeugen und Sachver¬ 
ständigen zuleiten. 

(4) Die zuständigen Heimatauskunftstellen sind 

vor Erlaß von Rechtsverordnungen (§ 43) über die 
Bewertung von Vertreibungsschäden nach § 12 

Abs. 2 gutachtlich zu hören. 

(5) Die Heimatauskunftstellen haben den Finanz¬ 
behörden, soweit diesen die Ermittlung von Ver¬ 
treibungsschäden und Ostschäden obliegt, auf Er¬ 
suchen Auskünfte zu erteilen und zu den ihnen 
vorgelegten Fragen gutachtlich Stellung zu nehmen. 


§ 26 

Amts- und Rechtshilfe 

Alle Behörden und Gerichte haben den in § 23 ge¬ 
nannten Behörden unentgeltlich Amts- und Rechts¬ 
hilfe zu leisten. Für die Rechtshilfe der Gerichte 
gelten die.§§ 156 ff des Gerichtsverfassüngsgesetzes 
entsprechend. 

VIERTER ABSCHNITT 
Verfahren 
§ 27 

Form und Inhalt des Antrags 

(1) Der Antrag auf Feststellung eines Schadens 
ist auf amtlichem Formblatt zu stellen. In dem 
Formblatt ist auf die Bestimmung des § 2 dieses 
Gesetzes ausdrücklich hinzuweisen. 

(2) In dem Antrag sind die dem Antragsteller zur 
Verfügung stehenden Beweismittel anzugeben. 


§ 28 

öffentliche Bekanntmachung und Ausschlußfrist 

(1) Die Bundesregierung fordert durch öffentliche 
Bekanntmachung, die im Benehmen mit dem Bundes- 
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rat ergeht, zur Einreichung der Anträge auf Fest¬ 
stellung von Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden 
und Ostschäden auf. 

(2) Durch Rechtsverordnung können Ausschluß¬ 
fristen gesetzt werden. 

§ 29 

Antragstellung 

(1) Die Anträge sind an das für den ständigen 
Aufenthalt des Antragstellers zuständige Feststel¬ 
lungsamt zu richten. Hat der Antragsteller keinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West), so ist zuständig 

1. bei Vertreibungsschäden und Ostschäden 
dasjenige Feststellungsaipt, in dessen 
Bezirk der Antragsteller oder derjenige, 
von dem er als Erbe sein Recht auf Antrag¬ 
stellung herleitet, zuletzt ständigen Aufent¬ 
halt im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt hat, 

2. bei Kriegssachschäden dasjenige Feststel¬ 
lungsamt, in dessen Bereich der Kriegssach¬ 
schaden entstanden ist. 

(2) Sind einem Antragsteller, der keinen ständi¬ 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grundgeset¬ 
zes oder in Berlin (West) hat, Kriegssachschäden im 
Bereich mehrerer Ausgleichsämter entstanden oder 
bestehen aus anderen Gründen Zweifel darüber, 
welches Feststellungsamt für die Entgegennahme 
des Antrags zuständig ist, so bestimmt der Präsident 
des Bundesausgleichsamts das zuständige Fest¬ 
stellungsamt. 

(3) Der Antrag ist, soweit nichts anderes bestimmt 
wird, bei der für den ständigen Aufenthalt des 
Antragstellers zuständigen Gemeindebehörde ein¬ 
zureichen. Die Gemeindebehörde oder die an 
deren Stelle bestimmte Behörde hat, soweit der 
Antrag nicht hinreichend begründet ist oder die 
Angaben unvollständig sind, auf Ergänzung hinzu¬ 
wirken und erforderlichenfalls den Antragsteller 
vorzuladen. Sie hat den Antrag mit kurzer eigener 
Stellungnahme weiterzuleiten. 


§ 30 

Vertretung 

(1) Der Antragsteller kann sich im Feststellungs¬ 
verfahren vertreten lassen; jedoch kann sein per¬ 
sönliches Erscheinen angeordnet werden. Personen, 
die als Angehörige von Feststellungsbehörden oder 
Feststellungsausschüssen oder als Angehörige der 
Heimatauskunftstellen oder der bei diesen gebil¬ 
deten Kommissionen tätig geworden sind, sind von 
der Vertretung ausgeschlossen. § 327 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes findet Anwendung. 

(2) Im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
gelten die für diese' Gerichte maßgebenden Vor¬ 
schriften. 


§ 31 

örtliche Zuständigkeit 

(1) Das nach § 29 zuständige Feststellungsamt ist, 
soweit nichts anderes bestimmt wird, auch für die 
Feststellung der Schäden zuständig. 

(2) Handelt es sich um Anteilsrechte an Kapital¬ 
gesellschaften, für deren Anteile Kurswerte nicht 
bestehen oder bestanden haben, oder sind an einem 
Vermögensgegenstand mehrere beteiligt, so wird 
der Schaden einheitlich durch dasjenige Feststel¬ 
lungsamt festgestellt, das der Präsident des Bundes¬ 
ausgleichsamts bestimmt hat. 


§ 32 

Verfahren vor den Feststellungsämtern 
und -ausschüssen 

(1) über den Antrag entscheidet der Feststellungs¬ 
ausschuß durch Bescheid. 

(2) Der Leiter des Feststellungsamts kann über 
den Antrag selbst entscheiden, wenn dem Antrag 
in vollem Umfang entsprochen werden kann oder 
wenn der Antragsteller sich mit dem Inhalt der 
beabsichtigten Entscheidung einverstanden erklärt 
hat. 

(3) Für die Ausschließung von der Mitwirkung 
am Feststellungsverfahren gilt § 328 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes. 


§ 33 

Beweiserhebung 

(1) Die Feststellungsbehörden und Feststellungs¬ 
ausschüsse erheben von Amts wegen alle Beweise, 
die für die Schadensfeststellung notwendig sind. 

(2) Soll von den Angaben des Antragstellers ab¬ 
gewichen werden, so ist dem Antragsteller VQr der 
Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be¬ 
stimmt ist, finden für die Beweiserhebung die 
§§ 355 ff der Zivilprozeßordnung sinngemäß An¬ 
wendung. 

(4) Für die Feststellung eines Kriegssachschadens 
ist die Schadensberechnung bindend, die die Finanz¬ 
behörden bei der Veranlagung der Vermögens¬ 
abgabe getroffen haben; dies gilt nur insoweit, als 
die Schadensberechnung für die Höhe der Ver¬ 
mögensabgabe von Bedeutung war. Satz 1 gilt, wenn 
ein Vertreibungsschaden oder ein Ostschaden an 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft festgestellt 
werden soll, für die Berechnung eines dieser Gesell¬ 
schaft entstandenen Schadens durch die Finanz¬ 
behörde entsprechend. 
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§ 34 

Eidliche Vc.nehmung 

(1) Im Feststellungsverfahren vor den Feststel¬ 
lungsbehörden und Feststellungsausschüssen ist die 
Abgabe eidesstattlicher Erklärungen unzulässig und 
der Parteieid ausgeschlossen. 

(2) Wenn der Feststellungsaussdiuß mit Rücksicht 
auf die Bedeutung der Aussage oder zur Herbei¬ 
führung einer wahrheitsgemäßen Aussage die eid¬ 
liche Vernehmung eines Zeugen oder eines Sach¬ 
verständigen für geboten erachtet, so ist das Amts¬ 
gericht, in dessen Bezirk der Zeuge oder Sach¬ 
verständige seinen ständigen Aufenthalt hat, um 
die eidliche Vernehmung zu ersuchen. 

(3) Auf das Vernehmungsersuchen sind die Vor¬ 
schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Zivilprozeßordnung sinngemäß anzuwenden. 

§ 35 

Beweiswürdigung 

(1) Der Leiter des Feststellungsamts und der Fest¬ 
stellungsausschuß entscheiden in freier Beweis¬ 
würdigung darüber, welche für die Entscheidung 
maßgebenden Angaben als bewiesen oder glaubhaft 
gemacht anzusehen sind. Als glaubhaft gemacht 
gelten Angaben, deren Richtigkeit mit einer ernst¬ 
liche Zweifel ausschließenden Wahrscheinlidikeit 
dargetan ist. 

(2) Angaben, die nicht bewiesen oder glaubhaft 
gemacht worden sind, werden bei der Schadens¬ 
feststellung nicht berücksichtigt. 

§ 36 

Feststellungsbescheid 

(1) Der Feststellungsbescheid hat die Höhe der 
für die einzelnen Vermögensarten festgestellten 
Schäden sowie im Falle des § 12 Abs. 3 und des 
§ 13 Abs. 2 die Höhe der festgestellten Verbindlich¬ 
keiten zu enthalten. 

(2) Die Schäden und die Verbindlichkeiten werden 
in Reichsmark festgestellt. 

(3) Für die Form des Feststellungsbescheids und 
seine Bekanntgabe gilt § 332 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes entsprechend. 

§ 37 

Tellfeststellung 

(1) Ist nach dem Ergebnis der Ermittlungen ein 
Schaden zu einem Teil bewiesen oder glaubhaft 
gemacht (§ 35), so kann die Feststellung zunächst 
auf diesen Teil des Schadens beschränkt und hier¬ 
über ein Teilfeststellungsbescheid erlassen werden. 
Auf Antrag ist ein solcher Teilfeststellungsbescheid 
zu erlassen, wenn die Voraussetzungen vorliegen. 

(2) Nach Abschluß des Verfahrens ist ein Gesamt¬ 
bescheid zu erlassen. 


: Bonn, den 13. August 1952 

§ 38 

Rechtsmittel 

(1) Für das Beschwerdeverfahren und das wei¬ 
tere Rechtsmittclverfahren gelten die §§ 336 bis 
33C und § 344 des Lastenausgleichsgesetzes; bei 
Bescheiden, die vor dem Inkrafttreten des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes bekanntgegeben werden, beginnt 
die Frist zur Einlegung der Beschwerde mit dem 
Tage des Inkrafttretens des Lastenausgleichsgesetzes. 

(2) Für das Verfahren vor den Beschwerdeaus¬ 
schüssen finden die Vorschriften des § 30 Abs. 1, 
§ 32 Abs. 3 und der §§33 bis 37 dieses Gesetzes, 
für das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
Endet § 333 des Lastenausgleichsgesetzes An¬ 
wendung. • 

§ 39 

Sonstige Verfahrensvorschriften 

(1) Für die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand und für die Wiederaufnahme des Verfahrens 
gelten die §§ 341 und 342 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes. 

(2) Für die Erhebung von Gebühren und für die 
Kosten des Verfahrens gilt § 334 des Lastenaus¬ 
gleichsgesetzes. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 
§ 40 

Verwaltungskosten 

(1) Für die Kosten der Durchführung dieses Ge¬ 
setzes gilt § 351 des Lastenausgleichsgesetzes ent¬ 
sprechend. 

(2) § 351 des Lastenausgleichsgesetzes gilt auch 
für diejenigen Kosten, die aus Anlaß der Durch¬ 
führung des Feststellungsgesetzes vor Inkrafttreten 
des Lastenausgleichsgesetzes entstanden sind; über 
eine pauschalierte Ermittlung dieser Kosten trifft 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates die näheren Anordnungen. 


§ 41 

Ausschließung von der Feststellung 

(l) Von der Feststellung eines Schadens ist un¬ 
beschadet der Ausschließung von Ausgleichs¬ 
leistungen oder von Vergünstigungen im Lasten¬ 
ausgleich sowie einer strafrechtlichen oder steuer¬ 
strafrechtlichen Verfolgung ausgeschlossen, wer in 
eigener oder fremder Sache 

1. wissentlich oder grob fahrlässig falsche 
Angaben über die Entstehung oder den 
Umfang des Schadens gemacht, veranlaßt 
oder zugelassen oc er zum Zwecke der 
Täuschung sonstige für die Entscheidung 
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erhebliche Tatsachen verschwiegen, ent¬ 
stellt oder vorgespiegelt hat, 

2. Zeugen, Sachverständigen oder Personen, 
die mit der Schadenssache befaßt sind, Ge¬ 
schenke oder andere Vorteile angeboten, 
versprochen oder gewährt oder ihnen Nach¬ 
teile angedroht oder zugefügt hat, um sie 
im Feststellungsverfahren zu einer falschen 
Aussage, einem falschen Gutachten oder 
einer Handlung, die- eine Verletzung der 
Dienst- oder Amtspflicht enthält, zu be¬ 
stimmen. 

(2) über die Feststellung der Ausschließung ent¬ 
scheidet auf Antrag des Leiters des Feststellungs¬ 
amts der Leiter des Landesausgleichsamts nach 
Anhörung des Beschwerdcausschusses; die Feststel¬ 
lung der Ausschließung ist zu begründen. Die Ent¬ 
scheidung über die Feststellung der Ausschließung 
kann vom Geschädigten und vom Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds nach §§ 338 ff des 
Lastenausgleichsgesetzes angefochten werden. 

(3) Besteht in einem Feststellungsverfahren hin¬ 
reichender Verdacht, daß die Voraussetzungen für 
eine Ausschließung des Antragstellers nach Absatz 1 
vorliegen, so kann das Verfahren von dem Leiter 
des Feststellungsamts ausgesetzt werden, bis über 
den Antrag nach Absatz 2 entschieden ist; das Ver¬ 
fahren ist auszusetzen, w-enn der Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds dies beantragt. 

(4) Die Feststellung nach Absatz 2 kann auf An¬ 
trag des Vertreters der Interessen des Ausgleichs¬ 
fonds auch nach Rechtskraft des Feststellungs¬ 
bescheids erfolgen; die Vorschriften des Vierten 
Buches der Zivilprozeßordnung über die Wiederauf¬ 
nahme des Verfahrens finden sinngemäß Anwendung. 

§ 42 

Frühere Feststellungen 

Auf Grund der Kriegssachschädenverordnung vom 
30. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1547) oder 
auf Grund sonstiger früherer Rechtsvorschriften 
getroffene Feststellungen sind für das Feststellungs¬ 
verfahren nach diesem Gesetz nicht verbindlich, 

§ 43 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates 

1. die in § 8 Abs. 2 Nr. 5, § 16 Abs. 7, § 24 Abs. 1 
und § 28 Abs. 2 vorgesehenen Rechtsverord¬ 
nungen zu erlassen; 

2. in Rechtsverordnungen zur Durchführung der 
Vorschriften über die Schadensberechnung 
nähere Bestimmungen zu treffen 


b) über die Minderung des Schadensbetrags 
bei Teilveräußerungen (§ 13 Abs. 1 Satz 3 
und § 14 Nr. 1 c), 

c) über die Berechnung des Schadens in den 
Fällen, in denen eine wirtschaftliche Einheit 
oder üntereinheit des Grundbesitzes nur 
teilweise im Vertreibungsgebiet, im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) belegen war, 

d) über die Berechnung des Schadenshöchst- 
belrags bei gewerblichen Betrieben (§ 13 
Abs. 4), 

aa) wenn ein Einheitswert für den Betrieb 
auf den 1. Januar 1940 nicht festgestellt 
worden ist oder nicht mehr bekannt ist, 

bb) wenn der Betrieb vor dem Währungs¬ 
stichtag eingestellt worden ist, 

cc) wenn im Vergleichszeitraum Änderun¬ 
gen in der rechtlichen Form des Betriebs 
oder in den Beteiligungsverhältnissen 
eingetreten sind; 

3. durch Rechtsverordnungen für weitere Per¬ 
sonengruppen (z. B. Sowjetzonenflüchtlinge) 
und Schadenstatbestände, soweit sie im Lasten¬ 
ausgleichsgesetz Berücksichtigung finden, die 
erforderliche Schadensfeststellung nach den 
Grundsätzen dieses Gesetzes zu regeln. 


§ 44 

Sondervorschriften für das Land Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses Gesetzes 
ergehenden Rechtsverordnungen, allgemeinen Ver¬ 
waltungsanordnungen und Weisungen gelten auch 
in Berlin (West), wenn das Land Berlin die An¬ 
wendung dieses Gesetzes gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung beschließt. Dabei gelten folgende 
Sondervorschriften: 

1. In § 8 Abs. 2 Nr. 3 werden hinter den Worten 
„§ 14 des Umstellungsgesetzes" eingefügt die 
Worte „und in Artikel 12 Nr. 28 der Berliner 
Umstellungsverordnung vom 4. Juli 1948 (Ver- 
ordnungsbl. für Berlin I S, 374)". 

2. Soweit in diesem Gesetz auf den Einheitswert 
vom Währungsstichtag Bezug genommen wird 
(§ 13 Abs. 1 und 4, § 14 Nr. 1 a und b und 
2 b), tritt für die wirtschaftliche Einheit des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens, 
des Grundvermögens und des Betriebsver¬ 
mögens, für die der Einheitswert in Berlin 
(West) festzustellen ist, der für den 1. April 
1949 geltende Einheitswert an die Stelle des 
Einheitswerts vom Währungsstichtag. 

3. In § 13 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
„vorbehaltlich der Sätze 2 und 3" die Worte 
„vorbehaltlich der Sätze 2 bis 4"; zwischen die 
Sätze 1 und 3 werden unter Wegfall des 
Satzes 2 die folgenden Sätze eingefügt: 


a) über die der Schadensberechnung nach § 12 
Abs. 2 zugrunde zu legenden Werte, 
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„An Stelle des am 1. April 1949 maßgebenden 
Einheitswerts ist auf Antrag für Grundstücke, 
bei denen Grundsteuerbilligkeitsermäßigungen 
wegen Wertminderung für das Kalenderjahr 
1948 gewährt worden sind, der diesen zu¬ 
grunde gelegte Wert anzusetzen. Ist für ein in 
Berlin (West) belegenes, von Kriegssachschäden 
betroffenes Gebäude ein Abgeltungsbetrag 
gemäß der Verordnung über die Aufhebung 
der Gebäudeentschuldungsteuer vom 31. Juli 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 501) entrichtet worden, 
so ist für die Schadensberechnung dem auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt vor Eintritt des 
Schadens festgestellten Einheitswert der Ab¬ 
geltungsbetrag mit 130 vom Hundert oder bei 
Teilschäden ein diesen entsprechender Teil des 
Abgeltungsbetrags zuzüglich 30 vom Hundert 
des Abgeltungsbetrags hinzuzurechnen.'' 

4. In § 13 Abs. 2 treten an die Stelle der Worte 
„am 20. Juni 1948" die Worte „am 24. Juni 
1948". 


5. In § 14 Satz 1 und Nr. 1 a tritt an die Stelle des 
Währungsstichtags der 1. April 1949. 

6. In § 14 Nr. 1 erhält Buchstabe c folgende 
Fassung: 

,,c) Sind der Veräußerung der ganzen wirt¬ 
schaftlichen Einheit Teilveräußerungen im 
Vergleichszeitraum vorausgegangen, so 
mindert sich der Schadensbetrag um den 
Teil des auf den letzten Feststellungszeit¬ 
punkt vor Eintritt des Schadens festge¬ 
stellten Einheitswerts oder des nach § 13 
Abs, 1 Satz 3 erhöhten Einheitswerts, der 
auf den veräußerten Teil des land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs oder des 
Grundstücks entfällt." 

§ 45 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 
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Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes 
über einen Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener. 

Vom 14. August 1952. 

Auf Grund des § 372 Abs. 2 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) wird nachstehend der Wortlaut des Gesetzes 
über einen Währungsausgleich für Sparguthaben 
Vertriebener vom 27. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 213) in der nunmehr geltenden Fassung bekannt¬ 
gemacht. 

Bonn, den 14. August 1952. 


Der B u n d e s m i n i s t e r der Finanzen 
Schaffer 
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Gesetz 

über einen Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 

in der Fassung vom 14. August 1952. 


ERSTER ABSCHNITT 

Voraussetzungen und Inhalt 
des Währungsausgleichs 
fürSparguthaben Vertriebener 

§ 1 

Voraussetzungen 

(1) Zur Abgeltung von Verlusten, die an Spar¬ 
guthaben Vertriebener im Zusammenhang mit den 
gegen Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder 
deutscher Volkszugehörigkeit gerichteten Ver¬ 
treibungsmaßnahmen entstanden sind, wird Ent¬ 
schädigung nach diesem Gesetz gewährt. Ein Spar¬ 
guthaben im Sinne des Satzes 1 ist die Gesamtheit 
der Reichsmarkspareinlagen (§ 22 des Gesetzes über 
das Kreditwesen vom 25. September 1939 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 1955 —) einer natürlichen Person bei 
Geldinstituten, die der Aufsicht des Reichsaufsichts¬ 
amts für das Kreditwesen unmittelbar oder mittel¬ 
bar unterstanden. Die Reichsmarkspareinlagen 
müssen im Zeitpunkt der Vertreibung bei einer in 
den deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße- 
Linie oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des 
Deutschen Reichs (Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937) bestehenden Niederlassung (Haupt- oder 
Zweigniederlassung) des Geldinstituts unterhalten 
worden sein. Spareinlagen im Sinne des Satzes 2 
sind auch Reichsmarkspareinlagen bei dem Post¬ 
sparkassenamt Wien und bei der Postsparkasse 
Prag. 

(2) Den Reichsmarkspareinlagen im Sinne des 
Absatzes 1 werden auf Tschechische Kronen lau¬ 
tende Spareinlagen unter Zugrundelegung des im 
Zeitpunkt der Vertreibungsmaßnahmen geltenden 
Verre.chnungssatzes (1 Reichsmark = 10 Tschechische 
Kronen) gleichgestellt. 

(3) Als Reichsmarkspareinlagen im Sinne des 
Absatzes 1 werden auch solche Spareinlagen an¬ 
erkannt, die durch gesetzliche Maßnahmen anderer 
Staaten noch vor der Vertreibung des Sparers von 
Reichsmark auf eine andere Währung umgestellt 
worden sind. 

(4) Entschädigung nach diesem Gesetz wird nicht 
aus Spareinlagen gewährt, die im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) nach den 
Vorschriften zur Neuordnung des Geldwesens als 


Altgeldguthaben in Deutsche Mark umgewandelt 
worden sind oder umwandlungsfähig sind. 

(5) Vertriebener im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer Vertriebener im Sinne des § 11 des Lastenaus¬ 
gleichsgesetzes ist; wer infolge von Kriegseinwir¬ 
kungen seinen Wohnsitz in die deutschen Gebiete 
östlich der Oder-Neiße-Linie oder in Gebiete außer¬ 
halb der Grenzen des Deutschen Reichs (Gebiets¬ 
stand vom 31. Dezember 1937) verlegt hat, gilt 
jedoch bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
auch dann als Vertriebener, wenn nicht aus den 
Umständen hervorgeht, daß er sich auch nach dem 
Kriege in diesen Gebieten ständig niederlassen 
wollte. Für Personen, die wegen politischer Verfol¬ 
gung als Vertriebene gelten, gilt § 12 Abs. 5 des 
Lastenausgleichsgesetzes entsprechend. 

§ 2 

Entschädigungsanspruch 

(1) Entschädigungsberechtigt im Währungsaus¬ 
gleich für Sparguthaben Vertriebener ist eine natür¬ 
liche Person, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes die folgenden Voraussetzungen 
erfüllt: 

1. Sie muß im Zeitpunkt der Vertreibung 
Gläubiger der Spareinlage gewesen sein 
(vertriebener Sparer). Das über die Spar¬ 
einlage ausgestellte Sparbuch muß auf den 
Namen des Gläubigers oder seines Erb¬ 
lassers gelautet haben. Ist der vertriebene 
Sparer nach der Vertreibung verstorben, so 
steht der Anspruch seinen Erben oder wei¬ 
teren Erben entsprechend ihrem Anteil am 
Nachlaß des Verstorbenen zu, sofern die 
Erben oder die weiteren Erben im Verhält¬ 
nis zu dem vertriebenen Sparer sind 

a) der Ehegatte, 

b) eheliche Kinder, Stiefkinder, an Kindes 
Statt angenommene Personen oder son¬ 
stige Personen, denen die rechtliche 
Stellung ehelicher Kinder zukommt, oder 
uneheliche Kinder, 

c) Abkömmlinge der unter b genannten 
Kinder, 
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d) Eltern, Großeltern oder weitere Vor¬ 
eltern oder Stiefeltern, 

e) voll- und halbbürtige Geschwister oder 
deren Abkömmlinge ersten Grades. 

War eine der vorbezeichneten Personen 
Erbe des vertriebenen Sparers und ist sie 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ver¬ 
storben, so treten ihre Erben nach Maß¬ 
gabe ihres Erbteils nur dann an die Stelle 
des Verstorbenen, wenn auch sie zu dem 
vertriebenen Sparer in einem familien¬ 
rechtlichen Verhältnis im Sinne .der Buch¬ 
staben a bis e gestanden haben. 

2. Sie muß, auch wenn sie nach Nr. 1 als 
Erbe des vertriebenen Sparers den An¬ 
spruch geltend macht, selbst Vertriebener 
sein; nach der Vertreibung geborene Ab¬ 
kömmlinge eines Vertriebenen gelten im 
Sinne dieser Vorschrift als Vertriebene. 

3. Sie muß am 31. Dezember 1950 ihren ständi¬ 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) ge¬ 
habt haben. Wer nach dem 31. Dezember 
1950 seinen ständigen Aufenthalt im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) genommen hat, kann Ent¬ 
schädigung nur beanspruchen, wenn er 

a) als Kind (Nr. 1 b und 1 c) eines Entschä- 
digungsberechtigten nach dem 31. De¬ 
zember 1950 geboren ist oder 

b) spätestens 6 Monate nach der Vertrei¬ 
bung im Geltungsbereich des Grund¬ 
gesetzes oder in Berlin (West) ständigen 
Aufenthalt genommen hat oder 

c) als Heimkehrer nach den Vorschriften 
des Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fas¬ 
sung des Gesetzes zur Ergänzung und 
Änderung des Heimkehrergesetzes vom 
30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 875, 
994) im Geltungsbereich des Grundge¬ 
setzes oder in Berlin (West) ständigen 
Aufenthalt genommen hat oder 

d) im Wege der Familienzusammenführung 
zu seinem Ehegatten oder als minder¬ 
jähriger Geschädigter zu seinen Eltern 
oder als hilfsbedürftiger Geschädigter 
zu seinen Kindern in den Geltungsbe¬ 
reich des Grundgesetzes oder nach Berlin 
(West) zugezogen ist. 

Ohne Rücksicht auf den genannten Stichtag 
kann ein Geschädigter Entschädigung be¬ 
anspruchen, wenn er als Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes vor dem 31. Dezember 
1950 seinen ständigen Aufenthalt im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) in das Ausland verlegt hat. 


(2) Ist der Entschädigungsberechtigte nach Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes verstorben, so geht der Ent¬ 
schädigungsanspruch nach den allgemeinen Grund¬ 
sätzen des Erbrechts auf die Erben über. 

(3) Stand eine Reichsmarkspareinlage einer Ge¬ 
meinschaft zur gesamten Hand zu, dann steht der 
Entschädigungsanspruch den beteiligten natürlichen 
Personen unter den Voraussetzungen dieses Ge¬ 
setzes nach dem Beteiligungsverhältnis zu. 

(4) Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er 
nicht innerhalb der in § 7 Abs. 4 bezeichneten Frist 
geltend gemacht wird. 

§ 3 

Bemessung der Entschädigung 

(1) Die Entschädigung beträgt 6,5 vom Hundert 
des Reichsmarknennbetrags des Sparguthabens (§ 1 
Abs. 1). Zur Berechnung der Entschädigung wird das 
Sparguthaben auf volle Reichsmark aufgerundet. 

(2) Aus Sparguthaben im Sinne des § 1 Abs. 1 
Satz 2, deren Höhe 50 Reichsmark nicht übersteigt, 
wird Entschädigung nicht gewährt. 

(3) Für die Höhe des zu berücksichtigenden Spar¬ 
guthabens ist der letzte Rechtsanspruch des Sparers 
maßgebend. Noch nicht verbuchte Zinsansprüche 
bleiben unberücksichtigt. 

§ 4 

Feststellung und Erfüllung des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung wird mit dem 
sich aus § 3 ergebenden Betrag festgestellt; über 
den Betrag wird eine Gutschrift (Ausgleichsgut¬ 
schrift) erteilt. 

(2) Der Entschädigungsberechtigte kann die Aus¬ 
zahlung des durch die Ausgleichsgutschrift begrün¬ 
deten Guthabens (Ausgleichsguthabens) fordern, so¬ 
bald und soweit das Ausgleichsguthaben frei¬ 
gegeben worden ist. 

(3) Das Ausgleichsguthaben wird ab 1. Januar 
1952 bis zur Freigabe mit 4 vom Hundert jährlich 
verzinst. Die Zinsen werden mit dem Ausgleichs¬ 
guthaben zur Auszahlung freigegeben. 

(4) Die Befugnis des Entschädigungsberechtigten, 
über das Ausgleichsguthaben im übrigen nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu verfügen, 
bleibt unberührt. 

§ 5 

Übergang der Forderungen 

Wird nach den Vorschriften dieses Gesetzes Ent¬ 
schädigung gewährt, gehen die Ansprüche des Ent¬ 
schädigungsberechtigten gegen denjenigen, der ihm 
gegenüber den Anspruch aus der Spareinlage zu 
erfüllen haben würde, auf den Ausgleichsfonds 
über. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahren 
§ 6 

Behörden 

(1) über Ansprüche auf Entschädigung im Wäh¬ 
rungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener ent¬ 
scheiden diejenigen Behörden, Ausschüsse und Ge¬ 
richte, welche für die Durchführung des Dritten Teils 
des Lastenausgleichsgesetzes zuständig sind. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts be¬ 
stimmt mit Zustimmung des Kontrollausschusses 
Näheres über die Durchführung des Währungsaus¬ 
gleichs. Er erläßt die erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften. Er übt die der Bundes¬ 
regierung und den zuständigen obersten Bundes¬ 
behörden nach Artikel 85 des Grundgesetzes zu¬ 
stehenden Befugnisse nach Maßgabe des Artikels 
120 a des Grundgesetzes aus. 

(3) Im Entschädigungsverfahren wirken Geld¬ 
institute, die zur Entgegennahme von Spareinlagen 
berechtigt sind, sowie die Deutsche Bundespost nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften mit. 

§ 7 

Einreichung des Antrags 

(1) Der Antrag auf Entschädigung im Währungs¬ 
ausgleich für Sparguthaben Vertriebener ist auf amt¬ 
lichem Formblatt nach der Wahl des Antragstellers bei 
einem Geldinstitut, das zur Entgegennahme von Spar¬ 
einlagenberechtigt ist, oder bei der Deutschen Bundes¬ 
post einzureichen; für die Deutsche Bundespost neh¬ 
men die Postämter die Anträge entgegen. Die Nie¬ 
derlassung (Haupt- oder Zweigniederlassung) des 
Geldinstituts oder das Postamt, bei denen der An¬ 
trag eingereicht wird, muß innerhalb des Bereichs 
des für den ständigen Aufenthalt des Antrag¬ 
stellers zuständigen Ausgleichsamts (Amts für So¬ 
forthilfe) liegen. Das Landesausgleichsamt (Landes¬ 
amt für Soforthilfe) kann bestimmen, daß der Antrag 
auch bei einer der nach Satz 1 zur Entgegennahme 
berechtigten Stellen im Bereich eines anderen Aus¬ 
gleichsamts (Amts für Soforthilfe) eingereicht wer¬ 
den kann. 

(2) Der Antrag kann bei nur einer der zur Ent¬ 
gegennahme von Anträgen berechtigten Stellen ein¬ 
gereicht werden, auch wenn Ansprüche aus meh¬ 
reren Spareinlagen geltend gemacht werden. 

(3) Geldinstitute der in Absatz 1 bezeichneten 
Art und die Deutsche Bundespost sind verpflichtet, 
Anträge entgegenzunehmen und zu bearbeiten. 

(4) Der Antrag auf Entschädigung muß binnen 6 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ein¬ 
gereicht werden. In den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 
Satz 2 muß der Antrag binnen 6 Monaten, nach¬ 
dem der Antragsteller im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) ständigen Auf¬ 
enthalt genommen hat, gestellt werden. Das Aus¬ 
gleichsamt (Amt für Soforthilfe) kann die nachträg- 
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liehe Einreichung des Antrags zulassen, wenn der 
Antragsteller nachweist, daß er ohne Verschulden 
zur Wahrung der Frist außerstande war. 


§ 8 

Beweisgrundsätze 

(1) Maßgebend für die Feststellung des Anspruchs 
nach Grund und Höhe ist 

1. das Sparbuch, 

2. ein Konto, das von einer anerkannten 
Stelle, die in den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder nach Berlin (West) 
verlagertes Kontenmaterial treuhänderisch 
verwaltet, oder das von der Deutschen 
Bundespost aufbewahrt wird, wenn ein von 
dem gesetzlichen Vertreter oder von den 
Bevollmächtigten der das Konto aufbewah¬ 
renden anerkannten Stelle ausgestellter 
Auszug aus diesem Konto vörgelegt wird, 

3. eine mit zwei Unterschriften und Stempel 
versehene Bestätigung des schuldnerischen 
Geldinstituts oder des ihm übergeordneten 
Institutsverbands, die unmittelbar vor der 
Vertreibung im Hinblick auf die Möglich¬ 
keit des Verlustes des Sparbuchs erteilt 
worden ist, wenn diese Bestätigung die 
Höhe des Guthabens im Zeitpunkt der Ver¬ 
treibung, die Rechtsnatur des Guthabens 
als Sparguthaben, das schuldnerische Geld¬ 
institut und die Person des Gläubigers 
zweifelsfrei erkennen läßt, 

4. eine Anmeldebestätigung, die von der zu¬ 
ständigen amtlichen Stelle anläßlich der 
Umstellung der Guthaben von Reichsmark 
oder Tschechischen Kronen auf Tschecho¬ 
slowakische Kronen im Jahre 1945 erteilt 
worden ist, wenn diese Bestätigung die 
Höhe des Guthabens, die Rechtsnatur des 
Guthabens als Sparguthaben, das schuld¬ 
nerische Geldinstitut, die Person des Gläu¬ 
bigers und den Umfang der etwa nach der 
Umstellung vollzogenen Auszahlungen 
zweifelsfrei erkennen läßt. 

(2) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes¬ 
rates bedarf, 

1. ob und unter welchen Voraussetzungen 
sonstige Urkunden als Beweismittel im 
Sinne des Absatzes 1 anerkannt werden, 

2. welche verlagertes Kontenmaterial ver¬ 
waltenden Stellen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 2 als zur Ausstellung von Konto¬ 
auszügen berechtigt anerkannt werden. 

In der Rechtsverordnung kann Näheres darüber 
bestimmt werden, unter welchen Voraussetzungen 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 und 4 ein Nachweis 
als zweifelsfrei geführt anzuerkennen ist. 
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(3) Sind sowohl das Sparbuch als auch das Konto 
vorhanden und weicht der Endstand des Sparbuchs 
von dem des Kontos ab, so ist der Kontostand maß¬ 
gebend, der sich nach Vornahme der unterbliebenen 
Buchungen ergeben würde. 

(4) Die Verpflichtung des Antragstellers, zu be¬ 
weisen, daß ihm der Entschädigungsanspruch aus 
den vorgelegten Urkunden zusteht (§ 2), bleibt 
unberührt. 

§ 9 

Entscheidung über den Antrag 

(1) Das Geldinstitut oder die Deutsche Bundespost 
(§ 7) erteilt auf den Antrag einen Bescheid, wenn 
eine Urkunde nach § 8 Abs. 1 Nr, 1 oder 2 vor¬ 
gelegt worden ist, der Antragsteller Vertriebener 
ist, die vorgelegten Urkunden über das Spargut¬ 
haben auf den Namen des Antragstellers lauten und 
der Entschädigungsanspruch im übrigen nach Grund 
und Höhe zweifelsfrei ist. 

(2) Ist ein Anspruch zu einem Teil zweifelsfrei 
bewiesen, kann hierüber ein Teilbescheid erteilt 
werden 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht vor, gibt das Geldinstitut oder die Deutsche 
Bundespost den Antrag an das zuständige Aus¬ 
gleichsamt (Amt für Soforthilfe) zur Entscheidung ab. 

(4) Der bei dem nach § 7 zuständigen Ausgleichs¬ 
amt (Amt für Soforthilfe) bestellte Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds kann gegen den 
Bescheid des Geldinstituts oder der Deutschen 
Bundespost binnen 3 Monaten nach Bekanntgabe 
schriftlich gegenüber dem Ausgleichsamt (Amt für 
Soforthilfe) die Entscheidung der Ausgleichsbehörde 
anrufen. Der Bescheid nach Absatz 1 gilt als an¬ 
erkannt, wenn nicht innerhalb dieser Frist die Ent¬ 
scheidung der Ausgleichsbohörde angerufen wor¬ 
den ist 

(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 bestimmt 
sich das weitere Verfahren nach den §§ 335 bis 342 
des Lastenausgleichsgesetzes. §§ 327 und 328 sowie 
§§ 330 bis 334 des Lastenausgleichsgesetzes finden 
mit der Maßgabe Anwendung, daß hinsichtlich der 
Beweisführung für den Verlust von Reichsmarkspar¬ 
einlagen § 8 dieses Gesetzes unberührt bleibt und 
daß bei Bescheiden, die vor dem Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes bekanntgegeben werden, 
die Frist mit dem Tage des Inkrafttretens des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes beginnt. 


§ 10 

Ausgleichsgutschrift 

(1) Die Ausgleichsgutschrift (§ 4) wird nach An¬ 
erkennung des Bescheids (§ 9 Abs. 4) oder nach 
Rechtskraft der Entscheidung der Ausgleichsbehörde 
durch dasjenige Geldinstitut erteilt, bei dem der 
Antrag eingereicht worden ist. Ausgleichsgut¬ 


schriften auf Grund der bei der Deutschen Bundes¬ 
post eingereichten Anträge werden von der Deut¬ 
schen Bundespost erteilt. 

(2) Auf Antrag des Entschädigungsberechtigten 
kann die Ausgleichsgutschrift aus wichtigen Gründen 
mit Zustimmung des Ausgleichsamts (Amts für 
Soforthilfe) durch eine andere Stelle im Sinne des 
Absatzes 1 erteilt werden. 

§ 11 

Bereitstellung der Mittel 

(1) Zugunsten der Geldinstitute und der Deut¬ 
schen Bundespost entstehen in Höhe der von ihnen 
erteilten Gutschriften Deckungsforderungen gegen 
den nach dem Lastenausgleichsgesetz zu bildenden 
Ausgleichsfonds, die mit 4,5 vom Hundert jährlich 
ab 1. Januar 1952 verzinslich sind. Die Deckungs¬ 
forderungen werden mit den Zinsen nach Maßgabe 
der Freigabe der Guthaben durch Zahlung eingelöst. 

(2) Die Geldinstitute und die Deutsche Bundespost 
erhalten keine Deckungsforderungen für die Gut¬ 
haben, die durch unrichtige, auf vorsätzlichem oder 
grob fahrlässigem Verhalten beruhende anerkannte 
Bescheide ihrer Bevollmächtigten entstanden sind. 

(3) Die noch nicht freigegebenen Ausgleichsgut¬ 
haben bleiben bei der Berechnung der für die 
Geldinstitute vorgeschriebenen Mindestreserven 
außer Betracht. 

(4) Die Bundesregierung legt durch Rechtsverord¬ 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, die Grundsätze für die Freigabe der Aus¬ 
gleichsguthaben fest. Hierbei ist vorzusehen, daß 
Ausgleichsguthaben bis zu 20 Deutsche Mark mit 
Vorrang freigegeben werden. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 
§ 12 

Nichtberücksichtigung von Sparguthaben 

Ein Entschädigungsanspruch im Rahmen des Wäh¬ 
rungsausgleichs für Sparguthaben Vertriebener be¬ 
steht nicht, wenn das verlorene Sparguthaben in 
Ausnutzung von Maßnahmen der nationalsozialisti¬ 
schen Gewaltherrschaft erworben worden ist. 

§ 13 

Ausschließung von der Entschädigung 

(1) Von Leistungen im Rahmen des Währungs¬ 
ausgleichs für Sparguthaben Vertriebener wird, un¬ 
beschadet der strafrechtlichen Verfolgung, ausge¬ 
schlossen, wer in eigener oder fremder Sache 
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wissentlich oder grob fahrlässig falsche Angaben 
über die Enstehung oder den Umfang eines Ver¬ 
lustes aus Sparguthaben Vertriebener gemacht, ver¬ 
anlaßt oder zugelassen oder für Zwecke der Täu¬ 
schung sonstige für die Entschädigung erhebliche 
Tatsachen verschwiegen, entstellt oder vorgespie¬ 
gelt hat, 

(2) Für das Verfahren gilt § 360 Abs. 2 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes entsprechend. 

§ 14 

Verwaltungskosten 

(1) Für die Kosten der Durchführung dieses Ge¬ 
setzes gilt § 351 des Lastenausgleichsgesetzes ent¬ 
sprechend. 

(2) Die Geldinstitute und die Deutsche Bundes¬ 
post erhalten für jeden von ihnen erteilten Bescheid 
{§ 9 Abs. 1) vom Bund einen Unkostenbeitrag von 
einer Deutschen Mark; anerkannten Stellen, die in 
den Geltungsbereich des Grundgesetzes oder nach 
Berlin (West) verlagertes Kontenmaterial treuhän¬ 
derisch verwalten (§ 8 Abs. 1 Nr. 2), können die not¬ 
wendigen Kosten der zur Durchführung dieses Ge¬ 
setzes erforderlichen Ausstellung von Kontoaus¬ 
zügen insoweit erstattet werden, als die Übernahme 
dieser Kosten für die verwaltenden Stellen nicht zu¬ 
mutbar ist. 


§ 15 

Sondervorschriften für das Land Berlin 

(1) Dieses Gesetz und die auf Grund dieses Ge¬ 
setzes ergehenden Rechtsverordnungen, allgemeinen 
Verwaltungsanordnungen und Weisungen gelten 
auch in Berlin (West), sobald das Land Berlin die 
Anwendung dieses Gesetzes gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung beschließt. 

(2) Bis zur Errichtung der nach § 6 Abs. 1 
zuständigen Behörden und Ausschüsse werden in 
Berlin (West) die für die Gewährung der Hausrat¬ 
hilfe nach dem Gesetz des Landes Berlin über Sofort¬ 
hilfemaßnahmen zur Beschaffung von Hausrat für 
Kriegssachgeschädigte und Vertriebene (Hausrat¬ 
hilfegesetz) vom 22. November 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. für Berlin S. 1117) zuständigen 
Dienststellen sowie ein beim Senator für Finanzen 
zu errichtendes Landesamt für Soforthilfe mit der 
Durchführung dieses Gesetzes beauftragt. 

(3) Im Land Berlin tritt an die Stelle der Deut¬ 
schen Bundespost das vom Senat des Landes Berlin 
verwaltete Post- und Fernmeldewesen. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 
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